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DIRSESCEHTEH FRE ABSCHLUSS DES BUNDES. 


Flüsse verbinden, Berge trennen. Der Jura scheidet Basel und die 
Lande der alten Eidgenossenschaft. Diesen kehrt er schroffe, hoch 
ansteigende Wände zu; auf der Nordseite dagegen senkt er sich in 
seinen Vorbergen allmählig zur Ebene hinab, zu dem großen Strome, 
der brausend die Ebene säumt, alles aus diesen Thälern niederrinnende 
Gewässer an sich reißt und nun gewaltig da gen Norden stürmt, wo 
die Gebirgszüge beider Ufer zurücktretend ihm eine Öffnung geben. 

In dieser Öffnung, am Beginne der lichtvollen breiten Weite, liegt 
Basel. Die Natur hat ihm den Rücken gegen den Jura, Augen und 
Mund dem Rheinlande zu gewendet. 

Aber neben dieser natürlichen Bestimmung greift die Thätigkeit 
des Menschen ein. Der Strom ist schiffbar, schon von weiten Strecken 
seines obern Laufes her, schon dort in seinen großen Zuflüssen. Und 
der Bergkamm kann überschritten oder durch Pässe durchbrochen werden. 


[@8 


Nun ist Wandeln und Fahren, zu Lande wie zu Wasser, nach jeder 
der Richtungen gewendet. Alle diese Bahnen aber treffen sich in Basel; 
ihre Vereinigung ist es, die den Ort frei macht vom Gesetz seiner 
natürlichen Lage. 

Was aus Basel wird, vor allem welche Stellung es einnimmt zu 
seinen Nachbarn, das kann nun nicht mehr ruhige Wirkung der Natur, 
sondern nur Ergebnis der Geschichte sein. 


* * 
x 


Über den Anfängen dieser Regungen und Beziehungen liegt für uns 
ein ungewisses Dämmerlicht. 

Jedenfalls ist von Alters her vorhanden das rein Thatsächliche und 
Äußerliche des Hin- und Herwandelns von Gebiet zu Gebiet, von Volk 
zu Volk. .Aber Maß und Inhalt dieses Verkehrs ist völlig bedingt 
durch den Stand der allgemeinen Verhältnisse, die Kultur, die Lebens- 
kraft, die politischen Ansprüche und Ziele zu beiden Seiten des Gebirges. 

In den Zeiten der Römerherrschaft, da durch ganz Helvetien ein 
reiches Leben sich bewegte, am Oberrhein Augst blühte und neben 
dieser Stadt da, wo heute Basel ist, ein Kastell den Stromübergang 
bewachte, dienten die Pässe des Bötzbergs und des Hauensteins dem 
unaufhörlichen Getriebe zwischen hüben und drüben, das um so be- 
merkenswerter ist, als es neben Angelegenheiten der Provinz auch 
Interessen des ganzen Weltreiches vermittelte. 

Mit dem Untergang römischen Wesens in Helvetien, der Verödung 
des Landes fällt jede Möglichkeit, daß eine solche Regsamkeit von 
irgend welcher Bedeutung fortdaure, dahin. Es wird zunächst für 
längere Zeit ganz stille. Der Verkehr über den Berg behält freilich 
seine Wichtigkeit, insofern er ein internationaler ist. Unter dieser 
immerwährenden Berührung mit Dingen von größerm Maße, mit 
Menschen fremden Geistes und fremder Zunge, wächst auch Basel. Nur 
‚sein Verhältnis zum Lande jenseits des Jura ist ein völlig bedeutungs- 
loses; bis endlich dort vereinzelt allerhand neues Leben aufgeht, das 
nun auch mit Basel in Rapport tritt. 

Es sind dies die alten Klöster, ehrwürdige früheste Niederlassungen, 
die lange Zeit die einzigen Stätten mönchischen Lebens in diesen Landen 
waren, bis eine zweite, neugeartete Reihe solcher Gründungen ihnen folgte. 

St. Gallen hat schon frühe ausgedehnten Besitz bei Basel, im Breis- 
gau und im Sisgau; zunächst der Stadt, auf Wenken, wird es im Jahre 


751 Eigentümer. Daß ein häufiger Verkehr des Klosters mit Basel die 
Folge war, versteht sich ohne weiteres; was dann hinzutritt, sind Be- 
ziehungen rein persönlicher Art. Am Grabe Sankt Othmars findet eine 
blinde Frau aus dem oppidum Basilea, die dorthin gepilgert ist, die erflehte 
Heilung; Udalrich, der alte, kaum gekannte Bischof von Basel, hat seinen 
Memorientag im St. Galler Totenbuch. Ähnliches ist von Einsiedeln zu 
sagen. Auch diese Abtei ist bei Basel begütert, sowohl im nächsten 
Gelände vor den Stadtmauern, als auch in Bartenheim und Stetten. Ihren 
großen Besitz in Sierenz verdankt sie zum Teil dem Basler Bischof 
Adelbero. Hin und her giengen die Klosterleute zwischen der einsamen 
Zelle St. Meinrads und der von Leben wiederhallenden Rheinstadt. Wenn 
der Abt mit dem vorgeschriebenen Gefolge der ı2 Rosse und 13 Mannen 
zum jährlichen Gerichtstag nach Sierenz zog, ritt er hier durch. Und 
gewiß mit bestimmter Rücksicht auf das häufige Begehen des Weges 
nach Basel ist die daran liegende Herrschaft Kienberg zum Einsiedler- 
lehen gemacht worden. Das Gleiche wiederholt sich für Payerne, die 
königliche Abtei. Zu ihren Weinbergen bei Colmar führte die alte 
Römerstraße über den Hauenstein und durch Basel; an dieser Straße, 
in Höllstein, lag ein Klosterhof, der als Herberge und Vorspannstation 
diente und dessen Leute die Pflicht hatten, den Payerner Elsaßwein 
frohnweise bis Kerzers zu führen. 

Soviel aus Klöstern. Von dem, was außerhalb dieser im Lande 
geschah, erfahren wir freilich wenig, Um entwickelte, mannigfach ge- 
staltete Zustände kann es sich dabei jedenfalls nicht handeln, aber doch 
um ein Dasein, das auch in dieser Beschränkung als ein durchaus bewußtes, 
leidenschaftlich bewegtes zu denken ist. Auch Basel hat daran Teil 
genommen. Es sind die Zeiten des hochburgundischen Reiches, dem 
unsere Stadt angehört zu haben scheint. Wiederholt haben hier in Basel, 
«das wie an einem Kreuzwege zwischen Burgund, Frankreich und 
Deutschland liegt », die burgundischen und die deutschen Herrscher sich 
getroffen; hier ist durch den letzten König Burgunds im Jahre 1032 
das Reich dem Kaiser übergeben worden. 

Es folgen nun die Jahrhunderte, deren in stäts wachsender Fülle 
sich zudrängende Nachrichten die Vorstellung geben, Basel sei vorher 
beinahe allein vorhanden gewesen, jetzt aber werde es rasch auch durch 
die obern Lande laut und in allen Formen lebendig. 

In den Gebieten der Zähringer, Habsburger, Kiburger entstehen 
die Städte Freiburg, Bern, Burgdorf, Aarau, Mellingen u. s. w. Klöster, 
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wie Muri, Engelberg, St. Urban, Frienisberg, werden gegründet. Die 
ersten Jahrzehnte des 13. Jahrhunderts bringen die Eröffnung der Gott- 
hardstraße und im Zusammenhange damit auch die Ausbildung des 
untern Hauensteinpasses zum großen Verkehrsweg. 

Wie unendlich Vieles solche Neuerungen dem Lande bedeuteten, 
ist in Kürze nicht auszusprechen, ist auch wohl überhaupt nicht zu 
ermessen. Für uns besteht nur die Frage, inwiefern dieses vielartige 
Neue Basel berührt habe. 

Es handelt sich auch für diese Stadt um die Zeit ihres mächtigsten 
Aufschwunges. Ein städtisches Gemeinwesen bildete sich, ein Rat trat 
selbständig auf. In allen Äußerungen, im Bau von Brücke und Markt, 
in der Stadterweiterung, im Entstehen der Zünfte, im Kampfe gegen 
den Bischof offenbart sich eine außerordentliche Lebensfülle und eine 
ihres Reichtums bewußte Kraft. Da zu eben dieser Zeit Ähnliches jen- 
seits des Gebirges geschieht, wo die Länder sich ermannen und in den 
Städten ein eigenes, freies Wesen sich aufzuthun beginnt, so ist die 
Vermutung wechselseitiger Beziehungen naheliegend. Dennoch ist von 
solchen zunächst nichts zu bemerken. 

1254 beschwört die Stadt Basel mit Straßburg, Speyer, Worms, 
Mainz, Köln einen Landfrieden; 1261 verbündet sie sich mit Straßburg; 
1278 nimmt sie wiederum an einem Landfrieden rheinischer Städte und 
Fürsten teil. Hiemit stimmt überein, was der Chronik der Prediger, der 
einzigen bedeutenden Mitteilung aus dem Basel des 13. Jahrhunderts, zu - 
entnehmen ist. Diese Chronik, in einheitlicher Auffassung einen größern 
Zeitraum behandelnd, frisch, lebendig, gleichsam den Hauch und Schein 
jeden Tages von damals noch an sich tragend, ist als Quelle un- 
schätzbar, immerhin mit dem Vorbehalte, daß sie nur einseitig, nur über 
das Leben in einem bestimmten Kreise orientiert. Sie giebt wieder, was 
sich die Klosterbrüder über Tisch erzählten. Aber auch hier nun er- 
scheint Basel als ganz und gar im rheinischen Zusammenhange stehend. 
Von den politischen Vorkommnissen und vom alltäglichen Leben der 
oberrheinischen Gebiete im Norden Basels wird alles denkbare Detail 
gegeben. Aus Helvetia nichts derartiges. Dieses Land ist etwas weit 
entlegenes, fremdes. Was die Mönche von ihm mitteilen, sind nur ver- 
einzelte Anekdoten und Wundergeschichten. Daß in Bern und in Zürich 
Brände gewesen seien; daß der Annalist auf Schloß Regensberg einen 
Krystall gesehen habe, so schwer, daß er ihn nur mit Mühe habe auf- 
heben können. Aber er weiß auch zu melden, daß auf den Alpen, 


«die bei Zürich sind», die Arche Noäh gesessen sei. Aus dem Hoch- 
gebirge erzählt er überhaupt verwunderliche Dinge: von den Lawinen, 
von den Schlangen, von dem Quell, der noch am St. Jakobstag im Juli 
mit Eis bedeckt ist, von dem bösen Zauberer und Wettermacher in den 
Bergen von Uri. Der Annalist selbst ist einmal in diesem Lande 
gewesen und hat das verheerende Niedergehen einer risina bei Altorf 
unter Schrecken mitangesehen. 

Man empfindet deutlich: den Predigern, die doch weit herum kamen, 
war das Land überm Jura bisher fast unbekannt gewesen. Wie viel mehr 
mochte das bei einem großen Teil des Laienvolkes der Fall sein. Jetzt 
aber beginnt jenes Land sich zu erschließen. Etwas vollzieht sich, das 
wie eine Entdeckung der Schweiz ist. 

Hiezu trugen die politischen Bewegungen wesentlich bei. Der große 
Kampf zwischen den letzten Hohenstaufen und dem Papste brachte auch 
den schweizerischen Gegenden, so gut wie dem Rheinlande, ein Getümmel, 
das alle Verhältnisse durcheinanderwirbelte; er schuf Beziehungen, die in 
ruhigen Zeiten nicht geschehen wären. Ähnliches gilt von den folgenden 
Jahrzehnten. Diese stehen im Zeichen Rudolfs von Habsburg, des Mannes 
von unvergleichlich belebender Art. Sein Streit mit dem Basler Bischof 
Heinrich erregt Land und Leute, seine ostschweizerischen Hilfstruppen 
brennen und plündern bei Basel. Dann wird er König; auf dem March- 
felde führt er Basler und Schweizer zusammen in den Streit; als er am 
Ende des Lebens Bisanz belagert, stehen unter seinem Banner neben den 
Baslern auch jene Leute aus Swicia, die «des Steigens in Bergen gewohnt 
sind» und ihm dadurch den Sieg verschaffen. 

Im Jahre 1291 starb König Rudolf; um der infolge hievon ent- 
stehenden Unsicherheit aller Verhältnisse zu begegnen, schlossen die drei 
Länder am See sofort ihren ewigen Bund, und nur wenige Wochen 
nachher begegnet uns auch der erste Vertragsabschluß zwischen den 
Städten Basel und Luzern. 
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Von dem denkwürdigen Jahre 1291 an sind somit die Beziehungen 
Basels zu den Eidgenossen zu datieren. Sie haben seitdem nie mehr auf- 
gehört. Vielmehr wuchsen sie mit der Zeit an innerer Bedeutung, und 
den Anstoß dazu gab hier wie dort die fortschreitende Ausbildung der 
politischen Zustände: bei den Schweizern die Entwickelung und das 
Wachstum jedes einzelnen Ortes, die Erweiterung des Bundes durch 


den Beitritt neuer Eidgenossen, der Kampf gegen Österreich; bei Basel 
das Empordrängen der Demokratie zum Stadtregiment. 

Dies war das Entscheidende. Als Herzog Leopold von Österreich 
1315 die Niederlage am Morgarten erlitt, waren nur wenige Monate ver- 
flossen, seit er und sein königlicher Bruder glänzende Feste in Basel 
gefeiert hatten; und bei den Leitern dieser Stadt erregte die Kunde der 
Schlacht, wie wir ohne weiteres annehmen müssen, tiefes Mißfallen. Sie 
blieben der Sache Österreichs auch in den nächsten Zeiten zugethan. 
Erst mit dem Eintreten der Zünfte in den Rat, in den 1330er Jahren, 
wurde einer andern Auffassung der Dinge Platz geschaffen. Man kann 
sagen: in dem Maße, in dem sich von da an der Gegensatz gegen 
Bischof, Adel und Österreich immer principieller entwickelte, wuchs auch 
die Möglichkeit, an ein Zusammengehen Basels mit den Eidgenossen zu 
denken. 

Zunächst aber können nur vereinzelte und zufällige Beziehungen 
erwähnt werden. 

Mit Luzern hatte Basel das Gemeinsame, daß sie beide an der 
großen nördlichen Zufahrtsstraße des Gotthard gelegen waren und sie 
beherrschten. Wer vom Passe her kam, trat in Luzern aus dem Schiffe 
ans feste Land und wanderte bis Basel, um erst hier wieder, nach dem 
Rate des Abtes Albert von Stade 1236, «seinen Füßen gütlich zu thun, 
in ein Schiff zu steigen und nach Köln hinunter zu fahren». Auf diese 
Straße nun und ihren Gebrauch beziehen sich wohl die frühesten Ver- 
handlungen Basels mit Luzern. Ihr Übereinkommen von 1291 galt der 
Beilegung von Zwist; wiederum 1298 und 1299 ist von Streitigkeiten 
und ihrer Schlichtung die Rede, und so auch 1309 und 1311. Luzerner 
saßen in Basel gefangen, Basler Bürger und Knechte von Basler Edeln 
in Luzern. Aus Händeln Einzelner scheinen Mißhelligkeiten der Städte 
erwachsen zu sein; genaueres besagen die Urkunden nicht. Aber man 
darf vermuten, der Verkehr, der jedenfalls unaufhörlich und in breiten 
Massen hin und her flutend die Straße zwischen den beiden Städten 
belebte, habe den Anlaß dieser Zerwürfnisse geboten. Vielleicht in un- 
mittelbarer Beziehung auf solche, jedenfalls mit Rücksicht auf einen regen 
Handel und Wandel sind 1293 und 1328 die Verkommnisse über Rechts- 
hilfe getroffen worden. 

Von ganz anderer Art waren Basels Berührungen mit Bern, der 
Natur dieses mächtigen und stolzen Gemeinwesens entsprechend. Sie 
galten einer großen Maßregel, einem der Landfriedensbünde jener Zeit, 


mit denen stäts aufs neue unternommen wurde, innerhalb eines bestimmten 
Bezirkes Ordnung zu schaffen und das öffentliche Leben erträglich zu 
machen. Eine hiefür ausreichende Centralgewalt fehlte; die zunächst betei- 
lioten Städte und Herren mußten sich der Sache annehmen. So kam im 
Jahre 1303 ein Bund zu stande, an dem Österreich, Habsburg und Kiburg, 
Bern, Freiburg und Solothurn, Basel und Straßburg Teil hatten. Es 
ist der erste die Gebiete beidseits des Jura zugleich berührende Land- 
frieden, von dem wir wissen. Ein Herr von Weißenburg brach den 
Frieden; Bern mahnte die Verbündeten ins Feld, und mit Andern zog 
auch Basel. Sie legten sich vor Wimmis im Simmenthal und brachen 
das Städtlein. 

Große Bündnisse solcher Art vereinigten auch in den Jahren 1327, 
1329, 1333 Basel und Bern, mit ihnen zahlreiche Herrengeschlechter und 
Städte des Elsasses, des Breisgaus und der obern Lande, wie Zürich, 
St. Gallen, Solothurn. 1327 traten auch Uri, Schwyz, Unterwalden dem 
Bunde bei, so daß hier zum ersten Male Basel direkte Beziehungen zu 
den Gründern der jungen Eidgenossenschaft erhielt. Es war in Gemäß- 
heitz eines, dieser Bünde, daß zu‘ Beginn der 1330er Jahre der Krieg 
gegen den Herrn von Wippingen ergieng, der aus Schloß und Stadt 
Gümminen die Berner belästigt hatte. Auf Berns Ruf zog auch Basel 
mit 60 Helmen ihm zu Hilfe, Gümminen wurde genommen. 

Daß die Basler auch mit Zürchern schon früh Geschäfte aller Art 
trieben, erweist das Verkommnis der beiden Städte über Rechtshilfe 1321. 
Es ist den mit Luzern geschlossenen Vereinbarungen dieser Art völlig 
gleich. Wichtiger ist die Stellung Basels in den Streitigkeiten, die sich 
um die Mitte des Jahrhunderts aus den Beziehungen Zürichs zur Herr- 
schaft Österreich einerseits, den Waldstätten andrerseits ergaben. Zu- 
nächst freilich steht Basel auf Seite Zürichs. 1345 und wieder 1348 
schließen die Stadt und der Bischof ein Bündnis mit Zürich, wobei 
sich die Verbündeten Hilfe in einem erstaunlich weiten Umkreise, von 
den Vogesen bis zum Arlberg, vom Schwarzwald bis zum Weißen- 
stein, Brünig und Septimer geloben. Aber dies Bündnis läuft im Sommer 
1349 aus, und im nächsten Jahre schon ist Feindschaft zwischen Basel 
und Zürich. Zwei getrennte Ursachen wirkten hier zusammen. Die eine 
war ein Streit der Waldner von Sulz im Elsaß mit einem Mülner von 
Zürich, in dessen Verlauf eine Schar von Baslern und Straßburgern, die 
nach Einsiedeln wallfahrteten, obgleich sie mit jenem Streite gar nichts 
zu thun hatten, durch Zürich festgenommen wurden. Die Königin Agnes 
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übernahm es dann, Frieden zu stiften. Aber Basels Stellung gegenüber 
Zürich war schon keine freie mehr. Am 23. April 1350, genau zwei 
Monate nach der Zürcher Mordnacht, hatte es sich mit Österreich und 
den Städten Straßburg und Freiburg auf fünf Jahre verbündet, und als 
nun nach der Zerstörung Rapperswils durch die Zürcher und dem Ab- 
schluß ihres Bundes mit den Waldstätten Herzog Albrecht sich vor 
Zürich legte, war auch Basel im Belagerungsheere vertreten. Wie es 
scheint, mit erheblichen Kräften und an geachteter Stelle, denn beim 
Nachtgefechte von Tätwil, 26. Dezember 1351, war es das Banner Basels, 
unter dem die Verbündeten die heimziehenden Zürcher überfielen. Auch 
an den folgenden Belagerungen Zürichs durch Österreich 7352.under354 
hat Basel teilgenommen. 

Bei diesem Vorgehen gegen Zürich handelte Basel nicht nur gemäß 
Bundespflichten, sondern überhaupt im Sinne des Kreises, dem sein 
öffentliches Leben angehörte. Denn noch immer stand es durchaus im 
rheinischen Zusammenhange. 

Die geschilderten Beziehungen mit den obern Landen stellen sich nur 
als Episoden dar. Von unerschütterlicher Festigkeit und Dauer ein Jahr- 
hundert lang war dagegen das Verhältnis Basels zu seinen nordischen 
Nachbarn. Wiederholt haben große Landfriedenseinungen — in den 
Jahren. 1301, '1370,2.1377,9 1245, 9952 181300, 1S02 eo pr: 
Interessen mit denjenigen der Fürsten und Städte im Elsaß und Breis- 
gau verknüpft. Diese Einungen sind nicht nur zahlreicher, sondern auch 
in ihrer Anlage konsequenter und bewußter als die auch das Land 
zwischen Jura und Alpen berührenden Landfrieden. Sie zeigen deutlich, 
nach welcher Seite Basels Blick gerichtet war. Das Feld seiner Politik 
war die Rheinebene. Der Gebirgskamm des Hauensteins galt als Marche; . 
er schied Oberland und Niederland; auch bei der Bestellung des Reichs- 
vicariats 1372 begrenzte er das Gebiet. 

Vor allem aber ist zu nennen die Freundschaft mit Straßburg und 
Freiburg; sie kann geradezu als das charakteristische Kennzeichen der 
Politik Basels im 14. Jahrhundert gelten. Im Jahre 1326 wurde das erste 
Bündnis der drei Städte geschlossen; jeweilen in knappen Zwischen- 
räumen einiger Jahre folgten sich von da an die Erneuerungen und 
Bestätigungen. Seit 1342 nahm gelegentlich auch Breisach, seit 1356 
hie und da auch Neuenburg an dem Bunde teil. An die dreißig solcher 
Verbriefungen liegen aus dem 14. Jahrhundert vor; die Zahl zeigt, wie 
bedächtig die Städte vorgiengen, indem sie stäts nur auf eine kurze 


Spanne sich verpflichteten, und wie unentbehrlich ihnen doch dieses 
Verhältnis war, indem sie eine so lange Zeit hindurch immer wieder 
aufs neue danach griffen. 

Man darf fragen: was bewog Basel hiezu? 

Zuvörderst die Tradition. Seit Jahrhunderten war dieses Rheinland 
eine Stätte der Kultur, voll von Leben, reich an Mitteln. Es hatte schon 
geblüht, da Helvetien noch rauh und unwirtlich gewesen war, und schon 
damals war Basel ein Haupt des Rheinlandes gewesen und nicht eine 
Stadt Helvetiens. 

Der Reichtum des Geländes, seine dichte Bebauung, das Behagen 
seiner Städte waren auch jetzt noch wohlgefällige Eigenschaften in den 
Augen Basels; es fand hier für seine Erzeugnisse das beste Absatz- 
gebiet, für seine Bedürfnisse eine Fülle der schönsten Produktion. 

Endlich die innere Verwandtschaft mit diesen Städten, vor allem mit 
Straßburg, das zur Zeit von Basels Jugend auch jung gewesen und mit 
ihm herangewachsen war, dessen Verfassung der seinen nahe stand. 

Die Gegenwirkung gegen diese Bundesverhältnisse gieng von Öster- 
reich aus. Mit der Schicksalsheirat Österreich-Pfirt 1324 war ein Zustand 
geschaffen, der nicht nur jede namhafte Gebietserwerbung Basels im 
Sundgau für immer unmöglich machte, sondern auch den Bündnissen 
der Städte dieser Lande die Aussicht auf dauerndes Gedeihen nahm. 
Die Gebiete Österreichs und der ihm zugewandten Herrschaften waren 
in einer Weise zwischen den Gebieten der Städte gelagert, daß von 
nachhaltigen gemeinsamen Unternehmungen dieser letztern keine Rede 
sein konnte. Es war dieselbe Zerstreutheit und Zerstücktheit, an der 
später auch der schwäbische Städtebund zu Grunde gieng. 

Bei den Eidgenossen dagegen war Gemeinsamkeit der Interessen, 
aber auch Zusammenhang der einzelnen Territorien, und ihr Bund 
erstarkte. Dabei ihr Ziel die Überwindung und Ausschließung der- 
selben österreichischen Herrschaft, die sich allmälig immer mehr als die 
Bedroherin von Basels Freiheit erwies. 

Seit der Mitte des 14. Jahrhunderts ist daher in der baslerischen 
Politik das Beginnen einer Tendenz nach der Seite der Eidgenossen- 
schaft deutlich erkennbar. 

Am Anfange dieser Entwicklung steht eine schöne Scene aus dem 
Jahre 1365. Die Raubscharen des Cervola lagerten im Elsaß, und Basel 
bangte vor ihnen, weil es noch vom Erdbeben her geschwächt und zum 
Teil ohne Ringmauer war. Die elsässischen Städte, selbst in großer 
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Gefahr stehend, vermochten ihm nicht zu helfen. Da bat es seine 
Freunde in der Schweiz um Beistand. Alsbald rüstete Bern 1500 Mann 
aus; in weißen, mit dem Bären gezeichneten Waffenröcken zogen sie 
nach Basel und wurden hier freudig empfangen. Ihr Hauptmann aber 
sprach‘: «Liebe Herren von. Basel, wir sind hier, Keib undeGutzzu 
wagen, damit ihr beschirmet werdet. Stellet uns dahin, wo eure Stadt 
am meisten in Sorgen ist.» Da wurden sie in die Steinenvorstadt be- 
ordert. Bald hernach kam die Nachricht, daß das fremde Volk im 
Elsaß sich verzogen habe, und die Berner wandten sich wieder nach 
Hause. 

An dieses frische und tröstliche Ereignis mochte sich Basel lange 
um so lieber erinnern, weil die nun folgende Zeit eine der schwülsten 
war, die es je zu bestehen gehabt hat. Der gute Bischof Senn war 
gestorben und hatte zum Nachfolger den Jean deVienne erhalten. Dann 
kam das Unglück von Endingen, der Verlust der alten Bundesstadt Frei- 
burg an Österreich, innere Zwistigkeit. und eine immer ungestümer 
werdende Bedrängung der Stadt durch den Bischof und vor allem durch 
Herzog Leopold. Basel hatte Anlaß, nach Hilfe auszuschauen. 1371 
schrieb es an Luzern einen denkwürdigen Brief, in dem es zur Abwehr 
der Fürsten einen Bund der «obern» und der «niedern» Städte in Vor- 
schlag brachte. Es knüpfte damit an ein Projekt an, das einige Jahre 
früher durch den Straßburger Ammeister war vorgebracht worden: ein 
Bündnis der Städte Straßburg, Basel und Freiburg mit Luzern, Zürich 
und Bern. Jener Vorschlag war ohne Erfolg geblieben; ebenso führte jetzt 
die Anregung Basels zu nichts, auch nachdem es sie im Dezember 1374 
noch dringlicher wiederholt und einen Bund der Städte Luzern, Zürich, 
Bern und Basel als das einzige Mittel bezeichnet hatte, um den Wider- 
wärtigkeiten, unter denen die «ehrbaren» Städte leiden, ein gutes Ende 
zu machen. Basel selbst mußte zunächst noch diese Widerwärtigkeiten 
in vollem Maße erdulden und fand erst im Jahre 1384 durch seinen 
Beitritt zum schwäbischen Städtebunde das Mittel, dem früher An- 
gestrebten nahe zu kommen. Es erhielt in diesem Bunde 1385 auch 
Zürich, Bern, Solothurn und Zug zu Genossen. 

Im Jahre darauf entbrannte der Krieg zwischen den Eidgenossen 
und Österreich. Basel mußte mit der Möglichkeit eines Sieges des 
Herzogs rechnen und hatte in diesem Falle das Schlimmste für sich 
selbst zu fürchten. Daher seine angestrengte Thätigkeit für Beilegung 
des Streites. Seine Boten ritten beständig zum Herzog, nach Luzern 
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und Zürich. Aber umsonst. Es kam zur Schlacht. Am 9. Juli 1386, bei 
Sempach, fanden der Herzog und sein Adel den Tod. 

Dieser herrliche Sieg der Eidgenossen bedeutete für Basel eine 
Befreiung. Ganz ohne Zuthun der Stadt erfochten, war er eines der 
wichtigsten Ereignisse ihrer Geschichte. Kein Heldentum, auf das Basel 
stolz sein konnte. Aber eine unvergleichliche Fügung und eine That- 
sache, die mit zwingender Kraft das Zusammengehen Basels und der 
Schweiz als ein früher oder später zu erfüllendes Gesetz hinstellte. Seit 
dem Tage von Sempach hatten die Eidgenossen etwas Großes an Basel 
zu fordern; indem sie für ihre eigene Freiheit stritten und starben, ret- 
teten sie, ohne es zu wissen, auch die Freiheit Basels. 

Nun war diese Stadt ihres hauptsächlichsten Feindes entledigt und 
konnte zunächst ihre eigenen Angelegenheiten in Ordnung bringen, sich 
mit dem Bischof, der Herrschaft, dem Adel auseinandersetzen. Das alte, 
seit zwanzig Jahren nicht mehr erneuerte Bundesverhältnis zu Straßburg 
wurde wieder aufgenommen. Auch den rheinischen Städtetag 1397 in 
Frankfurt besuchte Basel. 

Dann aber, vor der Wende des Jahrhunderts noch, setzte eine neue 
Beziehung entschieden ein. Am 23. Januar 1400 verbündete sich Basel 
auf zwanzig Jahre mit Bern und Solothurn, und dieser Bund enthielt die 
bedeutungsvolle Klausel: sollte die Herrschaft Österreich oder sonst 
Jemand mit den Baslern Mutwillen treiben oder sie von ihren Rechten, 
Freiheiten und Gewohnheiten drängen, so werden Bern und Solothurn 
ihr Bestes und Wägstes dazu thun und reden, daß Basel dessen über- 
hoben werde. 

Einige Monate nach Abschluß dieses Bundes erwarb Basel die 
bischöflichen Herrschaften im Sisgau. Die eine Maßregel war die Er- 
gänzung der andern. Der feste und wohlabgerundete Besitzstand der 
Herrschaften Österreich und Hochberg machte die Bildung eines Base- 
lischen Territoriums im Norden der Stadt unmöglich. Anders lagen die 
Verhältnisse im Süden, wo das Land zwischen Rhein und Jura einem 
von Schulden geplagten Hochstift und einem verarmenden Adel gehörte. 
Hier mußte Basel eingreifen. 

Die Erwerbung des Birsfahrs- und des Rechtes zum Brückenschlag 
über die Birs 1295 war ein früher Schritt in dieser Richtung gewesen. 
Die Vereinigung mit Kleinbasel 1392 schuf einen Brückenkopf und deckte 
den Rücken. Die 1385 angestrebte Erwerbung Oltens war freilich nicht 
gelungen. Jetzt aber, 1400, that Basel einen Hauptschlag und brachte 


13 


die schönen Herrschaften Liestal, Homburg und Waldenburg in seine 
Hand. 

Die Bedeutung dieses Aktes kann nicht hoch genug geschätzt werden. 
Er gab dem ganzen Regiment einen mächtigeren Zug, einen neuen 
Maßstab. Er vermehrte die wirtschaftlichen Kräfte, hob die Zahl der 
kriegerischen Mannschaft, steigerte Art und Umfang des Regierens.. Und 
vor allem: er eröffnete ganz neue Horizonte. Die Basler hatten bis dahin 
die Jurapässe als Reisende, Kaufleute, bei Gelegenheit vereinzelter Kriegs- 
züge erstiegen und überschritten. Jetzt errichteten sie dort ihre Grenz- 
steine, setzten ihre Vögte in die alten Grafenschlösser über den Straßen. 
Und ihr Blick gieng von den Schroffen des Gebirgs hinab ins weite Land, 
und über die Ebene hin bis zu den gewaltigen Bergen, zu den mäch- 
tigen Gemeinden des großen Bundes oberdeutscher Lande. Wenn der 
Gedanke an eine dauernde Verbindung mit diesen nicht schon früher 
gekommen war, so mußte er jetzt kommen. 

Während der nächsten Jahre ist im politischen Verhalten Basels eine 
gehobene Stimmung nicht zu verkennen. Die Stadt war von Zuversicht, 
vom Bewußtsein einer neuen Kraft sichtlich erfüllt und getragen. Nach 
zwei Seiten hin verbündet, und hiebei in dem erneuerten Bunde mit 
Straßburg durch die ausdrückliche Zusage des Schirms ihrer Freiheiten 
und Rechte auf besondere Weise gesichert, übernahm sie mutvoll die 
Fährlichkeiten dieser von Kriegsgetümmel erfüllten Jahre. Sie lag in 
Fehde mit Markgraf Bernhard von Baden, mit Marquard von Ems, mit 
Bernhard von Schauenburg, mit den Grafen von Thierstein u. A., 1409 
und 1410 auch mit der Herrschaft Österreich. Neben Straßburger 
Truppen rückten nun auch Berner und Solothurner Zuzüger mit Basel 
ins Feld gegen den alten Feind. Vor Gemar, Istein, Pfäffingen, Rhein- 
felden giengen die Fahrten; verwüstend brachen die Scharen in den 
Sundgau ein. Daneben vergrößerte Basel sein Territorium. 1407 erwarb 
es die Pfandschaft Olten und sicherte sich damit den freien Paß über 
den Hauenstein; im gleichen Jahre schloß es ein ewiges Bündnis mit 
der Stadt Delsberg, dem Delsbergerthal und dem Münsterthal. Wenig 
später, nach dem Sturze des Herzogs Friedrich, bot sich eine weitere 
Gelegenheit zur Ausdehnung des Gebietes. Während die Eidgenossen 
1415 den Aargau einnahmen, handelte es sich für Basel darum, Rhein- 
felden, Säckingen und Laufenburg an sich zu ziehen. Henman Offenburg 
machte den Unterhändler zwischen Basel und König Sigmund. Aber, so 
günstig auch die Gelegenheit war, es kam nichts zu Stande. Andere 


hatten schon ihr Auge auf diese Herrschaften geworfen, und es ist wohl 
mit Recht vermutet worden, dass diese Andern die Berner gewesen seien. 

1418 erneuerte Basel seinen Bund mit Straßburg; eine Erneuerung 
des bald nachher zu Ende gehenden Bundes mit Bern und Solothurn da- 
gegen wurde nicht vorgenommen. Es entsprach dies der allgemeinen 
Lage, die für uns in den Territorialverhältnissen am erkennbarsten ist. 
Bern und Solothurn hatten sich vor kurzem in das Kiburgische Erbe am 
Fuße des Jura geteilt, 1420 ließen sie sich von Hans von Falkenstein 
die Farnsburg verschreiben, 1426 erwarben sie von ihm die Landgraf- 
schaft im Buchsgau; ebenfalls 1426 gieng das Städtlein Olten aus Basels 
Pfandbesitz an Solothurn über. Eine bestimmte Konsequenz ist in diesen 
Facten zu erkennen. Gegen Erwerbung der Herrschaften im Sisgau 
hatten Bern und Solothurn nichts einzuwenden gehabt. Dann aber hieß 
es: bis hieher und nicht weiter. Es lag in der Politik Basels und ent- 
sprach auch seinen Kräften, diese TIhatsache zu anerkennen; indem es 
aber die Eidgenossen auf dieser Seite gewähren ließ, wuchsen in ent- 
sprechendem Maße wieder seine alten Beziehungen zum Rheinlande. 
Der Bund mit Straßburg erweiterte sich 1422 zu einem großen Bunde 
mit Colmar, Schlettstadt, Kaisersberg, Mülhausen, Türkheim, Freiburg, 
Breisach, Neuenburg, Endingen. 1423 traten der Pfalzgraf Ludwig bei 
Rhein, 1424 Herzogin Katharina von Österreich samt all ihren Städten 
und Herrschaften im Sundgau diesem Bunde bei. Und zu gleicher Zeit 
führte Basel zusammen mit Bischof Johann jenen entschlossenen und 
glänzenden Krieg gegen Graf Diebold von Neuchätel. Mit gleicher 
Kraft war es auf Entwicklung seiner innern Angelegenheiten bedacht. 
Es ist die Zeit, in der das Verhältnis zum Hochstift ein durchaus ge- 
deihliches war, die Verfassung sich konsolidierte, die gewerbliche Thätig- 
keit mächtig und erfolgreich hervortrat; es ist die Zeit, während der 
Basel als Concilsstadt ein Stück Weltgeschichte in seinen Mauern auf- 
nahm und auch die Grundlagen sich bildeten für eine künftige Pflege 
hohen geistigen Lebens. 

Was dabei in diesen Jahren an Beziehungen Basels mit den Eid- 
genossen erwähnt werden kann, ist unerheblich. Es beschränkt sich fast 
ganz darauf, daß Basel bei Streitigkeiten vermitteln half oder allein ver- 
mittelte.e So 1403 im Zugerhandel, 1410 zwischen Luzern und Murbach, 
1424 zwischen Baden und den Schuhknechten, 1426 zwischen eidgenös- 
sischen Orten und dem Herzog von Mailand, 1429 zwischen den Appen- 
zellern und der Abtei St. Gallen, endlich wiederholt im Toggenburger- 


15 


kriege. Daß Basel zu dieser Thätigkeit berufen wurde, ist bezeichnend 
für seine Stellung. Es war nicht zu nahe verwandt und nicht zu ferne 
stehend, befreundet aber ganz unbeteiligt. 

Dieser Zustand gegenseitiger ruhiger Zurückhaltung, nachdem man 
doch schon einmal beisammen gewesen war und sich Großes erwiesen 
hatte, erscheint als etwas Unerfreuliches. Er hätte aber vielleicht noch 
geraume Zeit gedauert, wären nicht Ereignisse eingetreten, die mit ge- 
waltigen Schlägen alles erschütterten und mächtig nachwirkend auch das 
Verhältnis Basels zur Eidgenossenschaft von da an, bis zur endlichen 
Lösung, nicht mehr zur Ruhe kommen liessen. 

Im Februar 1439 vernahm man hier, daß die Armagnaken im Elsaß 
lagern und vor Basel zu ziehen willens seien. Der Rat rüstete sich zur 
Verteidigung der Stadt. Wie im Jahre 1365, beim Einfall der Engländer, 
war auch jetzt wieder von Straßburg kein Beistand zu erwarten, und 
wieder wandte sich Basel an die Eidgenossen. «Und wie wohl wir zu 
der Zeit mit ihnen nicht in Bündnis standen, erzeigten sie sich doch alle 
tröstlich und freundlich, sagten uns Hilfe zu mit ganzer Macht, rüsteten 
sich und waren bereit, uns zuzuziehen. Aber die Armagnaken verließen 
das Elsaß und wendeten sich nach Burgund. Als wir nun unsern 
Freunden verkündeten, daß ihre Hilfe nicht mehr von nöten sei, hatten 
sie hierüber Trauer und keine Freude. Das sollen und wollen wir ihnen 
zu gutem nie vergessen und haben daher erkannt, es in dies Buch zu 
setzen zu einer ewigen Gedächtnis der Dinge.» So steht geschrieben im 
Roten Buche der Stadt. 

Die rückhaltlose Hilfsbereitschaft der Eidgenossen muß in Basel in 
der That als etwas außerordentliches empfunden worden sein. Ihre 
nächste Wirkung war ein zwanzigjähriges Bündnis Basels mit Bern und 
Solothurn, abgeschlossen am 2. März 1441, mit der Zusage, sich gegen- 
seitig beholfen und beraten zu sein gegen jedermanns Angriff. Und als 
im Verlaufe des Krieges mit Österreich, während die eidgenössische 
Hauptmacht gegen Zürich rückte, die Berner und Solothurner sich an 
den Rhein vor Laufenburg wandten, im August 1443, waren mit ihnen, 
dem Bunde gemäß und von Bern gerufen, auch die Basler. 

Ein Jahr später standen nicht allein Basels Verbündete, sondern 
eine Schar von Kriegern aus allen Orten der Eidgenossenschaft, neben 
ihnen auch eine Hilfstruppe aus den baselischen Ämtern, auf dem 
St. Jakobsfelde dem Heere des Dauphins gegenüber. Bei ihrem Marsche 
vom Schlosse Farnsburg weg hatten sie nur einen kurzen Streifzug im 
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Sinne gehabt, um den Feinden eins zu versetzen und Beute zu machen. 
Aus diesem Anfang erwuchs lawinenartig die Riesenschlacht. 

Sie war für Basel eine Wiederholung von Sempach. Wie dort, so 
bedeutete auch hier der Kampf der Eidgenossen eine Rettung unserer 
Stadt. Nur war hier das Ereignis von Umständen begleitet, die es für 
alle Zeiten zu einem tief ergreifenden machen, und sein Maß ein 
ungeheures. 

Wenige Tage nach der Schlacht schon wurde in Basel über einen 
Frieden verhandelt. Nichts geringeres verlangte der Dauphin, als daß 
Basel seine Zugehörigkeit zu Frankreich anerkenne. Der Basler Rat aber 
wies dieses dreiste Begehren kurz von der Hand, wohl nicht zum 
wenigsten im Vertrauen auf seine Bundesgenossen, deren Vertreter an- 
wesend waren. Da ließ der Dauphin die Forderung fallen; die Ver- 
handlungen mit den Eidgenossen überhaupt wurden aufgenommen; am 
28. Oktober 1444 kam ein Friede zu Stande. In dem Dokumente steht 
Basel als hauptsächlich beteiligt an der Spitze der eidgenössischen Orte. 
Der Dauphin entzog in diesem Frieden den um Basel gesessenen 
Adligen ausdrücklich das Einverständnis, kraft dessen sie ihn in das 
Land gerufen hatten, und auf so günstiger Grundlage unternahm nun 
Basel mutig und schonungslos die Bekriegung dieser Herren. 

Es hatte hiebei seine Verbündeten zur Seite. Neben ihm zogen die 
Berner und Solothurner in den Sundgau, vor Säckingen, vor den Stein 
Rheinfelden, an dessen Belagerung dann auch Zuzüger aus Luzern und 
Schwyz teilnahmen. Mit den Bernern waren die Simmenthaler gekommen, 
die von Saanen und Frutigen, wildes, ungeberdiges Volk, das zu Basel 
in die schönen Höfe des Adels und in die Priestergärten brach, sie ver- 
wüstete und plünderte. In unzähligen Streifereien, mit Brennen und 
Sengen, gieng der Krieg weiter. Dazwischen besorgten die Eidgenossen 
den Baslern die Ernte; eine Meile Weges um die Stadt schnitten sie 
das Korn und führten es hinein. 

Endlich begannen die Bemühungen für den Frieden auf einer Ver- 
sammlung in Konstanz. Anfangs ohne Erfolg; die Streitenden kamen zu 
keiner Einigung. «Da hatten die von Basel und die Eidgenossen ihr 
Volk gemustert, wollten ziehen gen Feldkirch, die Appenzeller mit ihnen, 
und den Rhein für sich nehmen bis Basel; wollten alles schleifen, was 
dazwischen war; was über zwölf Jahre, wollten sie fangen oder erstechen; 
so wollten die von Bern in den Sundgau ziehen und desgleichen auch 
da handeln.» Bei solcher Lage der Dinge fügten sich Österreich und 
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Zürich. Ihr Friede mit den Eidgenossen kam schließlich im Jahre 1450 
zu Stande, während der Streit Basels mit Österreich im Mai 1449 in 
Breisach beigelegt worden war. An den Vorverhandlungen hiezu hatten 
auch Bern und Solothurn sich beteiligt; bei der Richtung selbst wird 
nur Basel erwähnt. Heinrich von Beinheim aber, als er bei der Nennung 
dieses Friedens in seiner Chronik den langen durchgekämpften Krieg 
erwog, schrieb: «Hatt ouch ein stat von Basel von nieman kein trost 
noch hilf, dann alleyn von den Eydgnossen. » 

Basels Verhältnis zur Eidgenossenschaft stand von da an dauernd 
unter der Wirkung dieser großen Erlebnisse. Beide Teile wußten, daß 
sie zur gleichen Zeit gegen denselben Feind gekämpft hatten, und daß 
sie im Falle der Not sich wieder in gleicher Weise finden würden. 

In dieser Meinung unterblieb auch 1461 die Erneuerung des Bundes 
mit Bern und Solothurn. Zu diesen Orten, so gut wie zu den übrigen 
Eidgenossen, stand Basel in einer wenn auch unverbrieften doch guten 
Freundschaft. Es bewahrte sich damit die Freiheit der Bewegung, deren 
es, insbesondere wegen seiner Beziehungen zu Kaiser und Bischof, 
bedurfte. 

Aber es band sich auch nicht in anderer Richtung, sondern blieb 
neutral, womit sich auch die Eidgenossen durchaus begnügen konnten. 

Auch jetzt wieder wurde Basel wiederholt angerufen, um den Ver- 
mittler zu machen. Namentlich bei dem Streite mit Österreich wegen 
Rapperswyls und des Thurgaus war es in dieser Weise thätig. 

Als der Kaiser in einem seiner Händel auch Basel um Hilfe mahnte, 
verweigerte der Rat diese, unter Berufung auf die Eigenschaft Basels 
als Freistadt. Zugleich aber holte er bei den eidgenössischen Orten 
guten Rat ein, was zu thun sei. Und als hierauf der Kaiser 1462 mit 
der Acht drohte, schrieb die Tagsatzung dem Rate, er solle den Eid- 
genossen wohl vertrauen, da jedem frommen Mann in der Eidgenossen- 
schaft der Stadt Basel Bedrängnis leid thun würde. Im gleichen Jahre 
zog Basel mit gewaffneter Macht vor die Hohkönigsburg. «Da haben 
uns die von Bern und Solothurn freundlich geschrieben und Glück zu 
dem Zuge gewünscht und uns zugesichert, ein treues Zusehen zu uns zu 
haben und uns gute Nachbarn zu sein.» 

Unterdessen war Basel in Erweiterung seines Territoriums nicht 
müßig. Es erwarb im Sisgau eine der kleinen Adelsherrschaften nach 
der andern, 1461 die Herrschaft Farnsburg, mit der die Landgraf- 
schaft im Sisgau verbunden war. Dies letztere geschah nicht zum 


Wohlgefallen Solothurns, das beharrlich danach strebte, im Sisgau Fuß 
zu fassen, wie es denn 1467 vorübergehend selbst Münchenstein in Besitz 
nahm. Überhaupt sind die Akten dieser Zeit und der folgenden Jahr- 
zehnte angefüllt mit Berichten, Klagen, Aufzeichnungen über Zän- 
kereien aller Art, die auf den Grenzen der baselischen und solothur- 
nischen Herrschaften beständig vorfielen. Erheblicher war es, als Graf 
Oswald von Thierstein Basel mit Ansprüchen heimsuchte und auf man- 
nigfaltige Weise belästigte, bedrohte und schädigte, wobei Solothurn 
nicht unbeteiligt blieb. Die Eidgenossen nahmen sich freilich in diesen 
Sachen Basels an. Aber vielen unleidlichen Erörterungen und Zwistig- 
keiten der Folgezeit wäre der Boden genommen gewesen, wenn der 
damals betriebene Plan Basels, die Herrschaften Pfäffingen, Angenstein 
und Thierstein zu erwerben, geglückt wäre. 

Am ı7. Juni 1466 hatten sich Bern und Solothurn mit der durch 
die österreichische Regierung und den Adel schwer bedrängten Reichs- 
stadt Mülhausen verbündet. Es war dann, auch durch Basel, auf eine 
friedliche Beilegung der Streitigkeiten hingearbeitet worden. Aber im 
Mai 1468 brach der Krieg los; Bern und Solothurn schickten ihre 
Truppen Mülhausen zu Hilfe, und die übrigen eidgenössischen Orte 
folgten bald nach. In wildem Sturm ergossen sich die Scharen in 
den Sundgau, alles vernichtend, was auf ihrem Wege lag. Basel hatte 
schon im Herbst 1467 Unzählige aus dem Lande, die sich vor dem 
Unwetter bergen wollten, mit ihrer Habe aufgenommen. Aber den 
Kriegführenden gegenüber blieb es neutral. «Wir wollen des Kriegs 
ganz müßig gehen und uns darin gegen beide Seiten gleich halten,» 
schrieb der Rat an Solothurn. Er verstärkte die Thorhuten, besetzte 
Mauern und Türme mit Geschütz, verwahrte Liestal. Doch die bei Prat- 
teln lagernden Eidgenossen beschenkte er reichlich mit Wein und Brot. 
Auf dem Rückwege aus dem Sundgau begehrten die Eidgenossen neuer- 
dings freien Durchpaß durch die Stadt; der Rat sagte Nein und begegnete 
ungestümerem Drängen mit entschlossenen Maßregeln. Alle Stadtmauern 
standen voll bewaffneten Volkes. Die Zünfte und alle Winkel lagen voll 
geharnischter Leute, die Priester waren mit ihren Wehren auf der Pfalz 
versammelt. Da zogen die Eidgenossen davon. In der Schweiz giengen 
dann, wie es hieß, allerhand Reden über Basel: «sie wollten bald Vas- 
nacht mit uns halten;» «es möge kaum mehr lange anstehn, so müßten 
wir entweder Eidgenossen oder Österreicher werden». Aber das waren 
Reden des gemeinen Mannes. Den Orten erschien das Verhalten 
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Basels als gerechtfertigt, und durch den Mund Berns dankten sie dem 
Rate herzlich für die viele Mühe und Arbeit, deren und andrer Freund- 
schaft, so sie jeweilen bei Basel gefunden hätten, sie nie vergessen wollten. 

Im Jahre 1469 verpfändete Erzherzog Sigmund die österreichischen 
Vorlande an Herzog Karl von Burgund, der das Regiment über diese Ge- 
biete sofort übernahm und zum Landvogt den Peter von Hagenbach bestellte. 
Das Walten Hagenbachs, die wohlbekannten Gesinnungen des Herzogs selbst 
erfüllten die der Pfandschaft benachbarten Reichsstädte mit Besorgnis, und 
im Frühjahr 1473 thaten sich die mächtigsten dieser Städte, Basel, Colmar, 
Schlettstadt, Straßburg, zur Beratung gemeinsamer Maßregeln zusammen. 
Die Anregung hiezu gieng von Basel aus, das sich in besonderer Weise 
durch den Übergang der von ihm bisher zu Pfandrecht besessenen Herrschaft 
Rheinfelden an den Herzog getroffen fühlte; es war dies der Anfang der Nie- 
dern Vereinigung. Mit dem Vorgehen der vier Städte war Allen, die von 
den weitausgreifenden Plänen Karls betroffen werden konnten, der Weg ge- 
wiesen. Zwischen der Niedern Vereinigung und den Schweizern wurde über 
gemeinsames Handeln beraten; die Bischöfe von Basel und Straßburg 
traten dem Bunde bei; im September 1473 fanden sich ihrer Aller Boten, 
fanden sich Herzog Sigmund und der Kaiser selbst, fand sich aber auch 
der böse Landvogt Hagenbach in Basel ein. Überhaupt tritt nun die 
Stadt merkwürdig in den Vordergrund. Sie war nicht nur örtlich das 
Centrum für Oberland und Rheinland; auch ihre alten Beziehungen 
zu diesem, ihre neuere Freundschaft mit jenem, ihre Größe und ihr 
Reichtum, das Ansehen ihrer gewandten und in den zahlreichen Wirren 
der letzten Jahre wohlerprobten Leiter ließen sie geeignet erscheinen, 
bei dem ganzen Unternehmen eine führende Rolle zu haben. Am 
30. März 1474 vereinbarte Sigmund die denkwürdige ewige Richtung, 
den Frieden mit den Eidgenossen, am Tage darauf schloß die 
Niedere Vereinigung ihren Bund mit diesen, am 4. April ihren 
Bund mit Sigmund. Die Coalition war gebildet, und nun kamen die 
großen Zeiten, während deren glorreiche gemeinsam erstrittene Siege 
Basel aufs neue mit den Eidgenossen verbanden. Zu Beginn die 
gewaltigen Tage im April 1474, da zu Breisach Hagenbach im 
Kerker lag, die Summe zur Lösung der verpfändeten Gebiete an den 
Wechsel in Basel gelegt wurde, der Erzherzog hier einritt, die Jugend 
ihre frohlockenden Lieder sang, Basel seine Kriegserklärung an 
Karl von Burgund erließ! Dann die Züge gegen Hericourt und ins 
Waadtland, die Bezwingung der Schlösser Blamont, L’Islee Grammont 
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u. s. w., die Schlachten. Im Dezember 1476 das mächtige Schauspiel, 
da die von Herzog Renat geworbenen schweizerischen Krieger zu Tau- 
senden sich in Basel versammeln, eine Schar um die andere, jede von 
unbändiger Kriegslust erfüllt, unter wehender Fahne hier einzieht, um 
mit den Baslern nach Nancy vorzudringen. Wenn irgend welche Ereignisse, 
so berechtigen diese dazu, das 15. Jahrhundert «eine für Basel glänzende 
Zeit jugendlicher Entschlossenheit und kriegerischer Größe» zu nennen. 

Die zwei Jahrzehnte, die uns noch von der endgiltigen Regelung 
des Verhältnisses Basels zur Eidgenossenschaft trennen, zeigen uns diese 
letztere nun eingetreten in die große europäische Politik, die ihr zahl- 
reiche neue und wichtige Beziehungen bringt, und zugleich ist sie mit 
innern schweren Unruhen und Wirren aller Art beschäftigt. Auf der 
andern Seite steht Basel, durch den Streit mit seinem Bischof ernstlicher 
als je in Anspruch genommen und daneben vom Kaiser mit Forde- 
rungen heimgesucht; es hat die bedenkliche Angelegenheit des Andreas 
von Krain auf sich; in der Bürgerschaft sind Parteiungen, ja es kommt 
sogar zu einer Verschwörung gegen den Rat. 

Jeder der beiden Teile fand also im eigenen Hause übergenug zu 
thun, und es ist schon aus diesem Grunde begreiflich, daß Berührungen 
wichtigerer Art nicht stattfanden. Aber hiemit ist die Stimmung dieser 
Jahre nicht gedeutet. Es kam noch ein Anderes hinzu. Der glänzende 
Erfolg der Burgunderkriege hatte der eidgenössischen Politik nicht nur 
einen völlig neuen Maßstab gegeben; auch die Auffassung, die sie be- 
herrschte, war eine andere geworden. Ein stürmisches Vorwärtsdrängen, 
unbekümmert, rücksichtslos, allenfalls selbst über die Interessen einer 
befreundeten Stadt wie Basel hinweg, bestimmte jetzt den Gang der 
öffentlichen Dinge, ganz entsprechend dem ungestümen Kraftgefühl, das 
auch die Massen des Volkes brausend aufregte. 

Es ergiebt sich hieraus, daß das Verhältnis Basels zur Eidgenossen- 
schaft in diesen Jahren ein lockeres war. Eine Annäherung konnte erst 
wieder geschehen als Folge neuer und gewaltiger Ereignisse. 

Was bis dahin vorfiel, war im einzelnen nicht von großer Bedeu- 
tung. Zunächst in den Jahren 1478—1480 ein Streit mit Solothurn über 
die hohe Gerichtsbarkeit im Amte Waldenburg, woselbst Basel einen 
Galgen errichten, Solothurn diesen hatte umhauen lassen. Sodann er- 
warben dieselben Solothurner 1485 das in den Grenzen des Sisgaus 
gelegene Dornach; sie scheuten auch keine Mühe und keine Mittel, um 
Münchenstein gleichfalls in ihre Gewalt zu bekommen. Basel ersuchte 
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die Eidgenossen, in dieser Sache zu mitteln; der Streit wurde wiederholt 
auf eidgenössischen Tagen verhandelt und im Oktober 1486 zu Zürich 
unter Abweisung der Ansprüche Solothurns entschieden. Solothurn gab 
sich nun officiell zufrieden; aber im Mai 1487 fand sich ein Haufe solo- 
thurnischen Kriegsvolkes vor dem Schlosse ein und forderte die Be- 
satzung auf, das Schloß zu übergeben, das ihrer wäre, oder sie müßten 
darum sterben. Da rief Einer vom Schloß herab: «Das Schloß ist 
meiner Herren von Basel, gehet nicht zu nahe heran, oder wir schießen 
euch, dass ihr überburzelet. Thut euer Bestes, das wollen wir auch 
thun!» Also lagen die Solothurner drei Tage vor dem Schlosse und 
zogen dann mit Schanden wieder heim. Ihre Obrigkeit mußte nachher 
erklären, daß dieser Zug allen ehrbaren Leuten bei ihnen leid gewesen 
sei, aber nicht habe gehindert werden können. Durch Spruch der Eid- 
genossen vom 25. August 1487 wurde dann diese Sache endgültig zu 
Gunsten Basels beigelegt. 

Auch beim Geschäft des Andreas von Krain, der 1482 nach Basel 
kam und hier ein Concil zu veranstalten suchte, wurden die Eidgenossen 
von Basel um guten Rat angesprochen; insbesondere Bern erwies sich 
anfangs dem Unternehmen als geneigt. Ebenso waren die Eidgenossen 
im gleichen und im folgenden Jahre bei den Streitigkeiten des Klosters 
Klingenthal mit den Predigern als Vermittler thätig. Wichtiger war die 
Stellung, die sie bei dem Streite der Stadt mit Bischof Caspar ein- 
nahmen. Auch hier suchten sie zu vermitteln, jedoch ohne Erfolg; und 
der Bund, den sie am 31. Juli 1484 mit dem Bischof schlossen, wurde 
in Basel nicht ohne Mißtrauen betrachtet. Der Rat dieser Stadt freilich 
verhielt sich durchaus korrekt; einem Gesandten erteilte er bei Gelegen- 
heit dıe Instruktion, «mit den Eidgenossen alle Mildigkeit, Güte und 
Freundlichkeit zu gebrauchen, damit Unwillen abgestellt werde, und, 
falls solches je nicht erlangt werde, ihnen zu verstehen zu geben, daß 
meine Herren von Basel in der Meinung seien, in keinen Weg sich 
wider gemeine Eidgenossen zu setzen.» Um so mehr wurde in der 
Bürgerschaft geredet; die Frage: werden wir eidgenössisch oder nicht? 
scheint schon damals auf Aller Lippen gewesen zu sein. Ein Wein- 
sticher, der Hintersaß war, ließ sich verlauten: «es sei ihm lieb, daß 
er nicht Bürger sei; denn falls wir Eidgenossen würden, so wollte er ein 
kalter Eidgenoß sein.» 

Für das Verhältnis Basels zur Eidgenossenschaft konnte endlich 
von Bedeutung sein die Änderung, die jetzt in der Stellung der Stadt 
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gegenüber dem Reiche sich vollzog. Basel hatte bis dahin konsequent 
und mit Erfolg seinen freistädtischen Charakter behauptet; nunmehr ent- 
sprach der Sachlage, bei schwebendem Streite mit dem Bischof die Be- 
ziehungen zum Kaiser enger zu knüpfen. Wenigstens der Form nach. 
Die Stadt leistete daher beim Kriege gegen Ungarn Geldbeiträge, und 
beim Zug nach den Niederlanden schickte sie sogar eine stattliche Schar 
von Söldnern. Was sie dafür erhielt, war ein kaiserliches Privileg, das 
ihr dem Bischof gegenüber von größtem Nutzen war, in dem aber auch 
der Kaiser als ordentlicher Herr der Stadt erschien. Basel war nun eine 
Reichsstadt gleich vielen andern. Aber was bedeutete dies doch ge- 
gebenen Falles? Es hinderte Basel im Schwabenkriege keineswegs, 
neutral zu bleiben. Und ebenso wenig reichte es aus, um die Stadt zum 
Eintritt in den schwäbischen Bund zu vermögen. 

Dieser Bund war 1487 durch den Kaiser als Landfriedensbund in 
Süddeutschland gebildet worden; er vereinigte Fürsten, Ritter und Städte. 
Seine Spitze war anfangs gegen das Haus Wittelsbach, in der Folge 
aber hauptsächlich gegen die Eidgenossen gerichtet. Wiederholt mahnte 
der Kaiser neben den andern Städten des Reiches auch Basel zum Bei- 
tritt; der Rat wußte diesem Drängen immer auszuweichen, und Basel 
trat nicht bei. 

Dagegen regte sich ein anderer Verband, die Niedere Vereinigung 
der siebenziger Jahre, wieder, wenn auch nur mit schwacher Lebens- 
kraft. Wie damals, waren es auch jetzt wieder die Städte Basel, Colmar, 
Schlettstadt, Straßburg und die Bischöfe von Basel und Straßburg, die 
sich zusammen thaten; sie schlossen im Jahre 1493 ein Bündnis mit den 
Eidgenossen und im gleichen Jahre noch ein solches mit König Max. 
Aber das waren Totgeburten. Das Leben hatte diese Absichten weit 
überholt. In einer bis dahin unerkannten Schärfe war Schweizern und 
Schwaben ihr Gegensatz bewußt geworden. Wilder Haß flammte auf 
beiden Seiten des Rheins, und zu Beginn des Jahres 1499 brach der 
Krieg aus, der weit mehr als alle seine Vorgänger ein Krieg der Völker- 
schaften war. 

Am 22. Juli geschah die Schlacht bei Dornach. «Dieser Dornach- 
streit war der letzte des Krieges; er hat allem Schimpf und den schwä- 
bischbündischen Anschlägen den Boden ausgestoßen und zum Frieden 
die Hochwehren gewonnen.» Noch vom blutigen Schlachtfelde aus 
sandten die Sieger ein Schreiben an Basel. Sie erinnerten an die Liebe, 
Treue und Nachbarschaft, die ihre Vordern mit einander gehabt, und 


die von Gottes Gnade gar wohl erschossen sei. Damit solche Freund- 
schaft, so hinfür viel Gutes bringen möge, nicht gemindert, sondern 
gemehret würde, forderten sie Basel in dringlichen Worten auf, jetzt eid- 
genössisch zu werden. Nachts um ı Uhr wurde dieser Brief im Rat- 
hause zu Basel abgegeben, wo die Räte noch beisammen saßen. 
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Wir halten hier zu einem raschen Überblick inne. 

Die bisher gemachten Mitteilungen trafen nur eine Seite des Ver- 
hältnisses Basels zur Eidgenossenschaft, nur die Berührungen der Gemein- 
wesen als solcher und die politische Behandlung der Dinge. Daneben 
bestand aber noch eine überreiche Welt ganz anderer Beziehungen, ge- 
bildet durch das tägliche Leben der Einzelnen, die unserer Beachtung 
gleichfalls wert ist. 

Freilich sind wir außer Stande, hier eine auch nur oberflächliche 
Darstellung des Gegenstandes zu geben. Wir wollen nur an ihn erinnern 
und beschränken uns auf wenige und zusammenhangslose Andeutungen. 

Basel war eine der großen Verkehrspforten der Schweiz. Unter den 
Eidgenossen, die irgendwie und irgendeinmal Handel trieben, mit fremden 
Ländern und Dingen zu thun bekamen, auf Reisen giengen, waren 
jedenfalls nur wenige, die dabei nicht Basel selbst sahen oder doch mit 
seinem Kaufhaus, seinen Gutfertigern, seinen Fuhr- und Schiffleuten in 
Berührung kamen. 

Vor allem hatte Basel seine Bedeutung für den großen, die Schweiz 
durchziehenden internationalen Verkehr. In Venedig hieß der Gotthardweg, 
den die nach Flandern bestimmten Waren nahmen, kurzweg der caminus 
Basle.e Und als 1450 das große Jubeljahr zu Rom gefeiert wurde, zogen 
Pilger in unerhörten Mengen, an einigen Tagen deren gegen 1000, durch 
Basel, zum Erstaunen des Volkes. So unmittelbar und im einzelnen 
spürbar konnte hier das Allerentfernteste werden. Wie viel größer 
mußte nicht die Bedeutung des Ortes für die nahen Lande der Schweiz 
sein. Das Getriebe, der Handel und Wandel zwischen hier und dort, ist 
in der Ihat so mächtig und wichtig als möglich zu denken. Es brachte 
Schweizer aus allen Teilen des Gebietes dazu, Basel und seine Leute 
kennen zu lernen, von ihrer Art eine bestimmte Anschauung zu ge- 
winnen, den trennenden Berg zu vergessen und nur davon sich zu über- 
zeugen, daß hier das schöne, glänzende Rheinland sich aufthat, daß 
hier das Thor stand, durch welches eine große Welt der Schweiz nahe 
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kam. Basel bot die Verbindung mit dem heiligen Köln und mit dem Meere; 
aber die Straße, an der Basel lag, war auch die Straße, «dar durch die 
Sungöuwer mit den Ergöuwern werben kunnend.» Daher z.B. die festen 
Niederlassungen St. Urbans in Basel und in Liestal und sein Besitz in 
Läufelfingen, in Sissach, bei Muttenz und in Habsheim. Seit frühester 
Zeit genoß dieses Kloster im ganzen Froburgerterritorium Freiheit von 
Zöllen und Fährgeldern, und mit Rücksicht hierauf war einer seiner 
Brüder Wegebesserer an der Hauensteinstraße. Durch Basel kam die 
Korneinfuhr in die Schweiz. Die Wäggiser hinwieder verkauften ihre Fische 
nach Basel, und 1466 erließ hier der Rat eine Ordnung für diejenigen, 
die Fische aus dem Sursee auf den Basler Markt bringen. Als 1494 an 
St. Jergentag alle Bäume um Basel erfroren waren, bezog man Kirschen 
und Obst von Zürich, so wie die Basler schon 1372, da der Wein bei 
ihnen teuer war, sich mit dem «suren win» von Zürich hatten behelfen 
müssen. In jeder Richtung und in allen Formen, sich kreuzend und 
begegnend, auf den Landstraßen und auf dem Wasser, wogte das Leben 
hin und her. 

Es gab auch Momente, da das, was in Basel geschah, weithin in 
der Schweiz fühlbar wurde. Vor allem die Anwesenheit des deutschen 
Kaisers in dieser Stadt wurde jenseits des Jura nie außer Acht gelassen. 
Als in den Zeiten des Interregnums Bern und Murten sich nach einem 
Schirmherrn umsahen und als solchen den Grafen von Savoyen erwählten, 
wurde beredet, daß dies dauern solle, bis wieder ein König sei und 
an den Rhein komme und durch den Besitz Basels mächtig werde in 
diesen Landen. Aber auch in gewöhnlichen Zeiten hieß dies Ereignis 
Alle aufmerken. Die großen Herren kamen herüber, dem Herrscher zu 
dienen, und die Prälaten sammelten ihre Rechtsame und Titel, um sie 
bei dieser Gelegenheit durch ihn bestätigen zu lassen. So haben Rheinau 
1071, Zürich, Einsiedeln, Muri und wiederum Rheinau 1114, Beromünster 
2273. der Bischof yon Sıtten‘1189, St. Gallen r207,, Interlaken: 1.309. in 
Basel Privilegien erhalten. 1433 bei der Anwesenheit Sigmunds scharten 
sich Äbte und Pröpste aus der innern Schweiz hier um ihn, und ein 
reicher Segen von Gunstbeweisen ergoß sich aus kaiserlicher Hand auf 
ihre Klöster. Es war dieselbe Zeit, da das Zusammentreten des Concils 
in Basel auch den Eidgenossen zu denken und zu thun gab. Der Kaiser 
verlangte von ihnen, sicheres Wandeln der Concilsbesucher zu ermög- 
lichen; und von den Ankäufen, die Basel für das Concil unternahm, be- 
fürchteten sie eine Teurung aller Lebensmittel. 
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Von den alten Besitzungen St. Gallens und Einsiedelns bei Basel 
war schon die Rede. Dasselbe Verhältnis wiederholt sich bei den jüngern 
Klöstern. Hauptsächlich Wettingen ist zu nennen, das einen wertvollen 
und ausgedehnten Güterbestand in Kleinbasel, in Riehen und im Wiesen- 
thal hat. Aber auch die Propstei auf dem Großen St. Bernhard besitzt 
ein Haus in Basel, das Frauenkloster Engelberg Zinse in Diegten. Im 
nahen Bellingen sind nebeneinander Muri, Beromünster und die Propstei 
Luzern begütert. Hinwieder besitzt das baslerische Gnadenthal Güter bei 
Mellingen, Klingenthal erwirbt 1383 von der Gräfin von Nidau die 
Kirche zu Affoltern, die Clarissen haben Zinsrechte in Solothurn und 
in Bern. 

Ein Verkehr von Kloster zu Kloster findet namentlich zwischen den 
Niederlassungen desselben Ordens statt, wie z. B. Interlaken und St. Leon- 
hard in Basel, deren Beziehungen wiederholt bezeugt sind; ein ganz be- 
sonders reger aber ist er bei den Bettelorden, die das feste Gebundensein 
an eine Stelle überhaupt nicht anerkennen. Ihre Brüder befinden sich in 
immerwährender Bewegung, sind auf allen Straßen zu treffen und tragen 
'Kloster- und Weltneuigkeiten von Ort zu Ort. Der Basler Convent der 
Barfüßer ist der älteste in diesen Landen, und von ihm hat die Custodie 
den Namen, der die meisten Barfüßerklöster der Schweiz angehören. 
Auch die Prediger in Basel sind vor Andern auf dem Platze gewesen; 
1270 treten sie ihren Bezirk jenseits des Hauensteins den Predigern zu 
Bern ab, der Bau ihres Klosters dient dem dortigen als Muster. 

Zahlreiche Basler Namen stehen in den Jahrzeitbüchern von St. Urban, 
Fraubrunnen, Engelberg, am häufigsten der Name der Edlen von Eptingen. 
Ein Werner von Eptingen erscheint auch unter den Chorherren von 
Zofingen. Brüder von St. Urban sind die Basler Johann Geisrieme, Werner 
Schaltenbrand, Rudolf Wachter; der letztere ein Liestaler, der als bursarius 
und Zinsmeister dem Kloster gute Dienste leistet. Niclaus Bischoff von 
Basel ist 1339— 1349 Abt von St. Urban. Und so finden wir Basler auch 
in andern Klöstern der Schweiz: in Muri den alten Mönch Notker schon 
frühe; in Hermetschwyl die Meisterin Küngold von Efringen; bei den 
Augustinern zu Freiburg als Prior den Heinrich Riedmüller von Liestal, 
der auch Prior der Augustiner in Basel ist; in Wettingen den Abt 
Johannes Thür 1407-—1427. 

Jedoch für Art und Stellung Basels viel bezeichnender als diese klöster- 
lichen Beziehungen ist seine seit Beginn des 14. Jahrhunderts bestimmt 
nachweisbare Wirksamkeit in finanziellen Dingen. 
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Die Herzoge von Österreich sind die ersten, welche die Basler um 
Darleihen in Anspruch nehmen. Hug zer Sonnen, Rudolf Schaler, Johann 
von Waltpach erhalten in dieser Weise die Steuern zu Bremgarten, Baden, 
Mellingen, Zehnten zu Villigen u. s. w. versetzt oder erwerben ein Burg- 
lehen zu Luzern. Graf Rudolf von Nidau verpfändet dem Hugo Fröwler 
den Zoll zu Wietlisbach, dem Konrad Hüller die Mühle daselbst, dem 
Werner von Halle die Burg Friedau. In diesen Herrschaften am Fusse 
des Jura treten auch noch andere Basler als Gläubiger auf: Wernli Schil- 
ling 1391, dem die Herrschaft Buchegg, Henman Murnhart 1391, dem 
Aarwangen verpfändet ist, und namentlich Konrad von Laufen, der von 
den Kiburgern Neu-Bechburg, Friedau, Önsingen, Niederbipp zu Pfand 
erwirbt. Auch die Basler Klöster beherbergen Capitalistinnen: 1381 hat 
die Klingenthaler Nonne Elsi von Embrach eine Pfandsumme auf der 
Stadt Willisau stehen, 1384 ist Gräfin Verena von Nidau der Clara von 
Waltpach im Klingenthal 300 Gulden schuldig. Jacob Zibol gewährt 1387 
der Stadt Freiburg ein Darleihen; Aarau, Baden, Rapperswil sind Schuldner 
von Baslern. 

So spielt überall im Lande Basler Geld eine Rolle. Aber am meisten 
in Bern. 1348 nimmt diese Stadt in Basel bei Konrad Sinz, Heinrich 
von Schliengen, Werner zer Sonnen, Johann von Magstat u. A. Geld 
auf; in den 1370er und 8oer Jahren wachsen diese Anleihen in außer- 
ordentlichem Maße. Der Burgdorferkrieg wird mit Basler Geld be- 
stritten. Und 1391 müssen die eidgenössischen Boten die Streitigkeiten 
schlichten, die wegen Säumnis in der Entrichtung solcher Zinse und 
Leibgedinge zwischen Basel und Bern entstanden sind. 

Dabei handelte es sich um einen Reichtum, der Bestand hatte, so 
daß wir von diesen Darleihern des 14. Jahrhunderts eine ununterbrochene 
Reihe Capitalisten und Großhändler verfolgen können bis herab zu Hans 
Irmi, der sich stark genug fühlte, von der Tagsatzung den großen Dia- 
mant und den Degen des Herzogs Karl von Burgund zur Veräußerung 
zu übernehmen. 

Es war, über allen täglichen Verkehr und Handel hinaus, ein Geltend- 
machen besonderer Fähigkeiten und Mittel, die für zahlreiche Beziehungen 
des Lebens in der Schweiz größte Bedeutung hatten. Sie waren aber 
glücklicherweise nicht die einzigen Basel auszeichnenden. 

Vielmehr hat diese Stadt, die von alter Cultur getragen war und 
das Bedürfnis feineren Lebensgenusses und geistiger Dinge nie ver- 
leugnete, mit den Kräften solcher Art auch auf die politisch ihr noch 
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fernstehende Eidgenossenschaft schon eine Wirkung ausgeübt, die nicht 
unterschätzt werden darf. 

Zunächst künstlerisch. Der Basler Maler Johannes Muttenzer schmückt 
1347 die Leutkirche zu Bern mit Bildern aus, 1471 ist Bartholomäus 
Rutenzwig mit ähnlichem in Chur beschäftigt. Meister Konrad Lux von 
Basel errichtet 1481— 1505 den schönen Weinmarktbrunnen in Luzern. 
Aus den Werkstätten der Tischmacher Blesi Wercher und Ulrich Bruder 
von Basel stammen die geschnitzten Holzdecken in Hausen am Albis 1494, 
in Elgg 1495, in Erlenbach 1497, in Kappel 1497, in Sursee 1497, und 
Wercher ist der ausgezeichnetste Vertreter seines Faches in jener Zeit. 
Auch die Glockengießer von Basel sind für die Schweiz thätig. 1363 
gießt Meister Heinrich die Ratsglocke zu St. Peter in Zürich, Ludwig 
Peiger d. ä. 1439 eine Glocke für Gersau, Hans Peiger 1457 eine Glocke 
für Beromünster, Ludwig Peiger d. j. 1486 die berühmte Schillerglocke 
zu Schaffhausen, Rudolf Gowenstein 1499 Glocken für Sempach. Der 
Basler Schmied Heinrich Halder fertigt 1385 die Uhr für den Graggen- 
turm in Luzern. 

Gleiches ist zu sagen von den Basler Buchdruckern. Adam von 
Speyer druckte Betbücher für das Churer Bisthum, Kilian Vischer 1497 
das Brevier der Kirche Sitten. 

Jedenfalls wurde durch eine solche andauernde und mannigfaltige 
Bethätigung auserwählter Fertigkeiten Basels die Bahn bereitet für eine 
letzte höchste Art von Einwirkung und Herrschaft. Die Gründung der 
Universität war diese größte aller Erweisungen Basels an die Schweiz. 

Fassen wir nun die ganze hier gegebene Reihe einzelner Zeugnisse 
und Erwähnungen zusammen und rechnen wir hinzu alles das, was noch 
zwischen ihnen als Ergänzung zu denken ist, so ergiebt sich ein Zu- 
sammenleben und Verwandtsein, für dessen Entwickelung, bei der son- 
stigen Lage aller Dinge, die politische Vereinigung Basels und der 
Schweiz der notwendige Abschluß war. 


* 

Vom Dornacherfelde zogen die Schweizer zunächst vor Pfäffingen, 
dann die Birs hinab nach St. Jakob und wiederholten von hier aus das 
Begehren an Basel, sich der Eidgenossenschaft anzuschließen. Sie ver- 
langten ein entschiedenes Ja oder Nein zur Antwort. «Wir haben Liestal 
besetzt und wollen diese und die andern Herrschaften inhaben, bis uns 
die Basler Ja oder Nein sagen,» schrieben die Solothurner Hauptleute 
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nach Hause. «Werden sie unsere Freunde, so wollen wir ihnen die 
Herrschaften wieder lassen; wo nicht, so ist gut vor dem Bär gefischet.» 
Voll stolzer Leidenschaft, im Gefühl des unüberwindlichen Siegers lagerten 
die Eidgenossen auf dem Felde bei St. Jakob, über dem Heldengrab ihrer 
Väter, und warben ungestüm um Basels Freundschaft. Was der Rat er- 
widerte, genügte ihnen nicht; sie verlangten, daß der Große Rat ver- 
sammelt werde; vor diesen traten die Hauptleute und trugen «mit tratz- 
lichen Worten» ihre Forderung vor. Es war eine der lebensvollsten 
Stunden der ganzen Basler Geschichte. Aber die Räte hielten Stand; es 
verblieb bei der bisherigen Neutralität Basels. 

Das Anerbieten, Basel in den Bund aufzunehmen, war seitens der 
Eidgenossen schon am 23. März, am Tage nach dem Sieg auf dem 
Bruderholze, gemacht, vom Rat aber ein bestimmter Bescheid hierüber 
nicht gegeben worden. Dann hatte Basel am 2. Mai auf der Tagsatzung 
in Zürich erklärt, daß es trotz der von königlicher Majestät ihm gewor- 
denen Aufforderung dem Reich keine Hilfe zu leisten gesonnen sei; es 
werde stille sitzen und wider keine der kriegführenden Parteien sein. 
Die Schweizer hatten sich mit dieser Erklärung begnügt; in den ersten 
Tagen des Juli aber verlangten sie ganz bestimmt zu wissen, wessen sie 
sich von Basel zu versehen hätten. Die Stadt solle offen zur einen oder 
andern Partei stehen. Eine Konferenz hierüber fand in Olten statt, aber 
ohne Ergebnis, da die Gesandten Basels nur ausweichende Antwort gaben. 

Die Absicht des Rates war, wie er gelegentlich äußerte, keinem Teil 
in Kriegsübungsweise anzuhangen, Basler zu bleiben und beiden Teilen 
Liebe und Freundschaft zu erzeigen. Dies war die Auffassung, und ihr 
entsprach auch das thatsächliche Verhalten. Basel leistete immerhin das 
Mögliche. Es verwendete sich wiederholt für die Auslieferung beidseits 
gemachter Gefangener, es ließ beiden Teilen Lebensmittel und Kriegs- 
material zukommen, nahm flüchtende Landleute sowie Verwundete beider 
Parteien in die Stadt auf, ließ Eidgenossen wie Österreichische durch 
sein Land ziehen. Und zumeist handelte es sich hiebei um Erstere. Bei 
einem Scharmützel, das am 6. Mai in der unmittelbaren Nähe Basels 
stattfand, lagen Eidgenossen hinter dem Grendel des ‘St. Albanthors auf 
der Lauer, und die Straßen der Landschaft waren selten leer von eid- 
genössischen Truppen. Beim zweiten Sundgauerzug der Schweizer im 
Mai strömten ihnen die Leute aus den Basler Herrschaften scharenweise 
zu; die Liestaler vor allem waren gut eidgenössisch und im wichtigsten 
Augenblick, vor der Dornacherschlacht, treue und thätige Helfer. 
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Und dennoch handelte Basel Niemandem zu Dank. Klagen und 
Vorwürfe nahmen kein Ende; jeder der Kriegführenden glaubte seinen 
Gegner durch Basel bevorzugt. Zwar den Rat als solchen, der durchaus 
korrekt handelte, trafen die Beschwerden nicht, aber in einzelnen Fällen 
waren sie jedenfalls begründet. Denn zu Stadt und Land herrschte Par- 
teiung, waren entschiedene Freunde des Einen oder des Andern, die 
da, wo sie konnten, Vorschub leisteten. Ein vielgenanntes Beispiel hie- 
von ist Pfefferhans, der geheimnisvolle Verfasser jenes Briefes, durch 
welchen dem Führer der Königlichen vor Dorneck mitgeteilt worden 
sein soll, daß sich das Heer der Eidgenossen im Schwaderloch sammle. 
Als Schreiber dieses Briefes ıst der frühere Basler Bürgermeister Hans 
Imer von Gilgenberg vermutet und dieser deshalb ein den Königlichen 
dienender Verräter genannt worden. Ohne jeden genügenden Grund. 
Die Absicht des Schreibers konnte im Gegenteil keine andere als eine 
den Schweizern freundliche sein; er wollte Fürstenberg durch eine falsche 
Nachricht über das Vorhaben der Eidgenossen irre führen. 

Am 18. August begannen in Basel die Friedensunterhandlungen, am 
22. September wurde hier der Friede geschlossen, in dessen Dokument 
auch diese Stadt ihr Teil erhielt: bei Streitigkeiten zwischen Österreich 
und den Eidgenossen soll der Rat von Basel als Richter angerufen 
werden können, und: da die Stadt Basel dem Könige dargethan hat, 
weshalb sie nicht gegen die Eidgenossen gekämpft habe, so läßt ihr 
der König hierin seine Gnade angedeihen, so daß sie in diesem Frieden 
gleichfalls eingeschlossen sein und wegen ihres Verhaltens keine Strafe 
erhalten soll. 

Diese Zusage des Königs, scheinbar die Beziehungen zwischen Basel 
und Österreich ordnend und zur Ruhe weisend, war doch ohne Bedeu- 
tung. Thatsächlich dauerte der widerwärtige Zustand, unter dem die 
Stadt, ihre Bewohner und Unterthanen schon während der Kriegsmonate 
gelitten hatten, weiter, jetzt um so fühlbarer, da keine eidgenössischen 
Truppen mehr im Lande waren und die österreichischen Nachbarn 
ihrem Groll über die erlittene Niederlage, ihrem Haß auf Basel und 
seine Landschaft freien Lauf lassen konnten. Die Basler seien Schweizer, 
hieß es; Verräter am heiligen Reiche, Mörder und Fleischverkäufer wurden 
sie gescholten. Wenn sie sich im Österreichischen blicken ließen, bekamen 
sie schmutzige Reden aller Art zu hören oder wurden auf freier Straße, 
im sichern Geleit, niedergeworfen, beraubt und verwundet. Wiederholt 
brachen die in Rheinfelden liegenden Knechte mit Brand und Todschlag 
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in die baselischen Ämter ein. Unzählige Belästigungen, kleine und große 
wurden verübt; Drohen, frecher Mutwille, Thätlichkeiten schändeten rings- 
um die Grenzen. 

Dazu die Gährung im Innern. Schon der wilden Bewegung des 
Krieges draußen hatte im engen, zusammengedrängten Leben der Stadt 
ein Streiten und Hin- und Herdrängen der Parteien entsprochen. Und 
auch diesem Zustande brachte der Friede keine Beruhigung. Schweiz 
oder Österreich war noch immer die Losung. Unter den Zünften thaten 
sich die Metzger und die Gerber hervor als Führer der eidgenössischen 
Partei. Hans Bär zum Schlüssel hieß «der grosse Switzer», weil er es 
mit den Eidgenossen hielt; als er einmal mit Andern im Zunfthause beim 
Imbiß saß, rief er aus: «OÖ lieben Freunde, laßt uns kehren zu den 
frommen und getreuen, den Schweizern, so will ich uns, so viel in der 
Zunft sind, ein Jahr lang Wein und Korn vorsetzen.» Aber auch 
Österreich hatte noch seine entschiedenen Anhänger in der Bürgerschaft. 
Und daß es über die Wortwechsel hinaus auch zu Ernsterem kam, 
zeigen die freilich äußerst knapp gehaltenen Nachrichten, die von 
«Zwytrechtungen» zwischen dem Rat und der Metzgernzunft und von 
einem schlimmen Aufruhr im Wirtshaus zum Rüden melden. 

Die Dinge lagen so, daß Ruhe und Friede nur dann wiederkommen 
konnten, wenn Basel in den Bund der Eidgenossen eintrat. Hiezu war 
aber nötig, daß die eidgenössische Partei in Bürgerschaft und Räten 
die Oberhand gewann; dies geschah im Frühjahr 1501. 

Am ı5. Februar traten vor die in Zürich versammelte Tagsatzung 
die Boten Basels mit der Bitte um getreues eidgenössisches Aufsehen ; 
denn die Lage der Stadt sei schwer gefährdet. Den Ihrigen begegne 
allerlei Unfug; es heiße, daß Rüstungen gegen sie im Werke seien; 
rings im Lande sammle sich viel fremdes Kriegsvolk. Die Eidgenossen 
beschlossen, bei den Regenten der österreichischen Lande dahin zu 
wirken, daß Basel sicher gestellt werde; mit dem erbetenen Aufsehen 
betrauten sie Bern und Solothurn als die nächst gelegenen Orte. Dann aber 
sogleich, die Gelegenheit benützend und der Zustimmung Basels jetzt jeden- 
falls sicher, griffen sie wieder auf die alte Hauptfrage. Sie fiengen an, 
von einer ewigen Verbindung Basels mit den Eidgenossen zu reden, 
und ohne weiteres Säumen setzten sie auf 9. März Tag zur Beratung 
dieser Frage an; jeder Ort sollte da seine Meinung sagen, und auch 
Basel sich erklären, ob es gewillt sei, von der Sache reden zu hören. 
Dieser Tag fand statt, wiederum in Zürich, Am 2ı. März kam man 
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dann in Basel selbst zusammen und einigte sich hier auf jene schöne 
Abrede, in der ausgesprochen wird, «was und wie viel gemeiner Eid- 
genossenschaft an der Stadt Basel und ihrem Land und Leuten ist 
gelegen, und daß sie ein Thor und Eingang sein wird für Kauf und 
Verkauf und alles Gewerb und Gemeinschaft der niedern Orte, auch was 
sie an ihr selbst vermag mit ihrer starken Stadt, die sich öffnet in den 
Sundgau, Breisgau und Elsaß, die damit müssen und mögen in Sorgen 
sein, wenn sie sich anders als gebührlich gegen gemeine Eidgenossen- 
schaft, die Stadt Basel und die Ihren halten, das ihnen zu ganzem 
Verderben dienen möchte. Dazu soll bedacht und zu Herzen genommen 
werden die große Treue und Freundschaft, so dieselbe Stadt Basel im 
vergangenen Krieg gemeiner Eidgenossenschaft durch die Ihren hat 
bewiesen und sich durch kein königliches Mandat hat lassen be- 
wegen, gemeiner Eidgenossenschaft widerwärtig zu sein, sondern eher 
alles darum zu erwarten, das ihr Gott zu leiden zufügen möchte. Zu- 
dem, daß ihre Schlösser und Hintersassen zu Liestal und an andern 
Enden sich nicht allein nachbarlich, sondern brüderlich haben gehalten, 
viel mit uns und von unsertwegen gelitten, Etliche erstochen, Viele 
beraubt und mißhandelt, das alles sie geduldig getragen haben. Und 
dann aber so ist nicht klein zu bedenken, wie nahe die Stadt Basel 
der Eidgenossenschaft Land und Leuten gelegen und ein Bollwerk ihrer 
aller gegen die niedern Orte ist. Die Annahme einer solchen ehrlichen, 
mächtigen und wohlgelegenen Stadt wäre der Eidgenossenschaft von 
Vorteil, ihre Verlassung aber eine Ursache großer Sorgen und Unruhe. » 

Das war die Anschauung, welche die unverrückbare Grundlage für 
alles weitere bot. Es gab freilich noch vieles zu reden; wiederholte 
Zusammenkünfte wurden nötig, und mancherlei Schwierigkeiten er- 
gaben sich. Denn hier wie dort standen fertige, voll ausgewachsene 
Gemeinwesen, ein jedes in jahrhundertelanger Geschichte bewährt und 
seiner starken Eigenart durchaus bewußt. Nun es um einen Bund zu 
thun war, galt es, Rechte und Pflichten des einen wie des andern zu 
bemessen, den Rang des neuen Bundesgenossen und die Art seiner 
Stellung im Bunde zu regeln. Insbesondere von Seiten der Länder wurden 
Bedenken gegen die Aufnahme erhoben, die ihnen eine Verstärkung des 
städtischen Elementes im Bunde bedeutete. Aber die andern Orte, allen 
voran Bern, traten für Basel ein. «Es ist not, daß wir Eidgenossen 
gemeinlich und sonderlich zu Herzen fassen und bedenken, wie großes 
unsrer Eidgenossenschaft an dieser Sache gelegen ist.» Endlich am 
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9. Juni, in Luzern, konnte der Bund beredet und geschlossen werden ; 
seine feierliche Beschwörung wurde angeordnet auf den 13. Juli, den Tag 
Kaiser Heinrichs. 

Die Boten der Eidgenossen sammelten sich an diesem Tage zu Basel. 
Mit altem und neuem Rate der Stadt zogen sie ins Münster, dann nach 
herrlich vollbrachtem Hochamt hinab zum Marktplatze. Hier war vom 
Rathause bis zum Geltenzunfthaus ein hölzernes Gerüst errichtet, auf dem 
Ratsherren und Gesandte sich aufstellten. Den Platz füllten die Zünfte, 
die über vierzehn Jahre alten Mannspersonen aus beiden Städten, die 
Vögte und Amtleute von der Landschaft. Da ward der Bundesbrief ver- 
lesen und auf ihn der Eid geleistet von der ganzen Gemeinde den 
Eidgenossen und sodann von diesen der Stadt Basel. Und als nun auf 
beiden Seiten geschworen war, hob man an Freude zu läuten mit der 
Ratsglocke und den Glocken aller Kirchen und Klöster. Dann zog ein 
Jeder auf seine Zunft, die Räte aber führten die eidgenössischen Boten in 
das Wirtshaus zum Brunnen und aßen dort mit ihnen in großen Freuden. 
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REFORMATION UND GEGENREFORMATION. 


Wenn man das Verhältnis Basels zur Eidgenossenschaft nach dem 
Eintritt in den Bund recht verstehen will, so ist es unerläßlich, die Ge- 
schichte dieses Standes, die nicht als bekannt vorausgesetzt werden darf, 
mit einigen Strichen anzudeuten, um dann wenigstens in den Haupt- 
abschnitten die Wechselbeziehungen des Gliedes zum Ganzen reliefartig 
hervortreten zu lassen. Da das sechszehnte Jahrhundert für Basel sehr 
bewegt und ereignisvoll war, so daß es ihm ein reiches Maß von Freud 
und Leid brachte, schien angesichts des dafür in Aussicht genommenen 
Raumes möglichste Konzentration auf die Hauptthaten dringend geboten, 
wodurch allerdings eine sprunghafte Behandlung unvermeidlich wurde. — 
Basel charakterisiert sich im ersten Vierteljahrhundert als ein treues, 
seine Pflichten gewissenhaft erfüllendes Glied der Eidgenossenschaft, 
welches, die Macht des privilegierten Adels brechend und sich der Herr- 
schaft des Bischofs entreißend, im Hinblick, ja unter Berufung auf die 
Regierungsweise seiner Bundesbrüder, das heimische Regiment im Sinne 
größerer Demokratisierung umgestaltete. Hineingerissen hierauf in die 
große Bewegung des Jahrhunderts, in die Reformation, wird Basel, nicht 
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wenig beeinflußt durch das Beispiel seiner Schwesterstädte Zürich und 
Bern, aus einer Bischofsstadt die Metropole evangelischen Glaubens, die 
unter unsäglichen Schwierigkeiten mit bewunderungswürdigem Geschick 
und mit nicht weniger staunenswerter Ausdauer ihr gesamtes bürger- 
liches, kirchliches und wissenschaftliches Leben reorganisiert und auf 
neuer, dem damaligen Zeitgeist angemessener Grundlage wieder aufbaut. 
Die Religionsänderung alteriert auch ihr Verhältnis zu der Mehrzahl der 
eidgenössischen Orte und bringt sie für kurze Zeit in Widerspruch mit 
ihrem Bundesvertrag. Unaufhörlich auf Abrundung und Konsolidierung 
ihres Territorialbesitzes bedacht, kommt sie, wiewohl unter schweren 
Opfern und Folgen dazu, das ihrerseits zerrissene Band mit dem Bistum 
durch den Spruch eines eidgenössischen Schiedsgerichts auf rechtlichem 
Wege für ewige Zeiten zu lösen und sich dadurch ein kompaktes, von 
keinem, weder geistlichen, noch weltlichen Territorialherrn mehr bestrit- 
tenes Unterthanengebiet zu sichern. Nicht nur steht Basel am Ende des 
16. Jahrhunderts in den Grenzen, wie sie sich nachher bis zum Wiener- 
Kongreß ziemlich unverändert erhalten haben, sondern es trägt auch 
im Innern, sowohl politisch als kirchlich, die Signatur, die ihm bis ins 
19. Jahrhundert hinein geblieben ist. Als gewerbliches und industrielles 
Centrum unterhält Basel die mannigfaltigsten Beziehungen zur übrigen 
Schweiz und als Universitätsstadt und Sitz des Buchdrucks wird sie für 
die obern Lande Vermittlerin geistiger Kultur. Daneben erfüllte Basel 
die Mission eines protestantischen Refugiums und, bis auf einen gewissen 
Grad, diejenige eines Regulators der unter den Neugläubigen schroff 


hervortretenden Gegensätze. 
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Die wichtigste Pflicht, welche der ewige Bund den Baslern auferlegte, 
war diejenige der Hilfeleistung und damit der Teilnahme an den Kriegs- 
zügen der andern eidgenössischen Orte. Damals hatte gerade jene Zeit 
der italienischen Feldzüge begonnen, welche die Schweiz mehr als je in 
die europäische Politik verwickelten, ihr für kurze Zeit die Bedeutung 
einer Großmacht verliehen und sie unter Inanspruchnahme ihrer gesamten 
Wehrkraft auf den Gipfelpunkt ihrer Macht führten, trotzdem diese Feld- 
züge, von den schweizerischen Regierungen entweder geboten oder bloß 
geduldet oder gar verboten, im Dienste fremder Fürsten, sei's des Königs 
von Frankreich oder des Kaisers, des Herzogs von Mailand oder des 
Papstes unternommen wurden. Dabei blieb Basel nie zurück, sondern 


stellte sich beim schweizerischen Heere stets mit dem Kontingente ein, 
das man von ihm erwartete. Es war im Frühling des Jahres 1503, als 
Basel zum erstenmal seine Hilfspflicht zu erfüllen in den Fall kam. Die 
Waldstätte baten um Zuzug, da Uri um jeden Preis gegen Frankreich, 
das vor wenig Jahren auch das Herzogtum Mailand erobert hatte, die 
Stadt Bellinzona behaupten wollte. Echt eidgenössisch beantworteten die 
Basler Gesandten auf der Tagsatzung das Hilfegesuch mit den Worten: 
«Eure Sache ist unsere Sache, und unsere Sache ist Eure Sache.» Und 
doch mußte Basel die Teilnahme an diesem von Uri eigenmächtig be- 
gonnenen Feldzuge um so schwerer fallen, als er es an den Verlust eines 
früher innegehabten Rechtes und zugleich an eine Ungleichheit, nämlich 
daran erinnerte, daß es, wie übrigens alle jüngeren Glieder des Schweizer- 
bundes, sich jeder Selbsthilfe zu enthalten hatte. Gleichwohl zogen 500 
Basler unter Hemmann Offenburg nach dem Süden. Dieser erste Zug 
verlief ebenso erfolgreich als unblutig; denn er gewann der Schweiz Bel- 
linzona und kostete die Basler nur einen Mann, der durch einen nächt- 
lichen Schuß fiel, ohne daß jemand wußte, «wie solches zugegangen». 
Mit andern Eidgenossen ernteten die Basler am Genuesenzug 1507 die 
überschwänglichsten Lobsprüche und die Versicherung ewigen Dankes 
von Seite des französischen Königs, der sich aber schon nach zwei Jahren 
dessen nicht mehr erinnerte. Nach dem Chiasserzug 1510 traf auch sie 
des Papstes furchtbarer Zorn, der indes nach dem glänzenden Erobe- 
rungszug des Jahres 1512, in welchem die Schweizer das Herzogtum 
Mailand den Händen der Franzosen entrissen, vollständig ins Gegenteil 
umschlug, so daß von Rom aus ein reicher Gnadensegen über die 
Helvetier, die «defensores ecclesiastic& libertatis», wie Julius II. sie nannte, 
ausgeschüttet wurde. Basel erhielt dabei nicht bloß ein goldgesticktes 
Banner mit goldenem Baslerstab, sondern wurde auch noch mit mehreren 
Privilegien, z. B. demjenigen der Prägung von Goldmünzen bedacht. Es 
mochte Basel zur Ehre gereichen, daß sein Mitbürger Lienhart Grieb beim 
feierlichen Empfang der schweizerischen Großbotschaft in Rom Sprecher 
war. An der blutigen, zur Behauptung des Herzogtums Mailand am 
6. Juni 1513 gelieferten Schlacht bei Novara beteiligte sich Basel mit 
zirka 1000 Mann. Der glorreiche Sieg mochte es den Verlust von 
75 Mann weniger schmerzlich empfinden lassen. Heroische Einzelzüge 
knüpfen sich an Bürgermeister Theodor Brand und an Triebelmann, 
dessen Heldenthat der Rat mit dem Bürgerrecht und einer Leibrente von 
8 % ehrte. Schwere Verluste erlitt Basel in der Schlacht bei Marignano 
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am 13./14. September 1515. Es stellte in drei Aufgeboten ungefähr 
ı800o Mann unter die Waffen. Im letzten Aufgebot befanden sich die 
«namhaftigsten» Bürger, da man nur denjenigen Söldner zu stellen er- 
laubte, welche alters- oder krankheitshalber nicht mitziehen konnten. Nur 
wenige kehrten zurück. «Da kamen viel erlicher und redlicher Burger 
von Basel um; etlich wurden wund und geschossen heimbracht ,;, es 
gieng fast übel.» Besonders heroisch hielt sich der Bannerträger Hans 
Bär, ein Gewandmann, dem es, trotzdem eine Stückkugel ihm beide 
Schenkel zerschmettert hatte, noch sterbend gelang, die Fahne zu retten. 
Die Niederlage bei Marignano hatte als wichtigste Folgen den Verzicht 
der Schweiz auf ihre Großmachtstellung, die Angliederung eines Groß- 
teils des heutigen Kantons Tessin, an dessen Mitherrschaft auch Basel 
partizipierte, und ein bleibendes Freundschafts- und Soldverhältnis mit 
Frankreich. Wohl lockte das französische Gold schon in den nächsten 
Jahren tausende von Schweizern als Söldner unter die Fahnen Franz’ 1.; 
aber dessen blutige Niederlagen bei Bicocca 1522 und bei Pavia 1525, 
an welch’ beiden Orten sich auch Basel mit je 400 Mann eingefunden und 
«manchen guten Burger um des bösen Geltz willen verloren hatte», noch 
mehr aber die religiöse Strömung dämmten, wenn auch nur auf Jahr- 
zehnte und nur in einzelnen Orten, das Söldnerwesen ein oder ver- 
stopften gar die Quellen dazu. Die Reisläuferei konnte übrigens in dem 
gewerbsamen Basel nie jene Ausdehnung annehmen, wie etwa in den 
Alpengegenden, deren Armut die Söhne zur Auswanderung zwang und 
in Ermangelung anderer Erwerbszweige dem Solddienst förmlich in die 
Arme trieb. Vielleicht erfolgreicher als irgend ein anderer eidgenössischer 
Stand bekämpfte Basel die Bildung von Freifähnlein, war ja sogar ein 
scharfes Verbot in den Jahreseid aufgenommen. Als sich 1530 in Dornach 
ein solches Freifähnlein von 300 Mann bildete, gelang es dem Rat, es nicht 
nur aufzulösen, sondern auch seine Führer zu bestrafen. Erst gegen Ende 
der Soer und anfangs der goer Jahre des 16. Jahrhunderts nahm Basel 
wieder regen Anteil an dem französischen Solddienst; um diese Zeit sehen 
wir etwa 1000 Basler im Dienste Heinrichs IV., der die Tapfern statt mit 
Sold mit schmeichelhaften Worten löhnte, was um so empfindlicher für 
sie sein mußte, als sie für Verpflegung selbst zu sorgen hatten ; unsäglich 
mußten sie unter den Entbehrungen leiden; die meist noch vorhandenen 
Briefe ihrer Hauptleute an den Rat geben davon, wie überhaupt von ihren 
Erlebnissen beredtes Zeugnis. «In unseren schweizerischen Archiven sind 
die verborgenen Denkmäler ihrer Thaten erhalten geblieben.» 


Das Pensionenunwesen kehrte in Basel erst mit dem französischen 
Bündnis im Jahre 1521 ein; denn noch 1519 hatte die Stadt auf der 
Tagsatzung erklären können, «sie habe niemanden, der Pensionen nehme 
und möchte leiden, daß es überall in der Eidgenossenschaft so wäre». 
1521 hingegen bedachte Frankreich jedes Mitglied des Großen Rats mit 
6 und jedes des Kleinen Rats mit ı5 Kronen; aber viele weigerten sich, 
überhaupt etwas anzunehmen; andere dagegen, damit nicht zufrieden, be- 
zogen noch höhere Summen. Dies reizte das Volk noch im gleichen 
Jahre (1521) zum Aufruhr auf und nötigte den Rat zu einem scharfen 
Verbot des Pensionennehmens, «denn zuvor hat kein Mensch nit mögen 
gedenken, daß man zu Basel weder von Königen, Fürsten oder Herren 
pensionen genommen hettes. Daß es Basel mit diesem Verbot ernstlich 
meinte, bewies es gegen hochgestellte Fehlbare, die mit Güterentzug und 
harter Gefangenschaft gebüßt wurden. Den Bestechungsversuchen war 
übrigens auch durch die Ratserkanntnis die Spitze abgebrochen, daß Ge- 
schenke, welche Basler als Gesandte etc. erhielten, aufs Brett, d. i. in die 
Staatskasse zu legen waren. Im Gegensatz zu den andern Orten erklärte 
Basel ı527 Frankreich, daß es «der heimlichen Pensionen halb kein son- 
dere Person in die Rödel stellen könne». 

* # 
E 

Der Anschluß Basels an die schweizerischen Demokratien bedeutete 
schon an und für sich einen wichtigen Schritt im Kampf um seine innere 
Unabhängigkeit. Noch stand es unter der Handfeste, nach welcher der 
Bischof der Stadt jedes Jahr eine Regierung setzte, wobei nur Angehö- 
rige der «Hohen Stube», d. s. Ritter und Achtburger Zutritt zur obersten 
Würde erhielten. Doch das natürliche Streben jedes Menschen nach 
Freiheit und jedes Volkes nach Selbständigkeit, das Gefühl eigener Kraft, 
die sich bereits in schweren Krisen bewährt, besonders aber der ununter- 
brochene Verkehr mit vollständig freien Bundesgliedern zwang Basel, 
seine Regierungsweise diesen adäquat zu gestalten, deshalb nicht eher zu 
ruhen, als bis es die Macht der «Hohen Stube» gebrochen und sich vom 
Bischof freigemacht hatte. Fast gleichzeitig schüttelte es die Herrschaft 
der beiden ab, doch nicht mit dem gleichen Erfolg. Während nämlich 
der Adel in sich nicht mehr genügende Kraft zu energischem Widerstand 
fand, erhob sich nach Jahrzehnten die wieder erstarkte bischöfliche Ge- 
walt, um ganz gründliche, Basel tiefschmerzende Abrechnung zu halten; 
doch von letzterer später. 
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Von 1501—1515 bekleideten die zu Rittern erhobenen Peter Offen- 
burg und Wilhelm Zeigler abwechselnd die Bürgermeisterwürde; daneben 
saß nur noch Hans Kilchmann bis 1506 als Ritter, d. i. also als Ver- 
treter des Adels im Rat. Der Adel glich einem nur mühsam gezogenen 
Pflänzchen, das in dem wohlgesättigten Basler Boden vor andern kräfti- 
geren Pflanzen nicht mehr recht zur Geltung kam. Er zog es vor, im 
Dienste Habsburgs oder anderer Dynastien in einer ihm mehr zusagen- 
den Thätigkeit zu stehen, als seine Kraft mit einer aufstrebenden Bürger- 
schaft zu verbrauchen. Die «Hohe Stube» hielt sich, so viel sie nur konnte, 
von der Teilnahme an den italienischen Feldzügen fern, was die Erbitte- 
rung der Bürgerschaft gegen sie steigerte. Seit Jahrzehnten erstrebte diese 
eine neue Handfeste; endlich erteilte nach 4ojährigem Ringen 1506 der 
damalige Bischof, Christoph von Utenheim, eine solche; sie schoß eine 
klaffende Bresche in die Privilegienburg der «Hohen Stube». Denn in 
Ermangelung von Rittern durfte die Bürgerschaft in Zukunft den Rat aus 
den Zünften ergänzen. Noch gewaltiger war der Schlag, den die «Hohe 
Stube» 1516 erlitt: sie wurde von ihrer dominierenden Höhe auf das Niveau 
einer Zunft herabgedrückt. Auf die Forderung nämlich, ihre Privilegien 
mit den nötigen Beweistiteln vorzulegen, mußte sie gestehen, daß sie nichts 
Schriftliches habe, daß sie aber im Besitze des alten Brauches sei, worauf 
beschlossen wurde, es soll kein Unterschied mehr zwischen der «Hohen 
Stube» und der Zunft sein. Ihre Bevorzugung bei Rats- und Gerichts- 
besetzungen hörte auf; wie andere Bürger hatten ihre Genossen im Dienst 
und in Besteuerung die Staatspflichten zu tragen. Infolgedessen wurde 1516 
zum erstenmal ein Zünftiger oder Bürgerlicher zum Bürgermeister gewählt. 
Es war dies Jakob Meier zum Hasen, der Zunftmeister zu Hausgenossen. 
Sein Bildnis darf dieser Festschrift deshalb nicht fehlen, wenn es auch 
jedem Gebildeten aus der Holbein’schen Madonna bekannt sein mag. Im 
Jahre 1545 verlor die «Hohe Stube» infolge liederlichen Besuchs auch 
noch den Beisitz ihrer zwei Mitglieder im Rate, die durch die zwei alten 
Meister ersetzt wurden. Damit war ihre politische Bedeutung vollständig 
gebrochen, «weil», wie A. Ryff sich bündig ausdrückt, «sy» (die Genossen 
der hohen Stube) «ire Residentz ausserhalben der stat Basel haben, Pa- 
bistischer Religion sind, und mehrenteils Löhn von Fürsten und Herren 
tragen, welliches die jetzig Rathsordnung nit erliden mag». Zwar gab es 
noch immer Adelige; vom alten Adel hielten noch zur Stadt die Rotberg, 
Eptingen, Andlau, Flachsland, Reich, Bärenfels, Münch und Schaler. Von 
den Achtburgern, die ja ebenfalls zur «Hohen Stube» gehörten, zogen 
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die Meltinger und Zeigler 1529 weg, die Meier von Baldersdorf starben 
1533 aus, die von Brunn sanken zu den Zünftigen herab. Andere, wie 
die Murer, Grieb, besonders aber die Offenburg bestanden noch fort, 
natürlich unter Annahme der Reformation; denn auch Adelige mußten 
sich dem Glauben der Stadt anschließen, wenn sie Bürger bleiben oder 
werden wollten, eine Ausnahme erlaubte sie sich mit dem reichen 
A. von Hatstatt, dem letzten seines Stammes, der katholisch bleiben durfte, 
dessen Gut infolge seines letzten Willens zum Teil in den Besitz der 
Stadt übergieng. Als letzter Adelssprößling Basels starb im 19. Jahr- 
hundert Christian Gottlieb von Bärenfels. 

Während das adelige Element sich durch eigene Schwäche zur poli- 
tischen Ohnmacht verdammte, lässt sich das von der bischöflichen Gewalt 
nicht sagen. Basel befreite sich von letzterer; doch trug diese Befreiung 
ganz den Charakter eines einseitigen Lossagens und Losreißens, das, 
der rechtlichen Natur entbehrend, Grund und Ursache unaufhörlicher 
Proteste und langwieriger Unterhandlungen werden mußte. Nach dem 
Aussterben der Grafen von Thierstein entbrannte ein Streit zwischen der 
Stadt Basel und ihrem Bischof über die Besetzung des Schlosses Pfäf- 
fingen. Erstere, die strategische Bedeutung dieses Eingangsthores zum 
Birsthal voll und ganz erkennend, hatte dem letzten Grafen von Thier- 
stein darauf 5000 Gulden, also eine den Ertragswert des Schloßgutes 
weit übersteigende Summe, mit der Verpflichtung zinslos geliehen, es 
dem Hochstift nie zu entfremden. Doch dieses besetzte es mit Vögten, 
die Basel feindlich waren. Der Coadjutor des Stifts ließ sich merken, 
daß er betreffs der Bevogtung des Schlosses mit der österreichischen 
Regierung in Ensisheim in Unterhandlung stehe. «Als wir das erfuhren», 
berichtete Basel an die Eidgenossen, «erschracken wir; denn wir fürch- 
teten, daß wir durch solch’ Vornehmen ganz bis auf den Stadtgraben 
ringsum eingezäunt würden, also daß wir keinen freien Eingang zu 
unseren Eidgenossen hätten.» Klagend wandte sich die Witwe des letzten 
Thiersteiners, die Burgerin Basels war und der durch Eheabrede das 
Schloß Pfäffingen als Wittum verschrieben worden war, an den Rat, 
trat diesem käuflich alle ihre Ansprüche ab, worauf er es im September 
1520 besetzte. Der Coadjutor verklagte Basel vor der Tagsatzung und 
verwahrte sich gegen die Behauptung, als habe er Pfäffingen den Öster- 
reichern ausliefern wollen. Die eidgenössischen Boten schlugen den Aus- 
weg vor, daß das Schloß schweizerischen Orten bis zu Austrag der Sache 
übergeben werde. Allein der Große Rat Basels bestand mit größter Ent- 
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schiedenheit auf der Besetzung Pfäffingens und beschloß, daran Leib und 
Gut zu setzen. Eine Abordnung ritt von einem eidgenössischen Ort zum 
andern, um alle von diesem Beschluß in Kenntnis zu setzen. Sie fand 
überall freundliche Antwort und gewann die Überzeugung, daß kein Ort 
dem Bischof ganz geneigt sei. Doch unablässig bestürmte der Coadjutor 
die Tagsatzung mit seinen Klagen. Abgeordnete von Zürich, Luzern, 
Uri, Schwyz, Unterwalden und Schaffhausen erschienen mit dem Coad- 
jutor am ı2. März zur gütlichen Beilegung des Streites vor dem Rat zu 
Basel. Mit größter Hartnäckigkeit hielt der Coadjutor an Pfäffingen fest 
und wollte weder von lehensweiser noch von käuflicher Abtretung etwas 
wissen. Diese feindselige Haltung des bischöflichen Vertreters erbitterte 
den Rat dermaßen, daß er beschloß, in Zukunft keinem Bischof mehr zu 
schwören, ihn auch den Rat nicht mehr besetzen zu lassen, keinen Lehns- 
mann des Stifts in seinem Schoße zu dulden und begründete diesen 
Schritt damit, daß der Bischof durch Überlassung der Geschäfte an den 
Coadjutor die Handveste außer Kraft erklärt habe, da sie nur während 
der Amtsthätigkeit des Bischofs bindend sei. In dem weitläufigen Ein- 
gang des großrätlichen Beschlusses wird als erster und wichtigster Grund 
hervorgehoben, daß die Basler ihre Regierung nach dem wesentlichen 
Stand der übrigen Eidgenossen einrichten müssten, und daß die bisherigen 
Gebräuche und Pflichten gegen das Bistum und den Lehensadel mit dem 
gegenwärtigen Wesen,’ in Ansehung der Eidgenossenschaft nicht mehr 
bestehen könnten. Sodann hätte die Stadt vom Kaiser das Recht er- 
halten, sich Statuten, Ordnungen und Satzungen zu geben. Pfäffingen blieb 
beim Hochstift; doch hatte der Vogt dem Basler Rat zu schwören, im Kriegs- 
fall sich unparteiisch zu verhalten. Drei Jahre darauf, 1524, fiel noch die 
letzte Rechtsame des Hochstifts, der Martinszins, dessen Einzugs sich, 
laut Ratserkanntnis, die städtischen Beamten enthalten sollten. Als nun 
auf Martini der Coadjutor mit seinen Beamten im bischöflichen Hofe 
erschien, wartete er vergeblich mehr als drei Stunden auf Vogt, Schult- 
heiß und Amtleute, mit denen er sonst in feierlichem Zuge durch die 
Straßen der Stadt ritt und durch die Stadtknechte den Martinszins als 
Zeichen der Lehnspflicht gegen die Bischöfe von jedem Hause einziehen 
ließ. Der Coadjutor nahm, wie zu erwarten, eine notarialische Protestation 
auf. Nachdem die Handveste mehr als ein Vierteljahrtausend bestanden, 
wurde sie so 1521 noch vor der Reformation umgestoßen; für immer 
entzog sich Basel der Herrschaft des Bischofs. 
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Die eben geschilderten Kämpfe mit der bischöflichen Gewalt lassen 
uns keinen Augenblick darüber im Zweifel, ob die Reformation in Basel 
empfänglichen Boden gefunden habe oder nicht, brachte sie doch Be- 
freiung von der geistlichen Macht und Unterordnung der Kirche unter 
die weltliche Regierung. Allein Basel war in ganz eigener Lage. Als 
Bischofsstadt mußte sie mit der größten Vorsicht zu Werke gehen; denn 
sie waran eine Unzahl von Rücksichten gebunden, die andere Städte, wie 
Zürich und Bern, kaum kannten. Sie war auch mehr als diese mit geist- 
lichen Institutionen gesegnet, deren Aufhebung große Schwierigkeiten 
bereiten mußte; gab es doch neben den Pfarr- oder Leutkirchen, den 
vielen Kapellen, dem Dom- und Petersstift nicht weniger als neun Klöster 
und 22 Beghinen- und Beghardenhäuser. «In summa,» meint Ryff, «da 
muoss ein mächtiges Bätten gwesen sein.» — Während in Zürich die 
von Zwingli beratene Regierung die Reformation in einem halben Jahr- 
zehnt durchführte, war es in Basel die Bürgerschaft, die ihr, sogar gegen 
den Willen des Rats, ja schliesslich noch durch das Mittel einer unblutigen 
Revolution zum Durchbruch verhalf, was von ihren ersten Anfängen, dem 
Durchbrechen des Perikopenzwangs durch den Domprädikanten Capito, 
bis zu ihrem Sieg im Februar 1529, ein ganzes Jahrzehnt in Anspruch 
nahm. In der ersten Hälfte zwar zeigte sich der Rat der neuen Bewegung 
eher günstig; je entschiedener er aber nachher den Standpunkt der Alt- 
gläubigen hervorkehrte, desto energischer trat die Bürgerschaft mit ihren 
Forderungen hervor. Mehr aus Not als aus innerer Überzeugung ver- 
focht er, seiner Zeit um drei Jahrhunderte vorauseilend, das Prinzip der 
Glaubensfreiheit und befahl, daß «einer dem andern bruderliche und 
burgerliche trüw und liebe erzeyge und jeden by sinem gluben ungetratzt 
und ungeschmeht fry bliben losse». 

Basel wirkte ganz besonders durch Druck und Verbreitung reforma- 
torischer Schriften für den neuen Glauben. Darum konnten viele den 
Begriff Setzer von Ketzer nicht trennen. Schon im Dezember 1522 
wurde auf der Tagsatzung mit Zürich und Basel «ernstlich geredt, daß 
sy by inen das drucken sölicher nüwen büchlin abstellen; denn es sey 
zu besorgen, wo man solichem mit tapfern widerstand thuon wurde, daß 
darus große unruow und schad uferstan wurde». Wenige Monate darauf 
wurde der Basler Buchdrucker Adam Petri um 200 Gulden gebüßt. So 
lange die Reformation im Durchbruchsstadium war, hielt sich Basel strikte 
an den Bundesvertrag und suchte bei Streitigkeiten zu schlichten. Als 
1524 die katholischen Orte nahe daran waren, Zürich, Schaffhausen und 


Appenzell ihres Glaubens wegen mit Krieg zu überziehen und kategorisch 
forderten, daß ihre Boten nicht bloß vor Räten, sondern auch vor Ge- 
meinden gehört werden, da erhielt die Basler Gesandtschaft die Instruk- 
tion, «nüt ruchs» gegen die genannten vorzunehmen und nicht vor die 
Gemeinden zu reiten. Am 5. Januar 1525 erschienen Boten der VI ka- 
tholischen Orte vor dem Großen Rate Basels und mahnten, am alten 
Glauben festzuhalten; auch fragten sie an, ob man ihnen helfen wolle, 
wenn sie gegen Zürich etwas zu unternehmen sich entschlössen, klagten, 
daß die Stadt vertriebene Prädikanten aufnehme, den Druck von «Schand- 
und Schmachbüchli» nicht verbiete und, da sie von den Bündnisunter- 
handlungen mit Straßburg gehört, erinnerte sie an die Pflicht, keinen 
Bund ohne Wissen und Willen der Eidgenossen zu schließen. Als Basel 
ihnen jede Hilfe mit Berufung auf den Neutralitätsartikel seines Bundes- 
vertrags abschlug, meinten sie, es stände neben diesem Artikel noch ein 
anderer, der sie zur Hilfe verpflichte. Das zurückhaltende Benehmen 
Basels u. a. O. nötigte die Katholischen, die Kriegserklärung noch in 
der Tasche zu behalten. Noch im gleichen Jahr entstand die Bauern- 
bewegung, die aber auf baslerischem Boden nicht zum Krieg ausartete. 
Gewiß waren es bange Stunden für die Stadt, als am 3. Mai 1525 die 
Bauern vor ihren Thoren lagerten. Wie bei allen schweren innern Krisen, 
so sehen wir auch jetzt Boten eidgenössischer Orte herbeieilen und zum 
Frieden raten. Ihr Zureden und die weise Mäßigung des Rats hinderten 
das Blutvergießen. Wie schrecklich tobte nicht der Bauernkrieg in dem 
benachbarten Sund- und Breisgau, wo Basel, jedoch erfolglos, zu Gunsten 
der Unterdrückten zu vermitteln aufs eifrigste bemüht war. Bis dahin 
hatte das Beispiel Zürichs, ganz besonders auch die enge Freundschaft 
seines Führers Zwingli mit Ökolampad, mächtig für die Zunahme der 
Reformation in Basel gewirkt. Als nun gar noch 1528 das durch alte 
Freundschaft mit der Rheinstadt verbundene Bern zum neuen Glauben 
übertrat, da durchbrach das Ungestüm der Basler Bürgerschaft das Zögern 
des Rates. Schlagfertig standen sich Neu- und Altgläubige gegenüber; 
jeden Augenblick konnte ein blutiger Bürgerkrieg ausbrechen; doch noch 
rechtzeitig trafen Abordnungen von Zürich und Bern ein, die Thätlich- 
keiten vorzubeugen vermochten. Auch die katholischen Orte schickten 
ihre vermittelnden Boten, hatten aber schon deßwegen schwierigern Stand, 
weil sie sich bei der letzten Bundesbeschwörung den Baslern den Eid 
abzunehmen und zu geben geweigert hatten. Nachdem tagelange Unter- 
handlungen zu keiner Einigung geführt, rieten die Gesandten Berns und 


Zürichs eine Disputation an, ein Mittel, das sich bei ihnen als wirksam 
erwiesen hatte. Eine solche wurde denn auch auf 14 Tage nach Pfingsten 
gleichen Jahres (1529) in Aussicht genommen. Allein dieser Ausgleich, 
auf dringendes Zureden der bernisch-zürcherischen Gesandten von der 
imposanten, 3000 Mann starken Versammlung der Neugläubigen am 
6. Januar 1529 angenommen, war nur ein Notbehelf, der nicht einmal 
für die kurze Spanne Zeit, für welche er vorgesehen war, ausreichte. 
Am 8. Februar 1529 traten die Reformierten zahlreich in der Barfüßer- 
kirche zusammen und verlangten, daß aus dem Rate alle diejenigen, 
welche zu den Priestern in einem verwandtschaftlichen Verhältnis stunden, 
bis nach Austrag der Sache austreten sollten. Hatte schon diese Forde- 
rung einen revolutionären Anstrich, so mußte es die andere noch mehr 
haben, wonach nämlich der Rat sich in Zukunft nicht mehr selbst er- 
gänzen, sondern durch den Großen Rat, Sechser und Zunftmeister aber 
durch die Zünfte gewählt werden sollten; dadurch wollte man das poli- 
tische Hauptgewicht in die Zünfte verlegen. Eine Abordnung von zwölf 
Bürgern wurde beauftragt, diese Forderungen dem in Eile versammelten 
Rate zu überbringen; umsonst suchte sie dieser auf den folgenden Tag 
zu vertrösten. Die Reformierten stellten sich in Masse vor dem Rathause 
auf, besetzten auch das Zeughaus, pflanzten schweres Geschütz auf, 
sperrten die Straßen mit Ketten, schlossen die Thore und hielten so den 
Rat gefangen. Dieser mußte nachgeben. Der katholische Bürgermeister 
Heinrich Meltinger floh noch in der gleichen Nacht mit seinem Tochter- 
mann rheinabwärts; auch das Domkapitel verließ mit Brief und Geld 
Basel und zog sich nach Freiburg zurück, deßgleichen auch viele Gelehrte, 
wie Erasmus von Rotterdam, Glarean u. a. Die Bilderzerstörung war die 
natürliche Folge dieser Vorgänge. «Die Götzen und das Päpstisch 
Geschmetter in der Kirche mußt herhalten, obwol auch durch den ge- 
meinen Mann viel Ding hiedurch zugrund gingen, was allerlei Gedecht- 
nussen etc. anbelangt, davon ergernuß wol hät bleiben mögen; doch war 
es ein sonderbare gnad Gottes, daß solches khein Blut, ja khein einigen 
menschen costet, sondern allein krieg über stein, holtz und gemeldt aus- 
ging.» Wieder erschienen von eidgenössischen Orten Boten, die nun 
Zeugen des vollständigen Sieges der Reformation in Basel sein konnten. 

Jetzt gestalteten sich die Verhältnisse Basels zu den andern eidge- 
nössischen Orten völlig um; alle Hoffnung der katholischen Orte, die 
Stadt doch noch dem alten Glauben zu erhalten, mußte schwinden. Je 
inniger sich nun Basel an die Evangelischen anschloß, desto mehr mußte 
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es sich den Katholischen entfremden. Es beeilte sich, dem «Christlichen 
Burgrecht» beizutreten, das die Städte Zürich, Constanz, Bern, St. Gallen 
und Biel zum Schutze ihres Glaubens geschlossen hatten. Obgleich Basel 
diesen Schritt that, um einer gefährlichen Isolierung zu entgehen, so darf 
doch nicht verschwiegen werden, daß es so gut wie St. Gallen dadurch 
gegen den Bundesvertrag verstieß, der dafür die Zustimmung der Eid- 
genossen vorschrieb. Doch die katholischen Orte überboten die Refor- 
mierten im Sonderbündeln, schlossen sie doch mit Österreich ein Bünd- 
nis, dessen agressiver Ton gegen den defensiven Charakter des «Burg- 
rechts» wesentlich abstach. Der Kappelerkrieg brach aus; umsonst 
suchten Basel und Bern Zürich zur Geduld zu ermahnen. Indem ersteres 
nun Friedensboten nach dem Lager sandte, sagte es zugleich Zürich 
Hilfe zu und schickte 500 Mann aus Stadt und Ämtern mit vier Feld- 
schlangen. Die katholischen Orte, von Österreich im Stich gelassen, 
sahen sich zum Frieden genötigt. Doch er wurde nicht gehalten. Man 
begann Basel durch Zinssperre schwer zu schädigen ;, da der deutsche 
König und die Ensisheimer Regierung den Basler Schuldnern im Sund- 
und Breisgau befohlen hatten, die Zinse und Naturalien nicht nach Basel, 
sondern nach Freiburg zu tragen. Dieser Ausfall mußte auf die Dauer 
höchst schädigend und verbitternd wirken. Basels Gesandte versicherten 
an der Tagsatzung, daß die Gemeinde bald nicht mehr zu halten sei. 
Als die katholischen Orte ihren im Landfrieden eingegangenen Ver- 
pflichtungen nicht nachkamen, rieten einige Burgerstädte zu Repressalien; 
doch nicht Basel; es sprach sich ganz offen dagegen aus, namentlich auch 
gegen eine Proviantsperre, da sich eine solche aus dem Landfrieden nicht 
rechtfertigen lasse und nur neue Verwicklungen schaffe. 

Als das reformatorische Ungestüm Zürichs in der Ostschweiz die 
fünf Orte aufs neue unter die Waffen trieb, war man in Basel einem 
Kriege entschieden abgeneigt. Es hatte gerade damals schwer unter den 
Praktiken des Bischofs zu leiden und befürchtete eine «Zerschrenzung» 
des Bistums oder daß dieses gar in fremde «unlidliche» Hände komme. 
Um so mehr förderte es, unterstützt von Zürich, ein Bündnis mit Hessen, 
das indeß an dem Widerstand Berns scheiterte, der schon bei der 
Aufnahme Straßburgs ins christliche Burgrecht nur schwer zu überwinden 
gewesen war. Als sich im Frühling 1531 die Gegensätze zwischen Zürich 
und den katholischen Orten scharf zuspitzten, wandte sich der Basler 
Rat an Zürich mit der Bitte, wegen der herrschenden Kornteuerung vor- 
läufig nichts Feindliches zu unternehmen. Bald darauf mahnte Zürich zum 


gemeinsamen und energischen Vorgehen gegen die V Orte, worauf es 
von beiden Räten Basels die Antwort erhielt, man bedaure die Schmä- 
hungen, die nicht nur Zürich, sondern auch Basel treffen; ein Unfall, der 
Zürich zustoße, verletze auch Basel; man sei einverstanden, so etwas 
nicht länger zu dulden; aber was gethan werden müsse, sei schwer zu 
sagen. Umsonst widerriet Basel nochmals die Sperre; sie wurde am 
15. Mai beschlossen; aber noch zwei Monate später erklärte Basel, daß 
es die Proviantsperre nie grundsätzlich gebilligt; es sei noch immer 
der Ansicht, daß man besser thue, die Sperre aufzuheben, um mit andern 
Mitteln Sühne und Frieden zu finden. Doch als der Krieg unvermeid- 
lich war, zeigte sich Basel entschlossen, seine Pflicht als Verbündeter zu 
erfüllen und Zürich zu helfen. In alle Ämter ergieng der Befehl zur 
Rüstung. Es versprach Zürich, am 13. Oktober mit Geschütz aufzu- 
brechen und bat bis zur Ankunft der Städtetruppen nichts zu unter- 
nehmen. Da trat aber schon am ıı. Oktober die Katastrophe bei Kappel 
ein. Das Basler Kontingent war bereits nach Aarau aufgebrochen und 
stieß nun zum Bernerheer. Trotz der Drohungen Österreichs entschied 
sich der Rat zu einem zweiten und wenn nötig zu einem dritten Auf- 
gebot. Am 24. Oktober 1531 fiel das für die Neugläubigen unglückliche 
Nachtgefecht am Gubel vor, wo Basel 140 Mann und 4 Geschütze ver- 
lor. Der fromme altgläubige Basler Karthäuser behauptet in seinen 
Aufzeichnungen: «Die büchsen aber, die dahinden blyben, het die Stadt 
Basel gossen usz den mössin lichtern oder lychtstöcken, die sie usz den 
kirchen und clöstern genomen hetten!» So schwer auch Basel den 
Verlust empfand, so schickte es doch auf die Mahnung Berns aufs neue 
500 Mann ins Feld. Sie stießen in Zofingen zum Bernerheer und hofften, 
die erlittene Schmach zu rächen. Man dachte an einen sofortigen Ein- 
fall ins Luzernische. «Doch der Bär wollt nit dran.» Als sich das ber- 
nische Heer vollständig desorganisierte, da die Soldaten von dem Haupt- 
banner heimliefen, kehrten auch die Basler Truppen zurück. Der Mangel 
an Einigkeit, der den Reformierten so schweren Schaden zugezogen, 
zeigte sich auch beim Friedensschluß; denn Zürich schloß für sich allein 
am 16. November mit den V Orten Frieden. Als Bern dasselbe thun 
wollte, wurde es gemahnt, auch die Basler einzuschließen, was denn auch 
in einem Beibriefe geschah. Der zweite Landfriede hob das Christliche 
Burgrecht auf, verpflichtete unter anderm Basel auch zur Zahlung von 
1000 Kronen und zur Zurückgabe der vom ersten Kappelerkrieg her 
erhaltenen 500 Kronen. Aber auch ohne Vertrag blieb Basel mit den 
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andern reformierten Städten aufs engste verbunden. Bei den in ermüden- 
der Gleichförmigkeit wiederkehrenden Glaubensstreitigkeiten in den Unter- 
thanengebieten steht es treu zu ihnen, doch ohne eine verletzende Ex- 
klusivität hervorzukehren. Wenn sich auch mit den katholischen Orten 
bald wieder ein leidliches Verhältnis anbahnte, so erreichte es doch nie 
jenen Grad der Intimität, wie es mit den Glaubensgenossen bestand; ja 
in den 1580er Jahren schienen die Zeiten der Kappelerkriege zurück- 
kehren zu wollen, und nur durch vielseitiges Nachgeben der Reformierten 
konnte ein neuer Krieg verhütet werden. 


* * 
* 


Die Reformation begründete eine Erweiterung und Vertiefung der 
staatlichen Macht, ersteres dadurch, daß die Kirchengewalt an den Staat 
übergieng, so daß die Kirche von nun an sozusagen in dessen Dienst 
stund, letzteres aber, vielfach als Folge des erstern, dadurch, daß der 
Bürger und Unterthan seine Obrigkeit als von’Gott eingesetzt anzusehen 
gelehrt wurde und in ihr gleichsam eine geheiligte Person erblickte. Aber 
bis das Staatsschiff recht in Gang kam und sich das neue Machtelement 
dem ganzen Staatsorganismus assimiliert hatte, brauchte es viel Klugheit 
und Mühe. Man wird mit Bewunderung für die damaligen Staatslenker 
erfüllt, wenn man sieht, mit welchem Geschick und welcher Energie sie 
die größten Schwierigkeiten überwanden. Schon am ı. April 1529 erließ 
der Rat, in geistlichen Dingen von Ökolampad und nach dessen 1531 
erfolgtem Tode von Myconius beraten, eine Reformationsordnung, 
die die neue Kirche auf eine solide Basis stellte. «Wir haben bedacht, 
daß es mit Abstattung der Ceremonien und Mißbräuche nicht genug, 
sondern nötig sey, andere christliche Dinge nach Anleitung des göttlichen 
Wortes zu pflanzen, damit durch gute Ordnung unser Leben künftig 
christlich, dem nächsten unärgerlich angerichtet werde, und wir über 
unsere Gewalt, dieselbe zu Aeufnung göttlicher Ehre und Pflanzung eines 
friedsamen christlichen Wesens gebraucht zu haben, Rechenschaft geben 
mögen.» Eine die Seele ergreifende und den Willen bestimmende Kraft 
spricht noch heute aus dieser Reformationsordnung, wenn sie auch den 
engherzigen Standpunkt ihrer Zeit nicht verleugnet. Im Jahre 1534 kam 
dazu die Basler Konfession; «dieser Freibrief der Erlösung vom Papst- 
tum verpflichtet nach seinem Geist, nicht nach seinem Buchstaben». Wohl 
sollte sie durch die helvetische verdrängt werden; doch vermochte sie sich 
zu behaupten und bildete auf Jahrhunderte hinaus die Grundlage der 
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Basler Kirche. Diese setzte ihre Aufgabe, eine Vermittlerin der Gegen- 
sätze des protestantischen und reformierten Bekenntnisses zu sein, fort. 
Neigte später der Antistes Simon Sulzer auch stark zum Luthertum, so 
fand er doch nur geringen Anhang; Basel blieb eine reformierte Stadt; 
doch gieng sie, so eng sie mit den Schwesterstädten Zürich und Bern 
verbunden war, in geistlichen Dingen ihren eigenen Weg. Es ist hier 
nicht der Ort, auf die das ganze Leben dominierenden religiösen Streit- 
fragen einzugehen. Da die Regierung den Glaubens- und Kirchenbesuchs- 
zwang einführte, im Dezember 1529 sogar beschloß, daß denjenigen die 
Zunft abgeschlagen werden sollte, die nicht wenigstens einmal per Woche 
zur Kirche giengen, blieben ihr religiöse Kämpfe nicht erspart. Einige 
Basler hielten noch am alten Glauben fest und besuchten verstohlen die 
Messe einer benachbarten Gemeinde; andere, wie Bonifacius Amerbach, 
blieben «profan», d. i. konfessionslos; ersteres wurde bestraft, letzteres 
selbst bei Amerbach auf die Dauer nicht geduldet. Verordnungen des 
Rats beweisen, daß noch nach Jahren der Katholizismus im Schoße der 
Bevölkerung fortglimmte, schließlich aber ganz ausgelöscht wurde. 

Viel schwerer war der Kampf des Rats gegen diejenige Partei, der 
er politisch und religiös viel zu wenig weit gieng und die insgesamt mit 
dem Namen Wiedertäufer bezeichnet wurde, obgleich gar nicht alle ihre 
Anhänger sich zur Wiedertaufe bekannten. So wie die Sekte der Wie- 
dertäufer damals auftrat und wie der Rat seine neue Aufgabe, auch über 
geistliche Dinge seiner Unterthanen zu legiferieren, auffaßte, mußte sie als 
höchst staatsgefährlich erscheinen. Während die Reformatoren für erlaubt 
hielten, was durch die Schrift nicht verboten, schlossen die Wiedertäufer 
alles aus, das durch sie nicht geboten ist. Waffendienst, Eid, Zehnten 
und Zinsen verweigernd, strebten sie einen der urchristlichen Güter- 
gemeinschaft ähnlichen Zustand an und versuchten eine vom Staat unab- 
hängige Gemeinde zu bilden, in die der Einzelne durch die Wiedertaufe 
eintrat. Zuerst suchten die Regierungen der reformierten Orte einzeln 
mit den Wiedertäufern fertig zu werden, später einigten sie sich zu ge- 
meinsamen Schritten. Schon beim ersten Auftreten derselben im Jahre 
1525 schritt der Rat mit Verweisung und vielen Drohungen ein. Im 
folgenden Jahre faßte sie in Therwil Boden und verbreitete sich von da 
nach Liestal und dem obern Baselbiet, dessen Hauptapostel, Conrad 
Winkler mit Namen, 1530 in Zürich ertränkt wurde. Der Rat suchte 
am 29. Dezember 1529 die Wiedertäufer durch ein öffentliches Gespräch 
von ihrem «Irrglauben» abzubringen. Als er aber darin wenig Erfolg 
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hatte, schritt er nach dem Vorbilde Zürichs mit Strafandrohungen: mit 
Gefangennahme, Verbannung, Schwemmen und Ertränken ein; doch 
scheute er sich lange, die äußersten Mittel anzuwenden. Im Januar 1530 
wurde Hans Ludi von Bubendorf in Basel hingerichtet. In den ersten 
Monaten des folgenden Jahres wurde der Nachrichter in Begleitung seines 
Knechts und eines Totengräbers in die Ämter geschickt, um zu schwemmen 
oder zu ertränken. Doch sind im ganzen nur drei als Ertränkte oder 
Hingerichtete mit Namen bekannt. Gleichwohl konnte die Wiedertäuferei 
nicht ausgerottet werden. 1532 erließen die evangelischen Städte gemein- 
sam ein Mandat gegen die Täufer; auch die Tagsatzung befaßte sich 
wiederholt mit ihnen. Im Jahre 1595 verordnete der Rat nach dem 
Vorgange Zürichs die Verschärfung der Verbannung der Täufer durch 
Güterkonfiskation. 

Die Säcularisation der Kloster- und Stiftsgüter vollzog sich in Basel 
ganz anders als etwa in Deutschland; hier wurden dieselben fast durch- 
weg zum Staatsgut geschlagen und auch zu Staatszwecken verwendet; 
während sie in Basel konsequent als selbständiger, vom Staatsgut ver- 
schiedener Fond betrachtet und behandelt wurden. Das «Kilchengut» und 
«gemein Gut» waren jederzeit scharf geschieden. Die Säcularisation in 
Basel bestand bloß darin, daß die Verwaltung an den Staat übergieng, 
bedeutete aber keineswegs einen Übergang in andere Hände und in 
anderes Recht. Das St. Leonhardstift wurde dem Rat 1525, das Kloster 
der Augustiner 1528, das zu St. Clara 1529, dasjenige an der Steinen 
1531, Engenthal hinter Muttenz 1534 übergeben. Die Insassen über- 
trugen ihre Rechte an den Staat, der bisher über dieselben das Kastvogt- 
und Schirmrecht besessen. Derselbe befriedigte nun zuerst, da er ihr 
Herr geworden, die Ansprüche der Austretenden und ließ es sich dann 
angelegen sein, das Übrige so zu verwalten, wie es ihm «zu Lob und zur 
Ehre Gottes, zum Trost der Armen und zu Nutz und Wohlfahrt ge- 
meiner Stadt Basel am fruchtbarsten zu sein schien». Andere Klöster 
ließ der Rat durch Verbot der Aufnahme neuer Mitglieder aussterben. 
Der letzte Karthäuser verschied 1564 und mit der letzten Klosterfrau aus 
Klingenthal fand sich der Rat 1559 ab. Als er das Klösterlein zum 
Roten Haus aufhob, verkaufte er Haus und Fahrnis und wies aus dem 
Erlös die Schwestern aus. Über die Klostergüter setzte der Rat Pfleger, 
welche die Zinse und Zehnten einzogen und gewissenhaft verwalteten 
und dem Rat regelmäßig Rechnung stellten. Da die schweizerischen 
Reformatoren im Gegensatz zu Luther von einer weltlichen Verwendung 
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des Klosterguts nichts wissen wollten, Basel überdies von einer solchen 
besonders durch den Umstand, daß die Großzahl seiner Klöster- und 
Kirchengüter im Sund- und Breisgau, also in katholischen Gebieten lag, 
absah, weil es sonst leicht eine vollständige Zinssperre hätte befürchten 
müssen, wurde es in erster Linie zur Besoldung der Prädikanten, zur 
Bestreitung der Kultusbedürfnisse, zum Unterhalt der Kirchen und Pfarr- 
häuser, in zweiter Linie erst für die Armenpflege verwendet. Der Rat 
rief eine obrigkeitliche Armenanstalt ins Leben. Er wies dem «Großen 
Almosen» einen jährlichen Beitrag zu; auch den Erlös der verkauften 
Kirchenzierden hielt er ihm zu. Von der Überzeugung ausgehend, daß 
Armendienst Gottesdienst sei, sagte er schon in der Reformationsordnung 
vom ı. April 1529: «Deshalb wir fürohin mit Gottes hilf kein bilder 
uffrichten lassen, aber ernstlich nachgedenkens haben werden, wie wir 
die armen dörftigen, so die ware und lebendige bilder gottes sind, tröst- 
lich versehen mögen.» 

Nicht geringe Mühe verursachte die Neugründung der Hochschule. 
Nach dem Wegzug der Professoren schien sie eingehen zu müssen. 
Gleichwohl wurde weiter gelesen. Im Jahre 1532 erhielt sie neue Sta- 
tuten; doch in Ermangelung von Fonds fristete sie noch Jahre lang ein 
ärmliches Dasein. Die Reorganisation des Jahres 1539 stellte die Geist- 
lichen, allerdings nicht ohne deren hartnäckigen Widerstand, unter die 
theologische Fakultät. Die Hochschule selbst erhielt einen konfessionellen 
Charakter. Bedeutsam war die Umwandlung der Lateinschulen in ein 
Gymnasium auf Burg oder auf dem Münsterplatz im Jahre 1589. Nicht 
weniger wichtig war die Sorge des Rats für Errichtung von Land- 
schulen, wie denn überhaupt die Reformation die Mutter der Volksschule 
geworden ist. 

Es ist selbstverständlich, daß diese Neuordnung der Kirchen- und 
Schulverhältnisse die mannigfaltigsten Anknüpfungspunkte namentlich mit 
den Evangelischen anderer Orte bot; sie können jedoch hier, weil meist 
privater Natur, nicht näher verfolgt werden. 
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Durch den Anschluß an die Eidgenossenschaft hat Basel seine Los- 
lösung vom deutschen Reiche wesentlich gefördert. Wenn auch als freie 
Reichsstadt bloß zum Dienst nach «Lamparten» zur Kaiserkrönung und zu 
«christlichen» Heerzügen verbunden, weiterer Pflichten anderer Reichsstädte, 
wie des Eides, der Steuer, regelmäßiger Kriegshilfe aber enthoben, wurde 
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es drüben doch noch immer als Glied des deutschen Reiches betrachtet. 
Den Forderungen des Reiches setzte Basel auf den Rat der Tagsatzung 
einen passiven Widerstand entgegen. Wenige Monate nach seinem Ein- 
tritt in den Bund wurde es aufgefordert, «etwas» Reichssteuer zu entrichten 
und auf dem Reichstag zu Frankfurt zu erscheinen. Als es das Gesuch 
der Tagsatzung vorlegte und sie um Rat angieng, erhielt es die charak- 
teristische Antwort: «Solche königliche Mandate sind unsern Herren 
schon mehr zugekommen, ohne daß sie deshalb etwas gegeben hätten. 
Basel mag sich wohl auch so verhalten.» Ebenso wenig wurde den Cita- 
tionen vor die hohen Gerichte zu Speyer oder Rottweil Folge gegeben. 
Über Drohungen gegen Basel wagte das Reich nicht hinauszugehen, da 
es sonst einen neuen Krieg mit der im Rufe der Unüberwindlichkeit 
stehenden Schweiz befürchten mußte. Zwar konnten sich die Basler in 
den Gedanken einer vollständigen Trennung vom Reiche noch nicht recht 
hineinleben. Doch daß sie sich vom Kaiser ihre Freiheiten bestätigen 
ließen, war wenig mehr als eine Form- und Höflichkeitssache. Ryff hebt 
sogar rühmend hervor, daß man in Basel nicht wie in andern Orten der 
Eidgenossenschaft den Brauch habe, über die Wappen den Reichsadler malen 
zu lassen. Von Zeit zu Zeit erneuerte das Reich seine Forderungen; aber 
immer mit dem gleichen Mißerfolg, so 1523, als Basel mit Schaffhausen, Mül- 
hausen und den Äbten von Einsiedeln und Kreuzlingen zur Zahlung der 
Reichssteuer aufgefordert wurde und der Kaiser auf die Verwendung der 
Eidgenossen hin erklärte, er könne die Steuer nicht erlassen, bis die An- 
gesprochenen gehörig bewiesen hätten, daß sie davon befreit wären. Da 
gab die Tagsatzung jenen den Rat, die Sache ruhig gehen zu lassen, bis 
sie wieder darum angefochten würden; dann werde man weiter thun, 
was sich gebühre. Noch im gleichen Jahr wurde Basel aufs neue ge- 
mahnt, worauf ihm «einmündig» der Rat erteilt wird, nichts zu geben 
und auch des Reichstags müßig zu gehen. Ebenso wenig Erfolg hatte 
1531 die kaiserliche Forderung an Basel, 300 Fußknechte und 60 Reisige 
zu stellen. Viel hartnäckiger traten die Forderungen in den 1540er Jahren 
auf. Als Basel 1541 vom Kammergericht schwer belästigt wurde, schrieb 
die Tagsatzung dem Kaiser «aufs ernstlichste und freundlichste», dem 
Amtsverweser des Kammergerichts zu befehlen, die erlassenen Citationen 
und Mandate aufzuheben und die von Basel und alle Eidgenossen bei 
ihren alten Rechten und Freiheiten bleiben zu lassen. Allein umsonst; 
im folgenden Jahr verlangte der Kaiser von Basel 450 Fußknechte und 
25 Reisige, und der kaiserliche Fiskal forderte von Basel, Schaffhausen 
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und Mülhausen eine bestimmte Summe zum Unterhalt des Kammer- 
gerichts. Darüber waren nun die Eidgenossen «sehr ungehalten», und 
beschlossen, weder etwas zu geben noch zu antworten. Wegen der 
beständigen Weigerungen Basels dachte man draußen nun allen Ernstes 
an die Acht. Der kaiserliche Fiskal klagte Basel gerichtlich ein und 
forderte, daß ihm das Rufen in contumaciam gegen Basel wegen der ver- 
weigerten Zahlung der Türkensteuer zuerkannt werde; das geschah auch; 
hierauf wollte er in gleicher Weise auch wegen der Zahlungsverweigerung 
betreffs der Unterhaltungsgelder für das Kammergericht vorgehen; doch 
mußte er vorläufig auf Befehl des Königs davon abstehen. Es gieng 
nun aber das Gerücht um, daß der Kaiser auf dem kommenden Reichs- 
tag sich die Original-Freibriefe der Schweizer vorlegen und sie prüfen 
lassen werde, weil er und die Stände nicht glauben könnten, daß die 
Eidgenossen und ihre Verbündeten aller Reichsauflagen, Schatzungen und 
namentlich der Türkenhilfe überhoben seien. Der kaiserliche Fiskal fuhr 
fort, was schließlich Basel u. a. OÖ. nicht wenig beunruhigte. Im Dezember 
1544 zeigten die Boten von Basel, Schaffhausen, Stadt und Abt St. Gallen 
der Tagsatzung an, wie ihre Herren besiegelte Briefe erhalten hätten, 
worin sie als Glieder des Reichs zum höchsten ermahnt werden, am 
2. Januar 1545 auf dem Reichstage zu Worms zu erscheinen, um daselbst 
des Reiches Angelegenheiten beraten zu helfen. «Daraus sei wohl zu 
erkennen, was der Kaiser gegen sie unternehmen wolle, und wenn der 
Fiskal im Rechten gegen sie fürfahre und sie in die Acht erklären würde, 
so könne jedermann wohl ermessen, was ihnen als Grenzorten daraus 
erwachsen werde; seit sie Eidgenossen geworden, haben sie solche Steuern 
nie gegeben. Da nun der Kaiser gesonnen scheine, etwas gegen sie zu 
versuchen, so sei wohl zu bedenken, daß sie unsern Freiheiten nicht viel 
nachfragen, sondern sich ihrer Stärke getrösten würden. Darum sei 
hochnotwendig, daß man sich berate und vereinbare, wie man sich gegen 
Gewalt zur Wehre setzen wolle; sie bitten ernstlich und dringend, ihnen 
hierin treulich beraten und beholfen zu sein.» Die Tagsatzung richtete 
von neuem ein Schreiben leicht zu erratenden Inhalts an den Kaiser: 
umsonst; Basel und Schaffhausen wurden aufs neue belästigt; auf des 
erstern Ansuchen wurde die Tagsatzung auf Ende Februar 1545 ein- 
berufen. Basel eröffnete, um Straßburg befänden sich mehr als 10,000 
Spanier, die schrecklich hausten, mit denen der Kaiser leicht gegen die 
Eidgenossen etwas unternehmen könnte; es sei nötig, eine Ratsbotschaft 
nach Worms zu schicken, damit sie sich über die kaiserlichen Absichten 


informiere; doch die Tagsatzung sah davon ab. Äußerst drohend wurde 
die Gefahr für die Reformierten der Schweiz, als der Kaiser im schmal- 
kaldischen Kriege in raschem Zuge die süddeutschen Protestanten nieder- 
warf und sich eine Stadt nach der andern ihm ergab. Basel machte 
ganz besonders darauf aufmerksam. «Es habe die gefährlichen Umstände 
dieser Zeit ernstlich erwogen und gefunden, daß zwischen Hohen und 
Niedern, geistlichen und weltlichen Fürsten und Herren so viel sich zu- 
trage, daß fast niemand wisse, wo er Freunde oder Feinde habe. Es 
warnt vor dem Kaiser, der leicht die alten Absichten seines Hauses wieder 
aufgreifen könnte. Diese Untreue sei freilich nicht so schlimm, wie der 
Mangel an Vertrauen unter den Eidgenossen, die selbst doch für die 
Ewigkeit zu Lieb und Leid mit einander verbunden seien; denn sobald 
Religionssachen in Frage kämen, sehe man wohl, daß kein Teil wisse, 
wessen er sich zum andern getrösten solle.» Deßhalb wünscht Basel, dem 
sich dann auch Zürich und Bern anschlossen, daß sich jeder Ort erkläre, 
wessen man sich zu ihm im Fall der Not zu versehen habe. Wegen 
seiner peripherischen Lage habe es zu dieser Anregung besondern An- 
laß. Damit man seine wahre Gesinnung erkenne, so gebe es hiemit den 
festen Entschluß kund, in allen Dingen, welche den Eidgenossen zustoßen 
möchten, es betreffe den Glauben oder anderes, die geschworenen Bünde 
und den Landfrieden zu halten, Leib und Gut und alles Vermögen zu 
ihnen zu setzen und zwar gegen jedermann, der sie zu beleidigen wagen 
würde. Bei dieser Gelegenheit berührte Basel auch eine wunde Stelle 
am eidgenössischen Staatskörper: nämlich die «Beitage» oder Sonder- 
tagsatzungen einzelner Orte, die nur dazu dienten, «die Widerwärtigen 
zu schädlichen Umtrieben zu ermutigen». Die Gefragten versicherten, 
strikte bei Bund und Landfrieden zu bleiben; sie hätten übrigens nicht 
geglaubt, daß es eines solchen Ansuchens bedurft hätte. Die drei Städte 
Zürich, Bern und Basel wollten sich mit dieser Antwort nicht zufrieden 
geben, sondern wünschten von jedem Ort zu wissen, wessen sie sich zu 
ihm zu versehen hätten, wenn sie des Glaubens oder anderer Sachen 
wegen angefochten würden, doch umsonst. Betreffs der «Beitage» be- 
merkten die V katholischen Orte, daß sie seit dem Landfrieden kein be- 
sonderes Burgrecht, das gemeiner Eidgenossenschaft hätte nachteilig sein 
können, aufgerichtet, auch keine besondern Tage gehalten, außer in 
eigenen Angelegenheiten; dagegen hätten einige Orte zu Zürich und 
Aarau getagt; was da beratschlagt worden, wisse man nicht. Basel er- 
widerte darauf, daß sein Vorwurf nicht den V Orten besonders, sondern 
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allen gegolten habe. Im Frühling 1547 wurde Basel vom Kaiser nach 
Schlettstadt citiert; es fürchtete, er könnte trotz seiner «glatten» Worte 
vorhaben, die Eidgenossenschaft damit «zu stupfen, auf daß er Ursach 
an sy gewinne». Auch diesmal wurde ein ernstliches Schreiben an den 
Kaiser erlassen, dessen Antwort einen entschuldigenden Ton anschlug: 
es möge sein, daß in seiner Kanzlei die Schreiben auf die alten Regi- 
straturen ausgefertigt worden seien; die Eidgenossen werden aber nicht 
gefunden haben, obwohl solche Ladungen wiederholt erfolgt seien, daß 
man sie deßwegen zum Besuche solcher Tage zwinge, weßhalb sie sich 
nicht zu beschweren hätten. 

Der schmalkaldische Krieg gieng vorüber, ohne daß sich die Schweiz 
in denselben hatte hineinreißen lassen. Während nun seine nächste 
Folge, das Interim, in den süddeutschen evangelischen Ländern und 
Städten mit Gewalt eingeführt wurde, Konstanz seinen Widerstand sogar 
mit dem Verlust seiner reichsstädtischen Privilegien büßen mußte, blieben 
die reformierten Schweizer noch damit verschont. Vorsichtig verbot 
Basel den Druck von Schmähschriften gegen das Interim, um den Kaiser, 
dem es mißtraute, nicht zu reizen und ihm nicht einen Vorwand zu 
einem Gewaltakt zu bieten. — Als in den 1590er Jahren die Türken- 
gefahr in beängstigender Weise wuchs, richtete der Kaiser an die christ- 
lichen Völker Hilfsgesuche, um ein stattliches Heer gegen die Türken 
aufzubringen. Auch die Schweiz sollte das Ihrige dazu beitragen und 
damit in die Fußstapfen ihrer tapfern Altvordern treten, welche oft frei- 
willig, nur aus rühmlichem Eifer für die christliche Religion gegen die 
Ungläubigen gestritten hätten. Die Tagsatzung gieng aber nicht darauf 
ein und begründete ihren Abschlag mit der Rauhheit des Landes, wo 
jeder seinen Unterhalt mit täglich schwerer Handarbeit gewinnen müsse, 
ohne sich dabei etwas ersparen zu können, mit der Leere der Städte- 
und Landeskassen und der Unmöglichkeit, neue Steuern zu erheben. Sie 
hätte gleichwohl den besten Willen, den Voreltern in ihren rühmlichen 
Thaten nach Kräften nachzuahmen, finde aber, daß dieselben zu ver- 
schiedenenmalen gleichartige Begehren ebenfalls abgeschlagen haben. Als 
die kaiserlichen Kommissäre ihre Forderung von 20 Fähnlein auf ı5, 
dann auf ı2 und schließlich auf einige Tonnen Pulver reduzierten, da 
schien sich das Herz einiger Orte, worunter auch Basel, zwar nicht aus 
Gehorsam gegen das Reich, sondern aus,Christenpflicht, zu erweichen. 
Einige Centner Pulver wurden angeboten und angenommen. 
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Von bestimmendem Einfluß auf Basel war die Eidgenossenschaft in 
Territorialfragen, die beinahe einen Krieg entzündet hätten, der aber 
durch ihre Dazwischenkunft verhindert werden konnte. Wie Zürich und 
Bern, aber unter ungleich schwierigern Verhältnissen, so suchte auch Basel 
sein Herrschaftsgebiet zu vergrößern, abzurunden und homogener zu ge- 
stalten. Bei gleichartigem Streben der Nachbarorte waren dabei Kon- 
flikte unvermeidlich, besonders mit Solothurn, dessen Eroberungsgelüste 
durch das mächtige Bern ganz nach dem Norden dirigiert wurden. Mit 
einem verhältnismäßig kleinen Gebiet war Basel in den Schweizerbund 
getreten; nicht einmal die nächsten Dörfer durfte die Stadt ihr eigen 
nennen. Da sie durch ihren Eintritt das Recht, auf eigene Faust Krieg 
zu führen, verloren und ohne Zustimmung der Eidgenossen keinen Krieg 
anfangen durfte, stand ihr für Gebietserweiterung kein anderes Mittel als 
Kauf zur Verfügung. Im Jahre 1517 gieng Mönchenstein mit Muttenz 
vollständig in ihren Besitz über, 1521 und 1540 Riehen, 1523 Bretzwil, 
1526 Biel-Benken, 1532 Arisdorf, 1534 Binningen und Bottmingen, doch 
letztere vorläufig nur pfandweise, erst 1585 definitiv. Auch Großhüningen 
gelangte in den Besitz Basels, gieng aber im folgenden Jahrhundert wieder 
verloren. Das baslerische Territorium war indeß in seiner Bevölkerung 
nichts weniger als homogen; letztere war durchsetzt von österreichischen 
und solothurnischen Leibeigenen und umgekehrt lebten Basler Unter- 
thanen auf fremdem Boden, was zu Komplikationen führen mußte. 1509 
sollten baslerische Leibeigene in Großhüningen, das damals noch nicht 
zur Stadt gehörte, wie andere österreichische Unterthanen den bösen 
Pfennig bezahlen. Als sie sich dessen auf Befehl ihrer Obrigkeit wei- 
gerten, schritt die österreichische Regierung in Ensisheim mit Verhaf- 
tungen ein. Basel zog hierauf bewaffnet nach Blotzheim und nahm etwa 
20 Bauern gefangen. Die Eidgenossenschaft, sich ins Mittel legend, 
verhinderte den Krieg und schlichtete den Streit. Um ähnlichen Kom- 
plikationen vorzubeugen, drang Basel auf definitive Regelung. Im 
Jahre 1534 schloß es mit Österreich einen Vertrag, wonach es ihm 470 
Leibeigene im Frickthal nebst den kleinen Gerichten zu Frick, Wal- 
dungen u. a. abtrat, wogegen es 70 Leibeigene, die hohen Gerichte zu 
Rothenfluh und Anwil, gewisse Rechte an der Brücke zu Augst, die 
Gerichte zu Gibenach und 2000 Gulden erhielt. Hatte Basel schon diesen 
Ausgleich erst nach jahrelangen Mühen erlangen können, so war es bei 
Solothurn auf noch viel größere Schwierigkeiten gestoßen. Letzteres 
beklagte sich 1522, daß Basel solothurnische Eigenleute auf seinem Ge- 
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biete zu besteuern und zum Kriegsdienst heranzuziehen beginne. Der 
Streit zog sich jahrelang hin; 1526 schien er sich zu einer Fehde zuzu- 
spitzen. Basel wurde gemahnt, es beim Alten bleiben zu lassen. Die 
Tagsatzung schlug durch vier Schiedboten einen gütlichen Vergleich vor. 
Sie machten den Vorschlag, die gegenseitigen Leibeigenen auszutauschen 
oder auszukaufen. Doch konnte sich keiner der beiden Orte zur An- 
nahme entschließen. Da sie «eben hitzig» waren, wurden sie im No- 
vember 1526 aufgefordert, ihre Bundesbriefe zu bringen, um das bundes- 
gemäße Verfahren einzuleiten. Dringend wurden sie gebeten, nichts 
Thätliches und Unfreundliches vorzunehmen. Endlich zeigte Basel Ge- 
neigtheit, unter gewissen Bedingungen den Ausgleich anzunehmen; doch 
erst im Oktober 1527 konnten sich die beiden Orte gütlich nach dem 
Vorschlag der Schiedboten einigen. Basel hatte mit Stolz auf den Um- 
stand hinweisen können, daß es, weil es seine Eigenleute «ledig» erklärt, 
nicht solothurnische auf seinem Gebiet dulden könne. Es zahlte, da die 
Zahl der solothurnischen auf Basler Gebiet größer war als die der Basler 
auf Solothurner, noch 600 Kronen. 

Nach wenig Jahren entbrannte der Streit zwischen Basel und Solo- 
thurn heftiger als je und führte zum sogenannten Galgenkrieg (1531). 
Streitig war die Grenze zwischen Schauenburg und Gempen. Basel be- 
anspruchte über die Dörfer Sewen, Büren, Hochwald, Gempen und 
Nuglar, weil zur Landgrafschaft Sisgau gehörend, das Hochgericht; um 
schweres Geld hatte es dieses Hochgericht und zwar über die ganze 
Landgrafschaft vom Bischof pfandweise erstanden und hatte auch um 
eine schöne Summe von den Grafen von Thierstein den vollständigen 
Verzicht und die Einwilligung zur Belehnung erkauft. Zuerst suchte eine 
Berner Abordnung die Streitenden in Liestal zur Annahme gütlichen 
oder rechtlichen Vergleichs zu bewegen; umsonst. Die Solothurner, den 
Baslern jeden Anteil an genannten Dörfern bestreitend, rissen in der 
Nacht vom 28. Juni 1531 einen Markstein aus und richteten als Zeichen 
ihrer Hoheit einen Galgen auf. In der folgenden Nacht ließ der Rat 
Basels den Galgen durch 40 Mann entfernen. Basel und Solothurn baten 
Bern um Zuzug. Dieses schickte, um Thätlichkeiten zu wehren, nach 
beiden Orten Schiedboten, die rundweg erklärten, ihre Herren würden 
sich auf diejenige Seite stellen, wo man das Recht annehme. Die ber- 
nischen Abgeordneten konnten sich vor dem Großen Rate Basels von 
der äußerst erregten Stimmung überzeugen. «Mög das Recht nit helfen, 
so helfi aber die That.» Die solothurnischen Truppen waren bereits bis 
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nach Balsthal vorgerückt, stellten aber auf die dringenden Vorstellungen 
der Berner ihren Marsch ein. «Unser Eidgnossen von Bern hatten nit 
gfallens an unser Eidgnossen von Solothurn handlung.» Entgegen dem 
Versprechen ruhig zu bleiben, schoben die Solothurner ihre Truppen bis 
Thierstein vor, worauf Basel Bern wissen ließ, daß es gesonnen sei, 
Gewalt mit Gewalt abzutreiben. Von verschiedenen Orten eilten Boten 
herbei. Sie setzten es durch, daß bis zum Austrag der Sache der Galgen 
wieder aufgerichtet und der Markstein wieder eingesetzt wurde; letzterer 
war übrigens nicht auf Befehl der Regierung, sondern lediglich aus Pri- 
vatinitiative eines Bürenbauern ausgegraben worden. Weil Solothurn schon 
viele Jahre lang in unbestrittenem Besitz genannter Dörfer gewesen, ent- 
schieden die eidgenössischen Boten zu Ungunsten Basels. «Da die Eid- 
genossen das Hochgericht wieder aufrichten wollen, so müsse man das 
eben geschehen und der Gewalt ihren Lauf lassen; man werde es nicht 
beseitigen, hätte aber etwas anderes erwartet und wolle keinen Tag mehr 
besuchen, bevor dieser Span gütlich oder rechtlich entschieden sei.» Die 
evangelischen Orte jedoch drangen in Basel, des Friedens wegen nach- 
zugeben. Die Solothurner ließen sich einzig und allein zu der Konzes- 
sion herbei, daß sie, wenn der jetzige Galgen verfault sei, keinen neuen 
errichten werden. In den 1550er Jahren hob der Marchenstreit zwischen 
Basel und Solothurn aufs neue an; dazu kamen noch Klagen des erstern 
über eine Zollkette auf der Brücke in Dornach u. a.; doch wurde ein 
Ausgleich gefunden, der von beiden Teilen angenommen wurde. 

In freundlicherer Weise gestaltete sich das Verhältnis Basels zu der 
benachbarten Stadt Mülhausen; denn Basel war es, welche sie ı515 der 
Eidgenossenschaft als zugewandter Ort zuführte, nachdem es schon 1506 
mit ihr unter Zustimmung der Orte ein Bündnis auf 20 Jahre geschlossen 
hatte. Im leidigen Finningerhandel wurden ihr 1586 die Bundesbriefe 
von den katholischen Orten zurückgeschickt. Als hierauf für kurze Zeit 
die Finninger und mit ihnen die katholische Partei die Oberhand ge- 
wannen, wurde Mülhausen im Juni 1587 von den Truppen der refor- 
mierten Orte, worunter auch Basel, erstürmt und dadurch wieder dem 
evangelischen Glauben zugeführt. Hierauf schloß es sich um so enger an 
Basel und die andern evangelischen Schweizerstädte an. 


* En 
* 


In seiner Baslergeschichte bezeichnet Ochs den Zeitraum von 1529 
bis 1600 als den der endlichen Befreiung vom Bistum, und mit Recht; 
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denn sie ist für Basel unbestritten das wichtigste Ereignis der zweiten 
Hälfte des 16. Jahrhunderts. Wohl hatte sich die Stadt 1521 und 1524 
gänzlich vom Bischof losgesagt; allein dieser anerkannte den also ge- 
schaffenen Zustand nicht und hielt in kräftigen, oft wiederholten Protesten 
seine Rechte aufrecht. Im Jahre 1525 gieng die Stadt noch einen Schritt 
weiter und nahm die bischöflichen Ämter des Birsthals ins Bürgerrecht 
auf. Zu gleicher Zeit als die Dörfer Reinach, Therwil, Oberwil, Ettingen 
und Allschwil von alt Bürgermeister Meltinger in Eid und Pflicht ge- 
nommen wurden, that der Öberzunftmeister Jakob Meier dasselbe in 
Laufen. Dabei wurden die bischöflichen Rechte vorbehalten, während 
jene Gemeinden fortfuhren, dem Bischof zu zinsen, zahlten sie Basel all- 
jährlich das Bürgergeld, zogen unter dem Basler Banner in den Krieg 
und fühlten sich als Basler. Diese Gemeinden sahen sich eben in jenen 
bewegten Zeiten nicht genügend beschirmt von ihrem Herrn, dem Bischof, 
gab ihnen doch dieser auf ihr Hilfsgesuch zur Antwort, er hätte sie so 
wenig zur Ehe genommen, als sie ıhn. Vernunft und Geschichte lehren, 
daß nicht in erster Linie der Expansionstrieb Basels dieses Verhältnis 
geschaffen, sondern das Bedürfnis gegenseitigen Schutzes und Verkehrs. 
Trotz des Vorbehalts der bischöflichen Rechte mußten sich jene Orte 
doch nach und nach ihrem natürlichen Herrn entfremden, ganz besonders 
dann, als sie auch den neuen Glauben angenommen hatten und sie die 
Geistlichen selbst, allerdings meist unter nachfolgender Bestätigung des 
Bischofs, wählten. Später, im Jahre 1555, wurden auch noch einzelne 
Gemeinden des Delsbergerthales und der Freiberge von Basel ins Bürger- 
recht aufgenommen. Niemandem konnte es entgehen, daß diese Gemeinden 
in einem Zwitterverhältnis standen, das auch für Basel nicht ohne große 
Gefahr war; der Unmut des beständig in Geldnöten steckenden Bischofs 
konnte diesen leicht verleiten, sich fremden Fürsten in die Arme zu 
werfen, wobei dann eine «Zerschrenzung» des Bistums zu befürchten 
war. Die Gemeinden selbst fühlten die Gefährlichkeit ihres Verhältnisses 
nur zu sehr und suchten mit Gewalt sich vom Bischof loszureißen. Das 
Städtchen Laufen forderte 1530 den Rat von Basel zur Besetzung seines 
Gebietes auf und versprach dazu seine Mitwirkung; im Weigerungsfalle 
drohte es, sich an eine andere Herrschaft zu wenden. Der Rat schlug 
ihm aber jegliche Hilfe ab; doch ein Teil der Bürgerschaft bildete ein 
Freifähnlein und zog ihm zu, wurde aber sogleich unter Androhung 
höchster Strafe zurückgerufen. Wohl legten sich die Aufständischen vor 
die bischöflichen Schlösser Zwingen und Birseck; sie konnten nichts aus- 
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richten. Der Rat verhängte schwere Strafen über die Teilnehmer, ließ 
sogar einen Stadtknecht aufknüpfen und vierteilen. Dieser Strenge des 
Rats war es wohl zu danken, daß die reformierten Birsthaler nach dem 
zweiten Landfrieden nicht von ihrem Glauben gedrängt wurden. Nicht 
ohne Mühe und Opfer gelang es Basel, der «Zerschrenzung» des Bistums, 
sowohl unter dem Episkopat Philipps von Gundelsheim 7 1553, als unter 
demjenigen des Melchior von Lichtenfels 7 1575 zu wehren. Sowohl in 
dem auf ı2 Jahre geschlossenen «Verstand» von 1547, als in dessen auf 
25 Jahre vereinbarten Erneuerung von 1559 versprach der Bischof gegen 
Erhöhung der Pfandsumme ohne Wissen und Willen Basels nichts von 
seinem Bistum zu veräußern und die Birsthaler bei ihrem Glauben zu lassen. 
Aber unter Jakob Christoph Blarer von Wartensee, einer der markan- 
testen Persönlichkeiten unter den schweizerischen Klerikern, der von 1575 
bis 1608 Bischof war, begann auch im Bistum Basel die anderwärts 
bereits in die Hochflut gekommene Gegenreformation. Er kam bald zur 
Überzeugung, daß er allein ohne einen kriegsstarken Genossen sein Ziel 
nicht erreichen könne. Deßhalb schloß er 1589 mit den sieben katho- 
lischen Schweizerorten ein Bündnis mit dem bestimmt ausgesprochenen 
Zweck, dass sie nicht blos ihn, den Bischof, wenn er Religions halb ange- 
griffen würde, schützen, sondern auch die «abgefallenen mit der zytt, als 
viel möglich, zu irer rechten, alten, ordentlichen und christlichen Gehorsam » 
bringen sollten. Im Vertrauen auf dieses Bündnis, das seine Spitze still- 
schweigend gegen Basel richtete, gieng nun Blarer ans Werk. Die 
Rollen hatten sich nun geändert; vor 60 Jahren hatten sich die Basler 
mit Berufung auf die freien Miteidgenossen vom Bischof losgesagt; jetzt 
suchte dieser mit Hilfe derselben sie wieder sich zu unterwerfen. Der 
feurige Eifer und die trotzige Kraft, welche damals Basels Staatslenker 
erfüllt hatten, waren einer zaghaften, dem energischen Handeln abge- 
neigten Bedächtigkeit gewichen. Auf die gewaltthätigen Gegenreformations- 
versuche des Bischofs schlug diesem Basel, entgegen dem Rat des Basilius 
Amerbach, dem juridischen Berater der Stadt, Recht vor. Daß es dabei 
auf Vorschlag des Bischofs die Eidgenossen als Schiedsrichter annahm 
und nicht die im «Verstand» vorgesehenen elsässischen Städte Straßburg, 
Schlettstadt und Colmar, lag gewiß nicht in seinem Interesse. Wie leicht 
zu denken, setzte sich das eidgenössische Schiedsgericht zu gleichen 
Teilen aus Reformierten und Katholiken zusammen, nämlich aus Keller 
von Zürich, dem Schultheißen von Wattenwil von Bern und dem Bürger- 
meister Meyer von Schaffhausen, aus dem Schultheißen Ludwig Pfyffer 
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von Luzern, dem Schultheißen von Landten, genannt Heydt von Freiburg, 
und dem Landammann zum Brunn von Uri. Basel war natürlich im 
Glauben, es handle sich nur um sein Bürgerrecht mit den bischöflichen 
Birsthalergemeinden und erhob in der ersten Sitzung des Schiedsgerichts 
im Dezember 1583 Klage gegen den Bischof wegen Verletzung der ga- 
rantierten Glaubensfreiheit. Der Bischof stellte nicht bloß die Wider- 
klage, sondern verlangte auch gegen Rückerstattung des Pfandschillings 
die Zurückgabe der Landgrafschaft Sisgau und der Ämter Waldenburg, 
Homberg und Liestal, ferner Restitution des Martinszinses, der alten 
Regimentsbesetzung, des Münsters mit dem Kirchenschatz und den Dom- 
höfen. Basel sträubte sich, auf die zweite Frage, Rückgabe des Sisgaus etc., 
einzugehen und verlangte, daß über seine Klage verhandelt werde; doch 
das Schiedsgericht, wo ohne Zweifel Ludwig Pfyffer, der «Schweizer- 
könig», den bischöflichen Standpunkt am entschiedensten verfocht, gieng 
darauf nicht ein, sondern beschloß, Forderung und Gegenforderung gleich- 
zeitig zu behandeln, oder, wie Amerbach sagt, «alles mit einander auf 
ewig in einem Büschelchen abzuthun». Basel verhehlte sich nicht, daß 
durch die Forderungen des Bischofs die Existenz seines ganzen Kantons 
in Frage gestellt war. Da wurden Replik, Duplik, Triplik angehört. 
Basel wendete ein, daß die Ansprüche des Bischofs verjährt seien; denn 
den Sisgau besitze es schon seit bald 200 Jahren, daß es dadurch, daß 
es den Bischof verhindert habe, das Land fremden Fürsten zu verpfänden, 
auch die ganze Schweiz vor Schaden bewahrt habe, daß das Pfandobjekt 
viele Ameliorationen erfahren habe, daß das Münster 1529 vom Kapitel 
verlassen, auch bisher seinem Zwecke nicht entfremdet worden sei, daß 
die alte Handveste es nicht binde, weil es dem jetzigen Bischof keine 
Zusage gegeben habe u. s. w. In der vierten Sitzung des Schiedsgerichts 
anfangs 1585 überzeugte sich dieses von der Unmöglichkeit, die Pfand- 
schaften wiederzulösen und redete dem Bischof und Kapitel sehr ernstlich 
zu. Ersterer soll dabei erbleicht sein. Indem nun beide Parteien auf- 
gefordert wurden, zu schätzen, die eine ihre Ansprüche überhaupt, die 
andere den Ertrag ihrer Pfänder, war der Schlüssel zur richtigen Lösung 
gefunden; von einer Wiederherstellung der alten Rechte des Bischofs auf 
Basel und sein Gebiet konnte nun keine Rede mehr sein. Bischof 
und Kapitel mußten sich mit einer Geldsumme abfinden lassen. Zwar 
fehlte es in Basel nicht an Leuten, denen der Verlauf der schiedsrichter- 
lichen Verhandlungen nichts weniger als gefiel und die vollständig ab- 
brechen wollten; doch Amerbach äußerte, «daß es eine Schande wäre, 


wenn man der Stadt jemals nachsagen könnte, daß sie gütliche oder 
rechtliche Erkanntnis nit leiden möge, und Geld geben sei besser als 
Krieg». Ohne Zweifel war Amerbachs Urteil ausschlaggebend; übrigens 
hatte auch der Straßburger Jurist Nervius wie jener das Recht des 
Bischofs zur Lösung der Pfandschaften anerkannt. Die Forderung des 
letztern und des Kapitels belief sich auf 855,019 Gulden; Basel anerbot 
80,000; man einigte sich schließlich auf 200,000 Gulden für den Bischof 
und 50,000 für das Kapitel. Aber schwer wurde der Stadt das Preis- 
geben der Birsthaler, deren Bürgerrecht sich nicht aufrecht erhalten ließ; 
konnte sich doch der Bischof auf die goldene Bulle stützen, die den 
Unterthanen verbot, sich in das Bürgerrecht anderer Herrschaften auf- 
nehmen zu lassen. Wenn er auch versprechen mußte, sie bei ihrem 
evangelischen Glauben zu lassen, so ließ doch seine Unduldsamkeit Birs- 
thaler und Stadt, wo die Erbitterung kaum zu dämpfen war, Schlimmes 
befürchten. In einer am 7. Februar 1585 in Aarau abgehaltenen und in 
den Abschieden nicht erwähnten Konferenz der evangelischen Städte 
fragte Basel, ob man zu ihr halte, wenn etwas Thätliches vorfiele. «Ist 
ihnen schwerer Bescheid worden, darauf gerichtet, sie sollen sich Geld 
nit dauren lassen, wann sie’s damit wirken könnten» und in Bezug auf 
das Bürgerrecht möchte sie nachgeben, «da er gantz und gar von seinem 
Brief und siglen nit weichen wollen und ihm daran nichts wöllen ver- 
tedigt lassen.» 

Es war eine stürmische Sitzung des Basler Großen Rats, die am 
Sonntag, den 7. April 1585, abgehalten wurde und in der es sich um 
Annahme oder Nichtannahme der Vergleichsvorschläge handelte. In der 
Nacht vorher waren Bernhard Brand und Remigius Fäsch, Vertreter 
Basels in Baden, nach der Stadt gekommen, um in beredter Sprache die 
Annahme zu empfehlen; sie erfolgte auch mit 186 Stimmen. Nach der 
von den sechs Schiedsrichtern, dem Bischof, dem Domkapitel und der 
Stadt Basel erst 1589 besiegelten Urkunde vom ı1. April 1585 hatte 
sie dem Bischof 200,000 Gulden, abzüglich den Pfandschilling von 31,170, 
dem Kapitel 50,000 zu zahlen; damit sollte jede Forderung «tot und ab- 
gethan» sein. Noch im letzten Augenblick hatte der Bischof einige 
Tausende mehr herauspressen wollen und zwar durch das Verlangen, daß 
nicht in Basler-, sondern in Reichswährung gezahlt werden müsse; das 
Schiedsgericht hatte ihn aber damit abgewiesen. Jetzt war Basel auch 
rechtlich vom Bischof vollständig frei, und seine Herrschaftslande, das 
Baselbiet, gehörten ihm unbestritten. Das Domkapitel zwar wollte sich 


mit den 50,000 Gulden nicht zufrieden geben, auch dann nicht, als ihm 
der Rat noch weitere 8000 Gulden für den Kirchenschatz anbot, bis er, 
der unendlichen Plackereien müde, hundert Jahre später, nämlich 1693, 
beschloß, ihm nicht mehr zu antworten; so erhielt das Kapitel gar nichts. 
Das Bürgerrecht mit den Birsthalergemeinden sollte nur noch dem Namen 
nach fortbestehen. Der Bischof hatte zwar im Vergleich versprechen 
müssen, seine Unterthanen bei ihrem evangelischen Glauben zu lassen; 
trotzdem brachte er den Katholizismus wieder zur Herrschaft, mochten 
sich die Basler noch so sehr für ihre Glaubensbrüder wehren; bei seinem 
Tode war bloß noch Allschwil evangelisch, das aber 1627 sich auch 
genötigt sah, seinen evangelischen Glauben aufzugeben. So schwer es 
auch für die Stadt Basel sein mußte, die katholischen Eidgenossen auf der 
Seite ihres Gegners zu sehen, so darf doch mit Sicherheit angenommen 
werden, daß der Entscheid noch viel mehr zu ihren Ungunsten gelautet 
haben würde, wenn sie nicht ein Glied der Eidgenossenschaft gewesen 
wäre. Obgleich es nun auch gerade das Bistum Basel sein mußte, wo die 
Gegenreformation ihre höchsten Triumphe feierte, so gestaltete sie sich 
doch für den baslerischen Staatskörper zu einer zwar schmerzlichen, aber 
notwendigen Operation, durch die er erst recht gesundete. 

Die Loslösung Basels vom Bistum hatte für Beteiligte und Unbe- 
teiligte wichtige Folgen. Während der Bischof wegen leichtsinnigen 
Preisgebens wertvoller Rechte und Güter in Rom verklagt wurde, suchte 
Solothurn von ıhm die Birseckergemeinden zu erwerben, was indeß auf 
das Verlangen Basels durch die reformierten Städte vereitelt wurde. 
«Es war nit eidgenössisch» schrieb Wurstisen zwischen die Zeilen der 
Originalschrift seiner Chronik. 

Für Basel hatte die Loslösung den «Rappenkrieg» zur Folge. Der Rat 
mußte, um die großen Zahlungen leisten zu können, die Steuern erhöhen 
oder vermehren. Die Stadt selbst, die Notwendigkeit eines solchen Schrittes 
einsehend, zahlte ohne Murren; auf dem Lande hingegen entstand 1591 
ein Aufruhr, als der Rat das Umgeld von Wein, Fleisch und Korn for- 
derte. Abgeordnete von Zürich, Bern und Schaffhausen vermochten den 
Sturm vorläufig zu beschwören, nachdem übrigens der Rat bereits vom 
Umgeld aufs Korn abgesehen hatte. Am 30. Juni 1591 erschienen von 
jedem Amt vier Abgeordnete vor der Tagsatzung in Baden und führten 
Klage gegen ihre Regierung; diese behauptete, für die Landschaft schon 
über 520,000 Gulden ausgegeben zu haben. Die eidgenössischen Boten 
rieten Basel, der Mißernte und anderer Umstände halb einstweilen die Auf- 
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lage zu verschieben. Im Herbst 1591 schlug die eidgenössische Vermitt- 
lungsbotschaft statt des neuen Umgeldes eine Vermögenssteuer vor; als 
dieser Vorschlag von der Landschaft zurückgewiesen worden, tauchte im 
Dezember gleichen Jahres wieder von den eidgenössischen Vermittlern der 
Vorschlag auf, lediglich die Metzger zur Zahlung des Umgeldes zu ver- 
pflichten und die fünf Ämter auf 32 Jahre zu einer jährlichen Extrasteuer 
zu veranlassen, die sie nach Belieben verteilen könnten; umsonst. Im 
Jahre 1592 bat Basel um militärische Hilfe, doch schreckte die Tag- 
satzung vor Waffengewalt zurück und erließ dafür eine ernstliche Mah- 
nung an die Baselbieter. Der Rat reduzierte seine Forderung auf einen 
Rappen per Maß; daher der Name des Kriegs. Dieser zog sıch unter öftern 
Versammlungen der Aufständischen und der konstanten Verweigerung der 
mehrgeforderten Steuern, unter Botschaften von hüben und drüben bis 
in das Jahr 1594 hinein fort. Die eidgenössische Vermittlung erwies 
sich als wenig wirksam, wohl deßhalb, weil einige Vermittler mit den 
Aufständischen sympathisierten, oder sie gar in ihrem Widerstand unter- 
stützten; namentlich glaubte Basel auf Ludwig Pfyffer begründeten 
Verdacht zu haben. Auf Betreiben des Pfarrers Strübin in Bubendorf 
lösten sich Liestal, Bubendorf u. a. ©. von den Aufständischen ab. Der 
eigentliche Pacificator des Landes wurde Andreas Ryff, der, wenn auch 
Kaufmann und nicht Staatsmann, seiner Vaterstadt dadurch die größten 
Dienste leistete. Er wagte sich mutig unter die aufständischen Bauern, 
sprach ihnen ernstlich zu und brachte sie wieder zum Gehorsam zurück. 
Mit Recht ziert deshalb sein Bildnis diese Schrift. 


+ * 
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Noch mehr als früher bot im 16. Jahrhundert der blühende Stand 
des Gewerbes und des Handels, das rege künstlerische und wissenschaft- 
liche Leben Basels Anlaß zu den manigfaltigsten Wechselbeziehungen 
mit den obern Landen. Waren sie auch rein privater Natur, so mochten 
sie doch Bande knüpfen, die an Stärke den durch die politischen Be- 
ziehungen gewobenen nicht nachstanden. Doch ist es hier nicht möglıch, 
sie im einzelnen zu verfolgen. Unter allen Gewerben übte wohl die 
Buchdruckerei den weittragendsten Einfluß; sie hatte in Froben, Epis- 
copius, Petri, Oporin und andern die berufensten Vertreter, von denen 
sogar einige durch wissenschaftliche Bildung ihren Beruf adelten. Im 
Jahre 1595 begann der Buchdrucker Johann Schröter Relationen zu 
drucken und legte dadurch die ersten Keime zur Presse. In kommer- 
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zieller Hinsicht eignete sich Basel schon durch seine Lage vortrefflich als 
Eingangsthor, durch das fremdländische Produkte ihren Weg nach der 
Schweiz nahmen. Baslerische Kaufleute besuchten regelmäßig die Markt- 
plätze dies- und jenseit des Jura und umgekehrt lockte die Basler Messe 
Käufer und Verkäufer aus nahen und fernen Gebieten der Schweiz an. 
Andreas Ryff, dieser vollendete Typus eines Basler Kaufmanns, der kauf- 
männische Beanlagung, Unternehmungslust, Gewissenhaftigkeit und eiserne 
Beharrlichkeit mit offenem Verständnis für die Fortschritte seiner Zeit 
im Handelswesen und mit einem praktischen Geschick, sie für seine 
Zwecke zu verwerten, verband, erzählt uns in seinem Reisebüchlein, daß 
er von 1571—1597 Jahr für Jahr persönlich den Fastnachtsmarkt zu So- 
lothurn und den alten Markt zu Luzern besucht und daß er zwanzigmal 
die Innerschweiz bereist habe. Wenn nach Mitte des 16. Jahrhunderts 
eine regelmäßige Briefpost zwischen Basel und Straßburg eingerichtet 
wurde, so kam sie selbstverständlich auch der ganzen Schweiz zu gut. 
Die Erstellung eines bessern Hauensteinweges war dem Verkehr sehr 
förderlich. 

Basel eröffnet seine künstlerische Bethätigung im 16. Jahrhundert 
recht charakteristisch mit dem Neubau des Rathauses, dessen Vorder- 
haus, 1504—1513 erbaut, einen Innenraum birgt, «wie sich wohl 
wenige Ratshäuser eines solchen rühmen können», den ı5 von Meister 
Antoni 1519 erstellte Glasgemälde schmücken, ein Ehrengeschenk der 
andern Orte, das «ein Denkmal eidgenössischer Treue, eidgenössischer 
schöner Sitte und eidgenössischen Kunstsinns ist». Welch regen Anteil 
Basel an der Kunst der Malerei in der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts 
nahm, beweisen die Namen Ambrosius Holbein, Hans Holbein d. J., Urs 
Graf u. a., deren künstlerisches Schaffen zeitlich mit demjenigen des 
Berners Niklaus Manuel und des Freiburgers Hans Frieß zusammenfällt. 
Wenn auch diese, jedoch mit Ausnahme Holbeins, nicht vermochten, 
eine künstlerisch feine Formensprache zu schaffen, so ist doch ihr Ver- 
such, durch Einkehr in das Volkstum und durch Versenkung in die 
heimatliche Natur sich zur Selbständigkeit empor zu ringen, höchst an- 
erkennenswert. In der zweiten, den Künsten ungünstigen Hälfte des 
16. Jahrhunderts finden wir einzig in den Baslern Hans Bock und Daniel 
Heintz, im Schaffhauser Tobias Stimmer und im Zürcher Christoph Murer 
namhafte Vertreter, deren Schöpfungen, wie die der vorhin genannten, 
Wechselwirkungen verraten. Große Verwandtschaft bei aller Originalität 
zeigen in ihren dramatischen Schöpfungen der schon genannte Niklaus 
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Manuel und der Basler Pamphilus Gengenbach, «der größte deutsche 
Dramatiker des XVI. Jahrhunderts»; auf ihnen fußt eine stattliche Reihe 
epigonenhafter Fastnacht- und Österspieldichter der Schweiz, deren 
Werke in den verschiedensten Orten unseres Vaterlandes aufgeführt 
wurden. Neben den großen Prosaisten Vadian, V. Anshelm, H. Bul- 
linger, A. Tschudi verdienen auch Thomas und Felix Platter wegen ihrer 
reizvollen Autobiographien Erwähnung. An den hohen Ruf der Univer- 
sität, damals der einzigen in der Schweiz, sei hier bloß erinnert. 

Die Gegenreformation wies Basel, wie auch den übrigen reformierten 
Orten, die Funktion eines Refugiums protestantischer Flüchtlinge zu. 
Das verhältnismäßig stark entwickelte Gewerbe, die beginnende Industrie, 
der blühende Handel und der Ruf der Gelehrsamkeit der Stadt mußten 
eine große Anziehungskraft auf die Refugianten ausüben und ihnen dieselbe 
als Aufenthaltsort oder als ständigen Wohnort wünschenswert erscheinen 
lassen. Gehört sie auch nicht zu den primären Sammelpunkten wie etwa 
Genf, Mömpelgard, Locarno, so doch zu den sekundären. Mehr als die 
irgend einer andern Stadt ist die materielle und zum Teil auch die 
wissenschaftliche Entwicklung Basels durch die Refugianten bestimmt 
worden. Doch beruht die hohe Bedeutung der Refugiantenbewegung 
für Basel nicht auf der Zahl der Zuwanderer, sondern auf deren Qualität. 
Der kleinliche Geist der Handwerker, die Konkurrenz der neuen Ein- 
wohner fürchtend, nötigte den Rat Basels am 22. Februar 1546 zu dem 
Beschluß, keine Welschen mehr zu Bürgern oder Hintersäßen anzunehmen, 
als nur reiche und kunstreiche, von welchen die Stadt Nutzen und Ehre 
haben könne. Diese Verordnung wurde später mehrmals erneuert und, 
namentlich am ı5. Dezember 1561, noch verschärft. Aufgenommen sollten 
nur solche werden, die kein Gewerbe oder keine Hantierung trieben, 
sondern sonst zu leben hatten, und kunstreiche, die der Stadt neue wirt- 
schaftliche Kräfte zuführten. Wenn nun auch diese Verordnung nach- 
weislich nicht strikte gehandhabt wurde, so that sie doch ihre Wirkung; 
denn nur bevorzugte Geschlechter suchten und fanden Aufnahme. Dieser 
Politik verdankt Basel seine größten Gelehrten und Industriellen, und sie 
gab der Stadt geistig und „materiell einen vornehmen Typus. Weder 
Straßburg, noch Colmar, noch Frankfurt, noch weniger Zürich oder gar 
Bern tragen einen so ausgeprägten Refugiantencharakter an sich wie 
Basel oder Genf. Unter den Gelehrten mögen namentlich Johannes 
Bauhin, der Stammvater einer der größten Gelehrtenfamilien Basels, 
Castellio, Curio und Franz Hotmann erwähnt werden. Ungleich wichtiger 
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war der Zufluß für Gewerbe und Industrie. Flüchtlinge aus Lyon för- 
derten die Seidenindustrie mächtig. Die aus Frankreich eingewanderten 
Geschlechter Battier und Passavant gehörten bald zu den größten der 
Stadt. Von Süden her, ursprünglich von Siena, wanderten die Socin ein 
und gelangten bald zu den höchsten Ämtern. Während die Locarner 
und Italiener die Seiden- und Sammetweberei und damit verbunden die 
Seidenzwirnerei und -Färberei als ihr heimatliches Gewerbe bevorzugten, 
wurden die Franzosen die Begründer der Passementerie d. i. des Webens 
von Borten, Fransen und Bändern. Die Refugianten gaben auch der 
Hutmacherei und Strickerei einen neuen Aufschwung. Die Pellizari und 
Lescailles haben während 20 Jahren eine ganze Generation von Seiden- 
webern herangezogen. Von 1529—1550 wurden durchschnittlich jährlich 
30 neue Bürger, meist Refugianten, aufgenommen, von 1565—1601 35. 
Sie zeigten sich in ihren Gewohnheiten und Gebräuchen fortgeschrittener, 
in ihrem Auftreten höflicher und luxuriöser, sie brachten eine feinere 
Lebensweise und vermehrte Bedürfnisse; sie gefielen sich nicht in den 
engen gothischen Wohnungen, sondern schufen sie zu eleganten Renais- 
sance- oder zu verschwenderisch ausgestatteten Barokbauten um. Sie 
kauften oder bauten in kurzem die «lustigsten Sitz» in der Stadt und um 
dieselbe. Als Beispiele mögen der Seidenhof und der Spießhof angeführt 
werden, von denen der letztere dem Sektirer David Joris gehörte, der 
als solcher erst nach seinem Tode erkannt, deshalb ausgegraben und ver- 
brannt wurde. 

Den katholischen Orten gefiel es nicht, daß Basel die Refugianten 
aufnahm; wiederholt führten sie Klage mit der Begründung, daß dadurch 
die Sicherheit der Schweiz gefährdet werde; besonders geschah dies, als 
Basel nach dem schmalkaldischen Krieg den flüchtigen Schärtlin von 
Burtenbach Jahre lang schützte, und nach der Bartholomäusnacht, als 
nicht bloß die Familie des unglücklichen Admirals Coligny, sondern 
mehrere französische Fürstlichkeiten das gastliche Dach Basels aufsuchten. 
Im Jahre 1587 klagte Pfyffer auf der Tagsatzung, Basel dulde nun schon 
seit vielen Jahren verschiedene fremde Flüchtlinge bei sich, welche jeden 
Winkel der Stadt kennen; solche könnten mit der Zeit für die Eid- 
genossen gefährlich werden, darum sollte sie Basel fortweisen. Dieses 
beschwichtigte den Kläger mit der Erklärung, daß nur wenige Franzosen 
sich bei ihm aufhielten, daß hingegen immer Italiener und Spanier auf 
ihren Reisen nach den Niederlanden hier durchzögen. Anderseits sehen 
wir die reformierten Stände trotz der unausgesetzten Anfeindungen der 
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Katholischen in unzähligen Konferenzen sich über die Verfolgten be- 
‘sprechen und sich für sie verwenden; sie liessen es an wirksamen Vor- 
stellungen zuständigen Orts nicht fehlen. Fast kein Jahr vergieng, wo 
nicht ihre Abgeordneten an Fürstenhöfen sich für Glaubensbrüder 
verwandten. Ohne Zweifel geschah es nicht bloß aus politischen, sondern 
auch aus religiösen Gründen, daß Bern, Basel und Zürich dem französi- 
schen König 1570/71 große Summen vorstreckten, die zu verzinsen ihm 
kaum in den Sinn kam. In den Jahren 1570, 1583, 1589 unterstützte 
Basel die Stadt Genf mit im ganzen 19,000 Sonnenkronen. Fast überall, 
wo Glaubensbrüder unter Verfolgungen litten, fanden sie bei den refor- 
mierten Schweizerstädten die wärmste Teilnahme. 
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DAS ZEITALTER 7 DESZDREITSSIGCPEIRTEEN 
KRIEGES "UND’ZDBESTZE SOFT E I E 


Daß die Basler und die Eidgenossen für sich und ihre Nachkommen 
einen immerwährenden Bund der Brudertreue aufgerichtet hatten, stellte 
sich auch im 17. Jahrhundert für beide Teile als Glück und Vorteil dar. 
Denn in dieser Zeit der Wirren und des Unglücks fand Basel, die Stadt 
in der «weiten, ruhelos lebendgen Ebne», in ihrer Zugehörigkeit zu den 
eidgenössischen Ständen einen Schirm und Schutz, den ihr niemand hätte 
bieten mögen, wäre sie wie vordem eine freie Stadt des heiligen römischen 
Reiches deutscher Nation gewesen. Und umgekehrt: der Eidgenossen- 
schaft des ı7. Jahrhunderts erwuchsen gerade auf dem Boden Basels 
Kräfte, die für den Bestand des gemeinen Bundes zum mindesten in so 
weitem Maße, als starke Wehr und Waffen wichtig waren. 

Die Eidgenossenschaft der dreizehn Orte und ihrer Zugewandten 
bot, als das 17. Jahrhundert sich aufthat, nicht das Bild eines einträchtigen 
gemeinen Wesens dar. Was der Streit um den Glauben auseinander 
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geworfen, wollte sich nimmer fest zusammenfügen; die durch solch eine 
tiefdringende Entzweiung erzeugte andauernde Verstimmung und Erbitte- 
rung ließ sich an der Wende des Reformations-Jahrhunderts nicht auf 
einmal heben und entfernen. Im allgemeinen blieb es, wie's nun schon 
eine lange Zeit gewesen: die Eidgenossen des alten und des neuen 
Glaubens standen sich argwöhnisch, übelwollend, unduldsam gegenüber, 
zu Reklamation und giftigem Vorwurf jeden Augenblick bereit und ängst- 
lich stets darauf bedacht, sich großen Vorteil in die eigene Hand zu 
schaffen. Die Kräfte, die einander entgegenwirkten, standen annähernd 
im Gleichgewicht: die katholischen Eidgenossen fanden sich hinsichtlich 
ihrer örtischen Stimmenzahl, dazu auch räumlich günstiger gestellt als 
ihre evangelischen Bundesbrüder; diese hinwiederum waren an Umfang 
ihres Gebietes und an Zahl der Seelen den Katholischen überlegen. Und 
nun ward auf beiden Seiten jedwedes öffentliche Thun von dem Bedürf- 
nis und Bemühen hergeleitet, das Gleichgewicht aufzuheben und an dessen 
Stelle ein dauerhaftes Übergewicht zu gewinnen. 

Im Betrachte dieser Gegensätze war es für die jüngsten Glieder der 
dreizehnörtigen Eidgenossenschaft, und zumal für Basel, äußerst schwierig, 
sich innerhalb des Bundes so zu stellen, daß einerseits die eigene Über- 
zeugung nicht preisgegeben und anderseits die allgemeinen Bundes- 
pflichten nicht verabsäumt werden mußten. Basel war nach Inhalt des 
Briefes von 1501 aufs Stillesitzen, aufs Vermitteln und Friedenstiften 
angewiesen. Auf eine selbständige Politik mußte somit bescheidentlich 
verzichtet werden, und mehr noch, der Stand Basel mußte sich je und je 
darauf besinnen, daß es im Betrachte seiner allgemeinen Pflichten wohl- 
gethan sei, selbst im engern Verkehre mit den glaubensgenössischen 
Orten aus einer gewissen rückhaltenden Stellung nicht herauszutreten. 
Energischen Naturen mußte solches Rückhalten und Entsagen freilich oft 
genug beschwerlich fallen, und es mochte innerhalb der Mauern Basels 
gelegentlich auch mit deutlichem Bedauern und Unwillen empfunden 
werden, daß der Bundesbrief nicht freiere Bewegung zuließ. Aber den 
Weg der Pflicht, so unbequem er oft zu gehen war, hielt der Stand 
Basel dennoch allzeit redlich ein, und solche Beharrlichkeit und Treue 
trugen ein Wesentliches dazu bei, daß eine löbliche Eidgenossenschaft 
im bösesten Jahrhundert nicht zusammenfiel. 

Daß die im Glauben getrennten Eidgenossen unfriedlich lebten, 
zeigte sich nicht nur in der Behandlung aller innern Angelegenheiten, 
sondern augenfällig auch in den Beziehungen zum Ausland. Zwar standen 
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sie den beiden größten Mächten gegenüber offiziell geeinigt da; mit 
Frankreich waren die eidgenössischen Orte, Zürich ausgenommen, seit 
langem gemeinsam verbündet. Im Jahre 1602 wurde das Bündnis er- 
neuert und 12 Jahre später ließ sich auch Zürich für den Beitritt ge- 
winnen. Für das Verhältnis zum Hause Österreich war die Erbeinigung 
bestimmend, ein Vertrag, der schon im 15. Jahrhundert aufgerichtet und 
seither erneuert worden war; an dem Vertrage war die gesamte Eid- 
genossenschaft beteiligt. Aber neben diesen gemeinsamen Verbindungen 
wurden nun auch besondere Bünde hergestellt oder ins Auge gefaßt, ein 
deutliches Zeichen, daß der gemeineidgenössische Sinn gegenüber den 
speciellen Interessen in Rückstand kam. 

Die katholischen Orte erneuerten ihr Bündnis mit Spanien-Mailand; 
von den evangelischen Orten ließen sich Zürich und Bern in eine Ver- 
bindung mit dem Markgrafen von Baden ein; sodann verbündeten sich 
dieselben Städte «in aufrichtiger, wahrer Freundschaft» mit der Republik 
Venedig. Außerdem fehlte es auf katholischer und evangelischer Seite 
nicht an Erwägungen über engere Beziehungen zu Liga und Union, den 
großen glaubensgenössischen Vereinigungen auf deutschem Boden, und 
späterhin nicht an lebhaften Erörterungen über ein Bündnis der evange- 
lischen Eidgenossen mit den Schweden. 

Allen diesen Sonder-Bestrebungen gegenüber nahm der Stand Basel 
in ruhiger Beharrlichkeit ablehnende Haltung ein. Das zeigte sich zu- 
nächst, als im Mai des Jahres 1612 zu Brugg auf einer Konferenz der 
evangelischen Städte über die «nachbarliche Vereinung» mit dem badi- 
schen Markgrafen unterhandelt wurde. Da wurde durch den Gesandten 
Basels, den Stadtschreiber Friedrich Ryhiner, eröffnet, seine Obrigkeit 
sei der Meinung, daß der Stand Basel nicht befugt sei, dem badischen 
Bündnis beizutreten; denn der Bundesbrief von 1501 besage deutlich, 
daß dergleichen Veranstaltungen ohne gemeiner Orte oder deren Mehr- 
heit Wissen und Einwilligung nicht unternommen werden dürfen; die 
lieben Eidgenossen von Bern und Zürich besäßen hierin mehr Freiheit; 
Basel müsse, so gerne es sich der Vereinigung anschlösse, verzichten, 
da ihm «die Hände gebunden seien». Von dieser Auffassung war denn 
auch im weitern Verlaufe der Verhandlungen die baslerische Obrigkeit 
nicht abzubringen, obwohl ihr angesichts der angenehmen Beziehungen 
zum badischen Nachbar und der unverkennbaren Vorteile, die aus einer 
engen Verbindung mit demselben zu erwarten waren, ein Verzicht in der 
That beschwerlich fallen mußte. Die Haltung Basels fußte auf durchaus 
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verständiger und kluger Erwägung. Es war ja ohne weiteres klar: die 
Einwilligung gemeiner Orte zum Eintritt Basels in besagtes Bündnis war 
nicht erhältlich; denn die katholischen Orte waren selbstverständlich da- 
gegen und bestanden auf den Aussagen des Bundesbriefes; dieses thaten 
sie denn auch, ohne erst eine Anfrage abzuwarten, den Baslern unmiß- 
verständlich zu wissen, sobald die Kunde vom badischen Projekte sich in 
der innern Eidgenossenschaft verbreitet hatte. Und ebenso wenig wie 
eine Einstimmigkeit war auch nur eine Mehrheit von Ortsstimmen zu 
gunsten Basels zu erreichen; denn diese Mehrheit war eben. wiederum 
durch die katholischen Orte dargestellt. Hiezu kam ein weiteres erheb- 
liches Bedenken. Basel war darauf angewiesen, in ganz besonderem Maße 
acht zu geben, daß es die Regentschaft der vorderösterreichischen Lande 
nicht gegen sich errege; der baslerische Grund und Boden lag ja zum 
Teil enge zwischen Gebieten österreichischer Jurisdiktion; zahlreiche Ge- 
fälle der Stadt lagen in österreichischem Machtbereich; das fruchtbare 
Elsaß galt als ein Kornkasten und Weinkeller nicht,nur für Basel, sondern 
auch für einen großen Teil der übrigen Eidgenossenschaft. Nun war 
wiederum klar, daß diese mächtige katholische Nachbarschaft unter Hin- 
weis auf die Erbeinigung ohne allen Zweifel Anlaß zu energischem Wi- 
derspruche nahm, sobald Basel sich beifallen ließ, der badischen Ver- 
einigung beizutreten. Wir sehen, Basel ersparte sich und andern eid- 
genössischen Orten Verlegenheit und Zank und Schaden, indem es den 
Verzicht sich auferlegte. Anderseits that der Verzicht auch Basels guten 
Beziehungen zum Markgrafen nicht wesentlichen Eintrag. Nach erfolgtem 
Abschluß des Bündnisses mit Zürich und Bern that der Markgraf den 
Baslern zu wissen, daß er in günstiger Gesinnung verharre und sich in 
allen vorkommenden Fällen so verhalten werde, als ob eine löbliche Stadt 
Basel in der Vereinigung mit einbegriffen wäre. Basels Antwort war freund- 
lich, aber unverbindlich. Man wünsche, hieß es, zum Bunde Glück und 
Segen, und man werde sich bestreben, die uralte, vertrauliche Freund- 
schaft und Nachbarschaft mit dem Markgrafen und seinen Unterthanen 
aufrecht zu erhalten und auf die Nachkommen «anzupflanzen». 

Es gieng nicht lange, so ließ der badische Markgraf seinen neuen 
Bundesgenossen, beziehentlich den vier evangelischen Städten der Eid- 
genossenschaft, durch den Agenten Walter Rettich einen weitaussehenden 
Antrag unterbreiten. Es handelte sich um den Beitritt zur Union, jener 
Verbindung von protestantischen Fürsten und Reichsstädten, welche im 
Jahre 1608 zur Minderung katholischer Übermacht war abgeschlossen 
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worden. Schon im Verlaufe des Jahres 1610 hatte der Churfürst Friedrich 
von der Pfalz, das Haupt der Union, die evangelischen Eidgenossen zum 
Anschlusse an die Vereinigung ermuntern lassen; schon damals hatten die 
Städte in einer einläßlichen Antwort an den Churfürsten darauf hingewiesen, 
daß die gegnerischen Anstrengungen freilich auch sie «die Köpf je länger 
je besser zusammenhalten lehren». Immerhin war, nicht zum mindesten 
durch Zuthun Basels, der Beitritt abgelehnt worden, nicht sowohl wegen 
der «etwas wyten Entlegenheit» der Unionsglieder, als vielmehr in der 
Erwägung, daß man den Eidgenossen alten Glaubens nicht Anlaß geben 
dürfe, sich «desto mehr und sterker an andere, so den Unierten zewider, 
zehenken», will sagen, sich dem im Jahre 1609 entstandenen Gegenbunde, 
der durch die katholischen Reichsstände «ersten Ranges» gegründeten 
Liga, beizugesellen. Jetzt, als des Markgrafen Agent mit seinem An- 
trag in Aarau vor die Abgeordneten der evangelischen Städte trat, ward 
die Gelegenheit doch etwas näher besehen als vor drei Jahren, und es 
fehlte nicht an Stimmen, welche den Anschluß an die Union mit aller 
Deutlichkeit empfahlen. So ließen sich die Gesandten Berns dahin ver- 
nehmen, ihre frommen Altvordern haben zwar nicht für ratsam erachtet, 
sich vielen fremden Fürsten zu verpflichten; allein die Verhältnisse haben 
sich inzwischen verändert, die Praktiken seien stärker, die Zeiten viel 
gefährlicher geworden; der Papst und sein Anhang suche allerorten und 
mit allen Mitteln die Evangelischen zu schmälern; so müssen sich denn 
auch diese zur Wahrung ihrer Interessen zusammenthun. Nun sei die 
von so stattlichen Ständen und Städten zur Beförderung der Ehre Gottes 
und des allgemeinen evangelischen Wesens aufgestellte christliche Union 
ein so sehr vorteilhaftes Werk, daß es für die evangelischen Schweizer- 
städte hochbedenklich wäre, sich ohne weiteres von demselben abzu- 
schließen. Annähernd also wie die Berner mochten auch die Abgeord- 
neten Zürichs denken. Basels Gesandte aber stellten sich — neben den- 
jenigen Schaffhausens — auch jetzt auf einen andern Boden, so gewichtig 
ihnen auch die von Bern vorgebrachten Gründe an sich erscheinen 
mochten. Zunächst wurde die eigene Beteiligung an der Union wiederum 
unter dem Hinweis abgelehnt, daß der durch den Bundesbrief bedingte 
Consens der eidgenössischen Orte, beziehentlich ihrer Mehrheit, ohne 
allen Zweifel nicht erhältlich sei. Und hiebei ließ man es nicht bewenden; 
während Basel im Zeitpunkte des badischen Bundes-Schlusses über das 
Vorgehen von Zürich und Bern keine Bedenken geäußert hatte, wurde 
jetzt als eine Pflicht erachtet, die beiden Städte abzumahnen, oder für 
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den Fall des Beitrittes zur Union doch zur äußersten Vorsicht aufzufor- 
dern. Man erwarte, hieß es, daß Zürich und Bern, die «sich zu ver- 
binden Gewalt haben», nichts anderes eingehen werden, als was dem 
heiligen Evangelium förderlich und gemeiner Eidgenossenschaft nützlich 
sei. Damit war angedeutet, daß man eigentlich nicht so recht im Klaren 
war, ob besagte Union nur religiösen, nicht auch vielleicht politischen 
Charakter an sich trage; im letztern Falle konnte es für die beiden Städte 
doch sehr bedenklich und gefährlich werden, sich in aller Welt als 
Bundesgenossen der Reichs-Unierten darzustellen. Diese Erwägungen, 
sowie die abermals deutlich ausgesprochene Befürchtung, daß die katho- 
lischen Eidgenossen sich zur Liga schlagen möchten, fielen schließlich 
doch auch bei Bern und Zürich stark ins Gewicht. Das Projekt zerfiel, 
ohne daß dadurch das freundliche Einvernehmen zwischen den evange- 
lischen Eidgenossen und ihren deutschen Glaubensbrüdern erheblich ge- 
schädigt wurde. 

Es war ein Glück für die gesamte Eidgenossenschaft, daß die 
Unierten abgewiesen worden waren. Denn wenige Jahre nur verstrichen, 
da brach der Krieg aus; auf dem Boden Böhmens nahm er um die Mitte 
des Jahres 1618 aus scheinbar lokalen Gründen seinen Anfang; aber bald 
schritt er über die Grenzen des kleinen Landes hinaus und griff ver- 
heerend weiter, bis schließlich nicht allein das deutsche Reich, sondern 
halb Europa an einem endlosen, wilden Kampfe sich beteiligt sah. Die 
Beteiligten schieden sich wesentlich nach diesen großen Zielen: wer den 
Katholizismus beugen und die habsburgische Allmacht brechen wollte, 
stand auf der einen Seite; wer Protestantentum und ständische Selbst- 
herrlichkeit darniederhalten und keiner andern Macht als der habsburgi- 
schen auf dem europäischen Kontinent den Vortritt gönnen wollte, hatte 
sich im andern Lager angesammelt. Leichtverständlich, daß diese großen 
Gegensätze auch in der kleinen Eidgenossenschaft unmittelbar nach- 
empfunden wurden; die katholischen Eidgenossen sympathisierten mit 
dem Kaiser, die evangelischen mit des Kaisers Gegnerschaft. Eines aber 
blieb doch den Eidgenossen allen gemeinsam: die Angst, es könnte der 
wüste Krieg mit allen seinen Schrecken sich ins eidgenössische Gebiet 
herüberwälzen. Und diese Angst that Wunder, sie verlieh einsichtigen 
Stimmen, die zur Verträglichkeit und Besonnenheit aufmunterten, Gewicht 
und bewirkte in entscheidenden Momenten regelmäßig, daß die entzweiten 
Brüder das Äußerste, den offenen Bruch, vermieden und sich immer 
wieder in ein leidlich Einvernehmen setzten; sie bewirkte ferner, daß 
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man die auswärtigen Angelegenheiten im allgemeinen mit einer gewissen 
Vorsicht behandelte und zusehends mehr und mehr in dem Gedanken 
einig gieng, daß nur eine ehrliche Neutralität die Eidgenossenschaft davor 
bewahren könne, dem allgemeinen Krieg anheimzufallen. 

An dem Gedanken einer neutralen Haltung wurde namentlich auch 
vom Stande Basel, soweit seine Kräfte reichten, unentwegt festgehalten. 
Es ist bezeichnend, daß unlange nach dem Ausbruch des Krieges die 
baslerische Obrigkeit vor offenem Rate den französischen Bundesbrief 
und den österreichischen Erbeinigungs-Vertrag verlesen ließ, die Wer- 
bungen für fremden Kriegsdienst neuerdings verbot und die Bürgerschaft 
unter Androhung empfindlicher Strafe aufforderte, sich der fremden Händel 
nicht anzunehmen und alles Schimpfen und Schmähen einzustellen. Solche 
Maßnahmen lagen nun freilich zunächst im eigensten Interesse Basels. 
Es fügte sich nämlich, daß das Kriegsglück vorerst und auf Jahre hin 
den Kaiserlichen günstig war; diese Thatsache bot Grund genug, die 
evangelischen Eidgenossen alle mit Besorgnis zu erfüllen; für Basel aber 
gestaltete sich der Gang der äußern Ereignisse ganz besonders schwierig. 
Im Frühling des Jahres 1619 sammelten sich im Elsaß kaiserliche Truppen 
an, und es stand zu befürchten, daß dieselben sich den Weg über bas- 
lerisches Gebiet erzwingen werden. Es hatte sich auch ereignet, daß 
Erzherzog Leopold, der Regent der vorderösterreichischen Lande, zur 
Nachtzeit mit einer Reiterschar durchs Bruderholz ins Bistum gezogen 
war, während dergleichen fürstliche Reisen durch baslerisches Gebiet sonst 
doch unter freundlicher Begrüßung des Rates und am hellichten Tage sich 
vollzogen hatten. Und die weitern Begebnisse waren auch nicht dazu 
angethan, Basels Sorgen und Befürchtungen zu verringern; die Nachbar- 
schaft bot oft genug das traurige Bild eines Tummelplatzes fremden 
Kriegsvolks dar; dieses aber bildete nicht nur eine beständig drohende 
Gefahr für die eidgenössische Grenzstadt, seine Anwesenheit bewirkte 
auch eine ganz erhebliche Steigerung aller Lebensmittelpreise. Dazu 
kam, daß für Basel eben jetzt ein wichtiger Punkt verloren gieng; das 
von Vorderösterreich vordem an die Stadt verpfändete Dorf Großhüningen 
fiel trotz ansehnlicher Gegenanstrengungen seiner ursprünglichen Herr- 
schaft anheim, ohne daß Basel schließlich auch nur sein dargeliehenes Geld 
zurückempfieng. Aber aufrechten Sinnes wurde dieser Jahre vielfältige 
Not ertragen. Durch erhebliche Opfer seitens der Bürgerschaft ward 
es ermöglicht, die Stadt bedeutend stärker zu befestigen; zur weitern 
Sicherung wurde, zum Teil durch Anwerbung, eine Besatzung einge- 
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richtet und mit teurem Gelde unterhalten; die Wehrfähigkeit der Bürger 
selber wurde gehoben. Vor dem Rathause aber standen Esel, Wippen 
und Galgen, zum Zeichen, daß der Rat entschlossen sei, stramme Zucht 
und Ordnung handzuhaben. So ward aus eigenen Mitteln das Mögliche 
gethan; aber das allein wäre nicht genug gewesen; es lag jetzt doch ein 
großer Trost und Schutz darin, daß Basler Boden eidgenössischer Boden 
war. Schon im Jahre 1619 hatten die evangelischen Städte sich gegen- 
seitig zugesagt, zu rüsten und Gut und Blut daran zu setzen, falls es 
sich ereignen sollte, daß ein Ort wider Recht und Billigkeit feindlich 
angetastet würde; auch an einer gemeineidgenössischen Tagleistung wurde 
allerseits die Versicherung ausgetauscht, die Bünde treu zu halten. Die 
Bereitwilligkeit, im Fall der Not hilfreich zu sein, wurde denn auch 
späterhin speciell dem bedrohten Basel gegenüber wiederholt geäußert, 
mit größerer Wärme freilich von seiten der evangelischen als der katho- 
lischen Eidgenossen. Als Basels Gesandte im Herbst des Jahres 1624 
auf einem Badener Tage unter dem Hinweis auf die schweren Kosten 
der Besatzung und die arge Teuerung verlangten, man möge sich dafür 
verwenden, daß das an den Grenzen liegende Kriegsvolk abgeführt 
werde, da war sogar davon die Rede, die Entfernung der Fremden mit 
vereinter Gewalt durchzusetzen. Dazu kam es nun freilich nicht; aber 
es kam durch Schreiben und Gesandtschaft zu energischen Vorstellungen 
beim Hause Österreich. Und diese Vorstellungen blieben, wenn sie auch 
an den kriegerischen Veranstaltungen an den eidgenössischen Grenzen 
nichts Wesentliches änderten, doch nicht ohne Eindruck. Österreich war 
es schon angesichts des ihm entgegenwirkenden französischen Einflusses 
ernstlich daran gelegen, sich die Eidgenossen in Freundschaft zu erhalten; 
an eidgenössischen Tagen wurde von seiten Österreichs wiederholt die 
Versicherung geneigtester Gesinnung und anderseits die Erwartung aus- 
gesprochen, daß eine löbliche Eidgenossenschaft die Erbeinigung getreu- 
lich halte und keinerlei Anschläge unterstütze, aus welchen dem Hause 
Habsburg Nachteil und Schaden erwachsen könnten. Wir sehen, Öster- 
reich fühlte sich durch die Lage der Dinge zu gewissen Rücksichten 
gegen die dreizehn Orte aufgefordert; es ist anzunehmen, daß Basel im 
Zeitraum des böhmisch-pfälzischen Krieges noch Schwereres hätte ertragen 
müssen, hätte es nicht als Glied der Eidgenossenschaft von jenen Rück- 
sichten einen Teil für sich in Anspruch nehmen können. 

Wir haben angedeutet, wie Basels Obrigkeit durch ihre Maßnahmen 
nach Eröffnung des Krieges die Absicht einer neutralen Haltung augen- 
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fällig kund gethan; in den unmittelbar folgenden Jahren fand Basel Ge- 
legenheit, für diese Haltung einzutreten. Es zeigten sich nunmehr die 
Konsequenzen der zürich-bernischen Vereinigung mit dem Markgrafen; 
diesem war durch die Union die Aufgabe zugewiesen worden, den durchs 
Elsaß anziehenden kaiserlich-österreichischen Truppen den Weg zu ver- 
legen, und ohne Zögern hielt er sich mit dem Ansuchen an die beiden 
evangelischen Städte, ihm nach Bundespflicht den bewaffneten Zuzug zu 
gewähren. Zürich war geneigt zu entsprechen, freilich nur mit schweren 
Bedenken. Es sei zuzugeben, eröffneten seine Abgeordneten auf der 
nach Zürich einberufenen Konferenz der Evangelischen vom März des 
Jahres 1620, daß der Markgraf mit seinem Kriegsvolk in der Union 
Namen und in ihren Kosten zu Felde liege und den gegnerischen Scharen 
nicht nur an den badischen Grenzen, sondern auf Österreichs eigenem 
Boden den Paß zu sperren Willens sei; der Zuzug könnte deshalb von 
seiten Österreichs wohl leicht als eine Verletzung der Erbeinigung an- 
gesehen werden, und damit sei die Gefahr der Verwickelung in den all- 
gemeinen Krieg unmittelbar gegeben. Anderseits sei zu betrachten, daß 
es im Falle einer Niederlage der evangelischen Fürsten und Städte im 
Reich auch «an die evangelischen Orte der Eidgenossenschaft gehen 
würde». Gegen den Zuzug sprachen sich Bern und Basel aus, Bern 
unter dem Hinweis, daß das Bündnis zur Hilfeleistung nicht verpflichte, 
so lange der Markgraf nicht in seinem eigenen Lande angegriffen werde. 
Basels Abgeordnete aber sprachen sich rund dahin aus, daß nach ihrer 
Obrigkeit Meinung der Zuzug der Erbeinigung zuwider sei. Selbst 
wenn das evangelisch-eidgenössische Hilfsvolk im markgräflichen Land 
verbliebe, so würde dadurch dem Markgrafen doch ermöglicht, mit seinem 
Volk auf fremdem Boden Krieg zu führen; ein solcher Zusammenhang 
aber könnte leicht dahin gedeutet werden, als ob man die Interessen der 
Union fördern und sich zu ihr halten wollte. Die Erbeinigung besage 
ausdrücklich, daß das Haus Österreich und die Eidgenossenschaft gegen- 
seitig ein getreues Aufsehen halten und nichts gegen einander vornehmen 
noch gestatten sollen, woraus ein Krieg entstehen könnte; das biete 
rechtmäßigen Grund genug, den verlangten Zuzug zu verweigern. Wenn 
man ferner, so bemerkten zum Schlusse die baslerischen Abgesandten, 
zu gunsten der Hilfeleistung auf die Ehre Gottes und die Beförderung 
des Evangeliums hinweise, so könne man doch nicht einsehen, wie Gottes 
Ehre gefördert werde, wenn man breche, was man ewig und unver- 
brüchlich zu halten versprochen habe. Zum Entscheide kam es nun 


76 


freilich in Zürich nicht, wohl aber wenige Wochen später auf einer Kon- 
ferenz zu Basel, wo sich neben den Gesandten der Städte und des Mark- 
grafen nun auch ein Abgeordneter der vorderösterreichischen Regierung 
einfand. Der badische Abgesandte wiederholte das Ansuchen um Zuzug, 
der österreichische warnte eindringlich vor Verletzung der Erbeinigung; 
beide aber verlangten speciell von Basel die Bewilligung des Durch- 
marsches für ihre Truppen; der Markgraf beabsichtigte, über den Rhein 
in den Sundgau zu ziehen, Österreich wünschte den freien Paß für das 
zur Ergänzung des nassauischen Regimentes angeworbene Kriegsvolk. 
Der Schluß der Konferenz war der ernsten Lage durchaus angemessen. 
Zürich und Bern lehnten den Zuzug entschuldigend ab; Basel aber ver- 
weigerte den Durchmarsch beiden Teilen. 

Später kam es freilich doch zum Zuzug; es geschah, als im Sommer 
1620 der Markgraf sein Ansuchen unter dem Hinweis wiederholte, daß 
es sich jetzt um die Verteidigung seines eigenen Landes handle; da 
willfahrten die beiden Städte. Weitere Begehren, im Verlaufe der nächsten 
Jahre gestellt, wurden indessen beharrlich abgelehnt, und als vollends im 
Frühling des Jahres 1627 aus Anlaß erneuter Gefahren für das badische 
Land abermals ein Hilfsgesuch an die beiden Städte gelangte, da waren 
diese froh, in ihrer Antwort an den Markgrafen darauf hinweisen zu 
können, daß eine Verpflichtung nicht mehr bestehe, da der Bund «auf 
bestimmte, nunmehr verflossene Jahre gemacht worden sei». 

Der Frühling des Jahres 1627 brachte nicht nur für den badischen 
Markgrafen, sondern insbesondere auch für seine baslerischen Nachbarn 
nach einer kurzen Zeit der Ruhe wieder eine Anzahl schwerer Tage. 
Wiederum sah sich Basel wegen Lagerung kaiserlichen Kriegsvolks an 
den Grenzen unmittelbar bedroht; es liefen beim Rate Warnungen ein; 
man möge sich vorsehen, hieß es, der gefürchtete General-Oberstwacht- 
meister von Pappenheim trage sich mit dem Gedanken, die Stadt Basel 
zu überfallen, er habe zu diesem Zwecke einen vornehmen Ingenieur 
bestellt, und es seien bereits allerlei Kriegsinstrumente zugerüstet worden. 
Basel hielt sich in seiner Not an die Tagsatzung und fand Entgegen- 
kommen. Im April 1627 wurde durch die dreizehn Orte beschlossen, 
in Schreiben an die vorderösterreichische Regierung und den Pappen- 
heimer darauf hinzuweisen, daß die der Erbeinigung zuwiderlaufenden 
Einlagerungen fremden Volkes an den eidgenössischen Grenzen, und ins- 
besondere in Basels Nähe, Bedenken erregen, da weder Basel noch andere 
Orte in ihrem Verhalten zu solcher Vorkehr Grund gegeben; man möge 
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daher das ungezähmte Volk entfernen; solche Entfernung dürfe um so 
eher stattfinden, als der Kaiser und das Haus Österreich in dieser Gegend 
keinerlei Gefahr zu befürchten haben, vielmehr sich versichert halten 
dürfen, daß man unverbrüchlich erstatten werde, was die Erbeinigung 
verlange. Aber dem bedrängten Basel wurde in diesem ernsten Augen- 
blicke noch Weiteres geleistet: Zürich und Bern rüsteten den Zuzug und 
erklärten sich bereit, denselben auf erste Weisung Basels aufbrechen zu 
lassen. Zugleich traf von Luzern, dem Vororte der Katholischen, in 
Basel die schriftliche Zusicherung ein, daß man für den Fall der Not 
eines getreuen Beistands sich getrösten möge; es war anzunehmen, daß 
auch die übrigen katholischen Stände sich so verhalten werden, wie ihr 
Vorort zugesichert hatte. Das war eine an sich erfreuliche und für Basel 
äußerst wertvolle Äußerung freundeidgenössischer Gesinnung. Und doch 
erregte diese Absicht des Entgegenkommens nach einer Seite hin Be- 
denken, die durchaus nur im Betrachte der engherzig konfessionellen 
Anschauung jener Tage verständlich sind. Es war nämlich zu erwarten, 
daß die katholischen Zuzüger, falls sie in Erstattung ihrer Bundespflicht 
nach Basel kamen, sich auch hier katholisch benehmen, d. h. die unge- 
hinderte Ausübung ihrer religiösen Pflichten für sich in Anspruch nehmen 
werden; das aber war ein Punkt, «daran ein Hohes und Wichtiges ge- 
legen», so meinten die auf der Aarauer Konferenz vom 27. Mai 1627 
versammelten Tagherren der vier evangelischen Städte. Lehne man, so 
wurde in diesem vertraulich engen Kreise geäußert, um des genannten 
Grundes willen den katholischen Zuzug im voraus ab, so sei Vorwurf, 
ja eine völlige Trennung zu gewärtigen; lasse man aber die Zuzüger 
kommen, so werden diese, falls man ihnen die Religionsübung versage, 
vermutlich heimwärts wandern; solches aber würde «gemeiner Eid- 
genossenschaft zu Schimpf und Spott gereichen». Diese Erwägung war 
ohne Zweifel richtig; wenn's also keine andere Lösung gab, so war die 
Sache allerdings wichtig und bedenklich. Indessen zogen die schweren 
Wetterwolken, die sich über einer löblichen Stadt Basel angesammelt, 
langsam vorüber; an den Grenzen ward es lichter, und der zugesagten 
Hilfe konnte man zum Glücke bis auf weiteres entraten. 

Mittlerweile näherte sich das erste Jahrzehnt des langen Krieges 
seinem Ende; das Glück war — es ist schon angedeutet worden — den 
Kaiserlichen bislang hold gewesen. Schlag auf Schlag hatten sie gesiegt. 
Böhmens Kraft war gebrochen, das pfälzische Land verwüstet; durch 
einen großen Teil von Deutschland, bis an die Ostsee, waren Habsburgs 
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Waffen mit Erfolg getragen worden. Da that im Vollgefühle seiner Macht 
der Kaiser einen Schritt, der zu neuen, blutigen Händeln führte; er erließ 
ein Edikt, das den protestantischen Reichsständen die Rückerstattung 
aller seit dem Passauer Vertrage okkupierten geistlichen Güter auferlegte. 
Und während kaiserliche Kommissarien sich anschickten, das Restitutions- 
edikt mit aller Strenge durchzuführen, entschloß sich der Kaiser zu einem 
neuen Unternehmen; er griff zu gunsten Spaniens und im direkten 
Gegensatze zu Frankreich in den mantuanischen Erbfolgekrieg ein; ein 
Teil des hiezu erforderlichen Heeres wälzte sich über die Bündner Pässe 
nach Italien hinein; der Rest hielt die Linie Mailand-Lindau besetzt, und 
das arme Bündnerland, das infolge leidenschaftlichster Parteikämpfe seit 
Jahren schon Unsägliches gelitten, fiel aufs neue dem Kriegsunglück an- 
heim. Dieses geschah um die Mitte des Jahres 1629. 

Während dieser Zeit des kaiserlichen Siegeslaufes standen, wie leicht- 
verständlich, auch in der Eidgenossenschaft die Katholischen im Vorteil, 
und sie waren denn auch in ihren Ansprüchen nicht eben sehr zurück- 
haltend. Freilich nötigten, wie bereits erwähnt, die äußern Verhältnisse 
zu einer gewissen Vorsicht; das hinderte indessen bei dem vorherrschen- 
den Mißtrauen der beiden Religionsparteien das Emporkommen von allerlei 
Zank und Hader nicht. Zu Anfang der Zwanziger Jahre treffen wir die 
katholischen und evangelischen Angehörigen des Glarnerlandes in einem 
leidenschaftlichen Streite über den Inhalt eines im Jahre 1532 aufgerich- 
teten und seither verloren gegangenen Vertrages; der «ländliche Span» 
wurde nach langen Erörterungen schließlich durch eidgenössische Ehren- 
sätze kümmerlich geschlichtet; kaum war dies geschehen, so erhoben sich 
neue Differenzen wegen der Besetzung der Landvogteien Uznach und 
Gaster. Um die Mitte des dritten Jahrzehnts entstanden Unruhen im 
Wallis; die Evangelischen wurden gezwungen, sich den ihretwegen ver- 
schärften Landesgesetzen zu fügen oder auszuwandern. Das Restitutions- 
edikt brachte neue Händel. Der Bischof von Basel, «halb Reichsfürst, 
halb Eidgenosse», bemühte sich im Vertrauen auf Habsburgs Unter- 
stützung um die Wiederherstellung seines Stiftes. Annähernd zu der- 
selben Zeit traten der Abt von St. Gallen und der Bischof von Konstanz 
mit Ansprüchen hervor, welche die Ehegerichtsbarkeit und die Kirchen- 
sätze im Thurgau und im Rheinthal beschlugen; diese Ansprüche führten 
zu weitaussehenden, leidenschaftlichen Erörterungen, die schließlich in der 
prinzipiellen Frage gipfelten, in welcher Weise religiöse Anstände in den 
gemeinen Herrschaften überhaupt zu entscheiden seien. Zu den bereits 
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erwähnten Erscheinungen der Zwanziger Jahre gesellten sich noch die 
andauernden Differenzen, die aus der besondern Stellung der eidgenössi- 
schen Parteien zu den bündnerischen Angelegenheiten sich ergaben. 
Wir wissen, daß Basel bei Zwistigkeiten durch seinen Bundesbrief 
aufs Vermitteln und Friedenstiften angewiesen war, und es ist bereits 
allgemein darauf hingewiesen worden, daß Basel sich bestrebte, dieser 
Obliegenheit nachzukommen. Schon in dem Jahrzehnt vor dem Kriege 
hatte sich die baslerische Obrigkeit redlich angelegen sein lassen, bei 
Beseitigung von Anständen mitzuhelfen, die zwischen dem der evange- 
lischen Eidgenossenschaft verbündeten Mülhausen und der Ensisheimer 
Regierung, sodann zwischen Bern und dem Basler Bischof, zwischen 
Bern und Freiburg, Bern und Luzern zu Tag gekommen waren. Nicht 
anders verhielt sich der Stand Basel angesichts der innern Gegensätze in 
den Zwanziger Jahren. In den beiden ersten Jahrzehnten des 17. Jahr- 
hunderts treten uns als Basels Abgeordnete auf evangelischen Konferenzen 
und gemeineidgenössischen Tagen besonders häufig der Stadtschreiber 
Friedrich Ryhiner und der Zeugherr Hans Lukas Iselin, der Jüngere, 
entgegen. An des letztern Seite erscheint zu Beginn der Zwanziger Jahre 
die Gestalt des Ratsherrn Johann Rudolf Fäsch. Im Verlaufe des dritten 
Jahrzehnts wird Fäsch der maßgebende Vertreter Basels. Wie der 
äußerst gewissenhafte, tüchtige, solide und ökonomisch wohl situierte 
Mann in seiner Vaterstadt stetig mehr und mehr zu den Ehrenämtern 
herangezogen wird, so gewinnt er auch in seiner Eigenschaft als regel- 
mäßiger Standesabgeordneter auf eidgenössischem Boden zusehends an 
Ansehen und Bedeutung. Man schätzt seine noble Haltung, sein schlichtes 
Wesen, sein ruhiges und klares Urteil. Um die Mitte des Jahres 1630 
ward dem Ratsherrn Fäsch das Amt eines Oberstzunftmeisters der Stadt 
Basel übertragen; in eben diesem Zeitpunkte nahm auf eidgenössischem 
Boden jener bereits erwähnte, tief einschneidende Streit wegen der den 
acht alten Orten (ohne Bern) gemeinsam zugehörenden Unterthanen- 
gebiete Thurgau und Rheinthal einen äußerst heftigen Charakter an. Die 
katholischen Orte stellten sich durch den «Spruch von Frauenfeld» förm- 
lich auf die Seite der geistlichen Herren zu Konstanz und St. Gallen. 
Ob auch Zürich dieser «unförmlichen Procedur» energisch sich entgegen- 
stellte und die unbeteiligten Orte zu vermitteln und beruhigen suchten, es 
blieb dabei; die katholischen Eidgenossen zeigten sich als zähe Anhänger 
des Majoritäts-Systems. Sie verlangten, daß in den gemeinen Herrschaften 
auch für Glaubenssachen das Ortsstimmen-Mehr maßgebend sei und ließen 
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sich vorerst nicht um Haaresbreite von dieser Auffassung abdrängen. So 
kam es, daß die Angelegenheit auf einer langen Reihe von Tagleistungen 
und Konferenzen als ein wichtiges Traktandum regelmäßig zum Vorschein 
kam. Einen hervorragenden Anteil an den Beratungen nahm im Sinne 
friedlicher Beilegung des Spans der baslerische Oberstzunftmeister, und 
es war nicht zum mindesten seinen steten Bemühungen zu verdanken, 
daß gegen Ende des Jahres 1631 die katholischen Orte sich wenigstens 
dazu verstanden, das bundesmäßige eidgenössische Recht anzunehmen. 
Da ward vom Stande Zürich neben dem bernischen Alt-Schultheißen 
Erlach auch Johann Rudolf Fäsch als ein Schiedsrichter aufgerufen und 
von der Gegenpartei vertrauensvoll angenommen. Noch gieng reichlich 
ein halbes Jahr vorüber, da kamen die aufgestellten Ehrensätze endlich 
zu einem Spruche, der im Wesentlichen zu gunsten Zürichs entschied. 
Nicht zu verwundern, daß die Zürcher in ihrer Freude und zum äußern 
Zeichen ihres Dankes dem baslerischen Oberstzunftmeister eine schwere 
goldene Kette überreichen ließen. 

Es wäre freilich irrig, anzunehmen, daß das im eben erwähnten 
Streite nach langem Zögern schließlich in erfreulichem Maß gezeigte Ent- 
gegenkommen seitens der katholischen Eidgenossen etwa einzig nur aus 
den Bemühungen der Schiedsrichter und anderer Unparteiischer sich er- 
geben habe. Die Katholischen waren nunmehr auf eine nachgiebigere 
Haltung auch deshalb angewiesen, weil sich inzwischen ein im Betrachte 
ihrer Interessen sehr bedenklicher Wandel in den außereidgenössischen 
Angelegenheiten vollzogen hatte. Die kaiserliche Machtstellung hatte 
sich verändert. Auf dem Regensburger Fürstentage hatte der Kaiser 
seinen größten Feldherrn dem Hasse der ligistischen Stände opfern und 
zugleich auch unter dem weitreichenden Einflusse eines Richelieu dem 
beleidigten Frankreich gegenüber seine Stellung in der mantuanischen 
Frage preisgeben müssen. Annähernd in demselben Momente erschien im 
Norden Deutschlands der ernste, kluge, starke Schwedenkönig Gustav II. 
Adolf, um mit bewaffneter Hand dem Protestantentum zu helfen und 
den stolzen Traum einer habsburgischen Universalmonarchie, die auch 
den europäischen Norden umspannen sollte, zu zerstören. Und siegreich 
drang der Schwede vor; er vertrieb die Kaiserlichen aus Pommern, nahm 
die Brandenburger Mark und schlug den bislang unbesiegten Feldherrn 
Tilly auf dem Breitenfeld bei Leipzig. Wenig später stellte sich ein 
Abgesandter Gustav Adolfs, der Ritter Ludwig Rasche, bei den Eid- 
genossen ein, um sie unter dem Hinweise auf das von seiten Österreichs 
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angestrebte allgemeine Dominat zu einem rechtmäßigen Bündnis mit der 
schwedischen Krone aufzumuntern. Die Eidgenossenschaft in ihrer Ge- 
samtheit war indessen dem schwedischen Projekt nicht zugethan; unter 
dem Eindrucke der energischen Einsprache, die vom Wiener Hofe durch 
Schreiben und Gesandtschaft bei den Eidgenossen erhoben wurde, erfolgte 
im Februar des Jahres 1632 eine förmliche Ablehnung. Man sehe die 
Möglichkeit nicht ein, so wurde dem Schwedenkönig mitgeteilt, wie der 
Erbeinigung und andern bestehenden Bünden unpräjudizierlich ein neues 
Bündnis abgeschlossen werden könne. 

Dem ablehnenden Entscheide hatten nicht alle Eidgenossen gerne 
zugestimmt. Die Abgesandten von Bern und Zürich waren auf der 
Badener Beratung mit Instruktionen eingetroffen, welche eine entschiedene 
Neigung der beiden Städte für ein Schweden-Bündnis bezeugten. Bern 
zumal ließ unverhüllt erklären, es sei der Meinung, daß die Eidgenossen 
sich aller widrigen Gedanken entschlagen und die vom König dargebotene, 
hocherfreuliche Gelegenheit ergreifen sollten. So kam es, dass die beiden 
Städte unmittelbar nach dem Tag zu Baden dem schwedischen Bevoll- 
mächtigten ihr Bedauern über die erfolgte Rückweisung eröffnen und zu- 
gleich andeuten ließen, es wäre ihnen angenehm, die näheren Bedingungen 
einer Allianz zu erfahren. Rasche verstand den Wink; er arbeitete nun- 
mehr wochenlang mit zäher Energie dahin, von den evangelischen Städten 
zu erreichen, was die gesamte Eidgenossenschaft verweigert hatte. Die 
von schwedischer Seite postulierten Bedingungen eines Traktats erregten 
allerdings Bedenken ; nichtsdestoweniger war die Lockung groß, und das 
Projekt des Schwedenbundes gewann in der evangelischen Eidgenossen- 
schaft eine zusehends wachsende Zahl von warmen Freunden. Im Gegen- 
satze zu der Auffassung, welche an der Februar-Tagleistung den Aus- 
schlag gegeben, wurde jetzt behauptet, das projektierte Bündnis ver- 
stoße weder gegen die Erbeinigung noch gegen die eidgenössischen 
Bünde, die Erbeinigung sei vor der religiösen Umwälzung auf- 
gerichtet worden und beziehe sich lediglich auf weltliche Angelegen- 
heiten; jetzt aber handle es sich um die Religion und deren freie Übung; 
im übrigen habe Österreich selber die Erbeinigung wiederholt und offen- 
kundig verletzt. Was aber die eidgenössischen Bünde anbetreffe, so ver- 
bieten sie vorab den Städten Bern und Zürich den Abschluß neuer 
Verbindungen keineswegs; diese haben «dessen gut Fug und Macht». 
Anders liege, so wurde weiterhin gesagt, die Frage bei den Städten 
Basel und Schaffhausen; diese seien freilich durch den Inhalt ihrer Bundes- 
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briefe gehindert; indessen könnten sie im vorliegenden Falle ganz wohl 
entschuldigt werden, und zwar aus dem nämlichen Grunde, der über die 
Erbeinigung weghelfe. Unschwer zu erkennen, daß eine solche Auf- 
fassung in Bern und Zürich einen breiten Boden hatte; beim Stande 
Basel aber konnte sie nicht wirksamen Anklang finden, sie widersprach 
der Haltung, die hier bislang eingenommen worden. Wohl lebten dem 
«Helden aus Mitternacht» innerhalb der Mauern Basels so warme Ver- 
ehrer, als nur irgendwo im evangelischen Schweizerlande. Und der Ge- 
danke einer Allianz war auch der baslerischen Obrigkeit durchaus nicht 
unsympathisch; nur war die Meinung die, daß die gesamte Eidgenossen- 
schaft daran teilnehmen müßte; diese Meinung hatte Basel nicht etwa 
bloß am Badener Tag vertreten, es blieb dabei auch späterhin so lange 
stehen, bis es sich der Überzeugung nicht mehr verschließen konnte, daß 
eine Revision des allgemeinen Tagsatzungs-Schlusses nicht erreichbar sei. 
Jetzt gieng Basel in seiner Sympathie für das schwedische Projekt so weit, 
daß es wenigstens die Städte Bern und Zürich von demselben «im ge- 
ringsten nicht abhindern» wollte. Hier aber war die Grenze; für den 
Gedanken einer evangelisch-schwedischen Verbindung, die sämtliche vier 
Städte hätte umfassen müssen, war Basel nicht zu gewinnen; man er- 
achtete, daß man jetzt nicht weniger als im Zeitpunkte des badischen 
Traktats gebundene Hände habe. Wir sehen, über die Erbeinigung hätte 
sich Basel im vorliegenden Falle in der That zur Not hinweggeholfen ; 
aber die Satzungen des Bundesbriefs zu brechen, das war kein Werk, 
das Basel recht und billig finden wollte. So wurde denn, nachdem in- 
zwischen allmälig doch auch bei Bern und Zürich mancherlei Bedenken 
deutlicher geworden, schließlich vereinbart, dem Abgesandten Rasche zu 
eröffnen, daß die evangelischen Eidgenossen eine Verbindung mit dem 
Schwedenkönig zwar nicht förmlich abweisen, wohl aber den Zeitpunkt 
einer definitiven Entschließung hierüber einstweilen noch verschieben 
möchten. 

Seit der Mitte des Jahres 1631 war als einer der beiden Abgesandten 
des Standes Basel für evangelische und gemeineidgenössische Zusammen- 
künfte beständig der Zeugherr Joh. Rudolf Wettstein bezeichnet worden. 
Durch seinen «Mitherrn» Fäsch hatte er sich zu Baden und Aarau bei 
den Tagherren gewissermaßen einführen und auf eidgenössischem Boden 
die Pfade zeigen lassen, auf denen er fortan eine lange Zeit ununter- 
brochen wandeln und allmälig wie kein zweiter Eidgenosse heimisch 
werden sollte. Reichlich ein halbes Jahrzehnt, vom erwähnten Zeitpunkt 
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an gerechnet, treffen wir nun die beiden tüchtigen Basler sozusagen regel- 
mäßig nebeneinander, sobald es sich um eidgenössische Angelegenheiten 
handelte, und soweit sich erkennen läßt, wurden diese gemeinsamen Tag- 
fahrten in gutem Einvernehmen ausgeführt. Freilich ereignete es sich, 
daß Wettstein mit seinem überraschend sichern Blick und seiner energisch 
aufwärts strebenden Natur gegenüber seinem um 20 Jahre älteren Kollegen 
in kurzer Zeit im Vordergrunde stand. Dieses war bereits schon in der 
schwedischen Angelegenheit der Fall gewesen, und zeigte sich zusehends 
deutlicher bei Behandlung der politischen Geschäfte, welche im Verlaufe 
der unmittelbar folgenden Jahre auf eidgenössischem Boden zu erledigen 
waren. 

Zunächst kam es im Mai des Jahres 1632 zu einer höchst bedeut- 
samen allgemeinen Tagfahrt. Daß die Evangelischen mit den Schweden 
unterhandelt, war nämlich alsbald auch in der katholischen Eidgenossen- 
schaft «offenbar und lutprächt» geworden. Auf evangelischer Seite hin- 
wiederum hatte sich das Gerücht verbreitet, der Kaiser gedenke spanische 
Hilfstruppen aus Italien heranzuziehen und gegen den Schwedenkönig zu 
verwenden; die katholischen Eidgenossen aber seien erbötig, besagten 
Truppen den Gotthard-Paß zu öffnen. So erstand denn im Schweizer- 
lande hüben und drüben neuerdings ein tiefes Mißtrauen und in höherem 
Maße als zuvor ein Gefühl der allgemeinen Unsicherheit. Da wurde auf 
beiden Seiten notwendig befunden, daß man sich behufs gründlicher 
Auseinandersetzung zu einer gemeinsamen Tagleistung zusammenfinde. 
Neben den Abgesandten aller eidgenössischen Orte und ihrer Zuge- 
wandten erschienen auf dem Badener Mai-Tage die Vertreter der Mächte 
Habsburg-Spanien und Frankreich, während zugleich auch der Schweden- 
könig durch ein Schreiben sich vernehmen ließ. So gestaltete sich 
der eidgenössische Tag gewissermaßen zu einer europäischen Konferenz. 
Zunächst wies der Abgesandte Österreichs, Dr. Isaak Vollmar, auf die 
gemein- und sondereidgenössischen Verhandlungen mit Schweden hin; 
im Sinne ernster Warnung betonte er neuerdings, daß sein kaiserlicher 
Herr der bestimmten Meinung sei, es könne neben der Erbeinigung 
ein Schwedenbündnis nicht zu Recht bestehen, und die Eidgenossen- 
schaft würde sich, falls alle oder einzelne Glieder derselben die Verbindung 
schlössen, den schweren Krieg auf den Hals laden. Dann trat als Be- 
vollmächtigter Frankreichs der wackere Herzog Heinrich von Rohan auf. 
Der ehemalige Hugenottenführer war vor Kurzem durch Richelieu nach 
Bünden abgeordnet worden, damit er dort entgegen dem habsburgischen 


Interesse der Pässe dauernd sich versichere und fernerhin das schöne 
Veltlin dem spanisch-mailändischen Einflusse zu entziehen suche. Ein 
inhaltschweres, politisches Programm, das ohne eidgenössische Mithilfe 
schwerlich auszuführen war. Wie aber sollten die Eidgenossen für eine 
gemeinsame Aktion in Bünden zu gewinnen sein, so lange sie auf eigenem 
Boden sich zwieträchtig gegenüberstanden? Aufgabe des französischen 
Diplomaten war es also, vorerst als ein Förderer des Friedens im 
Schweizerlande zu erscheinen. Eben deshalb war Rohan nach Baden ge- 
kommen, und es fiel ihm um so leichter, jetzt und nachwärts für Frieden 
und Versöhnlichkeit zu wirken, als eine solche politische Haltung zugleich 
auch seiner eigenen edeln Denkungsart durchaus angemessen war. Vor- 
nehmlich unter dem Eindrucke der schlichten Worte Rohans kam es denn 
auch zu einem erhebenden Verlauf der Mai-Tagleistung. Die Evan- 
gelischen versicherten, daß sie dem Schweden in nichts verbindlich seien; 
die Katholischen erklärten, daß sie dem Spanier nichts versprochen, und 
beide Teile gelobten sich aufs Neue eidgenössische Brüderschaft und 
Treue an. Und in heller Eintracht wurden alle Resolutionen gefaßt: auf 
das französische Programm in Bünden wollte man sich vorderhand nicht 
verpflichten, dem Kaiser wurde steife Observanz der Erbeinigung zu- 
gesichert, sofern er ein Gleiches erstatte. Viel zu reden gab des 
Schwedenkönigs Brief; er besagte, Gustav Adolf verlange, daß die Eid- 
genossen eine völlige Neutralität einhalten, sollte dem Spanier ermög- 
licht werden, über den Gotthard zu kommen, so müßten die Schweden 
den Kriegsschauplatz ins Schweizerland verlegen. Das war ein deutlicher 
Fingerzeig. Die Antwort an den König mußte aufs sorgfältigste er- 
wogen werden; es galt, das bei den Schweden emporgekommene Mibß- 
trauen und ihre gefährliche Empfindlichkeit möglichst zurückzudrängen. 
Als ein Zeugnis großen Zutrauens für den Basler Gesandten Wettstein 
war es anzusehen, daß gerade ihm die Aufgabe übertragen wurde, die 
Antwort zu entwerfen. Und Wettstein entledigte sich des ehrenvollen 
Auftrags mit Umsicht und Gewissenhaftigkeit. Der König wird «in Be- 
stand der Wahrheit» versichert, daß ein Begehren um Durchzug des 
spanischen Kriegsvolks bislang weder bei gesamter Eidgenossenschaft 
noch bei einzelnen Orten angebracht worden sei; sollte das Begehren 
noch einlaufen, so werde es sicherlich auch abgewiesen werden, denn es 
sei der Eidgenossen feste Absicht, gänzlich neutral zu bleiben und in 
nichts zu verwilligen, wodurch dem Vaterlande der Krieg zugezogen 
werden möchte. Neben dieser Versicherung aber wird dem König ebenso 
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so bescheidentlich als deutlich und bestimmt die Erwartung ausgesprochen, 
daß die siegreiche, schwedische Armee die eidgenössischen Grenzen 
respektiere. Das Antwortschreiben wurde am 26. Mai von der Badener 
Kanzlei gefertigt; es war die letzte Kundgebung, die aus Auftrag aller 
eidgenössischen Orte an den Schwedenkönig erfolgte. Wenige Monate 
später starb Gustav Adolf den Heldentod. 

Die eidgenössische Eintracht hielt nicht lange an. Im Herbst des 
Jahres 1632 entschlossen sich die evangelischen Städte, der von Kaiser- 
lichen und Schwedischen hartbedrängten Stadt Mülhausen nach Bundes- 
pflicht hilfreich beizuspringen. Ein Zusatz von 200 Mann — aus jedem 
Orte 50 — sollte sich in Basel besammeln, um von hier aus gemeinsam 
den Rest des Weges zurückzulegen. Da geschah es, daß das bernische 
Kontingent auf seinem Marsche durch die Klus bei Balsthal von solo- 
thurnischen Unterthanen unter Anführung der Vögte von Falkenstein und 
Bächburg freventlich angefallen wurde; es entstand ein wildes Gemetzel, 
in dem 9 Berner getötet, 28, darunter mehrere Verwundete, gefangen 
wurden. Diese Unthat bewirkte eine unbeschreibliche Aufregung. Die 
solothurnische Obrigkeit und mit ihr die katholischen Orte ließen beim 
Berner Rate alsbald ihr Bedauern über den beklagenswerten Vorfall aus- 
sprechen. Allein die Beleidigten wollten in diesem Augenblicke nicht 
mit sich reden lassen. Eine solothurnische Abordnung wurde schimpflich 
heimgewiesen, und den katholischen Orten wurde mitgeteilt, Bern ver- 
lange von den Solothurnern, die durch die hostilische That «den. hel- 
vetischen Namen bei aller Welt stinkend gemacht und ihrer Posterität 
einen ewigen Flecken ufgesatzen», die Abstrafung der Mordstifter und 
Blutvergießer; werde das nicht erstattet, so schreite man zur Rache. Auf 
evangelischer Seite war es zunächst Basel, das sich vernehmen ließ. Es 
geschah in dem Gedanken, hier müsse rasch gehandelt werden, um zu 
vermeiden, daß in der Eidgenossenschaft aufs Neue ein großer Streit 
entstehe. Schon zwei Tage nach dem Überfalle verlangte Basel von 
Zürich die Anordnung einer Konferenz der Evangelischen. «Es ist», so 
äußerte sich der Basler Rat, «ein schweres, wichtiges, weitaussehendes 
Geschäft, daraus, falls ihm nicht bei guter Zeit Rat geschafft wird, 
unserem allgemeinen geliebten Vaterlande, so durch Gottes Güte bisher 
in friedlichem Ruhstand erhalten worden, leichtlich großes Ungemach und 
unwiderruflichen Schaden, ja gänzliche Zerrüttung zugezogen werden 
könnte. Wir haben deswegen für hochnotwendig befunden, daß wir von 
den evangelischen Städten uns besprechen, wie der Sache zu begegnen 
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und das Feuer in der Asche zu dämpfen sein möchte.» Die Besprechung 
fand statt; es zeigte sich indessen, daß den bernischen Abgesandten Be- 
fehl geworden, jede Vermittlung abzulehnen; auch auf einer allgemeinen 
Tagsatzung, die bald darauf abgehalten wurde, verharrte Bern in seinem 
Zorne; die Hoffnung Basels und anderer unparteiischer Stände auf eine 
rasche gütliche Beilegung des Zwistes hatte sich als trügerisch erwiesen. 
So kam es denn zu einer umständlichen und gefährlichen Weiterziehung 
des Handels. Nach altem Brauche mußten zunächst Kundschaften durch 
Unparteiische erhoben werden; mit unsäglicher Mühe wurde das Ver- 
fahren durchgeführt; am Schlusse aber erklärte Bern, die solothurnischen 
Zeugenaussagen seien für null und nichtig zu halten. Der weitere 
Rechtsgang wurde abgelehnt, und die bernischen Abgesandten erhielten 
Weisung, auf der bevorstehenden dreizehnörtigen Tagleistung zu erklären, 
mit den Solothurnischen lasse man sich in kein freundliches Einvernehmen 
mehr ein; Bern werde nach dem Befehl Gottes: Aug um Aug und Zahn 


um Zahn von seiner ersten Resolution — Abstrafung der Mörder durch 
Solothurn — «nit stahn noch weichen, sondern bei derselben unverrückt 
beharren». Es blieb dabei; wie Solothurn sich auch bemühen mochte, 


den Handel den Unparteiischen in den Schoß zu werfen, es mußte sich 
doch dazu entschließen, seine am Klusischen Geschäft beteiligten Leute 
selber zu richten. Unter Beiziehung des Basler Rechtsgelehrten Dr. 
Laub wurde das Urteil endlich aufgestellt und den Bernern übermittelt; 
da nannten diese das Urteil eine schimpfliche Sentenz, ein «Kruturteil», 
an dem man kein Genügen finden könne. Aber nunmehr weigerte sich 
Solothurn im Vertrauen auf die Hilfe der Katholischen entschieden, ein 
Mehreres zu thun. Bern, auf seine eigenen reichen Mittel und auf die 
Unterstützung der Evangelischen zählend, verharrte bei der Verwerfung 
des gefällten Urteils. So stand man zu Anfang des Jahres 1633 vor einem 
offenen Bruche; auf beiden Seiten wurde in größter Erbitterung zum 
Kriege gerüstet. Dem Einflusse Rohans und den Anstrengungen eines 
Teils der Unparteiischen war es zu danken, daß im letzten Augenblicke 
noch das Unglück abgewendet werden konnte. Das Projekt eines neuen 
Urteils, das im Schoße der Unparteiischen an Stelle des solothurnischen 
war aufgestellt worden, fand endlich vor den Räten beider Städte Billigung. 
Damit war die Gefahr beseitigt, wenn auch die Exekution des Urteils 
noch mancherlei Differenzen zeitigte. 

Wir haben gesehen, wie Basel sich bemüht, dem eben dargestellten 
Zwiste in den Anfängen zu wehren; wir fügen bei, daß auch im weitern 
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Verlaufe der Angelegenheit Basels Haltung im Betrachte der gemein- 
eidgenössischen Interessen sich als ungemein bedeutsam erwiesen. Es 
war im Zeitraume dieses Kluser Handels in vertraulichen Besprechungen 
der Evangelischen nicht nur von seiten Berns, sondern auch von seiten 
Zürichs mehr denn einmal deutlich gesagt worden, man hätte jetzt, da 
Recht und Vorteil auf evangelischer Seite seien, einmal gute Gelegen- 
heit, die katholischen Orte in den Schranken der Billigkeit zu halten. 
Aber Basels Abgesandte Fäsch und Wettstein hatten beharrlich zum 
Frieden gesprochen und waren so oft als nötig bereit gewesen, den 
Glaubensgenossen eindringlich abzuraten, aus der ganzen bösen Geschichte 
gewissermaßen Kapital zu schlagen. Wettstein zumal hatte sich für eine 
friedliche Lösung aufs eifrigste bemüht; als einer von den ausgewählten 
Unparteiischen war er zu dreien Malen nach Bern und Solothurn gereist ; 
geduldig hatte er die Unannehmlichkeiten einer langen Kundschafts- 
erhebung auf sich genommen; an keiner einzigen von den vielen Kon- 
ferenzen und allgemeinen Tagen, die des leidigen Handels wegen statt- 
gefunden, hatte er sich vermissen lassen, und an der Errichtung des 
Projektes, das schließlich bei Bern zu Gnaden kam, war er in allererster 
Linie bethätigt gewesen. 

Mittlerweile war Basel selbst neuerdings in Sorgen und Not ge- 
raten. Der Verlauf des Jahres 1633 hatte sich über alle Maßen übel 
gestaltet. Innerhalb der Stadt zumeist ein unruhiges Leben, ein Gewoge 
fremden, flüchtigen Volks und Gesindels; draußen vor den Thoren der 
blutige Krieg, die Schwedischen und die Kaiserlichen in unaufhörlichem 
Geplänkel; ein Teil der umliegenden Dörfer war niedergebrannt; viel 
tausend Menschenleben waren in Basels nächster Umgebung ruchlos ver- 
nichtet worden. Da verbreitete sich, es war in den ersten Tagen des 
Wintermonats, das unheimliche Gerücht, daß eine ganze Armee in der 
Richtung gegen Basel im Anzug begriffen sei. Das Gerücht hatte recht. 
An der Spitze seiner Spanier war nämlich der Herzog von Feria aus 
Italien herangekommen, und es war ihm gelungen, sich mit dem Grafen 
von Altringen, der mit den Ligisten im südlichen Baiern stand, zu ver- 
einigen. Gemeinsam rückten nunmehr beide vor, um «in den Teutschen 
Krieg ein Loch zu machen». Zunächst galt es, rheinabwärts bis ins 
Elsaß die durch die Schwedischen okkupierten Punkte zu gewinnen. Auf 
ihrem Vormarsch von Schaffhausen her trafen die Kaiserlichen am 6. Ok- 
tober bei Laufenburg ein. Da that Altringen dem Basler Rat zu wissen, 
daß er und Feria genötigt seien, mit der Armada baslerisches Territorium 


zu begehen; er ersuchte die Herren von der Obrigkeit, der kaiserlichen 
Majestät zu Ehren anzuordnen, daß dem Heere nicht nur der Paß ge- 
öffnet, sondern gegen bare Bezahlung auch Proviant unweigerlich verab- 
folgt werde. Sofort wurden Wettstein und Johann Kaspar Fries zu 
Altringen abgeordnet, um diesen zu vermögen, daß er vom Durchmarsche 
abstehe, oder doch zum mindesten auf die Lieferung von Proviant ver- 
zichte. Vergebliches Unterfangen, am 8. Oktober, morgens ıo Uhr, 
standen die Altringer'schen bereits auf dem Birsfelde; von hier aus 
rückten sie zum hellen Schrecken aller Basler gegen das St. Albanthor 
vor; dann gieng der Zug, ohne indessen irgend eine feindliche Absicht 
kundzugeben, hart an den Stadtgräben vorbei und schlug weiterhin den 
Weg nach Häsingen ein. Des folgenden Nachmittags rückte Feria nach; 
der blieb mit Geschützen, Ross und Mann vor den Mauern der Stadt 
liegen; diese Rast bewirkte eine unsägliche Aufregung; man befürchtete 
jeden Augenblick das Schlimmste, einen feindlichen Angriff, und verlebte 
eine lange Nacht in höchster Angst. Indessen zog am folgenden Morgen 
auch Feria von dannen, ohne daß seine Scharen bösen Schaden an- 
gestiftet hatten. Der verlangte Proviant — 20000 Laibe Brotes — 
wurde nachgeliefert. Im ganzen waren vom 8. bis zum 10. Oktober an 
die 25 000 Mann an den Mauern Basels vorbeigezogen; es war die er- 
heblichste Verletzung eidgenössischen Gebiets gewesen, die im 17. Jahr- 
hundert durch fremde Truppenkörper verschuldet wurde. 

Basel hatte in seiner Not auch diesmal nach den Brüdern im eid- 
genössischen Bunde ausgeschaut. Unmittelbar nachdem das Altringer- 
sche Begehren um Paßbewilligung beim Rate eingelaufen, wurden so- 
wohl die evangelischen als auch die katholischen Orte nicht nur zu freund- 
eidgenössischem Aufsehen, sondern zu thatsächlicher Bereithaltung der 
Hilfe gemahnt. Bern und Zürich hatten angesichts der für Basel sich 
mehrenden Gefahren des Jahres 1633 schon früher für den Fall der Not 
getreue Hilfeleistung zugesichert. Auch jetzt ließen sich auf Basels Ruf 
die Obrigkeiten beider Städte sofort vernehmen. Überaus tröstlich 
lautete die Antwort Berns;, es meldete der Rat, daß etliche tausend Mann 
auf Füßen und zu thätlichem Beisprung jeden Augenblick gerüstet seien. 
Und erfreulich war auch Zürichs Antwort, wenn sie auch etwas vor- 
sichtig und im Vergleiche zur bernischen Meldung weniger rückhaltlos 
beschaffen war. Die Rückäußerung der katholischen Orte konnte eben- 
falls befriedigen; in ihrem Namen berichtete Luzern, Basel werde, falls 
es wider Billigkeit feindlichen Angriff erdulden müßte, eines redlichen 
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Beistandes von seiten der fünf Orte sich versichert halten dürfen. Von 
Zürich traf schließlich noch die Meldung ein, daß sogar das weit entfernte 
Genf erbötig sei, zu gunsten Basels 300 Mann in Marsch zu setzen. Noch 
mag angefügt werden, daß die Stadt Schaffhausen angesichts ihrer eigenen 
traurigen Lage von Basel nicht war gemahnt worden. Ja, es hatte sich 
begeben, daß Basel in dem Momente, da es alle andern Orte zu eid- 
genössischem Aufsehen gemahnt, für die bedrängte Schwesterstadt am 
Rhein noch ein Wort des Trostes gefunden. Der Rat hatte nach Schaff- 
hausen berichtet, Basel sei zur Hilfe bereit, sofern es nicht in gleicher 
oder größerer Gefahr und seines Volkes nicht selber bedürftig sei. — 
Es mag auffallen, daß Basel auf die Nachricht vom Anmarsche der 
Kaiserlichen gegen die Stadt sich nunmehr doch nicht dazu entschlossen, 
die wirkliche Erstattung eidgenössischen Zuzugs anzusprechen. Es ist 
wahrscheinlich, daß diese Säumnis aus der Erwägung abgeleitet worden, 
es sei trotz allerseits erzeigten guten Willens thatsächliche Hilfe zufolge 
neuester Vorkommnisse doch nur schwer erhältlich. 

In diesen Tagen entwickelte sich nämlich unter den Eidgenossen 
abermals ein schwerer innerer Gegensatz. Unlange vor dem Anrücken 
der spanisch-ligistischen Armada hatte auch von schwedischer Seite eine 
freche Verletzung eidgenössischer Grenze stattgefunden. Generalfeld- 
marschall Horn war «mit etlich tausend Mann und anderer Bereitschaft» 
unversehens durch das Städtchen Stein auf thurgauischen Boden und dem 
Untersee und Rhein entlang direkt an die Mauern von Konstanz vor- 
gedrungen, um diese Stadt, die eine Hauptbasis für die Operationen der 
Kaiserlichen abgeben sollte, in seine Gewalt zu bringen. Horn hatte 
freilich unverrichteter Dinge wieder abziehen müssen, als die Armada sich 
näherte, um jenen Weg einzuschlagen, der sie, wie wir gesehen, wenig 
später vor die Mauern Basels hingeführt. Eine große materielle Schädi- 
gung war den verletzten eidgenössischen Gebietsteilen durch den schwe- 
dischen Handstreich nicht bereitet worden; allein es hatten sich in anderer 
Hinsicht böse Folgen ergeben. Bei den katholischen Eidgenossen hatte 
sich alsbald der Verdacht festgesetzt, es sei der Einbruch Horns wohl 
nicht ohne das Vorwissen der zürcherischen Obrigkeit geschehen. Ver- 
dacht und Erbitterung steigerten sich, als Zürich zögerte, gemeinsam mit 
den mitregierenden Orten die Schweden durch Waffengewalt vom thur- 
gauischen Unterthanenlande und neutralen Boden abzutreiben. Nunmehr 
rückten die Katholischen, mit Ausnahme der Luzerner, selbständig mit 
fünf Fähnlein in den Thurgau vor, und sie blieben in der Landschaft, 
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trotzdem in eben diesen Tagen durch den Abzug Horns der Anlaß zu 
weiterem Verbleiben dahingefallen war. Ja die Erbitterung der Orte 
gegen Zürich gieng soweit, daß sie einen unbescholtenen Bürger dieser 
Stadt und angesehenen militärischen Beamten der Landschaft Thurgau, 
den Generalwachtmeister Kilian Kesselring, unversehens festnehmen ließen. 
Trotz energischen Protestes von seiten Zürichs wurde Kesselring an- 
dauernd in Haft behalten, gefoltert und späterhin unter Hohn und 
Drohung nach Schwyz geschleppt, wo er unter Ablehnung des eid- 
genössischen Rechtes durch das Kriegsgericht der vier Orte abgeurteilt 
werden sollte. Unter dem Eindrucke dieser Vorgänge rüsteten Bern und 
Zürich in lauter Entrüstung zum Kriege. Die katholischen Orte thaten 
im Vertrauen auf die Hilfe der auswärtigen Freunde ein Gleiches; im 
Frühling 1634 erneuerten sie ıhr Bündnis mit Spanien. Es geschah an- 
nähernd in demselben Augenblicke, als auf evangelischer Seite der Ge- 
danke einer schwedischen Allianz nochmals zu lebhaftester Erörterung 
kam. Bern und Zürich drängten energisch auf eine Verbindung mit 
Schweden hin; bereits war durch den Kriegsrat beider Städte und unter 
hervorragender Mitwirkung des schwedischen Obersten Peblis ein Ver- 
trags-Projekt errichtet worden. Das Projekt sah vor, daß Schweden, falls 
die Evangelischen den Krieg eröffneten, Hilfskontingente in einer Gesamt- 
stärke bis auf 7000 Mann zur Verfügung stelle, und daß die Evange- 
lischen hinwiederum der Krone Schweden mit Proviant und Munition 
behilflich seien und im weitern schwedischer Werbung auf evangelisch- 
schweizerischem Boden kein Hindernis bereiten werden. 

In dem Projekte war auch vorgesehen, daß Solothurn, falls es im 
Kriege nicht stille sitzen, sondern sich zu den katholischen Orten halten 
sollte, mit Hilfe Basels überrumpelt werde. Aber Basel wies die ihm 
zugedachte Rolle energisch zurück, wie es denn überhaupt mit aller Kraft 
zur Mäßigung, zum Innehalten, zur Ablehnung des schwedischen Trak- 
tats aufforderte. Als im April 1634 zu Aarau der Entscheid getroffen 
werden sollte, da lautete Basels Instruktion für seine Abgesandten un- 
gemein deutlich und bestimmt. Basel halte, so hieß es, weder für ratsam 
noch anständig, daß man von der durch die schwedische Majestät glor- 
reichen Angedenkens selbst als gut und thunlich angesehenen Neutralität 
abweiche; die angeregte Verbindung steigere das Mißtrauen der Katho- 
lischen aufs höchste, und es könne nichts anderes daraus entstehen, als 
eine unselige Ruptur des eidgenössischen Wesens und ein jammervoller 
blutiger Krieg, in dem das geliebte Vaterland den Ausländischen zu 


einem Raubhaus gestellt und die von den Altvordern teuer und hart er- 
worbene Freiheit in eine ewige, erbärmliche Dienstbarkeit gewandelt 
werde. Man sage ferner nicht, die schwedische Allianz könne neben der 
Erbeinigung bestehen; das Projekt, wie es beschaffen, laufe derselben 
stracks zuwider; seine Annahme müßte als eine bundbrüchige, meineidige 
Handlung angesehen werden. — Im weitern waren die Gesandten durch 
ihre Instruktion angewiesen, auf dem Aarauer Tage abermals ausdrück- 
lich zu erklären, daß Basel laut Bundesbrief von sich aus weder Allianzen 
schließen noch Krieg anfangen könne, und daß die baslerische Obrigkeit 
entschlossen sei, bei den von den frommen Altvordern beschworenen 
Bünden unverbrüchlich zu verbleiben und das Übrige Gott dem Allmäch- 
tigen zu befehlen. Das Verhalten Basels — und in demselben Sinne 
nahm auch Schaffhausen Stellung — verfehlte des Eindrucks nicht; man 
kam, da inzwischen freilich auch Bern auf einmal, wenn nicht ungeneigt, 
so doch bedächtiger geworden war, zu dem Schlusse, den Schweden 
abermals — wie vor zwei Jahren — eine temporisierende Antwort zu 
erteilen. Wenig später erlitten die Schweden bei Nördlingen eine ent- 
scheidende Niederlage; da waren die evangelischen Eidgenossen herzlich 
froh, daß sie frei und unverbunden waren, und den Baslern, deren Ver- 
halten gelegentlich wohl übel empfunden worden, wußte man nunmehr 
Dank, daß sie durch ihre mannhafte Haltung Wesentliches dazu bei- 
getragen, ein großes Unglück zu verhüten. Aber Basel hatte sich nicht 
nur in der schwedischen Frage, sondern gleichzeitig auch in der Kessel- 
ring’schen Angelegenheit im besten Sinne eidgenössisch gezeigt; inmitten 
der leidenschaftlich erregten Beteiligten hatte es von allem Anfang an 
beständig zum Frieden gemahnt, und es verharrte in dieser Haltung bis 
ans Ende des bösen Handels. Für den unglücklichen Gefangenen zumal 
trat Basel mit ehrlicher und warmer Anteilnahme in die Schranken; noch 
gegen Ende 1634 legte der Rat auf Ansuchen der Verwandtschaft 
Kesselrings bei dem unbiedern Kollegium der Kriegsräte schriftliche 
Fürbitte ein. «Also ist unser freundeidgenössisches Ansinnen an euch, 
ihr möchtet in Anbetracht der harten Gefangenschaft und gegen- 
wärtiger unserer wohlgemeinten Fürbitte dafür sorgen, daß Kesselring 
der schweren Banden entledigt werden möge. Dies würde hoffentlich zu 
Frieden, Ruhe und Einigkeit unseres lieben Vaterlandes, auch Wieder- 
aufrichtung des alten, eidgenössischen Vertrauens dienen.» Wenig später 
kehrte Kesselring nach Zürich zurück, freilich als ein gebrochener 
Mann, mit dem schmerzlichen Bewußtsein, daß ihm großes Unrecht 


widerfahren sei. Den Baslern aber blieb er für ihr Wohlwollen zeitlebens 
dankbar. 

Mittlerweile war man im Schweizerlande in Ansehung der politischen 
Situation doch allmälig wiederum zu bessern Tagen gekommen. Als im 
Juli des Jahres 1636 die Abgesandten aller Orte sich wieder einmal zu 
allgemeiner Tagung zusammen fanden, da waren sie mehr als je seit 
Jahren zu friedlichem und versöhnlichem Verhalten aufgelegt. Vor allem 
waren sie alle darin einig, daß man sich ehrlich anstrengen müsse, Sym- 
pathie und Antipathie gegen die mächtigen Nachbarn im Auslande tapfer 
niederzukämpfen, weil hierin das einzige Mittel zu erkennen sei, ein Mit- 
thun in der «leidigen Tragödie des Krieges» zu vermeiden. So kam es, 
daß die Eidgenossen nicht nur sich selber gegenseitig neuerdings Treue 
angelobten, sondern auch einhellig beschlossen, die kriegführenden Poten- 
taten durch bewegliche Intercession zu ersuchen, dahin zu wirken, daß 
der geplagten Christenheit der lang entbehrte Friede gegeben werde. 
Der Beschluß wurde ausgeführt; die Potentaten nahmen das Ansuchen 
entgegen und thaten weiterhin, was ihnen beliebte. Indessen war dieser 
erste Ruf nach Frieden doch eine würdige und wirksame That gewesen; 
aus einmütigem Beschlusse war sie hervorgegangen, und in der Richtung 
eines engen Zusammenschlusses der Glieder des dreizehnörtigen Bundes 
mußte sie zurückwirken. 

Dem einträchtigen Wesen, das neuerdings zu Tag getreten, war 
Basel an. seinem Teile durchaus förderlich gewesen; es fügte sich, daß 
Basel auch der erste eidgenössische Stand war, der aus der erfreu- 
lichen Erscheinung hinwiederum für sich selber Trost und Hoffnung 
schöpfen durfte. Denn in der Nähe bereiteten sich eben jetzt neuer- 
dings äußerst wichtige Dinge vor. Der jugendliche Weimaraner Herzog 
Bernhard trachtete darnach, die Kaiserlichen vom Rheine abzudrängen 
und alle jene Positionen zurückzugewinnen, welche die Schwedischen 
vor 1633 besessen hatten. Die besten Wege aber, die zu diesem 
Ziele führten, giengen über eidgenössisches und zumal über baslerisches 
Gebiet. So ersuchten denn die Basler unter Hinweis auf die bedrohten 
Grenzen im Mai des Jahres 1637 abermals um eidgenössisches Aufsehen, 
und sie erhielten tröstlichen Bescheid. Es wurde allerseits gut befunden, 
die Pässe wohl verschlossen zu halten und einander nötigenfalls mit Leib 
und Gut und ganzem Vermögen beizuspringen. Wenige Monate später 
rückte des Herzogs Volk in den bischöflich-baslerischen Jura ein und 
drang von hier aus zu Anfang 1638 unversehens bei Nacht und Nebel 
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über baslerischen Boden ins Frickthal vor; Stein, Laufenburg, Säckingen, 
Waldshut wurden eingenommen; dann schritt der Herzog zur Belagerung. 
Rheinfeldens; den Baslern schrieb er, er habe sie durch einen Boten vom 
Marsche in Kenntnis setzen wollen, der Bote sei zu spät gekommen. 
Dieser Durchmarsch der Weimaraner erregte die Gemüter neuerdings, 
und zumal sah sich Basel plötzlich und unverschuldet gewissermaßen im 
Mittelpunkte einer peinlichen Affaire. Bei den katholischen Eidgenossen 
drohte auch jetzt wiederum der Verdacht sich festzusetzen, es sei nicht 
ernstlich genug darnach getrachtet worden, die Grenzverletzung zu ver- 
hindern. Vor allem aber wurden jetzt in ihrem Verhalten gegen Basel die 
Kaiserlichen schwierig, und ihr Zorn schwoll vollends mächtig an, als 
Herzog Bernhard nach der Einnahme Rheinfeldens flußabwärts eilte und 
nach hartnäckiger Belagerung auch noch Breisach, den letzten Stützpunkt 
kaiserlicher Kraft am Oberrhein, für sich gewann. Da hieß es, Basel 
habe dem Herzog Vorschub geleistet und trage die Hauptschuld am Miß- 
geschick der Kaiserlichen. Das war eine durchaus ungerechtfertigte Ver- 
dächtigung, und mit Energie und Würde wurde sie zurückgewiesen. Als 
im Frühling 1639 auf Wunsch des Kaisers eine allgemeine Tagleistung 
angeordnet wurde, legte der Stand Basel eine aus Wettsteins Feder 
stammende ausführliche Entschuldigung ein, und es war ein für Basel 
höchst erfreuliches Ereignis, daß die ihm widerfahrenen Beschuldigungen 
als gemeineidgenössische Angelegenheit aufgefaßt und im Namen aller 
dreizehn Orte einträchtig abgelehnt wurden. 

Der Weimar'sche Handel bildet sozusagen das letzte Glied an einer 
langen Kette von erheblichen Gefahren, an welchen im Zeitalter des 
langen Krieges die Eidgenossenschaft in ihren innern Verhältnissen und 
in ihren Beziehungen zum Ausland glücklich vorüberkam. Es folgten 
nunmehr verhältnismäßig ruhige Jahre. Mit den Streitenden jenseits der 
Grenzen des Schweizerlandes war es so weit gekommen, daß sie bald 
«kein Blut, keine Waffen, keine Ausrüstung, keine Fourage und kein 
Geld» mehr hatten. Da traten sie, des langen Haders müde, zu einem 
Friedens-Kongreß zusammen, die einen in der bischöflichen Residenz- 
stadt Münster, die andern im nahen protestantischen Osnabrück. Kaum 
hatte die Kunde von diesem wichtigen Ereignis das Schweizerland er- 
reicht, so wurde hier auch schon der Gedanke ausgesprochen, es möchte 
wohl rätlich sein, dafür zu sorgen, daß auf dem Kongresse in irgend einer 
Weise die eidgenössischen Interessen wahrgenommen werden. Der Ge- 
danke gieng von Basel aus und wurzelte zunächst in der unerfreulichen 
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Erfahrung, daß baslerische Angehörige in Rechtsanständen durch das 
Reichskammergericht schon wiederholt nach Speyer waren vorgeladen 
worden, trotzdem die Stadt Basel kraft kaiserlichen Spruches seit Jahr- 
hunderten jedes äußern Gerichtszwangs ledig war. In der That wurde 
im November 1645 der französische Prinzipalgesandte auf dem Friedens- 
Kongresse, der Herzog von Longueville, im Namen der dreizehn eid- 
genössischen Orte schriftlich gebeten, für die Exemtion vom Kammer- 
gerichte einzutreten. Der Herzog zeigte sich entgegenkommend, sprach 
aber zugleich die Ansicht aus, es wäre wohl gut, wenn eine besondere 
eidgenössische Abordnung auf dem Kongreß erschiene. In diesem Augen- 
blicke trat in Behandlung besagter Angelegenheit Johann Rudolf Wett- 
stein deutlich in den Vordergrund. Wettstein war inzwischen infolge 
seiner Tüchtigkeit und Treue in seiner Vaterstadt zum höchsten Amte 
und auch auf gemeineidgenössischem Gebiete zu starker Anerkennung 
gekommen. Während sein wackerer Genosse Fäsch im Verlauf der 
letzten Jahre sich von außerbaslerischer Bethätigung allmälig immer mehr 
zurückgezogen hatte, war Wettstein an keiner eidgenössischen Frage von 
Bedeutung vorbeigegangen, ohne daß er ein kräftig Wort dazu gesprochen 
hatte. Nunmehr erfaßte er auch den Gedanken der Abordnung; mit 
größter Umsicht und Ausdauer suchte er denselben bei den Eidgenossen 
populär zu machen. Er begegnete der lauen Haltung der Glaubens- 
genossen, dem deutlichen Widerwillen der katholischen Orte und dem 
Ränkespiel des französischen Gesandten Caumartin in Solothurn. Und 
doch erreichte er schließlich, daß wenigstens die evangelischen Orte ın 
eine Abordnung definitiv verwilligten. Die Wahl des Abgeordneten 
wurde dem Stande Basel überlassen; da ersuchte der Rat den Bürger- 
meister Wettstein, die Legation auf sich zu nehmen. 

Im Dezember 1646 traf Wettstein auf dem Kongresse ein. Es ist 
hier nicht der Ort, zu erzählen, welche Unsumme von Arbeit, Müh und 
Sorgen der eidgenössische Abgeordnete zu Münster und Osnabrück im 
Verlaufe eines langen Jahres Tag und Nacht darauf verwendete, sich seinem 
Vaterlande nützlich zu erweisen; es mag genügen, festzustellen, daß der 
schlichte Mann mit seiner unermüdlichen Energie, seinem geraden Charakter, 
seinem taktvollen Auftreten und seinen ausgezeichneten diplomatischen 
Gaben selbst den hervorragendsten Mitgliedern des Kongresses die vollste 
Anerkennung abgewann. Und was Wettstein schließlich erreichte, war 
angesichts der unglaublich großen Schwierigkeiten, die sich ihm entgegen- 
gestellt, geradezu erstaunlich: als er gegen Ende 1647 den Kongreß ver- 
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ließ und heimwärts wanderte, da war es ausgemacht, daß die gesamte 
Eidgenossenschaft in den allgemeinen Frieden eingeschlossen und ihre 
Freiheit und Exemtion vom Reiche unmißverständlich ausgesprochen 
werden solle. So geschah es auch; im Oktober 1648 kam endlich der 
Friede zustande, und die Instrumente, die hierüber errichtet wurden, ent- 
hielten in aller Form die Unabhängigkeits-Erklärung, die Wettstein war 
zugesichert worden. Freilich gaben sich die Herren am Kammergericht 
zu Speyer auch jetzt noch nicht zufrieden; sie stützten sich auf die 
Sympathien der Reichsständischen und benahmen sich im Herbst des 
Jahres 1650 gegenüber den Baslern neuerdings so unanständig, daß sich 
darüber im ganzen Lande ein lauter Unwille erhob. Mit Einmut beschloß 
jetzt die Tagsatzung, «mit gesamter Hand des Vaterlandes Ehr zu retten»; 
sie ordnete Wettstein und neben ihm den am Wiener Hofe wohlbekannten 
Obersten Zwyer direkt an den Kaiser ab. Da wurden die Herren zu 
Speyer bei kaiserlicher Ungnade und hoher Strafe aufgefordert, die 
Schweizer fürderhin in Ruhe zu lassen. Ein bedrohlicher Widerspruch 


erhob sich seit diesem Zeitpunkt nicht mehr: die Exemtion und völlige- 


Lösung der Schweiz vom deutschen Reiche war eine völkerrechtlich an- 
erkannte Thatsache geworden, an der sich im Ernste nicht mehr rütteln 
ließ. Und daß es so geworden, war ja nahezu ausschließlich Basels großem 
Bürgermeister zu verdanken; durch ihn hatte der Stand Basel allen An- 
gehörigen des eidgenössischen Bundes einen Dienst von immerwährendem 
Wert erwiesen. 

Zu derselben Zeit, da Wettstein auf dem Friedenskongresse für die 
Eidgenossenschaft gewirkt, war auch hier eine politische Verhandlung von 
großer Wichtigkeit zu einem guten Resultat gekommen; sie betraf das 
eidgenössische Defensionale. Der Gedanke gemeinsamer Landesvertei- 
digung auf Grund einer allgemeinen Wehrverfassung war schon seit 
langer Zeit, und zumal seit Eröffnung des dreißigjährigen Krieges wieder- 
holt erörtert worden. Auf evangelischer Seite war es der Stand Basel 
gewesen, welcher eine geraume Zeit vor dem Kriege den Gedanken zu- 
erst geäußert hatte. Späterhin war es freilich anders gekommen. Als 
in den Zwanziger Jahren des ı7. Jahrhunderts das Projekt eines evan- 
gelisch-eidgenössischen Defensional-Werkes in bestimmter Form zu Tage 
trat, da war es gerade Basel, das sich demselben am beharrlichsten ent- 
gegensetzte. Die Motive dieser Haltung sind uns wohlverständlich: Basel 
befürchtete, daß das Werk das Mißtrauen der Katholischen aufs höchste 
steigere und die Gefahr der gänzlichen Zertrennung stark vergrößere. 
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Ein gemeineidgenössisches Defensional, das war in erster Linie Basels 
Wunsch, und zu einem evangelischen wollte es sich schließlich nur dann 
verstehen, wenn alle Versuche, die Katholischen zu gewinnen, sich als 
nutzlos erwiesen. Indessen führten weder in der einen noch in der 
andern Richtung durch Jahre hindurch die Verhandlungen zu einem be- 
stimmten Ziele. Auf gemeineidgenössischem Boden zumal brachte man 
es über allgemeine Zusicherungen von gegenseitiger Hilfe bei jähem 
Überfalle nicht hinaus. Erst das Jahr 1647 brachte hierin eine Wendung. 
Die Befürchtung, es werden die an den Bodensee vorgerückten Kriegs- 
herren Wrangel und Turenne den Schweizerboden betreten, bewirkte, daß 
die Abgesandten der dreizehn Orte, — Basel war durch Oberstzunftmeister 
Bernhard Brand vertreten —, des Abtes und der Stadt St. Gallen, der 
drei Bünde und aus Wallis in Wyl zu einer Konferenz zusammentraten. 
Und hier einigte man sich endlich einmal über die Grundlagen einer all- 
gemeinen Landessicherung; freilich kam der vereinbarte Entwurf vorder- 
hand nicht zur Verwirklichung; es ergaben sich vielmehr über dessen 
Ausführung noch weitaussehende Erörterungen und Mißhelligkeiten. Nichts- 
destoweniger stellt sich die Wyler Konferenz durch den Gedanken, den 
sie in ihrem Defensional zum Ausdruck brachte, als ein höchst bedeut- 
sames schweizergeschichtliches Ereignis dar. 

Während des dreißigjährigen Krieges hatte sich die Eidgenossen- 
schaft, wie wir gesehen, den Frieden kümmerlich bewahren können; nun 
hatten die Auswärtigen den Frieden gewonnen, da drängten die Gegen- 
sätze in der Schweiz zum Kriege. Die Entscheidung erfolgte allerdings 
zunächst in ganz anderer Richtung, als man hätte vermuten mögen. Es kam 
zum Bauernaufstand des Jahres 1653. Der Schweizerbauer war, wo er als 
Unterthan auch hausen mochte, ein schwergedrückter Mann; seine 
gnädigen Herren und Obern trachteten im Gegensatz zu frühern, bessern 
Zeiten immer eifriger darnach, wie die großen Herren im Ausland ein 
unumschränktes Regiment zu führen. Die wohlverbrieften Rechte der 
Unterthanen gerieten immer mehr in Rückstand und Vergessenheit; das 
führte bei zunehmender Verschlimmerung der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse zu Erbitterung und schließlich zur offenen Empörung. Da waren 
denn die Herren ohne Unterschied des Glaubens schnell einig; sie ord- 
neten ihre Waffenkraft und beschlossen, einander «ohne Diffikultierung 
und Auf-die-Bahn-Bringung, wer Recht, oder Unrecht habe» beizustehen. 
Auch Basel war mit diesem Beschlusse vollkommen einverstanden; es 
ließ, als zunächst Bern das Hilfsbegehren stellte, seinen Zuzug unverweilt 
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marschieren und war auch zu weiterer Hilfeleistung ohne weiteres erbötig. 
Für sich selber hatte Basel keinen Zuzug anzusprechen. Unter dem ent- 
scheidenden Einflusse Wettsteins war gegenüber den Unterthanen in der 
baslerischen Landschaft zunächst mit kluger Milde verfahren worden. 
Freilich ließen sich dadurch die unterthänigen Leute nicht bestimmen, 
vom allgemeinen Bauernbunde, dem sie beigetreten waren, sich zu trennen. 
So hatten denn auch sie den schweren Zorn ihrer Obrigkeit zu tragen, 
nachdem in der ersten Juni-Woche 1653 die Unterthanen allenthalben 
darniedergeworfen und Bauernbund und Bauernmut auf einen Schlag ver- 
nichtet worden waren. 

Die bäuerliche Bewegung hatte die konfessionellen Gegensätze auf 
einen Augenblick zurückgedrängt; nun thaten sich die alten Heereslager 
aufs neue auf. Evangelische Familien, die zu Arth haushablich saßen, 
hatten das Mißfallen der schwyzerischen Obrigkeit auf sich gezogen; um 
einem harten Schicksal zu entgehen, flohen sie nach Zürich, wo sie 
gastlich aufgenommen wurden. Da legte Schwyz die Hand auf das Ver- 
mögen der Entflohenen und verlangte deren Auslieferung. Zürich weigerte 
sich und forderte seinerseits, daß den bedrängten Familien ihre Habe 
verabfolgt, der «freie Zug» bewilligt werde. Vergebliches Bemühen. 
Schwyz gab den «freien Zug» nicht zu, und als Zürich hierauf das eid- 
genössische Recht vorschlug, da wurde auch dieses unter Berufung auf 
die ständische Souveränität abgelehnt. So wuchs die Zwietracht mächtig 
an, und die allgemeine Lage gestaltete sich um so bedrohlicher, als hinter 
den streitenden Teilen hier und dort die Glaubensgenossen standen. Auf 
beiden Seiten wurde zum Kriege gerüstet. Der Stand Basel aber that 
neuerdings, was ihm die Pflicht gebot; er sandte den streitenden Brüdern 
in der Persönlichkeit seines Bürgermeisters einen Mahner und Berater, 
der lauter und eindringlicher als irgend ein anderer in der ganzen Eid- 
genossenschaft zum Frieden sprach. Umsonst, das Wort des wackern 
Mahners, daß der Arther Handel nicht Ursach zu einem Kriege sei, der 
des Vaterlandes Ruhe und etlicher Hunderttausend Seelen Wohlstand 
auf die Spitze stelle, fand in den Herzen der erhitzten Gegner keinen 
Nachhall; sie schritten doch zum Kampfe. Zu Anfang 1656 rückten die 
Berner und die Zürcher voll Zuversicht zu Felde; allein das Kriegsglück 
schlug sich auf des Gegners Seite. Nach dem Vilmerger Treffen folgten 
schiedsrichterliche Unterhandlungen, in denen Wettstein den Vorsitz 
führte; es war eine unendlich mühevolle Arbeit, welche die Schiedsleute, 
und vor allem ihr Obmann, zu bewältigen hatten, bis endlich der Friede 
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zu stande kam. Und doch war dieses eine bescheidene Arbeit nur im 
Vergleiche zu den Mühen endloser Erörterungen, die nunmehr über die 
Ausführung des Friedens gepflogen werden mußten. Aber der Basler 
Bürgermeister hielt redlichen Willens und in unablässiger Umsicht bis 
ans Ende tapfer aus, getreu sich selber und getreu den Gesinnungen, 
die sein Stand vertrat. 

Als einen braven und tapfern Eidgenossen, voller Lieb und Treu zu 
dem gesamten Vaterlande, zeigte sich Wettstein wenig später auch in 
dieser Angelegenheit: der Bundes-Vertrag mit Frankreich war abgelaufen; 
es fragte sich, ob derselbe zu erneuern sei. Die Erneuerung war nach 
Wettsteins Einsicht und nach seiner innersten, ehrlichen Überzeugung ein 
Unglück für die Eidgenossenschaft. So sperrte er sich, wie weiland 
Meister Huldreich Zwingli, mit seiner ganzen, großen Kraft dagegen, und 
er that es um so nachhaltiger, als er sich hiebei im Einklange mit der 
Mehrheit der baslerischen Standeshäupter wußte. Mit rückhaltloser Offen- 
heit sprach der treue Warner die Gedanken aus. Der Bund mit 
Frankreich, so sagte er den Eidgenossen, ist ein schlechter Bund; er 
zwingt uns zur Hilfeleistung um Geld; diese Art zu kriegen aber streitet 
gegen das Gewissen und ist unehrbar; Söldlinge sind, ob sie auch frei 
geboren, nicht ehrliche Leute sondern feile Knechte; fremde Nationen 
verachten uns um dieses Bündnisses willen und nicht zum mindesten die 
Franzosen selber. Ferner: Frankreich ist wetterwendisch, drückt uns, 
zahlt den Sold nicht, bricht den Bund, so oft es ihm beliebt. Umgekehrt, 
was hat die Schweiz zu gefährden, wenn sie den Bund nicht erneuert? 
Man fürchte sich doch nicht: Frankreichs Zorn kann uns nichts anhaben, 
Frankreichs Schutz ist nichts wert; die Franzosen satteln nicht ein einziges 
Roß um unsertwillen. Wohl war dieser Warnerruf aus Basel nicht der 
einzige, der sich vernehmen ließ; es erhoben sich zumal auch in der 
wackern Zwingli-Stadt gewichtige Stimmen gegen den Franzosenbund. 
Allein es war vergeblich; die glatten Worte des doppelzüngigen franzö- 
sischen Gesandten de la Barde fanden mehr Gehör als die Stimmen der 
wenigen Gutgemeinten und der ernste Ruf des größten Eidgenossen. 
Die Gier nach Geld und Wohlleben grub jeder bessern Einsicht den 
Boden ab. Zunächst ergaben sich die katholischen Eidgenossen dem 
heißen Werben Frankreichs, dann verhandelten die Evangelischen. Bis 
zum letzten Augenblicke wehrte sich Wettstein gegen das hereinbrechende 
Verhängnis. «Wir armen Tropfen von Basel», so schrieb er einmal auf 
einer Aarauer Konferenz, «haben abermals den Hafen aufdecken und den 
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Kübel umbkehren [die Wahrheit sagen) müssen.» Umsonst, am 24. Sep- 
tember 1663 schloß die ganze dreizehnörtige Eidgenossenschaft aufs neue 
Bund und Freundschaft mit der Krone Frankreich. So hatte denn die 
letzte politische That, die Wettstein am Abend seines Lebens unter- 
nommen, zu einem Mißerfolg geführt. Aber die Geschichte urteilt, daß 
der Basler Bürgermeister in dieser Niederlage sieghaft und groß und für 
sein Vaterland ein wahrer Ruhm gewesen sei. 

Daß auf gallische Treu und Freundschaft nichts zu geben sei, 
konnten die neu verbundenen Eidgenossen nunmehr sattsam spüren. Die 
versprochenen Soldrückstände im Gesamtbetrag von dreißig Millionen 
Franken blieben aus, und auch sonst wurden die Interessen der Eid- 
genossen skrupellos verletzt, so oft es Frankreich gut bedünkte. Zu 
Ende der Sechsziger Jahre wurde die Freigrafschaft Burgund, eine unter 
schweizerischem Schutze stehende spanische Besitzung, durch die Fran- 
zosen in jähem Überfall genommen und späterhin nach vorübergehendem 
Verzicht in Frankreichs Machtbereich endgültig einbezogen. Wohl ver- 
wahrten sich die Eidgenossen gegen diese untreue That der mächtigen 
Bundesfreunde; allein Verlust und Schaden wurden dadurch nicht ge- 
wendet; die westliche Schweizergrenze war jetzt gänzlich bloßgelegt, und 
Frankreich, das unter seinem machtgierigen König von einem räuberischen 
Krieg zum andern schritt, bedeutete nunmehr trotz Bund und Freund- 
schaft eine immerwährende Gefahr für den Bestand der Eidgenossenschaft. 
Nicht zu verwundern, daß unheimliche Gerüchte in Umlauf kamen. 
Ludwig XIV. gedenke, so hieß es kurz nach Abschluß des Nimegener 
Friedens, die evangelischen Orte zu bedrohen; insbesondere sei es auf 
Genf und Basel abgesehen. Das Gerücht sagte zu viel; aber sicher war, 
daß gerade Basel reichlich Grund besaß, der Franzosen wegen sorgenvoll 
zu sein. Denn das Elsaß war ja inzwischen französischer Besitz geworden, 
und den Baslern brachte dieses neu-nachbarliche Regiment zum mindesten 
nicht weniger Unannehmlichkeiten als vordem die österreichische Landes- 
herrlichkeit. Eben jetzt verbreitete sich die sichere Kunde, daß der 
Franzosenkönig Willens sei, bei Großhüningen, also sozusagen dicht vor 
den Thoren Basels, eine starke Festung anzulegen; bereits wurde auch 
gesagt, es bestehe der Plan, die Festung so zu bauen, daß die Stadt 
Basel ohne Mühe beschossen werden könne. Begreiflich, daß ob solcher 
Nachricht große Aufregung entstand. Die baslerische Obrigkeit brachte 
ihre Sorgen sofort bei den eidgenössischen Mitständen an. Auf der 
Juli-Tagsatzung 1679 wurde der Gegenstand besprochen. Von Basel war 
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neben dem Dreierherrn Christoph Burckhardt der Bürgermeister Joh. Rudolf 
Burckhardt, der Freund und politische Jünger Wettsteins, als Abgeordneter 
erschienen. Es war erfreulich, daß die Tagsatzung auch dieses Anliegen 
Basels als gemeineidgenössische Angelegenheit erklärte und demgemäß 
beschloß, dem französischen Gesandten Gravel die Bedenken wegen des 
Festungsbaues vorzutragen und denselben zu vermögen, daß er durch 
seinen Einfluß die Ausführung des Projektes hindere. Auch im weitern 
Verlaufe der diplomatischen Verhandlungen nahm sich die Eidgenossen- 
schaft als Ganzes der Hüninger-Frage an, während hinwiederum Basel 
von sich aus den Ratsherrn Abel Socin, der als Franzosenfreund galt, 
zum König Ludwig entsandte. Aber alle diese Anstrengungen führten 
im wesentlichen zu keinem Ziele. Die «goldenen Küsse» Frankreichs, 
von denen schon der brave Wettstein gesprochen, thaten auch jetzt ihre 
verderbliche Wirkung, hieß es doch von höchstgestellten Persönlichkeiten 
in Basel selbst, daß sie französischem Einflusse in unredlicher Weise 
unterthan seien. So kam es, daß man im Frühling 1680 in Hüningen 
zu bauen anfieng und im Verlaufe des folgenden Jahrzehnts ein umfang- 
reiches Befestigungswerk von gewaltiger Stärke ins Leben rief. Für 
Basel ein trauriges Ereignis, das durch die Zugehörigkeit zum eidgenös- 
sischen Bunde nicht hatte verhindert werden können. Und doch war 
auch jetzt noch Grund zu tröstlicher Erwägung; man dachte an das 
überaus traurige Schicksal Straßburgs und durfte sich sagen, daß Basel 
ein Gleiches erfahren hätte, wäre es zu dieser Zeit nicht eidgenössisch 
gewesen. 

Im November 1690 ließen die baslerischen Häupter nach langer Zeit 
wieder einmal den Großen Rat zusammentreten, um diesem umständlich 
darzulegen, was in der Hüninger Angelegenheit im Verlaufe der letzten 
Jahre offiziell geschehen sei. Da ereignete es sich, daß im Verlaufe der 
Verhandlungen neben den äußern Geschäften auch die innern Angelegen- 
"heiten zur Sprache kamen. Es wurde aus der Mitte der ansehnlichen 
Versammlung — der Große Rat bestand aus 264 Mitgliedern — deutlich 
darauf hingewiesen, daß man mit der Art, wie zu Basel durch die gnädigen 
Herren und Obern das Regiment gehandhabt werde, nicht wohl zufrieden 
sei. Und zu solchem Hinweis war wahrlich Grund genug vorhanden. 
Denn wie anderwärts, so hatte auch zu Basel die Regierung, der Kleine 
Rat, sich seit langem allmälig immer mehr daran gewöhnt, uneingeschränkt 
und unkontrolliert zu amten und dem Bürger nichts darnach zu fragen. 
Schon ein Wettstein war von dem Gedanken der unnahbaren Höhe und 


IOI 


Würde und alleinigen Kraft der Regierenden reichlich erfüllt gewesen; aber 
er selber war doch durch seine eigene Tüchtigkeit emporgekommen und hatte 
sich während seines langen Regiments als einen durchaus unantastbaren und 
vor allem mit sich selbst gestrengen Herrn erwiesen. Im allgemeinen 
aber war es allmälig so gekommen, daß die Möglichkeit zum Regieren 
und zum Amten zu gelangen nicht in erster Linie von der Tüchtigkeit 
des Einzelnen, sondern von dessen Familienzugehörigkeit oder von dem 
Umfange seiner guten Beziehungen zu bestimmten Familien abhängig 
war. Selbst energische Frauen aus regimentsfähigen Basler Geschlechtern 
interessierten sich zu Zeiten für das öffentliche Wesen so sehr hingebend, 
daß es hieß, es werden eigentlich alle Ämter durch sie besetzt. Begreif- 
lich, daß es angesichts solcher Erscheinungen in der öffentlichen Ver- 
waltung zu zahllosen Unzukömmlichkeiten, ja zu groben Mißbräuchen und 
Fehlern kam; diese konnten um so weniger vermieden oder geahndet 
werden, als, wie schon angedeutet, eine Kontrolle durch uninteressierte 
Angehörige des gemeinen Wesens nahezu gänzlich ausgeschlossen war. 
So kam es eben zu jener ersten offiziellen Erörterung in der Ratsver- 
sammlung vom November 1690. Dadurch war eine Bewegung eingeleitet, 
die sich vom Ratssaal alsbald in die Zunftstuben und von hier aus in 
sämtliche Kreise der Bürgerschaft verpflanzte;, da wurde die Kluft, die 
zwischen den Herren und den Bürgern schon längst bestanden, nunmehr 
völlig bloßgelegt, und es erhob sich ein auf beiden Seiten leidenschaftlich 
geführter Zwist, der im Verlaufe des Jahres 1691 mächtig ins Wachsen 
kam. — Mit Teilnahme und Besorgnis hatten die Eidgenossen von Anfang 
an den Basler Wirren zugeschaut; dann war das seltene Ereignis ein- 
getroffen, daß eidgenössische Stände ihre Boten als Ruhe- und Friedens- 
stifter nach Basel entsandt, gewissermaßen zum Entgelt dafür, daß die 
Basler allzeit redlich bereit gewesen, für Ruhe und Frieden einzutreten, 
sobald sich irgendwo auf eidgenössischem Boden ein zwieträchtig Wesen 
kundgegeben. Freilich vermochte die eidgenössische Vermittlung den 
Basler Zwist nicht zu entfernen, die Herren, die da als Friedensboten 
auftraten, standen zu Hause auch am Regiment und wurden deshalb von 
der Basler Bürgerschaft nicht eben freundlich und vertrauensvoll behandelt, 
obwohl sie sich eines verhältnismäßig objektiven Verfahrens beflissen. 
Kurze Zeit nach der Abreise der Gesandten kam es zum offenen Zu- 
sammenstoß der Parteien, die Regierenden erlangten das Übergewicht; 
damit war das alte System im wesentlichen aufs neue gutgeheißen. Wohl 
wurde infolge der Bewegung im gemeinen Wesen einiges gebessert; 
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allein das Bessere überdauerte kaum den kurzen Zeitraum bis zum 
Schlusse des Jahrhunderts. 

Mittlerweile hatten sich Geschehnisse verbreitet, die geeignet waren, 
auch zu Basel die Aufmerksamkeit vom Naheliegenden abzulenken. Das 
neue Jahrhundert eröffnete seinen Lauf mit einem gewaltigen Kriege. 
Da sandten die beiden größten Gegner in diesem europäischen Konflikte, 
der Franzosenkönig und der deutsche Kaiser, ihre Abgesandten zu den 
Eidgenossen, um diese für sich einzunehmen. Und wiederum zeigte sich 
das erfreuliche Schauspiel, daß die umworbenen Tagherren angesichts der 
äußern Gefahren die speciellen Gelüste und Interessen ihrer Stände für 
den Augenblick darniederhielten. Im Juli 1701 wurde zu Baden verein- 
bart, die dem «geliebten Vaterland zu allen Zeiten so wohl erschossene 
Neutralität weiters genau zu observieren». Ja man gieng so weit, auch 
die Neutralisierung benachbarter außerschweizerischer Gebiete, so der 
vier Waldstätte am Rhein, nachdrücklich zu verlangen. Wenig später 
wurde im Sinne einer Verbesserung auch Hand ans eidgenössische De- 
fensional gelegt, zum deutlichen Zeichen, daß man Willens sei, die eigene 
Neutralität nach bester Kraft zu schützen. Als einer der hervorragend- 
sten Vertreter dieser Neutralitätspolitik tritt uns der baslerische Oberst- 
zunftmeister und nachmalige Bürgermeister Hans Balthasar Burckhardt 
entgegen. Das war ein Mann von tüchtiger und durchaus ehrenfester 
Art. Aus dem Wirrsal des Jahres 1691 war er rein hervorgegangen; 
eines Unrechts hatte ıhn auch der erbittertste Gegner nicht überweisen 
mögen; nach dem Siege der regierenden Partei war er jeglichem Akt, 
den Zorn und Rachsucht eingegeben, fern geblieben; so mochte er unter 
den baslerischen Magistraten als derjenige gelten, der in der Bürgerschaft 
die meisten Sympathien hatte. Aber auch auf eidgenössischem Boden 
war Burckhardt seit langem schon ein wohlangesehener Mann. Seit 1684 
war er als Standesabgeordneter auf nahezu allen eidgenössischen Tagen 
erschienen, und seine Mitarbeit war allezeit gut gewertet worden. Be- 
greiflich also, daß auch in den eben erwähnten eidgenössischen Verhand- 
lungen seine Stellung sehr gewichtig war. 

Auf die Neutralitätserklärung der dreizehn Orte erfolgte nach einigem 
Zögern die Gegenerklärung der Franzosen und der Kaiserlichen, daß sie den 
ungekränkten Ruhstand und die Sicherheit der Eidgenossen sich zu Herzen 
fassen und schweizerischen Grund und Boden nicht betreten werden. Das 
waren schöne Worte; die Zusicherung, die sie enthielten, wurde nicht 
gehalten; in den nun folgenden Jahren wurden gerade bei Basel die Grenzen 
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wiederholt verletzt. So begab es sich, daß einmal nächtlicherweile 
unversehens vier mit Steinen schwer beladene Schiffe bei Basel fluß- 
abwärts fuhren, die Schiffe waren von den rheinischen Waldstätten her- 
gekommen, und es wurde vorgegeben, die Fahrt habe lediglich den 
Zweck, den Kaiserlichen Lebensmittel zu verschaffen; in Wirklichkeit aber 
war es auf die Schädigung der französischen Schiffsbrücke bei Hüningen 
abgesehen. Wenig später fand auch bei der Schustersinsel, diesmal von 
seiten der Franzosen, eine Überschreitung der Basler Grenze statt. 

Die schwerste und rücksichtsloseste Verletzung baslerischen Terri- 
toriums ereignete sich indessen im August des Jahres 1709. Um diese 
Zeit stand zu Villingen im Schwarzwald der kaiserliche Feldmarschall- 
leutenant Graf Mercy; er verfügte über eine ansehnliche Streitkraft, die 
er eben jetzt gegen die Franzosen wirksam zu verwenden hoffte. Fuß- 
volk und Artillerie sollten nämlich rechtsseits des Rheines nach Neuen- 
burg vorrücken, um hier durch Brückenschlag und Übergang ins feind- 
liche Gebiet zu kommen. Gleichzeitig aber sollte sich die Reiterei über 
Schweizerboden ins Elsaß begeben, um den Uferwechsel der jenseits 
Vorgerückten gegen feindliche Hinderung zu sichern. So betrat denn 
Mercy am Nachmittag des 20. August mit seiner Reiterschar bei Augst 
den Basler Boden und zog über Pratteln-Muttenz und an St. Margarethen 
vorbei ins Elsaß; er stand, als die Nacht hereinbrach, bei Hägenheim. 
Ohne Vorwissen und vor allem ohne Einwilligung der baslerischen Obrig- 
keit hatte sich der Durchmarsch vollzogen; allein es wurde nunmehr doch 
das Gegenteil behauptet; von seiten der Franzosen wurden grobe Ver- 
dächtigungen gegen Basel ausgesprochen, und auch die katholischen 
Eidgenossen sparten ihre Vorwürfe keineswegs. Das Geschehnis, hieß 
es, sei einer «ohnanständigen Partialitet» von seiten Basels zuzuschreiben ; 
ja es sei als erwiesen zu betrachten, daß baslerische Angehörige mit 
Mercy direkt verhandelt haben. Da war es denn gut, daß Basel einen 
Mann von der Bedeutung Joh. Balthasar Burckhardts besaß, der wie 
ehedem ein Wettstein die Kraft und das nötige Ansehen hatte, um 
seinen Stand wirksam in Schutz zu nehmen. Nun war es ja, das mußte 
zugegeben werden, auffallend, daß Mercy auf seiner schnellen Wanderung 
nirgends einen Widerstand gefunden; dieses ließ sich doch nur aus 
einer ungenügenden Bewachung der Grenzen erklären. War hierin eine 
Schuld zu finden, so fiel sie aber der Hauptsache nach auf die gesamte 
Eidgenossenschaft zurück, welche angesichts der andauernden Gefähr- 
dung der baslerischen Grenzen für deren Sicherung nicht mit genügender 
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Sorgfalt eingetreten war. Dieser Mangel hinwiederum war nicht aus 
einem unguten Willen gegenüber dem Stande Basel herzuleiten; viel- 
mehr lag die Sache so, daß unter den Eidgenossen abermals eine tief- 
gehende Zerrissenheit Platz gegriffen, die jeglichen Ansporn im Sinne 
einer Zusammenfassung der allgemeinen Kräfte lähmen mußte. 

Zwischen den Toggenburgern und ihrem Landesherrn, dem Abte 
von St. Gallen, war seit geraumer Zeit ein unerfreuliches Verhältnis ein- 
getreten. Die äbtische Herrschaft, dem Zug der Zeit gehorchend, ließ 
sich angelegen sein, die Freiheiten der botmäßigen Leute zu mindern 
und eine möglichst absolute Unterthänigkeit zu schaffen, das erzeugte 
Unzufriedenheit, Erbitterung und schließlich ein aufständisches Wesen, 
an dem sich mit besonderem Ernste die evangelischen Toggenburger be- 
teiligten, weil sie sich nicht nur in Handel und Wandel, sondern auch 
im Glauben geschmälert sahen. Da nahmen sich Bern und Zürich der 
Toggenburger Angelegenheiten an; alsbald stellten sich die katholischen 
Orte auf des Abtes Seite, und es gieng nicht lange, so war der alte, 
allgemeine Gegensatz mit all’ den bösen Wunden, die er hier und dort 
geschlagen, in seiner vollen Schärfe wieder einmal bloßgelegt. Wie sich 
der Abt zu seinen Toggenburgern stellte, wurde nebensächlicher Natur; 
es handelte sich im Wesentlichen um die Frage, ob die katholischen 
Eidgenossen das deutliche Übergewicht, das sie im Vilmerger Krieg ge- 
wonnen, behalten oder verlieren sollten. So drängten die Verhältnisse zu 
einem zweiten Bürgerkriege. Mit aufrichtiger Betrübnis sah man zu 
Basel der Entwicklung dieses neuen, weitaussehenden Streites zu; die 
offizielle Stellung zu demselben war auch jetzt gegeben: es galt zu ver- 
mitteln, und wenn es zum Kriege kam, Neutralität zu halten. Das Amt 
des Vermittlers versah für seinen Stand mit größtem Ernst und Eifer 
Joh. Balthasar Burckhardt. Der Streit lag noch in den Anfängen, da 
sann der Bürgermeister bereits darüber nach, wie derselbe «in guter, 
wahrer Aufrichtigkeit und durch freundliche Unterredung» geschlichtet 
werden möchte, und in diesem Sinne wirkte Burckhardt neben andern 
unparteiischen Eidgenossen unverdrossen weiter, ob auch die Leiden- 
schaft der Gegner immer tiefer drang. Wohl stand dem pflichtgetreuen 
Basler das Wohl der Glaubensgenossen nah am Herzen, aber näher noch das 
Interesse der gesamten Eidgenossenschaft, deren Fortbestand er durch 
den Streit aufs äußerste gefährdet sah. So wurde er selbst nach Eröff- 
nung der Feindseligkeiten im Verlaufe des Jahres 1712 nicht müde, auf 
Tagsatzungen und in den Lagern der entzweiten Brüder zum Frieden 
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zu mahnen. Begreiflich auch, daß die baslerische Obrigkeit dem Hilfs- 
begehren der Städte Bern und Zürich nicht entsprechen konnte; freilich 
gieng man zu Basel über diese Forderung nicht leichten Sinnes hinweg; 
die Ablehnung geschah in der deutlichen Meinung, daß Basel zum Stille- 
sitzen nicht um jeden Preis, sondern nur so lange gewillt und verpflichtet 
sei, als auch die Städte Freiburg und Solothurn in der Neutralität ver- 
harren werden. Indessen kam der zweite Vilmerger Tag heran; er war 
den evangelischen Eidgenossen günstig. Nun folgten die Friedensver- 
handlungen, in denen der Basler Bürgermeister neuerdings in so hervor- 
ragendem Maße thätig war, daß sich die Besiegten und die Sieger zur 
Bezeugung freundeidgenössischen Dankes aufgefordert fühlten. Hierin 
lag eine wohlthuende Anerkennung nicht nur für die Persönlichkeit des 
Mediators, sondern auch für den Stand Basel, der sich wie allezeit so 
auch in den Schmerzenstagen des ı7ı2er Krieges als ein bundestreues 
Glied der schweizerischen Eidgenossenschaft erwiesen hatte. 
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ABER ERUNG UND REVOLUTION. 


Basel hatte während des Toggenburger Krieges sich auf das Ge- 
wissenhafteste an die Vorschriften seines Bundesbriefes gehalten; es hatte 
die strengste Neutralität beobachtet und zugleich alles gethan, um die 
Eintracht zwischen den hadernden Bundesgenossen herzustellen. Der 
Aarauer Friede vom ı1. August 1712 ist zum guten Teil das Werk des 
Basler Bürgermeisters Hans Balthasar Burckhardt gewesen, dessen ersprieß- 
liche Thätigkeit sowohl von den besiegten Ständen Luzern, Uri, Schwyz, 
Unterwalden und Zug, als von den siegreichen Zürchern und Bernern 
anerkannt wurde. Die beiden letztern bezeugen dies ausdrücklich, indem 
sie den Baslern ihren «ganz erkanntlichen freundeidgenössischen und 
religionsgenössischen Dank» aussprechen und dabei erklären, daß ihnen 
«nichts erwünschtres seyn werde, als bei Vorfallenheiten unsere hiefürige 
Verbindlichkeit in dem Werk erweisen zu können». 

Einen unmittelbaren Nutzen brachte der Aarauer Friede dem Stande 
Basel nicht, doch kam einmal das durch denselben geschaffene Über- 
gewicht der protestantischen Kantone auch ihm mittelbar zugute, und 
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zweitens war es für Basel von großem Werte, sich durch sein korrektes 
Benehmen beide Parteien zu Dank verpflichtet zu haben in einer Zeit, da 
infolge des Mercy’schen Durchmarsches von 1709 die französische Regie- 
rung gegen unsere Stadt höchst unfreundlich gesinnt war, und da infolge 
Austrittes der meisten katholischen Kantone aus dem eidgenössischen 
Defensional (Schwyz und katholisch Glarus 1677, Uri und Unterwalden 
1678, Zug und Appenzell I. Rh. 1679) das so oft bedrohte ' Basel 
in hohem Grade auf den guten Willen seiner Miteidgenossen ange- 
wiesen war. 

Auch nach dem Abschluß des Friedens zu Aarau ist Basel seiner 
vermittelnden Politik durchaus treu geblieben, indem es sich um das Zu- 
standekommen des Friedens mit dem Fürstabt von St. Gallen redlich 
bemüht hat. Um so eher durfte sich die Stadt der Hoffnung hingeben, 
daß ihr die Unterstützung der übrigen Orte bei dem französischen Am- 
bassador Du Luc zuteil werde, damit endlich die höchst drückende 
Fruchtsperre, welche den städtischen Kornmarkt veröden ließ, aufgehoben 
werde. Auch rechnete man in Basel auf ergiebigen Zuzug, da trotz dem 
Frieden von Utrecht der Kaiser und das Reich immer noch mit Lud- 
wig XIV. im Kriegszustande sich befanden; daher mußte die Antwort, 
welche die Basler auf ihr gestelltes Hilfsbegehren an der Tagsatzung im 
Juli 1713 erhielten, eher etwas befremden, indem Uri, Schwyz, Unter- 
walden, Zug und katholisch Glarus kurzweg erklärten, man werde Bünde 
und Verträge gegen alle diejenigen zu halten wissen, welche dieselben 
gegen sie beobachteten. Einen Zuzug in dem gegebenen, dringenden 
Falle hingegen stellten sie nicht in Aussicht. Auch wurde das Ausbleiben 
der katholischen Orte bei der wegen der bedrohten Lage Basels vom 
Vorort zusammenberufenen Tagsatzung im Oktober 1713 als eine Rück- 
sichtslosigkeit empfunden. 

Dafür beschworen diese, am ı5. Dezember 1713 zu Luzern den 
goldenen oder borromäischen Bund aufs neue, ferner wurden der Papst, 
der Kaiser und der König von Sicilien von der schlimmen Lage der 
Katholiken benachrichtigt und wurde endlich mit Du Luc wegen eines 
katholisch-französischen Separatbündnisses unterhandelt, da ja der König 
von Frankreich als «der Erstgeborne der wahren Kirche und Beschützer 
des Glaubens» anzusehen sei. Dieses Bündnis kam dann am 9. Mai 1715 
in der That zustande und bildete besonders wegen der dabei obwalten- 
den Heimlichkeit den Gegenstand neuer Besorgnisse der Protestanten 
und speciell Basels. 
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Zum Glück erfolgte bald darauf der Tod Ludwigs XIV.; die Re- 
gierung des Regenten aber erwies sich in konfessionellen Fragen viel 
weniger schroff als diejenige des verstorbenen Königs. Auch Basel durfte 
sich eines größern Wohlwollens rühmen, indem auf Verwenden der pro- 
testantischen Kantone die Fruchtsperre im Elsaß aufgehoben, Zehnten 
und Gefälle wieder abgeliefert wurden. Nichtsdestoweniger klagte man 
in Basel über den Verfall des Staatshaushaltes, und der Rat setzte am 
25. Juli 1716 eine diesbezügliche Kommission ein. Jm Jahre 1718 wurde 
wegen zunehmender Bestechlichkeit bei Wahlen das blinde Los ein- 
geführt und um dieselbe Zeit das Bürgerrecht geschlossen. Bald darauf 
suchten die Handwerker ihre Stellung im Großen und Kleinen Rat noch 
mehr dadurch zu befestigen, daß sie auf den Handwerkerzünften die 
Nichthandwerker, die sogenannten Herren, immer mehr zu verdrängen 
wußten. Zugleich ertönten laute Klagen über den Verfall der Universität, 
trachteten ferner Geistlichkeit und Rat den immer mehr Boden fassenden 
Pietismus mit größerm Nachdruck zu bekämpfen. 

Seinen konfessionsverwandten Bundesgenossen gegenüber kam Basel 
in eine etwas schiefe Stellung dadurch, daß es, von Frankreich bald 
wieder mit neuen Ausfuhrverboten geplagt, und von dem hohen Rat zu 
Colmar mit Prozessen mehrfach chikaniert, die königliche Regierung durch 
seine Geneigtheit zu einem allgemeinen Bündnisse sämtlicher Orte zu 
gewinnen suchte. Ein solches gemeineidgenössisches Bündnis aber war 
damals nur unter der Voraussetzung abzuschließen, daß Zürich und Bern 
auf einige Haupterrungenschaften des Aarauer Friedens zu Gunsten der 
katholischen Stände verzichteten. Die beiden evangelischen Kantone waren 
daher nicht wenig über Basels Anregung erbost; sie fanden, daß dieselbe 
«unanständig, ungewohnt und schädlich gewesen sei und daher hätte 
unterbleiben können. Basel habe sich aus Privatinteresse und wegen 
seiner Situation durch unzeitige Begierde zu diesem Anbringen verleiten 
lassen, wodurch eine Trennung unter den evangelischen Eidgenossen 
könnte herbeigeführt werden». 

Die gegen Basel vorhandene Verstimmung machte sich im ai 1725 
auch dadurch Luft, daß, als es beantragte, man solle des Königs Lud- 
wig XV. zukünftige Gemahlin Maria Lesczinska in Straßburg bewill- 
kommnen, die Tagsatzung beschloß, «in gemeinsamem Namen nichts zu 
unternehmen; Basel möge für sein Ort thun, was es für dienlich erachte». 
Man hätte nun annehmen dürfen, daß die französische Regierung wenig- 
stens sich Basel gegenüber etwas entgegenkommend gezeigt haben würde, 
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allein das Gegenteil war der Fall. Nicht nur dauerten die alten Anstände 
fort, sondern es gesellten sich noch neue Streitigkeiten mit den Elsässern 
wegen des Fischfanges im Rheine dazu. Wohl wurden die Beschwerden 
Basels durch eine eidgenössische Deputation dem neuen französischen 
Gesandten, dem Marquis de Bonnac, im Mai 1728 zu Solothurn vor- 
getragen, jedoch Besserung erfolgte deshalb nicht, und in Basel herrschte 
allgemeiner Unwille, welcher dann am 8. Oktober 1728 im Großen Rat 
dadurch seinen Ausdruck fand, daß der Anzug gestellt wurde: «Sollte 
untersucht werden, woher es komme, daß hiesiger Stand bei den Mit- 
eidgenossen nicht in gar zu gutem Kredit stehe, auch wie zu remedieren. » 
Viel ist jedenfalls nicht erreicht worden. Basels Lage war und blieb eine 
schwierige; die beiden mächtigen evangelischen Kantone hatte es erzürnt 
durch seine Geneigtheit für die Revision des Aarauer Friedens; die ka- 
tholischen Orte aber richteten ihr Benehmen nach den Weisungen Frank- 
reichs, welches die geängstigte Nachbarstadt noch mehr demütigen wollte. 
Zudem war man mit Bern noch wegen Zollplackereien zu unliebsamen 
Erörterungen gekommen. Endlich hatte Basel die demokratischen katho- 
lischen Stände noch dadurch gereizt, daß es beantragte, die Tagsatzungen 
wieder in Baden abzuhalten, welches, weil viel centraler gelegen als 
Frauenfeld, gerade auch für Basel leichter zu erreichen war. Allein die 
Gesandten der drei Urkantone und von Zug erklärten rundweg, daß sie 
es nicht für anständig hielten, die Regierungssachen da zu behandeln, wo 
sie nicht mitregierten. 

Unterdessen wurde auf den beidseitigen Konferenzen über das 
Bündnis mit Frankreich beraten. Basel brachte sogar die Frage der 
Schleifung von Hüningen und der Zollfreiheit in die Verhandlungen 
hinein. Allein es ergab sich kein greifbares Resultat, eine Einigung 
konnte auch unter den Protestanten nicht erzielt werden, und unterdessen 
brach der Krieg zwischen Frankreich und dem Kaiser aufs neue aus. 
Mit letzterem hatte Basel noch einen Zollvertrag abgeschlossen, nachdem 
auch in dieser Angelegenheit gemeineidgenössische Unterhandlungen zu 
keinem Ziel geführt hatten. Österreich hatte eine neutrale, durch die 
Eidgenossen zu deckende Zone von Bregenz bis Heitersheim im Breisgau 
verlangt, hatte ferner die Nichtverwendbarkeit der in Frankreich dienen- 
den Schweizertruppen gegen das Erzhaus begehrt und anderes mehr, was 
der französischen Diplomatie unangenehm sein mußte. Als nun die Kan- 
tone darauf nicht eingehen wollten, und alle Verhandlungen sich zer- 
schlugen, erfolgte von seiten Basels der Abschluß eines Separattraktates 
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mit der österreichischen Regierung. Diese zeigte sich etwas entgegen- 
kommender, da Basel Miene machte, allen Verkehr rheinabwärts durch 
das Elsaß zu leiten und durch Erbauung einer Schafmattstraße das 
Frickthal und den Bözberg zu umgehen. Die Frickthal’schen Ange- 
legenheiten aber mußten damals den Baslern um so mehr zu denken 
geben, als ihnen nicht unbekannt sein konnte, daß Bern, die schlimme 
Finanzlage des Kaisers benützend, seit einigen Jahren diese Landschaft 
nebst den vier Waldstädten am Rhein zu kaufen trachtete und damals 
nahe daran war, sein Ziel zu erreichen. Nur dem Widerstand der 
katholischen, dem Hause Habsburg besonders anhänglichen Bevölkerung 
war es zuzuschreiben, daß diese Vergrößerung der bernischen Macht, 
welche für Basel wohl kaum wünschenswert gewesen wäre, nicht 
zustande kam. 

Zu Ende 1733 begann der polnische Erbfolgekrieg. Schon am 
4. November hatte Basel dem Vorort seine bedrohliche Lage geschildert 
und um Hilfe gebeten, vierzehn Tage später trat in Baden die eidge- 
nössische Tagsatzung zusammen, von welcher Schwyz fern blieb. Basel 
begehrte Repräsentanten und einen Zuzug von vierhundert Mann. Auf 
letzteren wurde nachträglich Verzicht geleistet, da die kriegführenden 
Armeen ihre Winterquartiere bezogen; dagegen erschienen zu Anfang 
Dezembers die Ratsherren Johann Rudolf Thormann aus Bern und Franz 
Urs Balthasar aus Luzern in Basel als Vertreter der Bundesgenossen. 
Noch ist eine ausführliche Relation über diese Reise aus der Feder des 
Luzerner Repräsentanten erhalten, die uns zeigt, wie großen Wert die 
Basler auf das Erscheinen dieser Berater legten, und wie dieselben gegen- 
über den hochfahrenden Drohungen, welche sich die Franzosen, insbe- 
sondere der damalige Kommandant von Hüningen, Marquis de Hervillie, 
Basel gegenüber erlaubten, mit bestimmter Zurückweisung aller Zumu- 
tungen aufgetreten sind. Die beiden Repräsentanten nahmen sich in der 
That Basels mit Nachdruck an, sie erklärten dem Kommandanten, daß 
«wir nach langer Erdauerung erfunden, daß die Herren von Basel in denen 
ihnen beigelegten Gravaminibus unschuldig, und wir auch wirklichen hier 
seien, um zu betrachten und mit ihnen bedacht zu sein, auf daß nichts 
wider eine exakte Neutralität behandelt werde. Übrigens wenn wider 
Verhoffen dem löblichen Stand Basel was sollte widerfahren, thun wir 
ihm wissend, daß wir Ein Corps ausmachen und dero Unbilden als uns 
zugefügt, würden zu ahnden wissen, welches wir dann alles auch unsern 
gnädigen Herren zu hinterbringen uns verpflichtet befinden». Eine solche 
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Sprache that ihre Wirkung: «er ist auf dieses hin ganz sanftmüthig ge- 
worden, hat uns aller guten Freundschaft und Nachbarschaft versichert... 
und hat sich dieses Faktum in einer Stund durch ganz Basel aus- 
gebreitet, zu sonderm Trost der Bürgerschaft, daß man ihn also gezwickt 
hat». Auch sonst bewies die Eidgenossenschaft etwelche Festigkeit 
Frankreich gegenüber, indem die Neutralität des Frickthales und der 
vier Waldstädte feierlich anerkannt und dem Kaiser die Werbung von 
zwei Regimentern zum Schutze der Vorlande bewilligt wurde. Basel hat 
dazu zwei Kompagnien gestellt, welche von Remigius Frey und Caspar 
Battier befehligt wurden. Auch Frankreich hat damals neue Werbungen 
von Basel begehrt, der Rat willfahrte bei der exponierten Lage der Stadt 
und bei dem geringen Entgegenkommen des rücksichtslosen Nachbarn 
ungern genug, immerhin wollte man denselben nicht allzusehr reizen und 
ließ die beiden Halbkompagnien unter den Hauptleuten Hans Jakob Iselin 
und Daniel Ryhiner ziehen. 

Noch mehr als einmal mußte Basel die Miteidgenossen ersuchen, die 
Zuzüge für alle Fälle bereit halten zu wollen; allein allmälig verzog sich 
der Krieg von der Landesgrenze, sodaß die Truppen nicht in Bewegung 
gesetzt zu werden brauchten. 

Auch in einem speciellen Streitfalle, den Basel mit Frankreich aus- 
zufechten hatte, zeigte es sich deutlich, wie wenig Geneigtheit bei vielen 
Mitständen vorhanden war, Basel gegen die schreiendsten Ungerechtig- 
keiten von seiten des Auslandes zu schützen. Die Fischer des elsässi- 
schen Neudorf hatten unbefugter Weise den Lachsfang am rechten 
Rheinufer betrieben und waren deshalb mit den Bewohnern von Klein- 
hüningen in Streit geraten. Am ı2. November 1736 kam es zu einem 
förmlichen Kampfe, an dem sich auch Fischer von Basel beteiligten. Der 
Obervogt von Kleinhüningen, Jakob Christoph Frey, befand sich eben 
im Dorfe und trat nicht mit dem nötigen Nachdruck gegen die Dorfleute 
auf, obschon die Regierung alle Thätlichkeiten gegen die Elsässer streng- 
stens verboten hatte. Der Vorfall wurde nun von den französischen 
Beamten im Elsaß zu einer wichtigen Staatsaktion aufgebauscht. Aller 
Verkehr hörte auf; Basler Bürger, die sich zufällig in Hägenheim befanden, 
wurden gefangen genommen und alle Zinse und Gefälle, welche die Stadt 
im Sundgau zu beziehen hatte, wurden ihr vorenthalten. Von Solothurn 
aus bearbeitete der französische Geschäftsträger De Marianne die katho- 
lischen Kantone gegen Basel, sodaß Freiburg und Solothurn, welche um 
eidgenössische Repräsentanten angegangen wurden, deren Sendung nach 
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Basel verweigerten. Solothurn suchte aus der Notlage des Nachbarkan- 
tons noch einen Gewinn herauszuschlagen, indem es den Warenverkehr 
des Elsasses durch die Vogtei Thierstein und über die neu erstellte Paß- 
wangstraße zu leiten trachtete. Die Tagsatzung, die auf Basels Ansuchen 
im Januar 1737 zu Baden sich versammelte, war schwach besucht, indem 
Schwyz, Unterwalden, Zug und Appenzell I. Rh. ausblieben. Basel be- 
antragte, «daß der König, um für die Zukunft dergleichen Conflicten 
vorzubeugen, ersucht werden möchte, den Gubernatoren und Comman- 
danten der an die Eidgenossenschaft grenzenden Distrikte den Befehl zu 
erteilen, daß sie, wenn mit einem Orte ein Streit entstehe, nicht sogleich 
demselben gegenüber zu Extremitäten schreiten, sondern zuerst nach den 
Bünden und dem Völkerrechte die Sache in Güte beizulegen trachten». 
Allein die Mehrheit der anwesenden Gesandten war nicht geneigt, ein 
derartiges Schreiben nach Versailles zu senden, sodaß nur beschlossen 
wurde, auf einer nächsten Versammlung die Angelegenheit weiter zu 
besprechen. Auf solche Weise wurde Basel von seinen Miteidgenossen 
im Stiche gelassen und mußte sich selbst zu helfen suchen, um aus dieser 
höchst drückenden Lage herauszukommen. Dieses ist dann schließlich 
dadurch gelungen, daß der in englischem Dienste stehende Basler Diplo- 
mat Lukas Schaub sich energisch seiner Vaterstadt annahm und endlich 
bei Kardinal Fleury eine Lösung des Streites durchsetzte, welche die 
Rechte der Basler auf die Schusterinsel und auf den Lachsfang am 
rechten Rheinufer anerkannte. Man erhält den Eindruck, bedeutende 
Staatsmänner, wie sie Basel im siebzehnten Jahrhundert aufzuweisen 
hatte, standen nicht mehr an der Spitze des Staates; wer höhere Ziele 
verfolgte und größeren Aufgaben gewachsen war, suchte sich eine Thä- 
tigkeit außerhalb der Eidgenossenschaft. Es hat daher Carl Wieland, 
der diesen Handel ausführlich behandelt, nur zu sehr Recht, wenn er 
von den damaligen Lenkern des Staates Basel schreibt: «Offenbar ver- 
loren sie durch unbestimmtes Hin- und Herschwanken das Zutrauen der 
evangelischen Städte, ohne hiedurch das Mißtrauen der katholischen 
Stände beseitigen zu können. Und die Notwendigkeit, zu Hause be- 
ständig Rücksicht nehmen zu müssen auf die Launen der Bürgerschaft, 
das ängstliche Bemühen um das Wohlwollen des Souveräns, das Klein- 
getriebe innerhalb einer städtischen Demokratie, welches damals die 
Thätigkeit der Staatslenker in hohem Maße in Anspruch nahm: dies 
alles war nicht geeignet, ihren Blick zu schärfen, sie zu befähigen, in 
eidgenössischen Fragen eine hervorragende Stellung einzunehmen.» Jeden- 
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falls ist auch dem Ansehen der Basler Magistrate bei den übrigen 
Ständen nicht förderlich gewesen, daß im Jahre 1738 eine von Dr. Ni- 
kolaus Stupanus verfaßte Schmähschrift erschien, welche die schwersten 
Anschuldigungen in Bezug auf willkürliche Rechtspflege, Bestechungen, 
unredliche Verwaltung der Staatsämter, Hochmut und Rachsucht der Re- 
gierenden enthielt; auch wurde der üble Eindruck, den diese Enthüllungen 
allenthalben machten, dadurch nicht abgeschwächt, daß die Schrift des 
flüchtigen Verfassers auf dem heißen Stein durch den Scharfrichter öffent- 
lich verbrannt wurde. 

Mit der Erledigung des Lachsfangstreites hängt übrigens auch zu- 
sammen ein erneutes Ansetzen der französischen Diplomatie hinsichtlich 
eines allgemeinen Bundes. Gerade der Chevalier Schaub suchte in diesem 
Sinne zu wirken und sich so dem Kardinal Fleury für sein Entgegen- 
kommen Basel gegenüber dankbar zu erweisen. Jedoch fand er zunächst 
wenig Anklang und nur sehr allmälig vollzog sich ein Umschwung in den 
Anschauungen der maßgebenden Persönlichkeiten der Eidgenossenschaft. 
Immerhin wurde im März 1739 sehr eingehend auf der evangelischen 
Konferenz zu Aarau über den Gegenstand beraten, wobei Zürich und 
Bern gleich zu Anfang die Unantastbarkeit des Aarauer Friedens als 
unerläßliche Bedingung hinstellten. Sämtliche Artikel des Bundes von 
1663 wurden vorgenommen und diskutiert. Basel brachte hauptsächlich 
handelspolitische Wünsche vor, indem es die ihm früher vom Hause , 
Österreich in Bezug auf Lothringen, Elsaß und Sundgau gewährten Kon- 
zessionen auch von Frankreich, als dem nunmehrigen Besitzer dieser 
Lande, bestätigt wissen wollte; ferner verlangten die Basler Gesandten — 
es waren Öberstzunftmeister Rudolf Fäsch und der uns schon bekannte 
Ratsherr Jakob Christoph Frey — Sicherung für die Basler Gefälle im 
Sundgau, die so oft der Gegenstand von Besorgnissen und Reklamationen 
gewesen waren. Wohl im Zusammenhang mit den in den letzten Jahren 
gemachten Erfahrungen steht auch das sehr gerechtfertigte Begehren 
Basels, man solle am französischen Hofe einen ständigen Minister unter- 
halten, «welcher die vorfallenden Geschäfte in loco selbst besorgen 
könnte». Endlich wurde der Vorschlag gebracht, Frankreich solle ver- 
sprechen, daß keine neuen Festungen näher als zwei Stunden Wegs von 
der Eidgenossenschaft angelegt und die vorhandenen nicht erweitert 
würden. Auch in dieser Frage mag der Lachsfangstreit ausschlaggebend 
gewesen sein; stellte es sich doch heraus, daß es den Franzosen nicht 
um die paar Fische, sondern vielmehr um den Besitz der Schusterinsel 
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zu thun gewesen war, damit sie den Brückenkopf von Hüningen voll- 
kommen hätten ausbauen können. 

Eine Vermehrung des französischen Einflusses in einem Lande, das 
entschieden zur eidgenössischen und speciell auch zur Basler Interessen- 
sphäre gehörte, wollte es bedeuten, als im Jahr 1740 der mit seinen 
Unterthanen in hartem Zwist liegende Bischof von Basel, Jakob Sigis- 
mund von Reinach, ein Schutz- und Trutzbündnis mit Ludwig XV. ab- 
schloß. Die katholischen Eidgenossen hatten sich ihres Verbündeten 
nicht angenommen, Basel hatte sich dem Durchzug kaiserlicher Truppen, 
welche ihren Weg nach Pruntrut hätten nehmen sollen, widersetzt, hatte 
sich freilich auch gegenüber den Hilfsgesuchen der bischöflichen Unter- 
thanen, die sich auf das alte Burgrecht beriefen, ablehnend verhalten. 
Frankreich half nun wirklich dem bedrängten Bischof, die Ruhe wurde 
hergestellt, die Anführer des Aufstandes büßten ihre Freiheitsgelüste mit 
dem Kopfe, und der König von Frankreich übte fortan einen entschei- 
denden Einfluß auf das Bistum aus, sodaß dann auch später dieses Land 
früher als die schweizerischen Kantone in den Strudel der Revolution 
hineingerissen wurde. 

Einstweilen lebte man mit dem mächtigen westlichen Nachbarn in 
vollkommenem Frieden. Anstände freilich gab es mehr als genug und 
ganz speciell Basel mußte in Handelsfragen mehr als einmal seine Mit- 
stände veranlassen, energische Schritte zur Erhaltung der alten Zugeständ- 
nisse und Privilegien zu thun. So klagte auf der Tagsatzung zu Frauen- 
feld im Juli 1741 im Verein mit andern Abgesandten der Gesandte 
Basels, Oberstzunftmeister Felix Battier, über die Chikanen Frankreichs, 
das für die Einfuhr von Schweizerwaren den Umweg über Lyon vor- 
schreibe, anstatt denselben den geraden Weg durch die Freigrafschaft zu 
gestatten, und im folgenden Jahr drangen die Basler Gesandten Oberst- 
zunftmeister Johann Rudolf Fäsch und Ratsherr Johann Lukas Iselin 
darauf, daß dem französischen Ambassador eindringliche Vorstellungen 
in diesem Sinne gemacht würden, jedoch es scheiterte die Sache 
an dem Widerstand der sieben katholischen Orte, welche Frankreich 
im Hinblick auf eine immer noch in Aussicht stehende Revision des 
Aarauer Friedens nicht im mindesten verstimmen wollten. Zu gleicher 
Zeit versicherten sowohl die Königin Maria Theresia als auch der 
Kaiser Karl VII. die Eidgenossen ihres besondern Wohlwollens und 
suchten sie für ihre Zwecke durch die schmeichelhaftesten Vorstellungen 


zu gewinnen. 


ILS 


Mittlerweile war der österreichische Erbfolgekrieg ausgebrochen, an 
welchem trotz den frühern Zusicherungen zugunsten der pragmatischen 
Sanktion auch Frankreich sich beteiligte. Das Unglück wollte es, daß 
ein Teil des Krieges an den Oberrhein verlegt wurde, sodaß im August 
des Jahres 1743 Basel um eidgenössische Hilfe bitten mußte, nachdem 
der französische Gesandte Basel nachdrücklich aufgefordert hatte, seine 
Grenzen zu bewahren. Auf die außerordentliche Tagsatzung nach Baden 
wurden Bürgermeister Samuel Merian und Deputat Jakob Christoph Frey 
geschickt. Sie stellten den Miteidgenossen die gefährliche Lage vor, 
wie Basel im Hinblick auf das, was 1709 unter ähnlichen Umständen 
vorgegangen sei, nicht nur die Pässe, wo möglicherweise ein Durchzug 
zu befürchten sei, habe untersuchen und mit einiger Mannschaft versehen 
lassen, sondern dieselben auch sogleich nach Empfang eines Schreibens 
von seiten des Ambassadors verstärkt habe; nach Augst und in dessen 
Umgebung habe es anfangs 200, später 400 und zuletzt 550 Mann nebst 
einigen Kanonen verlegt. Die Basler Gesandten verlangten sodann einen 
Zuzug von 2000 Mann, wogegen die nicht im Defensional befindlichen 
Urkantone, Zug, katholisch Glarus und Appenzell-Innerrhoden eine ab- 
lehnende Haltung einnahmen und nur für den Fall eines wirklichen An- 
griffes gemäß den eidgenössischen Bünden thatsächliche Hilfe in Aussicht 
stellten, während die Sendung von Repräsentanten von allen Kantonen 
gutgeheißen wurde. Auch wurde sowohl der Königin von Ungarn als 
dem Könige von Frankreich, sowie den beidseitigen Generalen der feste 
Wille der Kantone, die Neutralität strengstens zu wahren, kundgegeben. 
Die evangelischen Orte aber richteten der Stadt Basel zulieb noch ein 
besonderes Schreiben an König Georg II. von England, damit er dahin 
wirken möchte, daß die Eidgenossenschaft von seiten der königlich unga- 
rischen Kriegsvölker einer gegenseitig vollkommenen Neutralität sich ge- 
trösten könne, und ihr Territorium durch dieselben nicht möge betreten 
werden. Für diesen Zweck wollte auch der Basler Magister Kaspar 
Wettstein, der sich am englischen Hofe befand, sich bei Mylord Carteret, 
dem damaligen Minister des Königs, verwenden. 

Basel befand sich in der That in einer heikeln Lage. Alle seine 
Schritte wurden auf das Genaueste beobachtet, einerseits durch den hier 
residierenden österreichischen Gesandten, Marquis de Prie, andererseits 
durch den französischen Kommandanten von Hüningen. Zudem trafen 
im Sommer 1743 der Herzog Karl von Lothringen in Freiburg und der 
Marschall von Coigny mit dem Prinzen von Conde in Hüningen ein; 
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allen mußten die Basler ihre Aufwartung machen, und der Herzog konnte 
es sogar nicht unterlassen, sich, allerdings inkognito, persönlich nach 
Basel zu begeben. Mit großer Freude wurden daher im Herbst die zwei- 
tausend eidgenössischen Zuzüger, sowie die Repräsentanten aus Freiburg 
und Solothurn begrüßt. 

Wie viel den Franzosen an der Aufrechterhaltung der Basler Neu- 
tralität gelegen war, geht aus der Thatsache hervor, daß Generalleutnant 
Graf von Beausobre dem Herzog von Noailles einen förmlichen Vertei- 
digungsplan für den Kanton Basel vorlegte, in welchen drei Linien, eine 
an der Ergolz, eine an der Birs und eine im Leimenthal, vorgesehen 
waren. Zum Glück verzog sich die Kriegsgefahr wieder, sodaß zu Ende 
des Jahres 1743 die meisten Zuzüger entlassen werden konnten, auch 
erhielt man von seiten der Königin Maria Theresia beruhigende Zusiche- 
rungen in betreff der Neutralität. 

Zwar gestalteten sich im folgenden Jahre 1744 die Verhältnisse 
wieder bedenklicher für Basel. Die Königin von Ungarn begehrte zwei 
Regimenter zur Beschützung der Waldstädte, wogegen sich die Vertreter 
Ludwigs XV. und Karls VII. energisch wehrten, da mit dem Erlöschen 
des österreichischen Mannsstammes auch die Erbeinigung ihre Endschaft 
erreicht habe. Basel war, im Verein mit einigen andern Kantonen, der 
Ansicht, daß dem Gesuch entsprochen werden sollte, hatte sich aber 
nichtsdestoweniger keiner freundlichen Gesinnung von seiten des hier 
residierenden österreichischen Gesandten zu erfreuen. Dieser hatte 
nämlich einen Kundschafter im «Neuen Haus» bei Kleinhüningen sich 
einquartieren lassen, dessen Entfernung Marschall Coigny von Hüningen 
aus begehrte. Der Rat hob nun die Wirtschaft im «Neuen Haus» auf 
und verlangte von de Prie, daß der fragliche Offizier wenigstens in der 
Stadt seine Wohnung aufschlage. Jener aber antwortete dem Rat, wenn 
man seinen Offizier vertreibe, so fasse er dies als eine Verletzung der 
Neutralität auf und werde den ersten besten Basler, der sich auf öster- 
reichischem Territorium zeige, gefangen nehmen lassen. Man war daher 
in Basel froh, als im März 1744 wieder neue eidgenössische Repräsen- 
tanten, Bürgermeister Girtanner aus St. Gallen und der schon bekannte 
Franz Urs Balthasar aus Luzern, anlangten und sich der Basler annahmen. 
Balthasar beklagte sich in seinem Bericht über den ungarischen Gesandten, 
welcher den Repräsentanten wenig Ehre erweise und in die Entfernung 
des Offiziers durchaus nicht einwilligen wolle, sodaß dann Marschall 
Coigny den Baslern zu Gefallen auf seiner Forderung nicht bestand. 
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Übrigens machten die Franzosen am Oberrhein ansehnliche Fortschritte: 
Freiburg, Rheinfelden und sogar Konstanz wurden erobert, und im No- 
vember langte der König Ludwig XV. selbst in Hüningen an, verbat 
sich aber eine Bewillkommnung durch die Basler, da er nur eine Abord- 
nung sämtlicher Stände zu empfangen gewillt war, deren Vertreter un- 
bedeckten Hauptes erscheinen sollten. Darauf giengen aber die Eid- 
genossen nicht ein, besonders deshalb nicht, da sie Klage gegen den 
König zu führen hatten, weil bei dem Sturm auf Freiburg Schweizer 
Truppen verwendet worden waren. Auch fand zu Anfang des Jahres 
1745 eine kleine Gebietsverletzung statt, indem französische Munitions- 
schiffe von Rheinfelden ihren Weg durch Basel nach Hüningen nahmen, 
was wiederum heftige Klagen von seiten Österreichs Basel gegenüber zur 
Folge hatte. 

Die letzten Jahre des Krieges stellten an die Eidgenossen keine 
weitern Anforderungen in Bezug auf Besetzung der Grenzen und Wah- 
rung der Neutralität. Der Tod Kaiser Karls VII., der zu Füßen zwischen 
Baiern und Österreich geschlossene Friede, sowie die Beendigung des 
zweiten schlesischen Krieges ließen in Deutschland allmälig vollkommene 
Ruhe eintreten, so daß Basel die Hilfe seiner Bundesgenossen sich 
nicht mehr erbitten mußte. Endlich im Jahr 1748 machte der Friede 
von Aachen auch dem Krieg zwischen Frankreich und Österreich ein 
Ende, wobei sich die evangelischen Orte, Zürich an ihrer Spitze, vergeb- 
lich um Einschluß der Eidgenossenschaft in den Friedensvertrag bemüht 
hatten. 

Basel konnte nun wieder ungestört seinen Geschäften nachgehen, 
es mußte sich auf der Tagsatzung gegen die Vorwürfe der übrigen 
Kantone wehren, welche die Beförderung der Post von Hüningen nach 
Basel zu kostspielig fanden, sodaß um des lieben Friedens Willen Basel in 
der That eine Ermäßigung eintreten ließ. Auf den evangelischen Kon- 
ferenzen beriet man nach wie vor über die vielen Liebessteuern, welche 
die evangelischen Orte und ihre Zugewandten zahlreichen reformierten 
Gemeinden in Deutschland, Österreich, Ungarn und Polen zukommen 
ließen. Ist doch damals in katholischen und lutherischen Gegenden kaum 
eine reformierte Kirche gebaut worden, ohne daß die Hilfe der evange- 
lischen Eidgenossen dafür in Anspruch genommen worden wäre. Dann 
mußte man wieder bei deutschen Fürstenkindern Patenstelle versehen, 
was stets mit ansehnlichen Kosten verbunden war. Am weitesten gieng 
der Pfalzgraf Friedrich Michael von Birkenfeld, der für seinen Erst- 
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geborenen, den spätern König Max I. von Baiern, nicht nur die Gevatter- 
schaft, sondern auch das Bürgerrecht der evangelischen Städte verlangte; 
erstere wurde bewilligt, letzteres abgeschlagen, da es sich herausstellte, 
daß der Birkenfelder sich dadurch für seine lothringischen Besitzungen 
der französischen Steuergesetzgebung entziehen sollte. Sonst ist Basel 
im Entgegenkommen gegen bedrängte Religionsverwandte stets sehr frei- 
gebig gewesen, im Gegensatz zu Schaffhausen, das mehr als einmal des 
Zahlens überdrüssig wurde. Allerdings betrugen die regelmäßigen Jahres- 
beiträge ungefähr die Summe von dreitausend Gulden, wovon Basel etwa 
den sechsten Teil zu übernehmen hatte. Dazu kam aber fast jährlich 
noch eine Reihe außerordentlicher Unterstützungen, so wurden, um nur 
ein Beispiel hier anzuführen, im Sommer 1756 der Gemeinde Wasseln- 
heim bei Straßburg hundert, dem reformierten Kollegium in Debreczin 
in Ungarn vierhundert und den Kirchen in Litthauen eine Summe von 
fünfhundert Gulden zugesprochen. Auch suchten die protestantischen 
Kantone um dieselbe Zeit durch ein an Großbritannien, Preußen und 
Holland erlassenes Schreiben zugunsten der durch die Kaiserin Maria 
Theresia in den österreichischen Erblanden verfolgten Glaubensbrüder 


einzuwirken. 


Einen entschieden ruhigern Charakter trug die Epoche von 1750 bis 
1789, wenn wir die Schicksale Basels und seine Beziehungen zu den 
übrigen Eidgenossen in Betracht ziehen. Freilich wird man zugeben 
müssen, daß der Einfluß Basels an den eidgenössischen und den speciell 
evangelischen Tagsatzungen kein sehr großer und daß auch die Politik 
der Stadt eine sehr bescheidene gewesen ist. Eigentlich hervorragende 
Männer sandte Basel nicht auf die Versammlungen nach Frauenfeld und 
Aarau. Was sie vorbrachten, war das Begehren um Unterstützung und 
Fürsprache bei dem französischen Gesandten in Solothurn, damit die 
Zufuhr aus dem Elsaß nicht gesperrt werde, oder damit der elsässische 
Lederzoll, der den zahlreichen Basler Gerbern sehr unbequem war, auf- 
gehoben werde. Ein anderes Mal giengen die protestantischen Kantone 
ders stadt Daselimitsouten Ravan die Hand, als 1763 der Prior der 
Karthause zu Freiburg i. B. die Basler beim königlichen Rat zu Colmar 
auf Herausgabe des nach der Reformation aufgehobenen Basler Karthäuser- 
klosters und seiner Einkünfte verklagte. Auch wegen Vorenthaltung von 
Zinsen und Einkünften durch die vorderösterreichische Regierung mußte 
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Basel im Verein mit Schaffhausen mehr als einmal auf der Tagsatzung 
Klage erheben. 

Bei dieser entschieden unfreundlichen Haltung der österreichischen 
Diplomatie der Schweiz gegenüber muß es als sehr begreiflich erscheinen, 
daß hier immer mehr der Gedanke eines allgemeinen Bundes mit Frank- 
reich wieder Wurzeln schlug, obschon Ludwig XV. in mehreren Fragen 
den Wünschen der Kantone durchaus nicht entgegen kam. So wurden 
die Schweizer Kaufleute nicht von der französischen Kopfsteuer befreit, 
und es hatte ferner der König in sehr willkürlicher und einseitiger Weise 
die bisher für die kapitulierten Regimenter geltenden Bestimmungen abge- 
ändert. Auch Basel empfand diese Eingriffe der königlichen Regierung 
als solche, war aber nichtsdestoweniger für das Zustandekommen des 
Bündnisses bemüht, besonders seit der Thronbesteigung Ludwigs XVI., 
wobei Bürgermeister De Bary sich durch einen besondern Eifer aus- 
zeichnete. Eine wichtige evangelische Tagsatzung fand wegen dieses 
Geschäftes im Dezember 1775 zu Aarau statt. Freilich hatte Frankreich 
seinen Wunsch, das Bündnis von 1715 auf die ganze Eidgenossenschaft 
auszudehnen, den protestantischen Kantonen nicht unmittelbar, sondern 
nur durch Vermittlung der katholischen Stände mitgeteilt. Basel sandte 
auf die genannte Tagsatzung den Bürgermeister Johann De Bary und 
den Ratsherrn Daniel Mitz mit einer Instruktion, welche mit derjenigen 
Zürichs übereinstimmte, wonach in einer ehrerbietigen, jedoch ganz un- 
verfänglichen Zuschrift für die huldreiche Gesinnung Frankreichs gedankt 
werden sollte, ohne in derselben «eine allzu heftige Neigung noch auch 
eine Abneigung gegen die angetragene Verbindung zu offenbaren». In 
der Antwort an die katholischen Stände wollte Basel ausdrücklich betont 
wissen, daß die Evangelischen geneigt seien, mit ihnen in eine engere 
Verbindung mit der Krone Frankreichs zu treten. Die französische 
Diplomatie machte sich diese Geneigtheit sofort zu Nutzen, und der 
Ambassador Jean Gravier, Herr von Vergennes, schickte schon im April 
1776 einen Entwurf des Bündnisses nach Zürich, sodaß die evangelischen 
Kantone im Mai dieses Jahres sich aufs neue in Aarau versammelten. 
Die einzelnen Artikel wurden hier eingehend beraten. Basel war im 
Ganzen mit dem Projekte einverstanden, so auch mit der ewigen Dauer 
des abzuschließenden Bundes, wovon allerdings Zürich, Glarus, Appenzell 
und Biel nichts wissen wollten. Sodann wollte Basel, ebenfalls vergeb- 
lich, den Artikel ı2, welcher von dem gegenseitigen Rechtsgebrauch 
handelte, infolge schlimmer Erfahrungen dahin erweitert wissen, daß aus- 
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drücklich anerkannt werde, diese Bestimmung gelte auch für das Elsaß, 
und der Conseil d’Alsace zu Colmar sei verpflichtet, diese Bestimmungen 
in gleicher Weise wie die Parlamente der alten Provinzen einzuregistrieren. 
Auch in Bezug auf das Droit d’Aubaine, das Beerbungsrecht der Fremden 
durch den französischen Staat, welches zugunsten der Schweizer durch 
eine 1772 erlassene königliche Verordnung ausgeschlossen worden war, 
verlangte Basel etwas genauere Bestimmungen, da sich seither dennoch 
Anstände ergeben hätten, indem die Erbschaft eines seiner in den fran- 
zösischen Kolonien verstorbenen Mitbürger nicht herausgegeben worden 
sei, mit der Begründung, Frankreich dürfe in diesem Falle das Droit 
d’Aubaine anwenden, da die Schweiz keine Kolonien besitze und deshalb 
nicht Gegenrecht halten könne. Endlich wünschte Basel seine Staats- 
und Partikulareinkünfte aus Liegenschaften und Rechten im Elsaß durch 
Frankreich ausdrücklich garantiert zu wissen, worauf wiederum nicht ein- 
getreten wurde. Begreiflicherweise nahm die Angelegenheit noch mehrere 
Tagsatzungen in Anspruch, und es zeigte sich bald sehr klar, daß in 
mehreren wichtigen Fragen die beiden Glaubensparteien ziemlich weit in 
ihren Ansichten auseinander giengen. Darin freilich waren alle Kantone 
einig, daß auch durch dieses Bündnis der 1516 mit Frankreich abge- 
schlossene ewige Friede nicht im mindesten in Frage gestellt, sondern 
als ein für sich selbst bestehendes, von den Bünden unabhängiges In- 
strument in seinem ganzen Inhalt auf das Feierlichste vorbehalten werden 
sollte. Allein sonst sollten nach der Meinung der Protestanten alle 
früheren allgemeinen und besonderen Verträge, also auch der Trückli- 
bund von 1715 außer Kraft gesetzt werden, was die katholischen Orte 
durchaus nicht zugeben wollten. Und ebensowenig wollten sie darauf 
eingehen, daß in den Bund eine Anzahl mit einzelnen Orten verbündeter 
Grenzgebiete, wie Genf, Neuenburg, Münsterthal, Neuenstadt und Erguel, 
allerdings lauter protestantische Gemeinwesen, eingeschlossen würden, 
lieber verzichteten sie ihrerseits auf den Einschluß des Bischofs von 
Basel, um nicht dafür ein derartiges Zugeständnis an die Evangelischen 
machen zu müssen. Es sind dies Hartnäckigkeiten gewesen, welche 
später die Eidgenossenschaft teuer bezahlen mußte, und welche die Ver- 
teidigung ihrer bedrohten Grenzen wesentlich erschwert haben. Nidwalden 
gieng sogar so weit, daß es Mülhausen vom französischen Bündnis fern 
halten wollte, womit es zwar eine durchaus isolierte Stellung einnahm. 
Weitere Differenzen verursachte dann die Frage, ob Frankreich auch die 
Garantie der innern Sicherheit des Landes übernehmen solle oder nicht; 
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die Urkantone nebst Zug und katholisch Glarus traten mit Nachdruck 
für die Bejahung dieser Frage ein, Luzern, Solothurn und Freiburg 
nahmen eine Mittelstellung ein, während die evangelischen Kantone der 
französischen Regierung durchaus keine Einmischung in die innern Ver- 
hältnisse der Eidgenossenschaft einräumen wollten. Schließlich einigte 
man sich dahin, daß diese Angelegenheit der innern Sicherheit und der 
Vermittlung von Streitigkeiten unter den einzelnen Kantonen einer be- 
sondern Kommission zur Beratung übergeben wurde, in welcher Basel 
durch Dreierherr Friedrich Münch vertreten war, und welche dann auch 
sofort der Tagsatzung einen Entwurf vorlegte. In Bezug auf das Haupt- 
geschäft aber wurde ein Gegenentwurf der Tagsatzung aufgestellt, 
welchem Basel seine vollkommene Genehmigung erteilte. Die Verhand- 
lungen zogen sich noch bis in das Frühjahr 1777 hin, kleinere Ände- 
rungen wurden hüben und drüben durchgesetzt, bis dann schließlich im 
Mai des genannten Jahres die Unterzeichnung und am 24. und 25. August 
die feierliche Beschwörung des Bundes stattfand. Nicht ohne Befriedi- 
gung mochte Bürgermeister Johannes De Bary auf Artikel 17 blicken, in 
welchem neben anderem folgende Bestimmung enthalten war: «La Majeste 
declare en outre qu’Elle accordera la permission de recueillir et trans- 
porter librement en Suisse les produits en nature des dimes, rentes fon- 
cieres et bienfonds que les divers Etats possedent actuellement en Alsace, 
sans etre assujettes au payement des droits usites en pareil cas et en 
suivant les formes observees jusqu’ici a moins que des circonstances ex- 
traordinaires et pressantes ne s’y opposent.» Die Beschwörung des neuen, 
auf fünfzig Jahre abgeschlossenen Bündnisses wurde zu Solothurn mit 
großer Feierlichkeit vollzogen. De Bary und Münch waren mit zahl- 
reichem Gefolge ausgezogen und erhielten auch vom französischen Ge- 
sandten reiche Geschenke, jeder eine vierfache goldene Kette mit einer 
das Bild Ludwigs XVI. tragenden Medaille. Damals war auch ein junger 
Basler in Solothurn, welcher alle diese Ceremonien genau verfolgte und 
zu Papier brachte; es war dies der Kupferstecher Christian von Mechel; 
die Frucht seiner damaligen Arbeit sind jene beiden großartigen Blätter, 
von denen das eine den Aufstieg des feierlichen Zuges bei der St. Ursen- 
kirche, das andere die Handlung der Eidesleistung im Innern des Gottes- 
hauses darstellen. 

Wohl im Vollgefühl einer einmütig und einträchtiglich durchgeführten 
Haupt- und Staatsaktion begaben sich die eidgenössischen Boten von 
Solothurn unmittelbar nach Baden, um dort den im September des letzten 


122 


Jahres aufgestellten Entwurf einer neuen Rechtsform, d. h. eines einheit- 
lichen Verfahrens bei innern Streitigkeiten zu beraten; eine derartige 
Bundesrevision wäre entschieden von der größten Wichtigkeit gewesen 
und hätte einen nicht zu unterschätzenden Fortschritt im eidgenössischen 
Bundesleben bedeutet. Auch Basel trat ‚mit Eifer für diese Neuerung 
ein, von welcher man sich die wohlthuendsten Folgen versprach; allein 
nur zu bald zeigte es sich, wie sehr die Eidgenossen es verlernt hatten, 
mit einander brüderlich zu verhandeln, gegenseitig vor- und nachzugeben 
und allgemein patriotische Gesichtspunkte in den Vordergrund zu stellen, 
damit ein Ziel erreicht werden konnte; auch diese Verhandlungen ver- 
liefen vollkommen im Sande und lieferten so aufs neue den Beweis, wie 
sehr sich die bestehenden Bundeseinrichtungen überlebt hatten. 

In dem letzten Jahrzehnt vor dem Ausbruch der französischen Re- 
volution ist wenig Ersprießliches auf der Tagsatzung zur Sprache ge- 
kommen, so daß auch Basel keine weitere Gelegenheit geboten wurde, 
sich in eidgenössischen Fragen hervorzuthun. Man stritt sich nämlich 
herum, ob nicht nachträglich die westlichen Grenzlande doch noch in das 
französische Bündnis aufzunehmen seien, wobei Basel stets ein auf rich- 
tigen Voraussetzungen beruhendes Entgegenkommen zeigte; man behan- 
delte in vielen Sitzungen die Bestimmungen eines noch mit Frankreich 
abzuschließenden Vertrages betreffend Handelsprivilegien u. a. m., und 
endlich stritten sich Zürich und Schwyz wegen der Schiffahrt auf dem 
Zürichsee, ein langwieriges Geschäft, in welchem auch Basel durch Bür- 
germeister De Bary als Vermittler thätig gewesen ist. Allein etwas Er- 
sprießliches ist bei allen diesen Verhandlungen nicht herausgekommen. 
Der Bischof von Basel, sowie Neuenburg und Genf blieben dem Bündnis 
mit Frankreich fern, und Ludwig XVI. ordnete schließlich einseitig durch 
eine königliche Verordnung die Verhältnisse der in Frankreich wohnen- 
den Schweizer. 

Hatte so auf politischem Gebiet die Stadt Basel sich um die übrigen 
Stände nicht besonders verdient zu machen Gelegenheit, und nahm sie 
auch anderseits deren Hilfe mit Rat und That nicht weiter in Anspruch, 
so sehen wir doch, daß in einer Hinsicht Basel damals der Eidgenossen- 
schaft sehr große und bleibende Dienste geleistet hat, nämlich auf dem 
weiten Felde der humanitären Bestrebungen. Wohl ist manches Saatkorn, 
das in jenen Jahrzehnten durch Basel ausgestreut worden ist, erst später 
aufgegangen, manches auch in einer Art und Weise, wie dies den gnä- 
digen Herren und Obern durchaus nicht angenehm gewesen ist; allein 


es waren lebendige Keime vorhanden, welche sich zu einem reichen 
Dasein entfalten konnten, sobald einmal das dürre Erdreich des alten 
Helvetiens durch jenen Gewitterregen, wie ihn die letzten Jahre des Jahr- 
hunderts mit sich brachten, ordentlich durchweicht worden war. 

Im sechszehnten und siebzehnten Jahrhundert übte die Basler Uni- 
versität einen allgemein anerkannten wohlthätigen Einfluß auf die ganze 
Schweiz und besonders auf die protestantischen Kantone aus; sie war 
ein hervorragender Sitz wissenschaftlichen Lebens und heilsamer Lehr- 
thätigkeit, welche dem ganzen eidgenössischen Staatenbunde in hohem 
Grade zu statten kamen, so daß Basel auf reichlichste Weise den Mit- 
eidgenossen die vielfache militärische und diplomatische Unterstützung 
durch seine hohe Schule und den von ihr ausgehenden Segen zu ver- 
gelten im Falle war. 

Leider kann für die Basler Universität des achtzehnten Jahrhunderts 
dieser Ruhmestitel nicht mehr in vollem Umfange geltend gemacht werden. 
Wohl war noch eine Anzahl tüchtiger Gelehrten vorhanden, und auf dem 
Gebiete der Mathematik erfreute sich Basel dank der Thätigkeit von 
nicht weniger als fünf Mitgliedern der Familie Bernoulli europäischen 
Rufes, allein man kann sich wohl kaum dem Eindrucke verschließen, daß 
die gewaltige Arbeit dieser Männer in erster Linie der Wissenschaft als 
solcher zugute kam und auf die Anstalt, an welcher sie lehrten, erst in 
zweiter Linie fördernd wirkte. Es handelte sich hier mehr um Gelehrte 
als um Lehrer. Ferner war die ganze Einrichtung der hohen Schule 
eine so erneuerungsbedürftige geworden, daß das Lehren an derselben 
jedenfalls keine allzu große Befriedigung mehr darbot. Die Zahl der 
Studierenden hatte sehr abgenommen, waren es doch fast ausschließlich 
Basler, welche immatrikuliert wurden; höchstens die theologische Fakultät 
zählte noch eine Anzahl Schüler aus den übrigen evangelischen Orten. 
Fremde Studenten, welche früher einen Ruhmestitel der Anstalt gebildet 
hatten, waren, abgesehen von einigen Stipendiaten, nur ausnahmsweise 
vorhanden, und als zur Zeit der dritten Säcularfeier zufälligerweise drei 
ungarische Grafen von Pelecki in Basel studierten, wurden sie bei diesem 
Feste so sehr ausgezeichnet, daß jedermann sich von der Seltenheit 
einer derartigen Anwesenheit überzeugen konnte. 

Begreiflich muß es unter diesen Umständen erscheinen, daß das 
Urteil über die Universität, welches Isaak Iselin fällte, sehr ungünstig 
lautete. Die Schuld an diesem Niedergang der hohen Schule trugen 
einerseits die Organisation der Anstalt und der Gelehrtenhochmut der 
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Professoren und andrerseits die Kärglichkeit und Sparsamkeit des Rates, 
welcher niemals etwas Ordentliches für die Universität zu leisten ge- 
willt war. 

Waren also die Verdienste der Basler Universität um die übrige 
Eidgenossenschaft im achtzehnten Jahrhundert keine sehr hervorragenden, 
so kann auch nicht behauptet werden, daß unsere Stadt und ihre Ge- 
lehrten einen großen Anteil an der großen litterarischen Entwicklung ge- 
nommen hätten, welche damals die Geister bewegte. Basel hat keinen 
Bodmer und keinen Breitinger gestellt, und sein Anteil an dem Auf- 
schwung der deutschen Litteratur ist Zürich gegenüber ein verschwin- 
dender. Die wenigen Namen, welche in dieser Hinsicht eine gewisse 
Bedeutung erlangt haben, sind längst verschollen, und es nimmt daher 
Basel in den Reisebriefen und den sonstigen Aufzeichnungen der Dichter 
und Schriftsteller, welche damals unser Land besuchten, einen unter- 
geordneten Platz ein. Auch Jakob Sarasin, dessen prächtiges Haus ein 
Sammelplatz geistreicher Leute gewesen ist, hat sich doch viel mehr als 
Freund und Bewunderer der geistigen Bewegung gegeben, als daß er 
selbst schöpferisch eingegriffen hätte. Der Grund dieser Zurückhaltung 
Basels auf dem litterarischen Gebiet liegt wohl zum guten Teil darin, 
daß die Bildung der hiesigen höheren Kreise eine vorwiegend französische 
gewesen ist, wodurch man allerdings mit den Ideen der Aufklärung, wie 
sie in Frankreich sich entfalteten, sehr genau bekannt wurde, an der 
großen deutschen litterarischen Bewegung hingegen fast teilnahmlos vor- 
übergieng. 

Am meisten ist noch auf dem Gebiete der Geschichtforschung und 
Geschichtschreibung geleistet worden, was auch der weitern Eidgenossen- 
schaft in hohem Grade zugute gekommen ist. Dahin gehört in erster 
Linie die Herausgabe der bis dahin ungedruckten Schweizerchronik des 
Ägidius Tschudi, welche Johann Rudolf Iselin besorgte, ferner sind zu 
nennen das historische Lexikon des Professors Jakob Christoph Iselin, 
die Merkwürdigkeiten der Landschaft Basel von Daniel Bruckner, dessen 
neue Ausgabe und Fortsetzung von Wurstisens Chronik, die zweite Aus- 
gabe Etterlins durch J. J. Spreng, sowie die staatsrechtliche Untersuchung 
des Gerichtsherrn Heinrich Glaser, der zum erstenmal die Bündnisurkunde 
von 1291 ans Licht gezogen hat. Eine «Gründliche Einleitung zu der 
Eydgnössischen Bunds- und Staats-Historie» lieferte der Basler Professor 
Johann Rudolf von Waldkirch und endlich hat Peter Ochs in seiner Ge- 
schichte der Stadt und Landschaft Basel in acht Bänden, von denen die 
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beiden ersten 1786 und 1792 erschienen sind, die erste umfangreiche, 
auf Quellenstudium aufgebaute und zuverlässige Darstellung der Entwicke- 
lung eines einzelnen Kantons gegeben, welche bis auf den heutigen Tag 
in vielen Partien noch nicht überholt worden ist. 

Alle diese Verdienste auf wissenschaftlichem Gebiete, welche damals 
Basel den übrigen Eidgenossen gegenüber aufzuweisen hatte, überragt an 
Folgenreichtum und bleibender Wichtigkeit die Thätigkeit desjenigen 
Mitbürgers, auf welchen schon früher hingewiesen wurde, und welcher 
sich den Ehrentitel des Menschenfreundes bei Mit- und Nachwelt erworben 
hat, Isaak Iselin. 

Der Basler Ratsschreiber, welchem das blinde Los mehr als einmal 
den Zugang zu höheren Stellungen an der Universität und im Rathaus 
verwehrt hat, ist wohl einige Male auch auf Tagsatzungen erschienen; 
jedoch nicht darin lag seine Bedeutung für die Eidgenossenschaft, sondern 
in der Thatsache, daß Iselin den Ehrgeiz hatte, Basel allein als einen für 
ihn zu engen Schauplatz anzusehen, daß er seine Blicke auf die gesamte 
Schweiz, ja auf die gesamte Menschheit richtete. Staatsmann und Philo- 
soph, hat er die Schwächen der öffentlichen Einrichtungen seiner Vater- 
stadt mit scharfem Auge erkannt, hat er auf dem Boden der engern 
Heimat die dringend notwendigen Reformen durchzuführen versucht, und 
als er mit seinen Ideen fast allenthalben auf unüberwindlichen Widerstand 
stieß, hat er den Glauben an seine gute Sache und ihren endlichen Sieg 
‘sich nicht nehmen lassen, sondern hat weitere Kreise für dieselbe zu ge- 
winnen gewußt. Auf diese Weise ist Isaak Iselin für alle humanitären 
Bestrebungen in der Schweiz Vorbild und Lehrer geworden, sowohl 
durch seine zahlreichen Schriften als ganz besonders durch seine Hand- 
lungen, unter denen die Gründung der helvetischen Gesellschaft und die- 
jenige der gemeinnützigen Gesellschaft zu Basel die wichtigsten sind. 
Die erstere, in ihren Grundzügen während der dreihundertjährigen Stif- 
tungsfeier der Universität in Basel entworfen, hat in einer Zeit allge- 
meiner Zerfahrenheit und Zerrissenheit die Aufgabe gelöst, ohne Rück- 
sicht auf Kantone und Konfession die besten und weitsichtigsten Männer 
der ganzen Schweiz einander nahe zu bringen, Männer, welche von dem 
Grundsatz religiöser Duldung durchdrungen waren, und welche eine gründ- 
liche Besserung der politischen und sozialen Verhältnisse der Eidgenossen- 
schaft zu ihrer Lebensaufgabe gemacht hatten. Wohl wurden diese Be- 
strebungen von seiten der Regierungen vielfach scheel angesehen und 
die Versammlungen der helvetischen Gesellschaft mit Mißtrauen verfolgt; 
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allein die Mitglieder haben sich deshalb nicht abhalten lassen, auf dem 
einmal betretenen Wege weiterzugehen, und gar manches, was damals in 
Schinznach und Olten beraten worden ist, hat mit der Zeit Gestalt und 
Wirklichkeit erhalten und so unserem Vaterland zu Glück und Segen 
gereicht. 

Die zweite segensreiche Stiftung Isaak Iselins ist die «Gesellschaft 
zur Aufmunterung des Gemeinnützigen», deren konstituierende Versamm- 
lung am ı. Juni 1777 im Saale der Hausgenossenzunft abgehalten wurde. 
Ein Blick auf das letzte Blaubuch der gemeinnützigen Gesellschaft zeigt, 
wie fruchtbar der Gedanke Iselins, eine solche Vereinigung ins Leben zu 
rufen, gewesen ist. In einer dem Andenken Isaak Iselins gewidmeten 
Festschrift drückt sich Karl Wieland über die gemeinnützige Gesellschaft 
folgendermaßen aus: «So ungemein bescheiden die Anfänge waren, ihre 
Wirksamkeit, ihre Bedeutung für das öffentliche Leben waren desto 
mächtiger. Sie hat in kurzer Zeit eine staunenswerte Veränderung in 
der Sinnesart und Handlungsweise der Bürger Basels zu bewirken ver- 
mocht: wenige Jahrzehnte nach ihrer Gründung entfaltete sich ein reger 
Sinn für gemeinnützige Bestrebungen da, wo früher der schnödeste Eigen- 
nutz geherrscht hatte.» Das Schönste aber ist, daß nicht nur Basel die 
Segnungen von Iselins Stiftung genießen durfte, sondern daß die gesamte 
Eidgenossenschaft im Laufe der Zeit derselben teilhaftig geworden ist; 
denn nicht nur kamen und kommen die Schöpfungen der Basler gemein- 
nützigen Gesellschaft so vielen in Basel wohnenden Angehörigen anderer 
Kantone in reichem Maße zu statten, sondern das 1777 zu Basel ins 
-Leben gerufene Unternehmen wurde zum Vorbild für mehr als eine 
kantonale und für die schweizerische Gesellschaft dieses Namens, welche 
alle in Iselins Sinn und Geist unendlich viel Gutes und Gemeinnütziges 
gefördert haben. So ist Isaak Iselin ein wahrer Segenspender für das 
ganze Land geworden, und wie im siebzehnten Jahrhundert der Basler 
Bürgermeister die äußere politische Unabhängigkeit der Eidgenossenschaft 
errungen hat, so hat im achtzehnten Jahrhundert der Basler Ratschreiber 
die Herzen vieler Eidgenossen frei gemacht von den Fesseln der Selbst- 
sucht und hat Nächstenliebe und Aufopferung in einer Weise gepredigt, 
welche weite Schichten unserer Bevölkerung mächtig erfaßt hat, und, 
Gott sei Dank, immer noch aufs neue zu ergreifen imstande ist. 

Von den jüngern Freunden und Schülern Iselins sind manche be- 
rufen gewesen, die Ideen, welche sie zu Füßen ihres Meisters in sich 
aufgenommen hatten, auch auf politischem Gebiete verwirklichen zu helfen. 
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Ihm war es nicht vergönnt, den Anbruch einer neuen Zeit zu schauen, 
aber die Zuversicht eines zur Vollkommenheit führenden Entwicklungs- 
ganges der Menschheit hat er trotz mancher Mißerfolge niemals preis- 
gegeben. 


Ruhig und friedlich hatten sich im Laufe der zweiten Hälfte des 
achtzehnten Jahrhunderts die Verhältnisse entwickelt. Man besaß das 
Bündnis mit Frankreich, von welchem erwartet wurde, daß es die Schweiz 
auch vor plötzlichen Plänen Kaiser Josephs II. schützen werde. Andrer- 
seits hatten sich in den einzelnen Kantonen schwere Schäden gezeigt, 
welche die Unhaltbarkeit des bestehenden Systems eigentlich jedem, der 
sehen wollte, klar vor Augen führte; die Besten der Nation hofften auf 
eine kommende Besserung der politischen und sozialen Verhältnisse, sie 
deklamierten, dichteten, schrieben und predigten in diesem Sinne, sie 
rechneten auf den Sieg des Guten, auf den allgemeinen Durchbruch der 
Aufklärung; daß dies jedoch so bald geschehen werde, das glaubte wohl 
niemand in der Schweiz und noch weniger konnte man ahnen, daß diese 
Umgestaltung von so heftigen Erschütterungen und von so großen Leiden 
begleitet sein würde. Nur das war sicher, daß bei einer Änderung der 
Dinge in der Eidgenossenschaft die Stadt Basel, wo in erster Linie 
Isaak Iselins Ideen sehr viele Anhänger gefunden hatten, keine unter- 
geordnete Rolle spielen konnte. In der That, wenn jemals im Laufe 
der eidgenössischen Geschichte unsere Vaterstadt die Initiative ergriffen 
hat, so ist es in jenen zwanzig Jahren gewesen, während welcher die alte 
Eidgenossenschaft sich mit den neuen Anschauungen der französischen 
Revolution auseinanderzusetzen und ihren veralteten Haushalt nach den 
neuen Grundsätzen einzurichten hatte. Dabei muß nur auffallen, daß volle 
neun Jahre nach dem Bastillesturm verstreichen konnten, ohne daß die 
innere Umgestaltung der Schweiz ihren Anfang nahm. Es hängt dies 
wohl damit zusammen, daß die mehrhundertjährigen engen Beziehungen 
der Eidgenossen zu dem französischen Königtum nicht von einem Tag 
auf den andern aufgehoben werden konnten, daß ferner der blutige Ver- 
lauf der Revolution in Frankreich viele theoretische Anhänger derselben 
in der Schweiz in hohem Grade abkühlte, und daß endlich die auswärtige 
Politik der neu entstandenen großen Republik für ihre Nachbarn sehr 
bald eine bedenkliche Richtung annahm. Es bedurfte eines etwas ruhigeren 
Ganges der Dinge in Frankreich selbst, einer Regierung, die auch für 
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den folgenden Tag etwelche Garantien bot, und hauptsächlich des klar 
ausgesprochenen Willens, daß die Schweiz umgestaltet werden müsse 
von seiten derjenigen, welche im Nachbarlande an der Spitze von Staat 
und Armee standen. Alle diese Dinge trafen nach dem italienischen 
Feldzuge Napoleons zusammen, und diese Vereinigung führte in Ver- 
bindung mit der Haltlosigkeit der bestehenden Zustände den Sturz 
der alten und allmälige Heranbildung einer neuen Eidgenossenschaft 
herbei. 

Wohl machten sich die Folgen der Revolution sofort und zum Teil 
in recht unangenehmer Weise gerade auch für Basel geltend. Die Auf- 
hebung der Feudallasten im benachbarten Elsaß bedeutete eine ansehn- 
liche Schmälerung der Basler Einkünfte, ferner wies Bürgermeister Peter 
Burckhardt auf der Tagsatzung zu Frauenfeld (Juli 1790) instruktions- 
gemäß auf die Schwierigkeiten hin, welche dadurch entstünden, daß 
Frankreich keine Galeerensträflinge mehr annehme, und ein Jahr später 
ersuchte Oberstzunftmeister Andreas Buxtorf Basels Mitverbündete um 
Unterstützung, da die Stadt seit zwei Jahren in ihren Rechten, Freiheiten, 
Zehnten und Gefällen im Elsaß verkürzt werde und alle diesfälligen Vor- 
stellungen bis anhin fruchtlos geblieben seien. Wohl nahmen sämtliche 
Stände die Angelegenheit ad referendum, allein Abhilfe konnte nicht 
geleistet werden; traten doch diese vermögensrechtlichen Nachteile weit 
zurück hinter die viel wichtigere Frage, wie es mit den in Frankreich 
dienenden 14,000 Schweizern gehalten werden solle. Allgemein wurde 
zwar die Gefahr erkannt, welche sowohl die Lage Frankreichs ım All- 
gemeinen als auch ganz besonders das Schicksal der Schweizerregimenter 
hervorrief; jedoch die nötigen Vorkehrungen wurden versäumt, obschon 
die im Sommer 1790 zu Nancy erfolgte Meuterei des Regiments 
Chäteauvieux, zu welchem Basel zwei Kompagnien stellte, genügende 
Veranlassung gegeben hätte. Eine weitere Schwierigkeit für Basel bildete 
die Anwesenheit sehr vieler Emigranten, welche, der jüngere Mirabeau 
an ihrer Spitze, mit dem Plane einer Überrumpelung Hüningens und einer 
weitern Unternehmung, die von Pruntrut ihren Ausgang nehmen sollte, 
sich beschäftigten. Dazu kamen eine revolutionäre Bewegung im Bistum, 
eine Hilfesendung des Kaisers zugunsten des Bischofs und endlich, 
nachdem Frankreich Leopold II. den Krieg erklärt hatte, die Besetzung 
des nördlichen Teils der bischöflichen Lande durch die Franzosen (Früh- 
jahr 1792). Jetzt rächte sich der Widerstand, welchen bisher die Eid- 
genossen dem Einschlusse des Bistums in den Bundesvertrag mit Frank- 
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reich stets entgegengesetzt hatten, auf das Bitterste; die bischöflichen 
Lande galten rechtlich als ein Gebiet, das mit der Eidgenossenschaft 
nichts zu thun hatte, wie dies schweizerischerseits in den letzten Jahr- 
zehnten mehr als einmal betont worden war, und es ist daher durchaus 
ungerechtfertigt, wenn einzelnen Staatsmännern, wie Peter Ochs, daraus 
ein Vorwurf gemacht wird, daß sie sich auch auf diesen durch die Tag- 
satzung eingenommenen Standpunkt gestellt und die folgerichtigen Schlüsse 
daraus gezogen haben. 

Auf der außerordentlichen Tagsatzung im Mai 1792 setzte Oberst- 
zunftmeister Andreas Buxtorf den übrigen Gesandten die Lage Basels 
auseinander. Es sei zwar infolge der Erklärungen sowohl des französi- 
schen Generals Custine als des kaiserlichen Residenten von Greiffenegg 
etwelche Beruhigung in Basel eingetreten, allein eine Besetzung der 
Grenzen sollte entschieden erfolgen, wofür etwa dreizehnhundert Mann 
ausreichen dürften. Alle Gesandten erklärten sich bereit, daheim zu 
befürworten, daß dem Wunsche Basels entsprochen und so die bewaffnete 
Neutralität gehandhabt werde. Nur Schwyz machte auch jetzt wieder 
Schwierigkeiten, da es das Defensional nie angenommen habe, und die 
«vorgeschlagene sogeheißene bewaffnete Neutralität um so weniger seinen 
Beifall finde, als von derlei Machenschaften in den alten Bünden keine 
Spur anzutreffen sei»; immerhin habe Schwyz sechshundert Mann aus- 
gezogen, diese eingeübt und mit allem Nötigen versehen lassen, damit 
im Notfall die Truppe abmarschieren könne. Die übrigen Kantone 
richteten daraufhin eine Zuschrift an Schwyz, es möge der Einmütigkeit 
aller übrigen Stände brüderlich beitreten. Sodann wurden Neutralitäts- 
erklärungen an die kriegführenden Mächte geschickt und den Baslern 
eidgenössische Repräsentanten versprochen. 

Auch der Einschluß der mit Bern verburgrechteten bischöflichen 
Lande, des Fürstentums Neuenburg und der Stadt Genf in die schwei- 
zerische Neutralität wurde auf jener Tagsatzung einläßlich behandelt, und 
schließlich entsprach man nach Beseitigung einiger Bedenken den dies- 
bezüglichen Gesuchen. Auf die von Freiburg beantragte Rückberufung 
der in Frankreich stehenden Regimenter hingegen wurde nicht einge- 
treten, «indem eine Rückberufung weder der Zeit, noch den Umständen 
angemessen zu sein scheine». Man wundert sich mit Recht über diesen 
Beschluß der Tagsatzung, welche doch wissen mußte, welches die gefahr- 
volle Stimmung der Mehrheit des französischen Volkes den roten 
Schweizern gegenüber war; die Ereignisse in Nancy und die schmähliche 
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Behandlung des Regiments von Ernst in Aix scheinen nicht den zu er- 
wartenden Eindruck in der Schweiz gemacht zu haben; es bedurfte eines 
Mehreren, bis den Magistraten in den verschiedenen Kantonen in dieser 
Hinsicht die Augen aufgiengen. Noch im Juli des Jahres 1792 beschloß 
die Tagsatzung, wegen der Schweizertruppen statt eines an den König 
gerichteten energischen Schreibens ein gemäßigteres an den Botschafter 
Barthelemy abgehen zu lassen, mit dessen Abfassung neben andern auch 
Johann Lukas Le Grand, der zweite Gesandte Basels, betraut wurde. 
Ein anderes Geschäft, das den Basler Abgeordneten von ihrer Regierung 
aufgetragen wurde, war, daß sich dieselben «auf die verbindlichste und 
rührendste Weise» für den bundesbrüderlichen Zuzug sämtlicher Stände 
und Orte, sowie für die Abordnung zweier «durch kluge Sorgfalt» sich 
rühmlich auszeichnender eidgenössischer Repräsentanten bedankten. Her- 
vorgehoben wurden bei diesem Anlasse die unter den Zuzügern herr- 
schende Eintracht, die vorsorglichen Vorkehrungen, welche die Basler 
Regierung für Einquartierung, Verproviantierung und Krankenverpflegung 
getroffen habe, und die sorgfältige Weise, wie Basel den Gottesdienst 
für beide Religionen zu Stadt und Land eingerichtet habe. Von sämt- 
lichen Gesandtschaften wurde schließlich bemerkt, «das ihre Hohheiten 
durch die günstige Aufnahme und die brüderlich freigebige Behandlung 
ihrer Truppen in Basel ebenfalls sehr gerührt wären, auch es sich zum 
wahren Vergnügen anrechnen, durch Absendung derselben ihren Eid- 
genossen einstweilen Beruhigung verschafft zu haben». 

Der nämlichen Tagsatzung reichte auch die helvetisch-militärische 
Gesellschaft ein umständliches Memorial zur Verbesserung des eidgenös- 
sischen Defensionalwesens ein, welches von den Gesandten «mit besonderm 
Vergnügen» begrüßt wurde. Endlich brachte Basel die Angelegenheit 
wegen seiner elsässischen Zehnten und Bodenzinse zur Sprache und 
teilte seinen Miteidgenossen mit, es habe wegen dieser Angelegenheit 
im vorigen Jahr einen besondern Deputierten nach Paris beordert, durch 
welchen auch schon Einiges erreicht worden sei. In der That hatte 
Peter Ochs durch seine persönlichen Unterhandlungen in Paris erlangt, 
daß die Rückzahlung der von Frankreich an Basel geschuldeten sieben 
Millionen Livres, sowie eine Entschädigung für die Feudallasten im Elsaß 
in Aussicht genommen wurde. Allerdings hat dann der bald darauf aus- 
brechende Krieg und die folgende Finanzmisere des französischen Staates 
alle diese Versprechungen zu nichte gemacht und Basel für immer um 
seine wohlberechtigten Forderungen gebracht. 
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Die Ereignisse des 10. August 1792 hinterließen natürlich auch in 
Basel einen tiefen Eindruck; allein man ließ sich dadurch nicht zu über- 
eilten Schritten hinreißen. Noch bevor die außerordentliche Tagsatzung 
zusammengetreten war, hatte Basel seine Angehörigen, welche in dem 
Regiment Chäteauvieux dienten, bei Verlust des Bürgerrechts und des 
Vermögens heimbeordert. 

Auch auf der Tagsatzung, welche im September 1792 wegen der 
Pariser Ereignisse abgehalten wurde, suchte Basel einen mäßigenden 
Einfluß auszuüben. Damals hätte Bern den Franzosen am liebsten den 
Krieg erklärt, wozu allerdings Veranlassung genug vorhanden gewesen 
wäre. Jedoch Bern fand keine Unterstützung bei seinen Miteidgenossen, 
und so wurde ein höchst wichtiger Augenblick nicht benützt, um mit der 
französischen Republik wegen des zehnten August und der Septembertage 
Abrechnung zu halten. Hier hätte wohl die alte Eidgenossenschaft ein- 
setzen sollen, allein sie that es nicht; die Handelsstädte, unter ihnen 
besonders Basel, haben zurückgehalten. Im Basler Großen Rate kam es am 
15. September 1792 zu heftigen Auseinandersetzungen. Die Freunde der 
Revolution, Oberstzunftmeister Buxtorf und die Ratsherren Vischer und 
Lukas Le Grand, setzten die Ablehnung der Berner Anträge durch. Auch 
nahm der französische Nationalkonvent der Schweiz gegenüber bald eine 
versöhnlichere, sogar entgegenkommende Haltung an. Zudem war man 
allerorts der Emigranten überdrüssig geworden, welche durch ihre Propa- 
ganda den Kantonen nur Schwierigkeiten bereiteten und sich durchaus 
nicht derjenigen Zurückhaltung beflissen, welche von politischen Flücht- 
lingen in erster Linie verlangt werden muß. Man wird es Basel kaum 
verübeln können, daß es damals keine große Kriegsbereitwilligkeit an den 
Tag legte, befand sich doch ein großes französisches Lager hart an der 
Grenze, und waren Batterien bei Burgfelden errichtet, während sich die 
österreichischen Truppen auf dem rechten Rheinufer von Tag zu Tag ver- 
mehrten und einen Einfall in den Sundgau zu bewerkstelligen schienen. 
Dazu plagten die Generale der kriegführenden Staaten ohne Unterlaß 
die Basler Behörden mit Anfragen und unbegründeten Vorwürfen wegen 
der zu beobachtenden Neutralität, und endlich war man in Basel der 
wohl richtigen Ansicht, daß die Eidgenossenschaft im besten Falle die 
Neutralität wahren könne, unter den gegebenen Umständen aber niemals 
imstande sein dürfte, an einem europäischen Kriege sich mit Erfolg 
zu beteiligen. Wirklich gaben die folgenden Ereignisse derjenigen 
Politik, welche von Basel befürwortet wurde, augenscheinlich Recht, und 
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auch die eidgenössischen Repräsentanten rühmten in ihrer der Tagsatzung 
im Sommer 1793 eingereichten Relation, wie durch das kluge Benehmen 
der Basler Magistrate und durch die Sorgfalt ihrer Vorgänger alle An- 
stände glücklich beigelegt worden seien, und wie man die erklärte Neu- 
tralität mit Würde habe behaupten können. 

Auffallen muß es, daß trotz der äußerst schwierigen Lage, in welcher 
sich damals die Eidgenossenschaft befand, die katholischen Kantone auf 
Sonderkonferenzen das Restitutionsgeschäft wieder hervorzogen und auch 
Basel und Schaffhausen aufforderten, den beiden großen protestantischen 
Kantonen in dieser Hinsicht Vorstellungen zu machen, wovon jedoch jene 
entschieden abrieten, weil dadurch unter den Eidgenossen Uneinigkeit 
entstehen könnte und eine solche den auswärtigen Mächten gegenüber 
von den bedenklichsten Folgen sein müßte. Hat auf diese Weise Basel 
zum Frieden unter den Eidgenossen geredet, so hat es denselben noch 
einen zweiten wesentlichen Dienst geleistet, indem sein Stadtschreiber 
Peter Ochs zu Ende des Jahres 1793 bei Heraut de Sechelles mit Erfolg 
für die Belassung des französischen Gesandten Barthelemy in der Schweiz 
eintrat und dadurch diesen unserm Lande wohlwollenden Diplomaten für 
einige weitere Jahre erhalten konnte. 

Von der größten Wichtigkeit für die künftige Stellung Basels waren 
die Ereignisse des Jahres 1795. Barthelemy schlägt seinen Wohnsitz in 
Basel auf, dieses bewillkommt ihn wie einen öffentlich anerkannten 
Ambassadoren, obschon weder die Tagsatzung noch ein Kanton ihn 
bisher als solchen behandelt hatte. Der Friede zwischen Frankreich und 
Preußen wird zu Basel abgeschlossen, wobei Peter Ochs eine hervor- 
ragende Rolle spielt. Derselbe wird Oberstzunftmeister und unternimmt 
als solcher im Sommer 1796 eine zweite diplomatische Reise nach Paris, 
und im September verlassen die eidgenössischen Zuzüger den Kanton 
Basel. 

Plötzlich aber trat ein vollkommener Umschwung ein. Erzherzog Karl 
siegte in mehreren Schlachten über die Franzosen und in Folge davon 
mußte General Moreau seinen berühmten Rückzug über den Schwarzwald 
bewerkstelligen; dadurch geriet Basel in neue Verlegenheit und mußte seine 
Miteidgenossen um erneuten Zuzug bitten, welcher ihm auch in erster 
Linie von Bern bereitwilligst zugestanden wurde. Es folgte der Sturm 
auf den Hüninger Brückenkopf in der Nacht vom 30. November 1796, 
wobei das schweizerische Territorium durch österreichische Truppen be- 
treten wurde. Ferner hatten einige Basler Offiziere es an der nötigen 
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Unparteilichkeit fehlen lassen, sodaß die Franzosen, die bei diesem Unter- 
nehmen den Tod Abatuccis zu beklagen hatten, sich in heftigen Vor- 
würfen Basel und der Schweiz gegenüber ergiengen. Es erfolgte ein 
Verfahren gegen die angeschuldigten Offiziere, an welchem Peter Ochs 
den Hauptanteil hatte; die Strafurteile giengen weit über das hinaus, 
was man in der übrigen Eidgenossenschaft für angezeigt hielt. Auch in 
diesem Punkte offenbarte sich, wie sehr eine Partei zu Basel geneigt war, 
alles zu vermeiden, was Frankreich irgendwie in üble Laune versetzen 
konnte. Doch hatte es den Anschein, als ob alle Gefahr mit dem Jahr 
1797 verschwinden sollte. Auf der Sommertagsatzung dieses Jahres 
dankte Bürgermeister Buxtorf für die Absendung der eidgenössischen 
Repräsentanten, sowie für den in jedem bedenklichen Augenblicke 
erhaltenen Zuzug und gab die Versicherung, daß die Basel erwiesene 
Treue daselbst nie werde vergessen werden. Gerne soll hier auch darauf 
hingewiesen werden, daß um jene Zeit ein Basler die Eidgenossen- 
schaft mit Erfolg bei demjenigen Manne vertreten konnte, in dessen 
Händen die Geschicke der Welt für die nächsten Jahre zu liegen schienen. 
Deputat Bernhard Sarasin hat als eidgenössischer Repräsentant in den 
tessinischen Vogteien den General Bonaparte in Mailand besucht, ist von 
demselben auf das freundlichste empfangen worden und hat von ihm 
die Zusicherung der Integrität des schweizerischen Territoriums erhalten, 
welche gerade damals stark gefährdet war, indem Napoleon wenigstens 
den Bezirk von Mendrisio der cisalpinischen Republik einverleiben wollte. 
Diese wichtigen Verhandlungen, wobei Sarasin die Bekanntschaft des 
spätern Kardinals Fäsch sehr zu statten kam, fanden am 7. und 8. Novem- 
ber 1797 statt; bald darauf trat der General seine berühmte Reise durch 
die Schweiz an, welche ihn am 24. November nach Basel brachte. Dieser 
Aufenthalt Napoleons in unserer Stadt war entscheidend für die nächsten 
Schicksale Basels.. Bald darauf begab sich Peter Ochs nach Paris, und 
in Basel brach die Revolution aus. Die aufgeklärten Doktrinäre der 
Stadt und die praktischen Realpolitiker der Landschaft reichten sich die 
Hand, sodaß das alte System nicht mehr zu behaupten war, und seine 
Vertreter wenigstens für einige Jahre vom Schauplatz abtreten mußten. 
Das Einzelne hier zu schildern, kann nicht unsere Aufgabe sein; diese 
friedliche Revolution ist an anderer Stelle behandelt worden. 

Die erste praktische politische Folge der Umgestaltung war am 
ı2. Februar 1798 der Verzicht Basels auf seine Herrschaftsrechte in den 
italienischen Vogteien, denen die Wahl einer repräsentativen Regierung 
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nach den Grundsätzen der Freiheit und Gleichheit anempfohlen wurde. 
Das war denn auch das Ideal, wonach die Basler Patrioten strebten, und 
welches sie nach Kräften bei ihren Miteidgenossen zu verwirklichen 
suchten. Vollständige Gleichheit der politischen Rechte durch Aufhebung 
aller Vorrechte der Geburt und des Wohnorts, Repräsentation des ge- 
samten Volkes nach der Kopfzahl in den gesetzgebenden Behörden, das 
hatte man ohne Blutvergießen und ohne wesentliche Störung der Ruhe 
und Ordnung im eigenen Kanton erreicht und in der Durchführung 
dieses Zieles durch ganz Helvetien erblickte die Basler Nationalversamm- 
lung die Gewähr einer glücklichen Zukunft für alle Eidgenossen. Sehr 
bald freilich mußte man auch zu Basel erfahren, daß eine solche Umge- 
staltung in den einzelnen Kantonen Frankreich nicht genügte; das Direk- 
torium verlangte in riehtiger Erkenntnis, daß die wenigsten Regierungen 
aus freiem Antrieb dem schönen Beispiel Basels folgen würden, eine 
eingreifende, alle historische Tradition auf den Kopf stellende Umformung 
des lockern Staatenbundes zum Einheitsstaate.. Peter Ochs in Paris 
erhielt die Eröffnung dieses Wunsches, der von den französischen Macht- 
habern mehr in Form eines Befehls ausgesprochen wurde. Im Verein mit 
Bonaparte, Reubel und andern wurde die Einheitsverfassung entworfen, 
wobei diejenigen Bestimmungen, welche in der Schweiz später am meisten 
Widerstand hervorgerufen haben, durch Frankreich auf unerbittliche 
Weise diktiert worden sind. 

Als diese Nachrichten und bald auch der Verfassungsentwurf nach 
Basel gelangten, machte sich die Basler Nationalversammlung an eine 
ernstliche Prüfung desselben, mit dem aufrichtigen Wunsche, durch eine 
Anzahl von Modifikationen dem Schweizervolk die fremdartige Vorlage 
mundgerechter zu gestalten. Am 15. März hat die Nationalversammlung 
unter dem Präsidium von Peter Ochs einstimmig die Annahme der revi- 
dierten Konstitution beschlossen und unter Jubel und frohem Ausruf: Es 
lebe die helvetische eine und unteilbare Republik! die Sitzung aufgehoben. 
Zwei Deputationen sollten den östlichen und westlichen Kantonen das 
Geschehene melden und sie zu dem nämlichen Schritt veranlassen. Nach 
der Ostschweiz begaben sich der frühere Stadtschreiber Johann Rudolf 
Fäsch, Hans Georg Stehlin und Johann Jakob Erlacher. Am 20. März 
richteten sie ihren Auftrag vor der Landeskommission in Zürich aus, 
sodann besuchten sie Winterthur, Schaffhausen, Frauenfeld, Weinfelden 
und Gossau; allenthalben wurden sie freundschaftlich empfangen, nur in 
St. Gallen, wo sie am 25. März, gerade an einem Markttage, anlangten, 
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kam es zu einem wüsten Tumult, indem Landleute aus Appenzell, dem 
Rheinthal und den ehemals äbtischen Landen den Gasthof zum Ochsen 
stürmten und die Basler Gesandten mehrere Male mit dem Tode be- 
drohten, während die Bürgerschaft St. Gallens dem Auflauf ruhig zusah, 
und die Behörden der Stadt nur sehr allmälig sich der Bedrohten an- 
nahmen. 

Eine zweite Basler Gesandtschaft, bestehend aus Peter Ochs, Johann 
Heinrich Wieland und Wernhard Huber, bereiste die westlichen Kantone; 
ihren Bemühungen ist es auch zum guten Teil zuzuschreiben, daß Brune 
die projektierte Teilung des Landes in drei Republiken so bald wieder 
aufgegeben hat. 

So wirkte die Basler Nationalversammlung rastlos für die Annahme 
der durch ihre Beratungen modifizierten Pariser Verfassung, jedoch sehr 
bald erfuhr man, daß die in Basel beschlossenen Änderungen von dem 
französischen Direktorium und hauptsächlich auch von F. C. LaHarpe 
abgelehnt wurden, sodaß schließlich die Verfassung der neuen unteilbaren 
Republik genau in der Art angenommen werden mußte, wie sie zu Paris 
das Licht der Welt erblickt hatte. 

Damals haben sich mehrere Männer in Basel, welche Schlimmes 
ahnten, von dem politischen Leben zurückgezogen, obschon sie im Prinzip 
mit der Umgestaltung, wie sie bis dahin sich entwickelt hatte, einver- 
standen waren; zu ihnen gehörten der spätere Landammann Peter Burck- 
hardt, der frühere Bürgermeister Andreas Buxtorf, Bernhard Sarasin 
u. a. m., während die unbedingten Anhänger der Revolution die letzten 
Konsequenzen ihres Handelns zu ziehen bereit waren. 

Am ı8. April fand die letzte Sitzung der so ehrenhaften und sym- 
pathischen Basler Nationalversammlung statt; Heinrich Wieland hielt als 
Präsident die Schlußrede. Was Basel damals von der neuen Ordnung 
der Dinge gehofft hat, das ist am klarsten in folgenden Sätzen des 
Redners ausgeführt: «Groß und edel ist der Gedanke einer einzigen und 
unteilbaren helvetischen Republik, wo aller Unterschied zwischen Herrscher 
und Untergebenen verbannt, jeder erbliche Vorzug entfernt und ein ver- 
brüdertes Volk im Genusse gleicher Rechte und gleicher Freiheiten durch 
selbsterteilte Gesetze und selbsterwählte Vorsteher sein eigenes Glück zu 
bilden und zu befestigen strebt. Leider haben Herrschsucht und Eigen- 
nutz einen Teil unserer Brüder verleitet, das Wohl des Ganzen ihrem 
besondern Vorteile nachzusetzen und dem Drang der Zeiten, der Stimme 
der Klugheit und dem Wunsche eines mächtigen Nachbars mit unbe- 
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rechneten Kräften entgegenzustemmen. Aber wenn der Schutzgeist 
Helvetiens noch lange das Unglück bedauern wird, das diese Verblende- 
ten über das gemeinsame Vaterland verbreitet haben, so lassen uns neue 
Ereignisse die tröstliche Hoffnung nähren, daß Ähnlichkeit der Regierung 
und der Grundsätze dem helvetischen Volke das Wohlwollen und die 
Zuneigung der großen französischen Republik wieder erwerben, seine 
auf Menschenwürde und Volksglück gegründete Verfassung den Geist 
der Väter erwecken und kluge und freiheitsliebende Vorsteher den ehe- 
maligen Wohlstand herstellen werden.» 

Faßt man alles zusammen, so wird der unbefangene Beurteiler nicht 
umhin können, zuzugestehen, daß Basel damals seine Handlungsweise 
nach idealen, vielleicht manchmal nur zu idealen Gesichtspunkten gerichtet 
hat; allerdings ist das Endziel dieser Bestrebungen nicht die Erhaltung 
überlebter staatlicher Einrichtungen, sondern eine fortschrittliche Umge- 
staltung der Eidgenossenschaft auf dem Boden von Freiheit und Gleich- 
heit gewesen. Daher müssen wir es durchaus zurückweisen, wenn in 
einem vielbenutzten, 1844 in Zürich erschienenen Werke im Hinblick 
auf die Basler Revolution von 1798 der Satz: «Keine Macht ist weniger 
ideal, als die Geldmacht,» an die Spitze des diesbezüglichen Abschnittes 
gestellt wird. 

Basel mußte so handeln, wie es in der That gehandelt hat. Seine 
Stellung im Bunde der Eidgenossen, seine Erfahrungen fast dreier Jahr- 
hunderte, seine Lage an der Grenze und vor den Mündungen der Hüninger 
Kanonen, seine kommerziellen Beziehungen und vor allem die Geistes- 
richtung seiner gebildeten Bürger, alles das zwang mit einer gewissen 
innern Notwendigkeit Basel, einen Weg einzuschlagen, der sich wesent- 
lich von den Bahnen der übrigen Kantone unterschied, und der deshalb 
damals von vielen Eidgenossen nicht gebilligt wurde und auch heutzutage 
noch nicht allseitig verstanden wird. Allein sei man gerecht und gebe man 
zu, daß, nachdem während hunderten von Jahren nichts geschehen war, 
um die nur lose zusammenhängenden Bundesglieder enger mit einander 
zu verknüpfen, ein geeinigtes, thatkräftiges Vorgehen in dieser äußerst 
schwierigen Lage und bei so sehr divergierenden Interessen und An- 
schauungen eine Unmöglichkeit war. Um dies zu erreichen, hätte man 
früher anfangen müssen, die Scheidewände niederzureißen, den Partiku- 
larismus zu bekämpfen und dem vielgestaltigen Gebilde der eidgenössischen 
Bundesgenossenschaft eine Form zu verleihen, wobei neben den alten 
föderalistischen Traditionen auch eine entschiedene centralistische Tendenz 
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zur Geltung gekommen wäre. Alles das ist nicht geschehen, und es war 
daher ein durchaus ungenügender Ersatz für all die vielen Versäumnisse, 
wenn die letzte Tagsatzung zu Aarau glaubte, durch eine möglichst feier- 
liche Beschwörung der Bünde die bestehenden Zustände retten und den 
Kampf gegen die Revolution siegreich durchfechten zu können. Basel 
hat an dieser Feier vom 25. Januar 1798 keinen Anteil genommen. Es 
hat ausdrücklich erklärt, daß es ein Glied der Eidgenossenschaft bleiben 
wolle; aber es konnte und durfte nicht diese Sanktion der bestehenden 
Ordnung, worunter auch die Garantie der Unterthanenverhältnisse ver- 
standen war, übernehmen, nachdem es selbst die politische Gleichheit 
aller Kantonsbürger durchgeführt hatte. Damals wäre übrigens Basel 
imstande gewesen, der ganzen Eidgenossenschaft unter der Voraus- 
setzung einer allgemeinen friedlichen Umgestaltung im Innern die äußere 
Ruhe erhalten zu helfen, wenn nämlich Peter Ochs in Paris als gemein- 
eidgenössischer Bevollmächtigter anerkannt worden wäre, anstatt daß 
man Vertreter an den ohnmächtigen Kongreß von Rastatt geschickt 
hat; allein damit konnten sich ebensowenig die Zürcher und Berner, 
wie die innern Kantone einverstanden erklären. Auch das Beispiel, 
welches Basel mit seiner Umgestaltung gegeben hatte, fand an den 
wenigsten Orten die verdiente Nachahmung. Nur Schaffhausen und die 
Regierung von Luzern kamen zu einem ähnlichen Entschlusse, dem 
gegenüber jedoch das katholische Luzerner Landvolk nicht die gleiche 
Begeisterung an den Tag legte, wie dies im protestantischen Baselbiet 
der Fall war. 

Merkwürdig, fast tragisch muß es uns vorkommen, daß damals bei 
den Differenzen zwischen Frankreich und der Schweiz das ehemalige 
Fürstbistum Basel eine so wichtige Stellung einnahm. Zweihundert Jahre 
früher hatten die katholischen Kantone alles gethan, um der Stadt Basel 
eine Erweiterung ihres Gebietes auf Kosten des Bischofs unmöglich zu 
machen, sie hatten mit dem Fürsten von Pruntrut ein Sonderbündnis 
geschlossen, dessen Bestimmungen zum mindesten dem Sinne und Geiste 
des Bundes von 1501 zuwiderliefen, und auch die beiden großen evange- 
lischen Kantone hatten Basel bei seinem Burgrecht mit dem Birseck und 
dem Laufenthal nicht geschützt. Jetzt hatten die Franzosen das Bistum 
in Besitz genommen und schickten sich an, die letzten Konsequenzen aus 
dieser Rechtsnachfolge des Bischofs zu ziehen. 

Wie sehr sich übrigens Basel Mühe gegeben hat, die Umgestaltung 
der Eidgenossenschaft im Sinne der Rechtsgleichheit zu fördern und den 
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Krieg mit Frankreich zu vermeiden, geht aus den fast rührenden Schreiben 
der Basler Nationalversammlung an die verschiedenen Stände hervor. In 
ähnlicher Weise suchte man von hier aus durch verschiedene Gesandt- 
schaften zu wirken, deren Erfolg jedoch kein in die Augen springender 
gewesen ist. Am 25. Februar 1798 standen zu Bern vor Rät, Burgern und 
Ausschüssen Wernhard Huber, Lukas Le Grand, Johann Jakob Schäfer 
der Orismüller und Licentiat Schmid, um die Berner Regierung zum 
Niederlegen ihrer Gewalt in die Hände des Volks und Einführung einer 
provisorischen Regierung zu bewegen. Huber und Le Grand führten das 
Wort, ihre würdige und maßvolle Sprache machte zwar den besten Ein- 
druck; allein erreicht wurde nichts. Bern gieng konsequent denjenigen 
Weg, welcher durch die große Vergangenheit seinem Patriziat vorge- 
schrieben zu sein schien. Daß Basel der Berner Regierung keinen Zu- 
zug schickte, liegt auf der Hand; die Nationalversammlung war zu sehr 
von dem Gefühl durchdrungen, daß es sich in diesem Kampfe nicht um 
die Interessen des Volkes, sondern um diejenigen der Regierung handle, 
und daß es daher tollkühn wäre, derentwegen das französische Direktorium 
noch mehr zu reizen. Jedoch durch Botschaften, Fürsprache und Schreiben 
that Basel sein Möglichstes, um das Schlimmste zu verhindern. Schon 
sind die Abordnungen der Nationalversammlung erwähnt worden, welche 
den Kantonen die Annahme der neuen Verfassung empfehlen sollten, 
wir sahen ferner, wie die Basler zu Ende des Februar in Bern persönlich 
auftraten; zu derselben Zeit begaben sich auch Andreas Buxtorf und 
Wilhelm Hoch nach Zürich, dessen Landeskommission sie am ı. März 
bestimmten, ebenfalls auf Bern einzuwirken, damit es seinen Widerstand 
gegen Frankreich aufgebe. Eine weitere Gesandtschaft, bestehend aus 
Wernhard Huber und Licentiat Schmid, traf bei General Brune ein, um 
noch im letzten Augenblick eine Vermittlung anzubieten und den Aus- 
bruch der Feindseligkeiten zu verhindern. Doch es war zu spät. Brune 
stellte sich zwar gerührt über die Schritte, welche die Nationalversamm- 
lung von Basel that, um das Unglück des Krieges von der Schweiz ab- 
zuwenden. Allein er wollte den Krieg und seine Früchte und war daher 
erfreut, daß die Verhältnisse sich in einer Weise gestalteten, welche den 
Beginn der Feindseligkeiten von seiten der Franzosen dem Direktorium 
gegenüber einigermaßen zu rechtfertigen schien. Wenn man der Basler 
Nationalversammlung einen Vorwurf nicht ersparen kann, so ist es der, 
daß sie zu gut von den Intentionen der Nachbarn dachte und sich durch 
schöne Worte und Versprechungen derselben täuschen ließ. 
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Auch in Bezug auf die helvetische Verfassung war dies der Fall; 
noch in Bern äußerten sich Huber und Le Grand dahin, daß der von 
Ochs ausgearbeitete Entwurf selbst vielen Baslern nicht gefalle und 
durchaus nicht angenommen zu werden brauche; allein, wie schon ange- 
deutet, wurde diese Idee bald genug zerstreut, indem ja nicht einmal 
diejenigen Änderungen von Frankreich gutgeheißen wurden, welche die 
Basler Nationalversammlung nach reiflicher Beratung beschlossen hatte. 

Im April 1798 trat nun diese so viel angefeindete Verfassung in 
Kraft, nachdem zunächst zehn Kantone ihre Abgeordneten gewählt und 
nach der provisorischen Hauptstadt Aarau gesandt hatten. Von Basel 
wurden zu Senatoren ernannt Peter Ochs, Johannes Zäslin, Johannes 
Buxtorf und Wilhelm Hoch. Die Basler Mitglieder des Großen Rates 
waren Johann Jakob Erlacher, Wilhelm Haas, Heinrich Hug, Wernhard 
Huber, Johannes Gysin, Johannes Schwob, Johannes Schneider und 
Michael Gysendörfer. Zum Präsidenten der Verwaltungskammer wurde 
Johann Heinrich Wieland erwählt, und bald darauf ernannte das Direk- 
torıium zum Regierungsstatthalter Licentiat Johann Jakob Schmid. 

Diese Männer, zu denen noch in erster Linie Lukas Le Grand und 
der Präsident des obersten helvetischen Gerichtshofes Johann Rudolf 
Schnell, sowie die Mitglieder der Verwaltungskammer Johann Rudolf 
Stähelin, Licentiat Johann Rudolf Fäsch, Hans Georg Stehlin und 
Johann Jakob Schäfer zu zählen sind, haben in den bewegten fünf Jahren 
der helvetischen Republik den Kanton Basel in den obersten Landes- 
behörden vertreten oder dessen Verwaltung unter den schwierigsten 
Verhältnissen besorgt. An vielen Enttäuschungen, bittern Erfahrungen 
und groben Verleumdungen hat es ihnen nicht gefehlt, ihre Hoffnungen 
haben sich nur sehr unvollkommen erfüllt und ihre Ideale haben sich 
in’ mehr als einer Hinsicht als unerreichbar erwiesen. Schreckliche 
Leiden sind über das Vaterland hereingebrochen, welche, in äußerm 
und innerm Zusammenhang mit der Neugestaltung der Dinge stehend, 
eine Entwicklung, Ausbildung und Verbesserung der neuen Verfassung 
unmöglich machten. Alle diese Lasten, welche Krieg, Hungersnot, 
fremde Okkupation und Raubsucht der Franzosen mit sich brachten, 
wurden natürlich von den unversöhnlichen Anhängern der frühern Zu- 
stände mit Erfolg gegen die helvetischen Einrichtungen ins Feld geführt, 
bis dann diese, von allen Seiten zu Tode gehetzt, in sich selbst 
zusammenfielen, um der von Bonaparte diktierten Mediationsverfassung 
Platz zu machen. 
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Wir müssen es uns hier aus Gründen, die in die Augen springen, 
versagen, den sehr verwickelten Gang der Dinge während der helvetischen 
Periode darzustellen oder auch nur zu skizzieren, dafür sei es uns ge- 
stattet, noch einige Bemerkungen über diejenigen Basler Staatsmänner 
beizufügen, welche in sehr hervorragender Weise damals an dem öffent- 
lichen Leben teilgenommen haben. 

In erster Linie sei die Rede von Peter Ochs, einem Manne, dessen 
Beurteilung erst in unsern Tagen eine sachlichere und gerechtere zu 
werden anfängt, während man früher mit unverstandenen und ungerechten 
Schlagwörtern über ihn herzufallen beliebte. Die seit dem Bundesvertrag 
von 1815 auch in Basel immer mehr um sich greifende Reaktion, noch 
bestärkt durch die Ereignisse der dreißiger Jahre, brachte es mit sich, daß 
das Urteil über den letzten Oberstzunftmeister und helvetischen Direktor 
ebenso einseitig wie ungünstig ausfiel; das wenigste war, daß man seine 
Person und seine Thaten mit Stillschweigen übergieng, während sich 
auch Stimmen genug erhoben, die mit den ärgsten Anschuldigungen 
und Beschimpfungen nicht kargten. Geschah dies in Basel, der Heimat 
von Peter Ochs, so hatte natürlich die Geschichtsschreibung der andern 
Kantone keine Veranlassung, sich des vielgeschmähten Mannes anzu- 
nehmen, und vorab den Berner Historikern, welche zum größten Teil 
patrizischen Kreisen entstammten, wird man nicht zumuten können, daß 
sie sich als Apologeten ihres gefährlichen Gegners erweisen. Die Waadt- 
länder aber hatten stets genug zu thun, ihren F. C. de LaHarpe in ein 
möglichst günstiges Licht zu stellen, zu welchem Bilde der Basler Kollege 
den nötigen Schatten hergeben mußte. Zu alle dem kam die durch den 
Kampf Basels mit seiner Landschaft hervorgerufene Abneigung gegen 
unsere Vaterstadt, sodaß auch liberale Darstellungen aus der deutschen 
Schweiz zum Teil bis auf den heutigen Tag es nicht über sich gebracht 
haben, eine Revision des landläufigen Urteils über Peter Ochs vorzu- 
nehmen. Erst in neuester Zeit beginnt sich allmälig auch in dieser Hin- 
sicht eine wenn auch langsame Wandlung zu vollziehen infolge von 
Quellenstudien, die in Paris angestellt worden sind, und ganz besonders 
dank der nun durch Strickler veröffentlichten Aktensammlung aus der 
Zeit der helvetischen Republik. 

Bei der Beurteilung von Peter Ochs wird man sich aber dazu be- 
quemen müssen, ihn als Kind seiner Zeit, als Produkt der französischen 
Aufklärung mit ihrer entschieden kosmopolitischen Tendenz zu nehmen. 
Ferner wird stets die schwärmerische Hingebung an die politischen Ideale 
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der Revolution, die auch durch die größten persönlichen und finanziellen 
Opfer keinen Augenblick in Frage gestellt wurde, in Betracht gezogen 
werden müssen. Daß Peter Ochs seine Schwächen, seine Fehler gehabt 
hat, das werden diejenigen am wenigsten leugnen, welche sich genauer 
mit seiner Persönlichkeit abgeben. Vor allem tritt oft und viel eine recht 
unangenehme Eitelkeit hervor, die leicht der Anlaß zu Spott und Hohn 
geworden ist; auch Standesuntugenden, die ihm, dem vornehmen Basler 
hereditär anhafteten, machen sich hie und da bemerklich und haben ihm 
selbst unter Gesinnungsgenossen Gegner geschaffen, und endlich ist er 
bei mehr als einer Gelegenheit viel zu vertrauensselig den französischen 
Behörden und viel zu nachgiebig ihren Wünschen gegenüber gewesen. 
Ja, um das Bild des überzeugten Revolutionärs vollständig zu machen, 
wollen wir sogar zugestehen, daß einige Male selbst ein gewaltthätiger 
Anflug sein Wesen verdunkelt. Das Verhängnis für Peter Ochs, wie 
für alle Anhänger der helvetischen Einheit, lag darin, daß die Verwirk- 
lichung der an sich guten und für das Schweizervolk heilsamen Prinzipien 
der Revolution von der Willkür einer Anzahl übelgesinnter französischer 
Machthaber abhing, wodurch einerseits den Anhängern der alten Zustände 
die wirkungsvollsten Angriffswaffen in die Hand gedrückt, andrerseits die 
Männer der Bewegung in der Schweiz in einem beständigen innern Kon- 
flikt erhalten wurden. Unter diesen allgemeinen Gesichtspunkten betrachtet, 
wird uns die Handlungsweise des geistigen Hauptes der Basler Revolution 
viel verständlicher. Peter Ochs arbeitet auf Befehl des Direktoriums die 
Verfassung aus, da er einsieht, daß Widerstreben die Annexion der 
ganzen Schweiz nach sich führen würde. Nach Einführung der Ver- 
fassung wird er zum Präsidenten des Senats erwählt, allein diese Stelle 
ist nicht nach seinem Geschmack ; nicht das «Raten», sondern das 
«Thaten» liegt ıhm, dem ehemaligen obersten Basler Magistraten, am 
Herzen; deshalb wäre er am liebsten Gesandter der neuen Republik in 
Paris gewesen. Diese Stelle wurde ihm jedoch nicht zugestanden; jeden- 
falls war auch von Frankreich seine Anwesenheit in Paris nicht gewünscht 
worden; doch sollte er in der Schweiz entschädigt werden, ein Geschäft, 
das durch Rapinat so brutal als möglich in die Hand genommen wurde. 
Ochs wird am 28. Juni 1798 dem Direktorium aufgedrängt. Da die 
Regierung allenthalben auf die Unterstützung der französischen Armee 
angewiesen war, mußte auch das helvetische Direktorium in Anerkennung 
der von ihr geleisteten Dienste sich in einer Weise nach den Wünschen 
der großen Nachbarrepublik richten, welche dem Wesen eines selbständigen 
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Staates im Innersten widersprach. Die schlimmste Folge dieser Abhängig- 
keit war der Allianzvertrag vom 11. August 1798, welcher von Ochs be- 
fürwortet wurde. Es ist wohl zu weit gegangen, wenn behauptet wird, 
dieser Vertrag allein habe die Kriegsleiden des folgenden Jahres 1799 
verschuldet; die Österreicher und Russen wären wohl so wie so als die 
gegebenen Freunde der Altgesinnten und die Hersteller und Beschützer 
der früheren Zustände in der Schweiz sowohl von sich aus gekommen, als 
auch gerufen worden, und die Franzosen hätten sich ihrer Gesinnungs- 
genossen und der bedrohten Konstitution annehmen müssen, und es wäre 
so die Schweiz auch ohne Allianzvertrag der Schauplatz des europäischen 
Krieges geworden. Allein das Schlimme bei der Sache war, daß sich 
die Republik von vornherein und prinzipiell ihrer Neutralität begab und 
so auf Wege gedrängt wurde, die auch später noch bei veränderter Kon- 
stellation für die Eidgenossen verderblich gewesen sind. Dadurch, daß 
Peter Ochs diesen Anschluß an Frankreich, der natürlich auch ohne sein 
Zuthun hätte erfolgen müssen, nach Kräften unterstützt hat, ist er in 
hohem Grade mitverantwortlich für die Folgen dieses Vertrags, und diese 
seine Haltung kann nicht entschuldigt, sondern nur erklärt werden. Die 
Strafe hat denn auch den Staatsmann bald genug ereilt und zwar in 
einer für ihn um so empfindlicheren Weise, da sein Sturz am 26. Juni 
1799 die unmittelbare Folge eines Komplottes seiner bisherigen Freunde 
und Gesinnungsgenossen gewesen ist, welche durch seine Entfernung sich 
selbst an der Macht erhalten wollten. Das geheime Protokoll, welches 
dabei eine so große Rolle spielt, bezieht sich auf Dinge, welche schon 
im November des vorigen Jahres sich zugetragen hatten, und wenn daher 
die Herren LaHarpe, Oberlin und Dolder wirklich von so großem mora- 
lischem Zartgefühl gewesen sind, wie sie die Leute wollten glauben 
machen, so muß man sich nur darüber wundern, daß es eines vollen 
halben Jahres bedurft hat, bis sie ihre Gewissensbisse in Thaten um- 
setzten. Mit der Entfernung aus dem Direktorium hatte Peter Ochs 
seine Rolle auf der helvetischen Schaubühne ausgespielt; zwar erschien 
er noch als Vertrauensmann einiger solothurnischer Landgemeinden an- 
läßlich der Consulta in Paris. Napoleon hat ihn damals verächtlich be- 
handelt und damit reaktionären Politikern und Historikern von Einst und 
Jetzt große Freude bereitet. Allein dieses Benehmen des ersten Konsuls, 
der seine einstigen Freunde, deren er nicht mehr bedurfte, auf so brutale 
Weise von sich stieß, spricht doch viel weniger gegen diese, als zu un- 
gunsten des großen Mannes selbst, der nicht edel genug gewesen ist, 
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um auch bei veränderten Verhältnissen zu seinen frühern Freundschaften 
zu stehen. 

Übrigens war die spätere Thätigkeit, welche Peter Ochs als Mitglied 
der Basler Regierung hauptsächlich auf dem Gebiet des Erziehungs- 
wesens entwickelt hat, eine sehr segensreiche, und etwas Rührendes hat 
es, wenn derselbe Mann, der eine achtbändige Geschichte seiner Vater- 
stadt schreibt, auch zur Feder greift, um für die Dorfschulen des Basel- 
bietes ein Lesebüchlein zu verfassen; daher denn auch die unbedingte 
Verehrung, deren er sich auf der Landschaft bis an sein Lebensende 
erfreute. Peter Ochs starb 1821, in demselben Jahre wie Napoleon I. 

Eine andere Natur war Lukas Le Grand, der erste Präsident des 
helvetischen Direktoriums, dessen Lebensschilderung viel einfacher aus- 
fallen muß, da auch sein ganzes Wesen viel durchsichtiger und viel har- 
monischer gewesen ist. LeGrand war durch und durch Philanthrop. 
Ursprünglich Theologe, trat er zum Kaufmannsstande über, da er es mit 
seinem Gewissen nicht vereinigen konnte, einer Kirche zu dienen, mit 
deren Glaubenssätzen er nicht übereinstimmte. An der Revolution des 
Kantons Basel hat er sehr thätigen Anteil genommen, und wie er bisher 
als Landvogt zu Riehen die Herzen seiner Unterthanen gewonnen hatte, so 
erwarb er sich auch das vollkommene Vertrauen der ganzen Landschaft. 
Er war ein überzeugter Freund der französischen Revolution und hat als 
solcher sich mehr als einmal vernehmen lassen, sodaß es nicht auffallen 
kann, wenn er auch durch den Einmarsch der französischen Armee in 
die Schweiz in seinen Anschauungen nicht wankend gemacht wurde. Bei 
den Arbeiten der Basler Nationalversammlung hat Le Grand ein gewich- 
tiges Wort geführt, seine früher erwähnte Sendung nach Bern und seine 
Bemühungen um die Abänderung der Einheitsverfassung machten ihn als 
aufrichtigen und wohlmeinenden Patrioten in den weitesten Kreisen be- 
kannt. Mit Ochs kam er immer mehr in Konflikt; diese Entfremdung 
der beiden leitenden Männer steigerte sich durch die am 17. April 1798 
erfolgte Wahl Le Grands zum ersten helvetischen Direktor. Als solcher 
hat er, ohne seinen Prinzipien untreu zu werden, nach Kräften einen 
mäßigenden Einfluß auszuüben versucht. Er hat Lavater vor einer ge- 
richtlichen Verfolgung geschützt, welche General Schauenburg wegen der 
Veröffentlichung seiner Schrift «Ein Wort eines freien Schweizers an die 
große Nation» verlangte. Le Grand hat sich alle Mühe gegeben, die 
Nidwaldner zu besänftigen, er hat gegen die Offensivallianz mit Frank- 
reich gesprochen, allein wegen aller dieser Dinge war er den heftigsten 
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Anfeindungen von seiten seiner Kollegen Ochs und LaHarpe, sowie 
Rapinats ausgesetzt. Endlich am 28. Januar 1799 kam Le Grand um seine 
Entlassung ein, die ihm schließlich vom Senat und vom Großen Rat in 
ehrenvollster Weise bewilligt wurde. Seine spätere Lebensführung ent- 
fremdete ihn seinem Vaterlande immer mehr; er schlug seinen Wohnsitz 
zuerst bei Altkirch und dann im elsässischen Steinthale auf. Hier hat er 
im Verein mit Pfarrer Oberlin ungemein viel Gutes gestiftet, das Schul- 
wesen verbessert und sich auf das lebhafteste mit religiösen Fragen ab- 
gegeben; der Politik hat er vollkommen den Rücken gekehrt, und 
seine politischen Anschauungen haben mit der Zeit eine wesentliche 
Änderung durchgemacht. Er starb zu Fouday im Alter von 81 Jahren 
am 4. Oktober 1836. 

Haben wir in Ochs und Le Grand diejenigen Basler zu erblicken, 
welche durch ihr Wirken und ihre amtliche Stellung auf die Geschicke 
des ganzen Landes am nachhaltigsten eingewirkt haben, so tritt neben 
und nach ihnen noch eine ganze Reihe von Mitbürgern handelnd auf, 
welche sich um das Vaterland um so verdienter gemacht haben, als der 
Dienst desselben in jenen schwierigen Zeiten nur wenig Lorbeeren, wohl 
aber viel Verdruß und Anfeindung brachte. Mehrfach ist Hans Georg 
Stehlin, das eigentliche Haupt der Landschaft zur Zeit der Bewegung, 
genannt worden. Er gehörte nicht so sehr zu den Theoretikern der Re- 
volution, seine Absichten waren auf das Praktische und das Erreichbare 
gerichtet. Befreiung des Grundes und Bodens von den Feudallasten, völ- 
lige Gleichberechtigung der Stadt- und Landbürger, Zutritt der letztern 
zu allen Ämtern und Würden, das schien ihm das erstrebenswerte Ziel 
aller ehemaligen Unterthanen zu sein, und da Frankreich das alles erreicht 
hatte, da ferner die neue Verfassung diese Fortschritte ebenfalls sanktio- 
nierte, so trat auch er für dieselbe ein, ohne dafür begeistert zu sein, 
wie er denn mit Ochs nicht auf gutem Fuße stand. Daher ist es auch 
bezeichnend, daß Hans Georg Stehlin in die Verwaltungskammer und 
nicht in einen der helvetischen Räte gewählt wurde. Dadurch trat er 
der eigentlichen Politik etwas ferner und konnte dann um so eher nach 
der Reorganisation des Kantons Basel durch die Mediationsverfassung als 
Staatsrat eine leitende Stellung in der neuen Regierung einnehmen und 
auch als solcher in eidgenössischen Fragen ein gewichtiges Wort führen. 
Ganz besondere Verdienste hat sich Stehlin als eifriger Förderer der 
Linthkanalangelegenheit erworben, wobei er die Stelle eines Präsidenten 
der Landschatzungskommission bekleidete. Mit Hans Konrad Escher 
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verband ihn eine aufrichtige Freundschaft, welche nur durch den Tod 
gelöst worden ist. Stehlin erfreute sich auch als Militär einer allgemeinen 
Achtung, und ferner wurde er in den Zeiten des Übergangs mit einer 
Reihe wichtiger eidgenössischer Geschäfte betraut; so war er Präsident 
einer Tagsatzungskommission, welche 1814 die Streitigkeiten im Kanton 
Tessin beilegen sollte; bald darauf ernannten ihn die Tessiner, deren 
Zutrauen er gewonnen hatte, zum Schiedsrichter in ihren Anständen mit 
Uri, das für seine frühere Herrschaft Livinen entschädigt sein wollte. Als 
Vertreter Basels erscheint Stehlin fast regelmäßig an den Tagsatzungen 
und ist in den entscheidenden Augenblicken, als es sich nach dem Sturz 
Napoleons unter dem Druck der Alliierten um die Neugestaltung des 
Bundes handelte, mit Festigkeit den allzu rückschrittlichen Begehren meh- 
rerer Kantone entgegengetreten. Als die Wirren der dreißiger Jahre 
ausbrachen, suchte Stehlin die aufgeregten Gemüter der Landschaft zu 
besänftigen, jedoch ohne Erfolg, und so mußte er es erleben, daß das 
durch ihn 1798 ins Leben gerufene Werk der auf dem Prinzip der 
Rechtsgleichheit beruhenden Vereinigung von Stadt und Land jählings 
in die Brüche gieng, da selbst er in seinem hohen Alter nicht mehr zu 
den Grundsätzen stehen wollte, die ihn in jungen Jahren begeistert hatten 
und denen er durch sein Ansehen und seine Energie einst zum Siege 
verholfen hatte. Hans Georg Stehlin starb im März 1832. 

Während Hans Georg Stehlin hauptsächlich bei der Umgestaltung 
des Kantons Basel und dann wieder in der Mediations- und Restaurations- 
zeit eine sehr wichtige und vielseitige öffentliche Wirksamkeit entfaltete, 
hat Licentiat Johann Jakob Schmid mit dem endgiltigen Zusammenbruch 
der Helvetik sich vom öffentlichen Leben gänzlich zurückgezogen. Er 
war ein überzeugter Unitarier, der es nicht über sich brachte, unter der 
Mediationsverfassung mit ihren Kompromissen sich weiter politisch zu 
bethätigen. Schmid war eine Natur, welche viel mehr mit Lukas 
Le Grand als mit Peter Ochs harmonierte, wie ıhn denn auch mit ersterem 
eine sehr enge Freundschaft verknüpft hat. Hatte sich Schmid schon zu 
Anfang des Jahres 1798 sehr lebhaft bei der Basler Revolution beteiligt, 
so bekam er ganz besonders Gelegenheit, seine Tüchtigkeit und seine 
Rechtlichkeit zugunsten seiner Mitbürger walten zu lassen, als ihm, wie 
schon früher bemerkt wurde, vom Direktorium die Stelle eines Regie- 
rungsstatthalters in Basel übertragen wurde. Als solcher hatte er gewiß 
keine leichte Aufgabe zu erfüllen; zuerst mußte er sich wehren gegen die 
excentrischen Gelüste einiger Gemeinden der Landschaft, welche gar zu 
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gerne die Staatskasse, das Zeughausinventar und die Vorräte des Korn- 
hauses unter die Kantonsbürger verteilt hätten, sodann fanden zahlreiche 
Durchmärsche französischer Truppenabteilungen statt und schließlich langte 
im Oktober 1798 ein französischer Platzkommandant, Duchez, mit ent- 
sprechender Garnison in Basel an, wodurch die Wirksamkeit des Regie- 
rungsstatthalters vielfach eingeengt wurde und Kollisionen mit der Mili- 
tärmacht nicht zu vermeiden waren. Am ı2. April 1799 schlug General 
Massena sein Hauptquartier in Basel auf; der Belagerungszustand wurde 
proklamiert und mit der Errichtung der nötigen Schanzen begonnen. Im 
Oktober erpreßte der französische General von Basel jenes berüchtigte 
Zwangsanleihen von 1,400,000 Franken, wobei Schmid, dem das Direk- 
torium die Verhinderung jeglicher Zahlung zur Pflicht gemacht hatte, 
schließlich doch dem Drucke nachgeben und zu den Modalitäten dieses 
Anleihens, das allerdings 1817 zurückbezahlt wurde, Hand bieten mußte. 
Das schönste Zeugnis hat wohl dem Regierungsstatthalter der nach Basel 
deportierte und in Schmids Wohnung untergebrachte Johann Kaspar 
Lavater ausgestellt, wenn er im zweiten Bande seiner freimütigen Briefe 
folgendes Urteil über ihn, den er seinen freundschaftlichen Verwahrer 
nennt, abgiebt: «Er besuchte mich täglich, oft mehrere Male in einem 
Tag, und ich durfte meines Herzens Gedanken über Helveziens mißliche 
Lage so frey wie möglich heraussagen; wir desperierten beyde an der 
Errettbarkeit unsers Vaterlandes, oder an einem zweckmäßigen, glück- 
lichen Erfolge der neuen Ordnung der Dinge; wir bedauerten die Un- 
popularität und Nichtgemeinverständlichkeit der meisten Dekrete und 
Proklamationen, und die unwürdigen Sticheleyen auf die ehevorigen 
Regierungen, womit so manche derselben befleckt sind. .... Allein nicht 
nur über politische Dinge konnte man sprechen, was und wie man wollte. 
Es war kaum Etwas, worüber man sich mit ihm nicht als mit einem 
Manne, der in seinem Fache war, einlassen konnte. — Itzt konnte man 
sich mit ihm zu den erhabensten philosophischen Ideen emporheben — 
dann zum geringfügigsten Exekutionsdetail mit ihm herabsteigen. Itzt 
sprach man über die ersten Werke des menschlichen Geistes, mit denen 
er zehnmal vertrauter war als ich, dann vernahm ich von ihm Urteile 
über Werke der Kunst, Gemählde, Kupferstiche — die den reifen Kenner 
zeigten. Nie gieng er von mir, ohne daß ich etwas von ihm gelernt 
haben konnte, was freylich nicht von allen Menschen, auch nicht von 
allen Staatsbeamteten in allen vier Welttheilen, und wenn derer noch 
mehrere sind, gesagt werden kann. Man kann denken, welch ein Ver- 
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gnügen mir diese Unterhaltungen verschafften, und wie sehr mir dieß 
meinen Arrest erleichterte. » 

Schmid wurde im Juli 1800 mit einer wichtigen diplomatischen 
Mission vom helvetischen Vollziehungsausschuß betraut, er sollte sich zu 
Napoleon nach Mailand begeben und von ihm den Einschluß der Schweiz 
in den nächsten Friedensschluß, sowie die Garantie der Unabhängigkeit 
des Landes und einer nach dem Gutdünken des ersten Konsuls zu 
gestaltenden Verfassung erbitten. Infolge schneller Abreise Napoleons 
konnte jedoch diese Gesandtschaft nicht ausgeführt werden, und eine 
Sendung Schmids nach Paris unterblieb, weil der französische Gesandte 
davon abriet. 

Lag schon in der für Schmid bestimmten Instruktion eine Art 
Falliterklärung der helvetischen Behörden, so kann man sich nicht darüber 
wundern, daß der Staatsstreich bald darauf am 7. August 1800 erfolgte. 
Durch diesen kam der Basler Regierungsstatthalter plötzlich in eine ganz 
andere Stellung, er wurde zum Mitgliede des neu geschaffenen Voll- 
ziehungsrates gewählt und hat dieser Behörde mit einer kurzen Unter- 
brechung bis zum definitiven Schlusse der Helvetik angehört. Es war 
keine verlockende Stellung, welche Schmid damals zu bekleiden hatte, 
allein er hielt es für seine Pflicht seinem Vaterlande und seiner politi- 
schen Überzeugung gegenüber auszuharren auf dem allerdings verlorenen 
Posten. Schmid verwaltete mit Kuhn zusammen zunächst die Justiz und 
Polizei und wurde am 9. Juli 1802 helvetischer Kriegsminister. Als 
solcher hat er jene für die helvetische Regierung nicht sehr ehrenvolle 
Kapitulation der Stadt Bern am 18. September 1802 unterzeichnen 
müssen, gegen welche er sich vergebens längere Zeit gewehrt hatte. 
Schmid hat dann alle Bitterkeiten der letzten Zeiten der helvetischen 
Republik durchgekostet und hat schließlich eine solche Abneigung gegen 
das politische Leben und Treiben bekommen, daß er sich auch nicht 
entschließen konnte, seinen Heimatkanton in Paris zu vertreten, als 
ihn das Zutrauen seiner Mitbürger zum Abgeordneten an die Consulta 
berief. Als praktischer Jurist und angesehener Rechtskenner wirkte 
Schmid bis zu seinem am 2. Dezember 1828 erfolgten Tode. 

Noch wäre auf das Leben und das Treiben mehr als eines Baslers 
hinzuweisen, der während der helvetischen Epoche eine einflußreiche 
Stellung eingenommen hat. Von einem derselben, Johann Heinrich 
Wieland, soll im Zusammenhang mit der Mediationsverfassung noch aus- 
führlicher die Rede sein. Im allgemeinen dürfen wir hervorheben, daß 
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die Basler Deputierten in den Räten bei allem Einstehen für die Grund- 
züge der Revolution fast ohne Ausnahme eine maßvolle Sprache geführt 
und dadurch ihr Möglichstes zur Versöhnung der Gemüter beigetragen 
haben; es sei nur daran erinnert, wie in einer der wichtigsten Fragen, 
bei der Diskussion über die Zehnten und Bodenzinse, sowohl Wernhard 
Huber als Johannes Zäslin den ausschweifendsten Anschauungen der 
bäuerlichen Abgeordneten mit Nachdruck entgegengetreten sind. Ferner 
hat Johann Rudolf Schnell als Präsident des Obersten Gerichtshofes dem 
Vaterlande die größten Dienste geleistet, hat Wilhelm Haas hauptsächlich 
in militärischen Fragen ein gewichtiges Wort geführt, und hat endlich 
Senator Gysendörfer vom November 1801 an seine Kenntnisse der All- 
gemeinheit zur Verfügung gestellt, indem er sich als Kommissionsmitglied 
redlich um die Herstellung des finanziellen Gleichgewichtes bemühte. 

So darf Basel mit einiger Genugthuung auf das zurückblicken, was 
in den Jahren 1798—1803 innerhalb seines Kantons sich vollzogen hat 
und was durch seine Mitglieder auf dem Boden der helvetischen Politik 
und Verwaltung geleistet worden ist. 

Werfen wir zum Schluß noch einen Blick auf die Mediationszeit, so 
sehen wir, daß bei der Entstehung der: Vermittlungsverfassung Basel durch 
Bernhard Sarasin vertreten war; dabei kann auffallen, daß Napoleon dem- 
selben keine Privataudienz bewilligt hat, und daß Sarasin auch nicht in 
die engere Kommission, welche die Vorlage des ersten Konsuls zu beraten 
hatte, gewählt wurde. Er vertrat in Paris eine streng föderalistische 
Richtung und hat sich auch mit einer allfälligen territorialen Erweiterung 
seines Heimatkantons, dem damals die Erwerbung des Frickthales mit 
Rheinfelden in Aussicht gestellt wurde, nicht einverstanden erklären 
können. Nach Basel zurückgekehrt, wurde Bernhard Sarasin neben dem 
ehemaligen Oberstzunftmeister Andreas Merian, der als Vertreter Basels 
schon die Tagsatzung zu Schwyz im Herbst 1802 besucht hatte, zum 
Bürgermeister erwählt. 

Die Mediationsverfassung hat dem Lande in erster Linie wieder 
Ruhe verschafft; sie erfüllte dadurch den dringendsten Wunsch des Volkes, 
und man wird sich nicht darüber wundern, daß bei der allgemein herr- 
schenden politischen Ermüdung eine gewisse Gleichgiltigkeit sich in weiten 
Kreisen geltend machte, welche den Anhängern der früheren Zustände in 
hohem Grade zugute kam. 

Dafür freilich hatte Napoleon von vornherein gesorgt, daß die 
kühnsten Hoffnungen der Reaktion, welche sich im Grunde auch niemals 
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mit ihm abfinden konnte, nicht in Erfüllung giengen, und daß auch 
der Schweiz die wichtigsten Errungenschaften der Revolution, vor allem 
die politische Gleichberechtigung aller Kantonsbürger, erhalten blieben. 
Im einzelnen aber, wie auf dem Gebiet des Gewerbe- und Zunftwesens, 
der konfessionellen Duldung, der Freizügigkeit und in vielen andern 
Fragen fand eine Einengung und Einschränkung statt, welche im Lauf 
der Zeit verhängnisvoll geworden ist. 

Basel war durch die Verfassung zu einem der sechs Direktorial- 
kantone bestimmt worden, welche Ehre es mit Zürich, Bern, Luzern, 
Freiburg und Solothurn teilte. Infolge davon versammelte sich zweimal 
die eidgenössische Tagsatzung in unserer Vaterstadt, 1806 und 1812, 
und es führte in diesen Jahren der Bürgermeister den Titel eines Land- 
ammanns der Schweiz mit dem Prädikat Excellenz. Einen großen Ein- 
fluß jedoch auf die allgemeinen Verhältnisse des Landes hat Basel in 
diesen zehn Jahren nicht ausgeübt, wohl aber hat es an dem allgemeinen 
ökonomischen Aufleben, soweit es die politischen Beziehungen zum Aus- 
lande und vor allem die französische Zollgesetzgebung erlaubten, einen 
sehr regen Anteil genommen. Es ist damals in Basel von einzelnen 
Bürgern sehr viel Geld verdient worden; so stammt auch das große 
Merian’sche Vermögen, welches infolge hochherziger Stiftung an die 
Bürgerschaft Basels übergegangen ist, zum großen Teil aus jenen Jahren. 
Auch auf dem Gebiet des Schulwesens und der Gemeinnützigkeit ist 
manches geleistet worden, was der Stadt zur Ehre gereicht. 

Eine Geschichte jener Mediationsepoche zu geben, kann noch weniger 
unsere Aufgabe sein, als eine Schilderung der Helvetik im vorigen Ab- 
schnitte, und so beschränken wir uns denn darauf, hier noch diejenigen 
Männer mit einigen Worten hervorzuheben, welche in eidgenössischen 
Dingen besonders thätig gewesen sind. 

Von Hans Georg Stehlin und von Peter Ochs ist früher schon die 
Rede gewesen. Bernhard Sarasin, dem in erster Linie die Einführung 
der neuen Kantonalverfassung oblag, bekleidete das Bürgermeisteramt bis 
1812; gestorben ist er erst 1822. Das Lob eines maßvollen Anhängers 
der früheren Einrichtungen wird ihm in vollem Maße gebühren, wenn 
man bedenkt, wie weit in andern Kantonen die Mitglieder der alten 
Regierungen, welche aufs neue zu Amt und Würden gelangten, gegangen 
sind. Neben Sarasin kommt hier in erster Linie noch Staatsrat Leonhard 
Heusler-Mitz in Betracht, welcher bei dem schwierigen Geschäft der 
Liquidation der helvetischen Schuld, sowie bei Zoll- und Münzfragen von 
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der Tagsatzung vielfach zu Rate gezogen wurde. Von den beiden Land- 
ammännern ist Andreas Merian schon mehrfach erwähnt worden. Der 
Geschichtsschreiber der Mediationszeit, Anton von Tillier, giebt folgende 
Charakteristik Merians, die wohl das Richtige treffen dürfte: «Gute Geistes- 
anlagen und ein eiserner Fleiß hatten seine Studien gefördert. Seine 
Geschäftskenntnis entwickelte er auf der Staatskanzlei und geriet dann 
später mit Peter Ochs sowohl um die Stelle eines Staatschreibers als 
um diejenige eines Oberstzunftmeisters in eine Nebenbuhlerschaft, welche 
nicht ohne Rückwirkung auf beider Schicksal blieb. Nach der Umwälzung 
wurde der gewesene Öberstzunftmeister zu denjenigen gezählt, welche für 
die neue Ordnung der Dinge und Frankreich am feindseligsten galten, 
was ihm nach der Schlacht von Zürich Verhaftung und Abführung in 
eine französische Festung zuzog. Desto glänzender war sein Triumph 
bei der Umgestaltung der Dinge im Spätjahr 1802, wo er an der Tag- 
satzung von Schwyz Teil nahm. Nach der Einführung der Vermittlung 
durch das Übergewicht der Städte zum Standeshaupt erhoben, gehörte 
er zu denen, welche in der möglichsten Annäherung an die frühern 
Zustände ein Mittel zur Heilung der Wunden des Gemeinwesens suchen 
zu müssen glaubten...... Wie Männer, welche in der Beobachtung her- 
gebrachter Formen aufgewachsen sind, dieselben streng ehrend, gestattete 
er seinem Geiste nicht leicht ein kühneres Überschreiten derselben. 
Thaten es ihm an Gewissenhaftigkeit und Rechtlichkeit wenige gleich, 
so war es um so leichter, ihn an Gewandtheit des Benehmens zu über- 
treffen, und der Mangel an Festigkeit in der französischen Sprache gab 
ihm zu einer Zeit, wo die letztere sich die Herrschaft der Welt je länger 
je mehr zu erobern schien, wenigstens den Anstrich unbehülflicher Schwer- 
fälligkeit, welche durch das Bewußtsein, bei dem mächtigen Schutzherrn 
nicht in Gunst zu stehen, noch vermehrt ward.» 

Daß Andreas Merian bei Napoleon nicht gut angeschrieben war, 
hatte sich mit aller Deutlichkeit gezeigt, als eine schweizerische Gesandt- 
schaft, unter deren Mitgliedern sich auch der künftige Basler Land- 
ammann befand, im April 1805 den Kaiser zu Chambery begrüßte. 
Dieser äußerte sein Bedenken darüber, daß im nächsten Jahre die Direk- 
torialleitung an Basel übergehe, einmal, weil die Familie Merian Frank- 
reich nicht zugethan sei, und zweitens, weil man in Basel Schleichhandel 
treibe. Andreas Merian suchte seine Familie und seine Vaterstadt zu 
entschuldigen, was ihm jedoch in formeller Hinsicht nicht sehr gut gelang. 
Nichtsdestoweniger fand am ı. Januar 1806 der Übergang des Direk- 
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toriums an Basel statt. Bald jedoch verdüsterte sich der politische Hori- 
zont aufs neue. Preußen hatte Neuenburg an Napoleon abgetreten, kurz 
vorher aber waren von schweizerischen und speziell auch von Basler 
Handelsleuten große Mengen englischer Waren in das Fürstentum ge- 
schickt worden. Frankreich sah dies als unerlaubte Contrebande an und 
konfiszierte die betreffenden Gegenstände, worauf die Eigentümer durch 
die Vermittlung des Landammanns Rückgabe verlangten. Die Antwort 
Napoleons war eine förmliche Drohung gegen die Selbständigkeit der 
Schweiz, sodaß sich Merian veranlaßt sah, seine Demission anzubieten. 
So weit kam es nun allerdings nicht, jedoch wurden die betreffenden 
Kaufleute in Untersuchung gezogen und mit Hausarrest bestraft, und 
endlich mußte sich nun auch die Eidgenossenschaft dem französischen 
Continentalsystem anschließen und die englischen Waren in ihrem Um- 
kreise verbieten. Die Tagsatzung wurde unter dem Drucke, welchen die 
Gesinnung des Kaisers der Schweiz gegenüber ausübte, in Basel abge- 
halten, ohne daß viel Wichtiges beschlossen worden wäre, und am Neu- 
jahrstag 1807 war Landammann Merian gewiß sehr froh, als er zu Brugg 
seine Würde und Bürde dem Zürcher Bürgermeister Hans von Reinhard 
übergeben konnte. 

Das zweite Direktorialjahr Basels sollte Merian nicht mehr erleben, 
er starb schon 1811. 

Der zweite Landammann, den Basel der Eidgenossenschaft gestellt 
hat, Peter Burckhardt, unterschied sich wesentlich von seinem Vorgänger. 
In ihm war der Grundsatz des gemäßigten Fortschrittes verkörpert, wie 
er denn auch der Revolution von 1798 nicht so feindselig gegenüber 
getreten war, wie Merian. Peter Burckhardt war ein Schwager Isaak 
Iselins, er war ein Stifter und eifriges Mitglied der gemeinnützigen 
Gesellschaft und zugleich ein Freund des Landvolkes, unter welchem er 
auf seinem Landgute, dem Mayenfels bei Pratteln, einen ansehnlichen 
Teil des Lebens zugebracht hat. Das allgemeine Zutrauen seiner Mit- 
bürger hatte ihn, den früheren Bürgermeister, im Februar 1798 auch in 
die Nationalversammlung berufen; er zog sich jedoch immer mehr von 
der Politik zurück und trat während der Helvetik nur etwa in richter- 
lichen und kantonalen Behörden auf. Die Mediationsverfassung brachte 
ihn wieder in den Rat und im Jahre 1811 nahm er, eigentlich gegen 
seinen Willen, das Bürgermeisteramt an. Hätte er sich nicht wählen 
lassen, so wäre sicher die Reihe an Peter Ochs gekommen, und diesen 
durfte Basel um des lieben Friedens willen den aristokratischen Ständen 
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wie den Urkantonen nicht wohl als Landammann der Schweiz ‚präsen- 
tieren. Peter Burckhardt hingegen besaß dank seiner Liebenswürdigkeit 
und seiner vollendeten gesellschaftlichen Gewandtheit allenthalben ange- 
sehene Freunde, und er verstand es auch während der im Sommer 1812 
zu Basel abgehaltenen Tagsatzung seinen Kollegen aus den übrigen Kan- 
tonen den Aufenthalt in der Rheinstadt so angenehm als nur immer 
möglich zu gestalten. 

Wenn damals der Basler Landammann in seinen Huldigungen dem 
Kaiser gegenüber etwas weit gieng und besonders auch die Geburt des 
Königs von Rom in sehr schwungvoller Weise feierte, so wird darin 
nicht ein Charakterfehler, sondern eine etwas weit gehende Konzession an 
die damalige Zeitlage erblickt werden müssen. Gerne wollen wir auch 
darauf aufmerksam machen, daß es Peter Burckhardt gelungen ist, von 
dem Kaiser eine für die Schweiz etwas günstigere Redaktion der Militär- 
kapitulation zu erhalten. 

Schon im Jahre 1815 ist Peter Burckhardt von seinem Amte zurück- 
getreten, nachdem er auch während des Durchmarsches der fremden 
Heere und während der von den alliierten Fürsten und Diplomaten ver- 
langten Umgestaltung der Schweiz die ıhm eigene Geschicklichkeit und 
Geschmeidigkeit mit großem Erfolge bewährt hatte. Auf einem Landgute 
hat er im Frühjahr 1817 sein ereignisreiches Leben beschlossen. 

Den Schluß dieser Schilderungen bilde eine kurze Lebensskizze des- 
jenigen Mannes, der von allen Basler Staatsmännern der damaligen Zeit 
am längsten in Amt und Würden geblieben ist, und der während seiner 
langen Lebenszeit die wichtigsten Aufgaben und Aufträge der engern 
und weitern Heimat ausgeführt hat. Johann Heinrich Wieland ist schon 
mehr als einmal im Verlaufe der Darstellung genannt worden. Geboren 
ame Druarer 758 zu Waldenburg, wo seın Vater Pfarrer war, be- 
suchte er das Gymnasium und die Universität der Vaterstadt, sowie die 
hohen Schulen von Genf und Göttingen. Einige Zeit war er als Privat- 
sekretär bei Gottlieb Konrad Pfeffel in Colmar thätig. 1786 wurde Wie- 
land Schultheiß am Stadtgericht und 1795 Stadtschreiber zu Liestal. Seine 
Thätigkeit als Mitglied der Basler Nationalversammlung ist schon früher 
erwähnt worden. Groß waren seine Verdienste als Präsident der Ver- 
waltungskammer und als Regierungsstatthalter, zu welch letzterem Amte 
er nach dem Rücktritt Heinrich Zschokkes im November 1801 ernannt 
worden war. Wieland schreibt am 27. November nach Bern, er fühle 
den Wert des ihm damit bewiesenen Zutrauens, erstatte dafür den ver- 
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bindlichsten Dank und versichere, daß er alle Kraft anwenden werde, 
um die das Beste des Vaterlandes bezweckenden Aufträge zu vollziehen. 
Die Schwierigkeiten des Amtes ahne er nur erst und bitte daher um 
gefällige Leitung und Nachsicht. 

Nach dem Staatsstreich vom 17. April 1802, welcher das Übergewicht 
der Unitarier herstellte, wurde Wieland als einer der 47 Notabeln nach 
Bern berufen und half in einer Specialkommission die zweite helvetische 
Verfassung entwerfen. Nach deren Annahme ward er Mitglied des neuen 
Senates und zuletzt noch Finanzminister der Republik, aus welcher miß- 
lichen Lage ihn erst die Einführung der Mediationsverfassung im Früh- 
jahr 1803 erlöste. 

Von 1803— 1812 bekleidete Wieland die Stelle eines Basler Staat- 
schreibers; in letzterm Jahre erfolgte seine Wahl zum Bürgermeister, was 
einen entschiedenen Sieg der liberalen Prinzipien bedeutete. Als Standes- 
haupt hat er eine sehr große Thätigkeit entfaltet, ist auf der Tagsatzung 
und bei allen sich darbietenden Gelegenheiten den Reaktionsgelüsten der 
Aristokraten mit Entschiedenheit entgegengetreten und hat auch seine 
Stimme laut erhoben für die Aufrechterhaltung der schweizerischen Neu- 
tralität. In diesem Sinne hat er eine Gesandtschaftsreise nach Paris 
unternommen und hat, als der Einmarsch der fremden Truppen dennoch 
erfolgt und die Mediationsverfassung beseitigt war, sich lebhaft an der 
Neuordnung der Dinge beteiligt. Wenn die Bundesakte von 1815 nicht 
weitherziger ausgefallen ist, so trifft den Basler Bürgermeister, der eben 
in vielen wichtigen Fragen mit den Vertretern der neuen Kantone in 
Minderheit blieb, durchaus keine Schuld. So wurde, um nur ein Beispiel 
zu erwähnen, der Antrag Wielands, wonach Sonderbünde unter den 
Kantonen verboten sein sollten, von der Mehrheit der Stände nicht an- 
genommen. | 

Wie groß das Zutrauen war, dessen sich Wieland von seiten der 
liberalen Kantone zu erfreuen hatte, geht auch daraus hervor, daß er im 
Herbst 1814 mit Reinhard von Zürich und Montenach von Freiburg nach 
Wien geschickt wurde, um auf dem europäischen Kongresse die Interessen 
der Eidgenossenschaft zu vertreten. Wenn bei diesen Verhandlungen 
die kühnsten Hoffnungen der aristokratischen Partei der Schweiz schließ- 
lich nicht in Erfüllung gegangen sind, so ist dies nicht zum mindesten 
den Bemühungen Wielands zuzuschreiben, der in diesem Punkte durch 
den Bevollmächtigten Rußlands, den Grafen Capodistria unterstützt wurde. 
Im März des Jahres 1815 verließen die Gesandten Wien; das Wieder- 
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erscheinen Napoleons in Frankreich hatte die Arbeiten des Kongresses 
zu einem raschen Abschluß gebracht. 

In der Heimat angelangt, stand Wieland nochmals für die Neutralität 
der Schweiz ein, wurde jedoch wiederum von den Vertretern der übrigen 
Kantone überstimmt. Bei den weitern Verhandlungen sowohl in der 
Schweiz als in Paris trat er nicht mehr in den Vordergrund, da immer 
mehr diejenigen Männer der Leitung der Dinge sich bemächtigten, welche 
sich weniger als Bürgermeister Wieland durch ihre liberalen Anschauungen 
hervorthaten. 

Als erster Basler Magistrat aber hat Bürgermeister Wieland noch 
sehr viel Vortreffliches, hauptsächlich auf dem Gebiete des Erziehungs- 
wesens, zustande gebracht; sind doch die Reorganisation der Universität, 
sowie die höchst bedeutsamen Berufungen von Professoren in den 
zwanziger Jahren seiner Initiative zuzuschreiben. Auch als es galt, zu 
den wegen ihrer freiern Anschauungen verfolgten Lehrern zu stehen und 
sie gegen die Auslieferungsbegehren ihrer ehemaligen Landesväter zu 
schützen, trat Wieland mit Festigkeit sowohl dem Ausland als einzelnen 
Kantonen gegenüber auf, welche nicht ungern die Betreffenden preis- 
gegeben hätten. 

Im Jahre 1832 trat Wieland von seinem Posten zurück. Der alternde 
Mann war den neuen Stürmen nicht mehr gewachsen, doch ist ihm trotz 
mancher bittern Erfahrung noch ein ruhiger Lebensabend beschieden 
gewesen, indem der Tod ihm erst im Mai des Jahres 1838 ein sanftes 
Ende bereitete. 

Mit der Erwähnung dieser Ereignisse haben wir aber die Grenze 
schon weit überschritten, die uns für diese Darstellung gezogen ist. Nur 
mit ein paar Worten möchten wir darauf hinweisen, wie Basel in der 
zweiten Hälfte des dritten Jahrzehnts allmälig seine liberale Haltung auf- 
gegeben hat, was dann wiederum das Erwachen einer Opposition inner- 
halb und auch außerhalb der Stadtmauern bewirkte. Die erstere war eine 
äußerst legale, wollte nur sehr allmälig vorgehen und umfaßte besonders 
die auf auswärtigen Universitäten gebildeten jüngern Leute aus vor- 
nehmen Kreisen; die letztere hingegen, geleitet hauptsächlich durch einige 
Vertreter des neuen Kantonsteiles, geriet durch die Julirevolution in 
Paris und durch die Verbindung mit ähnlichen Bestrebungen in andern 
Kantonen in eine raschere, heftigere Bewegung, wobei die Rechtsfrage 
zeitweise in den Hintergrund trat, sodaß ein Zusammengehen der beiden 
Gruppen nicht mehr möglich war. Es kam zum Bürgerkrieg und zur 
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Trennung, Ereignisse, deren Schilderung bei gegenwärtigem Anlasse 
mit um so größerem Recht unterbleiben darf, da in diesen festlichen 
Tagen die wenn auch politisch noch getrennten Brüder in herzlicher 
Eintracht den Eintritt Basels in den Schweizerbund feiern. Die Freude 
über das Ereignis ist beiderseits eine um so größere, als der Schweizer- 
bund selbst, der sich zur Zeit der Wirren zu schwach erwiesen hat, 
um das Schlimmste zu verhüten, heutzutage angesehen und kräftig 
dasteht als Hort für Freiheit und Unabhängigkeit, als Bürge für Ruhe 
und Ordnung. 
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DERZNEUE BUND. 


Um die Mitte des XIX. Jahrhunderts ist für unser Land ein neues 
Zeitalter angebrochen durch die Einigung der 22 Kantone zu dem heu- 
tigen Bundesstaate. Die Schweiz ist damit andern Völkern bahnbrechend 
und wegweisend vorangegangen. 

An der Herbeiführung der neuen Ordnung der Dinge hat Basel-Stadt 
in formalpolitischer Hinsicht keinen nennenswerten Anteil genommen. 
Fast wider seinen Willen und seine bessere Überzeugung, mehr dem 
Drang der äußern Umstände gehorchend als dem eigenen Triebe, hat es 
den Schritt zur Bundesverfassung von 1848 mitgemacht. 

In dem Kampf mit der Landschaft um deren volle Gleichberechtigung 
war die Stadt am 3. August 1833 unterlegen. Seither führte sie ihr 
politisches Dasein getrennt von ihrem früheren Landgebiet und auf sich 
selbst beschränkt. 

Die herben Lehren jener schweren Zeit waren nicht wirkungslos 
geblieben. In weiten Kreisen der Bevölkerung war der redliche Wille 
vorhanden, auf die Zeichen der Zeit zu achten. Dem hergebrachten 
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aristokratisch-konservativen Regimente diametral entgegengesetzt, trat 
zunächst die radikal-demokratische Partei, seit 1842 unter Führung der 
Nationalzeitung, auf den Plan. Um die Mitte der Vierziger Jahre löste 
sich sodann hauptsächlich aus der Regierungspartei heraus ein liberaleres 
Centrum aus, die sogenannte Bewegungspartei, deren Richtung im Intel- 
ligenzblatt, seit 1845, ihren Ausdruck suchte. Dieser Mittelpartei, welche 
bei den politischen und wirtschaftlichen Neugestaltungen der Zeit auch 
für Basel einen Platz an der Sonne gesichert wissen wollte, haben 
alle hienach geschilderten eidgenössischen Staatsmänner und Wirtschafts- 
politiker Basels mit einziger Ausnahme des gemäßigt radikalen Bürger- 
meisters Stehlin angehört. Bis zu den höchsten Regierungskreisen drängte 
sich mehr und mehr die Notwendigkeit auf, von der Entwicklung zu 
lernen und ihr wenigstens Schritt für Schritt zu folgen. 

Allerdings war das nicht immer leicht. Denn wenn auch die Wunden 
der Dreißiger Jahre mit der Zeit zu vernarben begannen, so förderte jene 
sturm- und drangreiche Zeit der Geburtswehen des neuen Bundes doch 
auch wieder manches zutage, was den geraden Sinn für Wahrheit und 
Recht aufs tiefste verletzen mußte. 

So wenig auch Basel, der lIIort des Protestantismus, mit der obstruk- 
tiven Staatskunst des Sonderbundes und mit den reaktionären Kraftproben 
der Luzerner Machthaber zu schaffen haben mochte, so konnte sich doch 
niemand der Einsicht verschließen, daß vor denselben Eingriffen in die 
Staatshoheit, welche die katholischen Orte von der Tagsatzungsmehrheit 
der regenerierten Stände erfuhren, jeder andere Kanton ebensowenig 
sicher war, und daß jede Stärkung der Centralgewalt eine um so größere 
Gefährdung der kantonalen Souveränität, namentlich der kleinen Kantone, 
nach sich ziehen mußte. Dabei brachte es die eigentümliche politische 
Lage der beiden Basler Halbkantone mit sich, daß die systemstreue Land- 
schaft von jedem Fortschritt der demokratischen Centralisation genau 
ebensoviel Vorteil als die Stadt Einbuße an Bedeutung und Selbständig- 
keit zu erwarten hatte. 

So stand Basel bei den politischen Stürmen der 1840er Jahre, welche 
der Begründung der heutigen Eidgenossenschaft unmittelbar vorangiengen, 
abseits mit sehr geteilten Sympathien und Befürchtungen: immer aufs 
neue vermittelnd und versöhnend, ohne doch schließlich die Lösung durch 
den Bruderkrieg verhindern zu können. Erst ganz zuletzt hat sich Basel 
auf den neuen Boden der schweizerischen Einheit gestellt, und der rasche, 
verhältnismäßig unblutige Verlauf des Sonderbundskrieges hat es in dieser 
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Haltung endgiltig bestärkt. Dann aber hat es auch in seinem Teile red- 
lich mitgeholfen an dem Ausbau und an der wohnlichen Einrichtung und 
Ausstattung des neuen Schweizerhauses. 

Im Ganzen war es jedoch weit weniger die Politik, welche Basel- 
Stadt von der Notwendigkeit der neuen Bundesinstitutionen überzeugte 
und es für dieselben gewann, als die wirtschaftliche Entwicklung, die 
zumal in einer so ausgesprochenen Handelsstadt den modernen freieren 
Anschauungen, der Beseitigung aller innern Schranken und Sonderrechte 
des Verkehrs, dem Zusammenschluß des ganzen Landes zu einem einheit- 
lichen Wirtschaftsgebiete, den Weg geebnet hat. Auf diesem Boden, in 
der Wirtschafts- und Verkehrspolitik, hat sich auch in Basel, und zwar 
früher und mächtiger, als in manchen der politisch fortschrittlichsten 
Kantone, die Einsicht in die Dringlichkeit und die unfehlbar segensreichen 
Folgen der Centralisation Bahn gebrochen. 

Diese realpolitischen Programmpunkte des neuen Bundes, die Her- 
stellung der Einheit im Post-, Zoll- und Münzwesen und als schwierigster 
von allen die neu auftauchende Eisenbahnfrage, bildeten neben der Or- 
ganisation des Bundesheeres die ersten und größten Aufgaben der neuen 
eidgenössischen Centralgewalt. Und hier waren es nun Basler, welche 
Punkt für Punkt als maßgebende Berater und Experten, als Organisatoren 
und bevollmächtigte Kommissäre des Bundesrates eine neue zweckmäßigere 
Ordnung der Dinge ins Werk setzen halfen. In dem mächtigen, schöpfe- 
rischen Vorwärtsdrängen jener Zeit höchstgespannten konstitutionellen und 
gesetzgeberischen Wollens und Vollbringens hat Basel-Stadt die Führung 
in politischen und militärischen Dingen den Staatsmännern und Feldherren 
der regenerierten Stände der Ost- und Westschweiz überlassen. In der 
schweizerischen Wirtschaftspolitik des neuen Bundes aber waren Basler 
die Meister im Rat und die Führer zum Fortschritt. 

So erklärt sichs, wenn am Abschluß eines langen, an politischer 
Erfahrung überreichen Lebens, Ende 1835, einer der gewiegtesten 
schweizerischen Staatsmänner des alten und des neuen Bundes die That- 
sache feststellt, daß kein Kanton auf die Entwicklung des schweizerischen 
Staatshaushaltes im XIX. Jahrhundert, und insonderheit auf den Ausbau 
des neuen Bundes, einen entscheidenderen Einfluß ausgeübt hat, als 
Basel-Stadt. 

In allgemein politischer Hinsicht schreibt er dies dem Umstande zu, 
daß Basel es je und je verstand, seine Bürger auf dem Wege der Kom- 
missionsberatungen des Kollegialsystems in ausgiebigem Maße zu den 
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Verwaltungs- und Staatsgeschäften heranzuziehen, so das Bewußtsein der 
Mitverantwortlichkeit für das gemeine Wohl in weiten Kreisen zu ver- 
breiten und seine Angehörigen für eine freie Bethätigung im Staate zu 
erziehen. Vor andern, durch politische Leidenschaften erregten Kantonen 
genoß zudem Basel den großen Vorzug, daß seine besten Kräfte nicht in 
fruchtlosem Parteigezänke sich aufrieben, sondern den Blick frei halten 
konnten für die Anforderungen der Zeit nach allen Richtungen. 

Für die Lösung der specifisch wirtschafts- und verkehrspolitischen 
Aufgaben des Bundes trat hinzu die ausgezeichnete Schulung im prak- 
tischen Verkehrsleben, welche Basel, wie wenig andere Städte, dank der 
Gunst seiner natürlichen Lage seinen Angehörigen darbot. Und wenn 
schon die Grenzlage eine beständige Aufforderung zur vergleichenden 
Prüfung der Fortschritte des Auslandes enthielt, so verband sich damit 
die strenge Geisteszucht der damals neu aufblühenden Hochschule und 
in Bezug auf die Wirtschaftspolitik ganz speciell die Wirksamkeit des 
Technologieprofessors Christoph Bernoulli, unstreitig des hervorragendsten 
schweizerischen Nationalökonomen des XIX. Jahrhunderts, dessen philo- 
technisches Institut eine große Zahl vornehmer, junger Basler durchlaufen 
haben und dessen akademische und populärwissenschaftliche Thätigkeit 
fort und fort die fruchtbarsten Anregungen gab. Der weite, klare Blick 
für die wirtschaftliche Entwicklung und ihre Anforderungen, die Gründ- 
lichkeit und sachliche Vertiefung in der Behandlung wirtschaftlicher Fragen 
teilte sich durch Christoph Bernoulli und seine Schüler auch weiteren 
Kreisen der Kaufmannschaft und der Bürgerschaft überhaupt mit. 

Endlich sind hier noch die mannigfachen Rivalitäten zwischen den 
verschiedenen schweizerischen Landesteilen in diesen, die materiellen 
Interessen der einzelnen Stände so nahe berührenden Fragen zu erwähnen. 
In vielen Fällen war Basel durch seine Lage abseits und durch seine 
friedliche und besonnene Eigenart in besonderm Maße zu unparteiischer 
Vermittlung berufen, entsprechend seiner historischen Aufgabe laut dem 
Bundesbriefe von 1501, zwischen uneinigen Eidgenossen zum Frieden 


ZUEtrATEeN? 


Dem Gesagten gemäß bewegen sich die vier ersten der nachfolgen- 
den Skizzen auf dem Boden der Wirtschafts- und Verkehrspolitik. Nur 
der letzte Abschnitt betrifft die allgemeine Politik und das Militärwesen. 
Die sachliche Einteilung des Stoffes ergiebt sich aus der gänzlichen Ver- 
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schiedenheit der behandelten Gebiete, die Gruppierung der verschiedenen 
Kapitel um bestimmte Personen aus der dominierenden Bedeutung der 
letztern für die Lösung der betreffenden Fragen. 

Versagen müssen wir uns leider ein näheres Eingehen auf die Basler 
Staatsmänner und Wirtschaftspolitiker der alten Schule, die Bürgermeister 
J. R. Frey, Karl Burckhardt und Felix Sarasin, Ratsherr Bernhard Socin, 
Appellationsgerichtspräsident Georg Fürstenberger-DeBary und den tüch- 
tigsten von allen, Georg VonderMühll-Burckhardt, sowie auch auf die- 
jenigen Führer der neuen Richtung, welche, wie Dr. Karl Brenner und 
Jakob Heimlicher der ältere, weniger, oder, wie Wilhelm Klein, erst 
später zu eidgenössischer Bedeutung gelangt sind. 


l. BENEDIKT LAROCHE-STEHELIN, 
EIDGENÖSSISCHER GENERALPOSTDIREKTOR 1848— 1849. 


Das erste große Gebiet schweizerischer Wirtschaftspolitik, auf 
welchem die neue Einheit des Landes ihre Verwirklichung finden sollte, 
war das Postwesen. 

Die Bedeutung der Post als öffentlicher Verkehrsanstalt wird in 
unsern Tagen teilweise in den Schatten gestellt durch die Konkurrenz 
des Telegraphen und des Telephons, sowie der Eisenbahnen. Um die 
Mitte des XIX. Jahrhunderts kannte man von alledem im Schweizerlande 
wenig oder nichts. Alles öffentliche Verkehrsinteresse konzentrierte sich 
fast ausschließlich auf das Postwesen, welches nicht nur in entlegenen 
Gebirgsgegenden, sondern auch im verkehrsreicheren Vorderlande die 
wichtigste, wo nicht die einzige regelmäßige Gelegenheit zur Personen- 
beförderung, sowie zum Transport von Briefen, Wertsachen und Paketen 
darbot. 

Wegen dieser großen Verkehrsbedeutung und zugleich wegen seiner 
Einträglichkeit für den Fiskus erfreute sich das Postwesen allenthalben 
der sorgfältigsten Pflege seitens der Regierungen und des Handelsstandes. 
Eifersüchtig wachten die Schweizerkantone über der Integrität und 
der möglichst ergiebigen Ausnutzung dieses Hoheitsrechtes. Ihre Post- 
kommissionen setzten sich je und je aus den fähigsten Vertretern der 
Kaufmannschaft der Kantonshauptstadt zusammen. 

Trotzdem litt das schweizerische Postwesen schwer unter der Zer- 
splitterung in 14—15 kantonale Postverwaltungen. «Meistens erstreckten 
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sich die ausgerechneten Tarife nicht weiter als bis zur Kantonsgrenze. 
Was darüber hinaus war, mußte am letzten Ausgangspunkte wieder neu 
taxiert werden. Die Taxen für einen einfachen Brief bewegten sich zwischen 
5 und 60 Rappen und waren für Hin- und Herweg nicht immer die 
gleichen.» Unter sich sowohl als mit den Grenzländern hatten die Kan- 
tone ein ungemein verwickeltes System von Postverträgen. 

Basel war durch seine vorzügliche Verkehrslage von jeher der 
Schlüssel zur Schweiz und ihr Hauptthor nach den wichtigsten Kultur- 
gebieten der alten und der neuen Welt gewesen. Seit der Trennung 
von der Landschaft stand die Basler Postkommission bis zu ihrem Auf- 
gehen in der Bundesverwaltung im Jahre 1849 unter dem Präsidium des 
ehrwürdigen Kauf- und Ratsherrn Bernhard Socin (1777—1854). Ihm 
verdankt Basel vor allem bessere Verbindungen mit Frankfurt (1834) und 
die Einrichtung einer täglichen Gotthardpost nach Mailand (1842). Es 
standen ihm dabei in den Vierziger Jahren hauptsächlich Georg Vonder- 
Mühll-Burckhardt, Achilles Bischoff und Benedikt LaRoche-Stehelin zur 
Seite, als Sekretär der Postkommission amtete der Basler Postdirektor 
Johannes Bernoulli. Vor allen andern trat mehr und mehr Benedikt 
LaRoche (1802—1ı876) durch seine ungemein rege und erfolgreiche 
 Thätigkeit nach außen hervor. 

Aus der Realschule Christoph Bernoullis und aus einer großzügigen 
kaufmännischen Praxis in dem väterlichen Speditions- und Bankgeschäfte, 
dem er seit 1822 durch seine Tüchtigkeit und Energie bedeutenden Auf- 
schwung verliehen, verfügte LaRoche über eine seltene Beherrschung 
verkehrspolitischer Dinge. Persönlich war er eine aristokratische Natur 
von starkem Selbstbewußtsein, und auch äußerlich eine vornehme, männ- 
lich schöne Erscheinung von glänzendem Auftreten. Überall wußte er 
Eingang zu finden und verfügte daher über weitverbreitete Beziehungen 
in hohen und höchsten Kreisen des In- und Auslandes, auf die er sich 
viel zugute that und die er für seine Zwecke geschickt zu benutzen 
verstand. Von 1845 bis 1849 war er königlich niederländischer Konsul 
in Basel. In der Folge wurde er Offizier der französischen Ehrenlegion, 
und nur ungern verzichtete er, ausdrücklicher Aufforderung des Bundes- 
rates gemäss, auf hohe Auszeichnungen der sardinischen und der bel- 
gischen Krone. In jüngeren Jahren hat er sich auch militärisch hervor- 
gethan, als Chef und Reorganisator des baselstädtischen Kavalleriekorps. 

Sein erstes größeres Auftreten in öffentlichem Auftrag gegenüber 
dem Auslande fällt in die Jahre 1845 und 1846. Damals sandte ihn die 


162 


BLATT XU 


Basler Regierung auf Antrag der Postkommission nach Paris zur Ver- 
handlung eines neuen Postvertrags mit dem Ministerium Guizot. Es 
gelang ihm, namhafte Vorteile für den Verkehr zwischen Basel und Paris 
zu gewinnen, die der gesamten Schweiz zugute kamen und für die nach- 
folgenden Verträge der übrigen Kantone die Wege ebneten. Nach dem 
Zeugnis des Zürcher Delegierten Pestalozzi-Hirzel hat LaRoche «als De- 
putierter Basels der ganzen Schweiz, und zwar besser, als wenn er dazu 
beauftragt gewesen wäre, schöne postalische Vorteile errungen». Un- 
zweifelhaft gebühre in diesem Falle «die Ehre der neuen Eroberung dem 
konservativeren Basel». Die Basler Regierung anerkannte seine Ver- 
dienste durch die Widmung eines prächtigen Pokales, der zur Zeit in 
der Goldkammer des historischen Museums aufbewahrt wird. 

Nächst Frankreich war für die Schweiz das österreichische Post- 
gebiet von besonderer Bedeutung, und zwar nicht nur die östliche Linie 
über Feldkirch, sondern weit mehr noch die Gotthardstraße nach der 
damals österreichischen Lombardei und dem übrigen Italien. Zu dem 
Aufblühen des Gotthardverkehrs in jener Zeit hat nicht am wenigsten 
das österreichisch-französische Brieffelleisen beigetragen, das von Jahr zu 
Jahr immer gewichtiger anschwoll. 

Die letzten Zeiten der Tagsatzung werden daher in verkehrspoli- 
tischer Hinsicht beherrscht durch weitverzweigte Vorbereitungen zur Er- 
setzung der alten im Verkehr mit allen anderen Ländern längst über- 
holten Zürcher Postverträge mit Österreich vom 2ı. Juni 1816. In den 
Jahren 1843 und 1844 fanden in Zürich gemeinsame Postkonferenzen 
statt zur Anbahnung allgemeingültiger Taxen und Dienstordnungen in den 
künftigen Postverträgen der Kantone unter sich und mit dem Auslande. 
Namentlich Österreich gegenüber empfand man, neben den hohen dortigen _ 
Taxen, den 1816 ausbedungenen Gratistransit der österreichischen Post- 
felleisen, als schwere Benachteiligung. 

Hier beginnt nun die eigentliche eidgenössische Thätigkeit LaRoches. 

Da die Vereinbarung der Gotthardkantone vom April 1846 an dem 
systematischen Widerstande Luzerns gegen jede Konzession im gemein- 
samen Interesse scheiterte, berief die Basler Postkommission auf LaRoches 
Antrag im Jänner 1847 eine neue Konferenz jener Stände. Luzern und 
Uri leisteten der Einladung keine Folge. Die übrigen aber beschlossen, 
unverweilt voranzugehen. LaRoche wurde mit unbedingter Vollmacht 
der Kantone Tessin, Aargau, Solothurn und beider Basel zur Verhandlung 
eines neuen Postvertrages nach Wien abgeordnet. Gleiche Vollmachten 
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erhielt er durch die persönliche Verwendung Achilles Bischoffs von Bern 
und der gesamten Westschweiz. Die Ostschweiz bot gleichzeitig ihre 
gewiegtesten Diplomaten auf, St. Gallen den Landammann Jakob Baum- 
gartner, Zürich den Bürgermeister und spätern Bundespräsidenten Dr. Jonas 
Furrer, mit welchem LaRoche seitdem in dauernder Freundschaft ver- 
bunden blieb. Luzern delegierte nach Wien zur Wahrung seines beson- 
dern Standpunktes seinen Staatsschreiber Bernhard Meyer, Uri den Land- 
ammann Vincenz Müller. 

Vorläufige Verständigungsversuche LaRoches auf ein gemeinsames 
Vorgehen scheiterten an der herrschenden Spannung. Zur Abklärung 
ihrer Forderungen mußten die Delegierten in Wien erst von der Gegen- 
partei ersucht werden, ihre Wünsche und Absichten schriftlich zu formu- 
lieren, was LaRoche in so vorzüglicher Weise that, daß sein Programm 
vom 3. Mai den Verhandlungen zugrunde gelegt wurde. Punkt für Punkt 
drang er mit seinen Forderungen durch: der Frankaturzwang wurde ab- 
geschafft und die den reichsdeutschen Staaten bewilligte Halbierung der 
österreichischen Brieftaxen auch der Schweiz zugestanden. 

Die ganze zweite Hälfte der Verhandlungen, die Erwirkung einer 
Transitgebühr für die Briefbeförderung des Auslandes durch die Schweiz . 
hatte LaRoche allein auszufechten. Auch hierin hatte er Erfolg und 
schließlich gelang es auch noch eine zehnjährige Dauer des neuen Ver- 
trages auszuwirken. Am 6. Juni 1847 wurde das Schlußprotokoll des 
Grundvertrages unterzeichnet und in den Tagen darauf die endlose Reihe 
der kantonalen Specialverträge gleichfalls bereinigt. 

Als die leitenden Gesichtspunkte und bestimmenden Verhaltungs- 
normen für LaRoches Vorgehen mögen hauptsächlich hervorgehoben 
werden: in erster Linie eine auffallend klare Erkenntnis davon, daß für 
das gesamte Verkehrsleben eine neue Zeit unabsehbaren Aufschwungs 
angebrochen und daß dieselbe erst in ihren Anfängen begriffen sei; sodann 
fürs Postwesen speciell die bestimmte Erwartung, daß die Verminderung 
der Taxen eine weit überwiegende Vermehrung der Korrespondenzen, 
somit anstatt einer vielerseits befürchteten finanziellen Einbuße eine Zu- 
nahme der Erträge herbeiführen müsse; und endlich ein umfassender, 
über die Kirchturmsinteressen der einzelnen Stände und Städte weit 
hinausgehender Blick, der ihn die eidgenössische Centralisation des Post- 
wesens nicht nur ahnen, sondern als reife Frucht der neuen Verkehrs- 
entwicklung mit Bestimmtheit erwarten und vorbereiten hieß. Überein- 
stimmend mit diesen seinen persönlichen Anschauungen und Neigungen 
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hatte LaRoche auch durch die Mannigfaltigkeit seiner Mandate Veran- 
lassung, einen höheren Standpunkt einzunehmen und die vielfach ausein- 
andergehenden Interessen der verschiedenen Landesteile versöhnend zu- 
sammenzufassen. Mehr als alle andern repräsentierte er daher Österreich 
gegenüber die Schweiz als Einheit. 

In die Heimat zurückgekehrt, legte LaRoche seinen Auftraggebern 
am 15. Juli in Bern Rechenschaft ab, und es fehlte nicht an Dankes- 
bezeugungen für seine ausgezeichnete Führung der Verhandlungen und 
für die bedeutenden Errungenschaften der neuen Verträge. 

Ablehnend verhielt sich wiederum einzig Luzern und im Zusammen- 
hang damit Zürich. Statt daß bis zum 15. August die allseitige Ratifi- 
kation erfolgt und das neue Regime am ı. Oktober 1847 in Kraft 
erwachsen wäre, fiel die ganze Sache vorerst den politischen Ereignissen 
jenes Herbstes zum Opfer. Nicht ohne wesentliche Mitschuld der Kabi- 
nette von Wien und Paris kam der Sonderbundskrieg zum Ausbruch. 
Seine sichere und rasche Erledigung bedeutete für die Kabinettspolitik 
eine schwere Niederlage und gab zugleich das Zeichen zu einem erneuten 
Auflodern republikanischer und nationalistischer Emanzipationsgelüste 
rings um die Grenzen der Schweiz. Wenn es nun auch den zähen per- 
sönlichen Bemühungen LaRoches im Februar 1848 endlich gelang, die 
neue Luzerner Regierung zur Ratifikation der Postverträge zu bewegen, 
so war dagegen in Wien von all dem Entgegenkommen, das die Schweizer 
Delegierten im Frühjahr 1847 daselbst gefunden hatten, jetzt nichts mehr 
zu verspüren. Unter dem Vorwande der oberitalischen Unruhen wurde 
der Austausch der Ratifikationen als unthunlich dargestellt und trotz aller 
Rechargen immer weiter hinausgeschoben. 

In der Schweiz aber gedieh inzwischen als direkte Frucht der 
Niederwerfung des Sonderbundes die neue Bundeseinheit nur um so 
rascher zu ihrer vollen Reife. 

Auf dem Gebiete des Verkehrswesens lagen die Nachteile der kan- 
tonalen Zersplitterung und andererseits die Vorzüge der Centralisation, 
die Beseitigung der zahllosen interkantonalen Reibflächen, die große Be- 
triebsersparnis und Vereinfachung des Dienstes, am greifbarsten zu tage. 
Ein Widerspruch dagegen konnte nicht mehr aufkommen. Allgemein 
erwartete man vielmehr als nächste Wohlthat bundesstaatlicher W irtschafts- 
politik die Einheit im Postwesen, wie man sie an dem Beispiel Frank- 
reichs und Österreichs, Bayerns und Badens, sowie des großdeutschen 
Postgebietes von Thurn und Taxis vor Augen hatte. Auf diesem Boden 


ersehnten und forderten Volk und Kantone mit seltenem Einmut die 
sofortige Durchführung der Centralisation, umsomehr als dabei wenigstens 
finanziell niemand zu verlieren hatte, indem der Reinertrag aus der Post- 
verwaltung des Bundes in der Hauptsache ganz zur Verteilung an die 
Kantone gelangte. 

Nachdem daher die Bundesverfassung am 12. September 1848 in 
Kraft erwachsen und die erste Bestellung des National- und des Stände- 
rates erfolgt war, beschloß die Bundesversammlung schon in ihrer ersten 
Tagung unterm 24. und 28. November 1848 die Übernahme der Posten 
im ganzen Umfange der Schweiz auf Rechnung des Bundes vom ı. Januar 
1849 an, vorläufig noch mit den Einrichtungen und dem Personal der 
bisherigen kantonalen Verwaltungen. 

Da war also kein Augenblick mehr zu verlieren. Am gleichen 
28. November nahm der Bundesrat seine erste Geschäftsverteilung vor, 
wobei das Post- und Baudepartement dem Vertreter St. Gallens, Naeff, 
zufiel. Und schon zwei Tage darauf wurde zur Wahl eines eidgenössi- 
schen Generalpostdirektors zunächst für die Zeit des Provisoriums bis zur 
Durchführung der Centralisation geschritten. Nächst der Kanzlerwürde, 
deren Inhaber, Schieß, als rocher de bronze aus der letzten Zeit der 
Tagsatzung in die neue Ordnung der Dinge übergieng, war dieser Posten 
die früheste Oberbeamtung der neuen Bundesverwaltung. 

Im Schoße des Bundesrates kamen dafür in Vorschlag Benedikt 
LaRoche-Stehelin von Basel und Regierungs- und Nationalrat Dr. Erpf 
aus St. Gallen. Gewählt wurde LaRoche. 

Erst nach reiflicher Erwägung und wahrscheinlich auf warme Ver- 
wendung von Achilles Bischoff hin nahm er am 9. Dezember die Wahl 
an. Bis zu seinem Amtsantritt am 6. Januar 1849 berief Naeff als pro- 
visorischen Sekretär des Postdepartements den tüchtigsten schweizerischen 
Postbeamten, Postdirektor Alexander Steinhäuslin von Aarau, zur Erledi- 
gung der laufenden Geschäfte mit den Kantonen und zu den Vorarbeiten 
für die Organisationskommission, bestehend aus Herzog-Herosee von Aarau 
und Dr. Erpf, welche am 9. Januar unmittelbar nach dem Eintreffen 
LaRoches in Bern ihre Beratungen begann. Während der Monate 
Januar und Februar 1849 mußte sich LaRoche in der Hauptsache darauf 
beschränken, an den Arbeiten dieser Kommission teilzunehmen und die 
laufenden Geschäfte zu erledigen. Aber sofort nach dem Schlusse dieser 
Beratungen legt er unterm 28. Februar, anknüpfend an einen etwas eng 
bemessenen Vorschlag Naeffs vom 12./16. Februar für das provisorische 
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Personal der Generalpostdirektion seine Ansichten und Anträge über 
den zu befolgenden Geschäftsgang und die Arbeitseinteilung dar: 

«Das Schweizervolk erwartet von der Centralisation der Posten wirk- 
liche Verbesserungen. Die Nachteile, welche die Kantone erleiden mögen, 
müssen ausgeglichen werden durch größere Vorteile, deren Umfang das 
Volk zu erkennen vermag.» Dazu sei eine sofortige gute Organisation 
nötig. «Es darf nichts übereilt werden, aber es muß in einer gegebenen 
Zeit vieles und sehr verschiedenartiges ins Werk gesetzt werden, wenn 
man den gerechten Ansprüchen und Erwartungen des Volkes genügen 
und sich nicht der Gefahr zahlloser Reklamationen und Angriffe und dem 
Abtrotzen notwendiger Verbesserungen aussetzen will.» 

Dem Generalpostdirektor sei durch den Organisationsentwurf die 
Leitung des ganzen Postwesens in allen seinen Zweigen übertragen. 
Solange er daher diese Stelle bekleide, habe er auch die Verantwortlich- 
keit dafür, und dazu sei erforderlich, daß er die nötige Hilfe erhalte und 
ihm überlassen werde, die Arbeit in sichere Hände zu verteilen. 

Als die drei Hauptpunkte, auf welche die Bundesbehörde zunächst 
und zwar gleichzeitig ihr Augenmerk zu richten haben werde, bezeichnet 
er: 1. die Ermäßigung der Posttaxen, welche keinerlei Schwierigkeit 
verursachen werde; 2. eine zeitgemäße Ordnung der Beziehungen zum 
Auslande, an welches die Schweiz bisher einen viel zu hohen Jahrestribut 
für Briefporto etc. entrichtet habe. Die Unterhandlungen darüber be- 
trachtet er als seine Specialität; 3. die notwendigen Verbesserungen im 
Kurswesen und in den Posteinrichtungen überhaupt. In erster Linie 
seien die vielen mißbräuchlichen Umleitungen und Verzögerungen, welche 
durch kantonale Sonderinteressen herbeigeführt würden, zu beseitigen. 
Dieses Gebiet liege dem Volke am nächsten vor Augen und berühre die 
lokalen Interessen am direktesten. Hier werden daher zunächst die meisten 
Verbesserungen erwartet. 

Sodann legt LaRoche einen umfassenden Plan für die Organisation 
und die Arbeitseinteilung der Generaldirektion vor. Er empfiehlt eine 
Dreiteilung in ı. die eigentliche Direktion, 2. das Rechnungswesen, 
3. das Kurswesen. Die Vorschläge, die er für die Besetzung der einzelnen 
Stellen daran knüpfte, beweisen jedenfalls, daß er seine Leute auszulesen 
und einen Jeden an seinen Posten zu stellen verstand. Während für die 
zweite Abteilung vorläufig nur provisorisch gesorgt zu werden braucht, 
will er an die Spitze der dritten keinen Geringeren als den Bündner 
Altbundespräsidenten und Nationalrat Bavier gestellt sehen und demselben 
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die Traininspektoren Schweizer aus Zürich und Emery aus Lausanne 
beigeben. Für sich selbst (Abteilung I) legt er besonderes Gewicht auf 
die Hilfe der drei Postdirektoren von Aarau, Zürich und Basel. Stein- 
häuslin und Bernoulli kennen wir bereits. Der uralte und «erfahrene 
Herr Generalpostdirektor Schweizer» von Zürich werde gleichfalls wesent- 
liche Dienste leisten können. Bernoulli besitze ausgezeichnete Kenntnisse 
über den eigentlichen Postmechanismus und werde sich hauptsächlich 
mit den darauf bezüglichen Anordnungen, Instruktionen und Formularen 
für Komptabilität und Manipulation zu befassen haben. Mit besonderm 
Nachdruck fordert er schließlich bessere und geräumigere Lokalitäten. 

Im Allgemeinen betont er mit großer Wärme, daß auf die richtige 
Einleitung der centralen Organisation alles ankomme und daß dazu die 
Mitwirkung der berufensten Fachmänner durchaus erforderlich sei. Es 
wäre ganz falsch, hier an den Kapacitäten oder an den Mitteln sparen 
zu wollen. 

Der Bundesrat hat diesen Anträgen im Ganzen teils direkt, teils 
nach nochmaliger Erdauerung zwischen Naeff und LaRoche entsprochen. 
Doch liegen schon hier die Keime zu LaRoches baldigem Rücktritt klar zu 
Tage in dem Zwiespalt zwischen den weitausholenden Dispositionen und 
largen Gepflogenheiten des Basler Grandseigneurs und der im Bundesrate 
damals noch allgemeinen Tendenz auf republikanische Einfachheit und 
thunlichste Sparsamkeit, welche gleichzeitig zum Beispiel in der Fest- 
setzung der Gehälter der Zollverwaltung entgegen den Anträgen des 
Departementchefs Frei-Herosee noch viel stärker hervortrat. Auch mag 
das verschieden geartete Naturell der beiden Hauptbeteiligten kein rechtes 
Zusammenwirken haben aufkommen lassen. LaRoche, im Vollgefühl 
seiner Stellung und Verantwortung, und ohnehin mehr an ministerielles 
Auftreten und Disponieren gewohnt, glaubte sich auf seinem Posten all- 
zusehr beengt, mitunter auch geradezu von Naeff konterkarriert, und er 
war nicht der Mann, sich von irgend einer Seite nahe treten zu lassen. 
Für die scheinbar unbedeutendsten Abänderungen an seinen sichern und 
gemessenen Verfügungen war er außerordentlich empfindlich. 

In den Monaten April bis Juni 1849 sah sich der Bundesrat veran- 
laßt, verschiedene von ihm getroffene Maßnahmen zu sistieren oder abzu- 
ändern, was LaRoche bereits so auffaßte, als wolle man sein Ansehen 
untergraben und ihn verdrängen, nachdem er seine Stellung «seit einem 
halben Jahre mit großer Aufopferung aus bloßer Vaterlandsliebe und 
Pflichtgefühl versehen habe». «Ich würde keinen Augenblick anstehen, 
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dem Wunsche des Bundesrates durch sofortige Einreichung meiner Ent- 
lassung zuvorzukommen. >» 

Inzwischen hatten die drei Postgrundgesetze, an denen LaRoche 
mitgewirkt hatte und deren Grundzüge in der ganzen seither erfolgten 
Verkehrsentwicklung nur um so fester sich bewährt haben, die Sanktion 
der Bundesversammlung erhalten, und jetzt schritt der Bundesrat zur 
Ausschreibung der als notwendig anerkannten definitiven Beamtungen der 
Centralpostverwaltung. 

Der Inhalt dieser Publikation wurde für LaRoches Rücktritt ent- 
scheidend.. Am 18. Juli gab er an Bundesrat Naeff die Erklärung ab, 
daß er sich in einigen wesentlichen Punkten weder mit der Zahl der 
Beamten, noch mit dem Ausmaß der Besoldungen befreunden könne, und 
am Tage darauf reichte er dem Bundesrate seine Entlassung ein, mit dem 
Beifügen, es werde ihn stets freuen, wenn er auch in der Folge seinem 
Vaterlande in diesem Fache, für welches er mit dem lebhaftesten Interesse 
erfüllt sei, einige Dienste leisten könne. Darauf reiste er nach Basel ab, 
von wo aus er die Geschäfte der Generalpostdirektion vorläufig weiter 
besorgte, und einer Aufforderung Naeffs Folge gebend, seine Ansichten 
noch einmal offen und unumwunden in einem einläßlichen Berichte vom 
30. Juli 1849 niederlegte. 

Nach eingehender Kritik an den wichtigeren Gehaltsansätzen faßt er 
seine Ansicht dahin zusammen, daß eine wohlfeile Administration nicht 
immer vom guten sei. Die eidgenössische Postverwaltung sei erst im 
Entstehen begriffen und müsse sich entwickeln können. Das sei aber 
nicht möglich, wenn sie in ihrem Personalbedarf, in ihrem Materialbudget 
und in den Krediten für Verbesserung und Vermehrung der Postkurse 
zu sehr beengt sei. Sonst werden die erwarteten schönen Früchte der 
Centralisation großenteils ausbleiben. Auch der Ertrag der Post werde 
nicht nur durch äußere Umstände, wie Naeff anzunehmen schien, sondern 
wesentlich auch durch die Qualität und die Leistungen der Verwaltung 
bestimmt. 

Mit diesem Gutachten beschloß LaRoche seine Wirksamkeit als eid- 
genössischer Generalpostdirektor. Da sich zu seinem Posten aus begreif- 
lichen Gründen niemand gemeldet hatte, blieb derselbe hinfort unbesetzt. 
Bundesrat Naeff selbst führte mit Dr. Erpf als Experten, und nach dessen 
baldigem Tode mit Steinhäuslin als Oberpostsekretär die Geschäfte 
der Generalpostdirektion weiter. Erst nach Steinhäuslins Abgang im 
Jahre 1872 wurde das Amt eines eidgenössischen Oberpostdirektors 
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neuerdings wieder besetzt durch den nachmaligen Weltpostdirektor 
Edmund Höhn. 


Indessen war LaRoches Thätigkeit für das schweizerische Postwesen 
mit seinem Rücktritt von der Generalpostdirektion keineswegs erschöpft. 
Wenn der Bundesrat den aristokratischen Allüren LaRoches die Herr- 
schaft in der Bundesverwaltung versagte, so wußte er andrerseits doch 
auch die specifischen persönlichen Qualitäten seines Generalpostdirektors 
sehr wohl zu schätzen und im Dienste des Landes zu verwerten. Speciell 
im Abschluß von Postverträgen hat es LaRoche zu einer förmlichen Vir- 
tuosität gebracht. Noch als Generalpostdirektor hatte er die Genug- 
thuung, nach zweijährigem Verzuge im Auftrag des Bundesrates den 
Austausch der Ratifikationen zu dem nunmehr auf den Namen der Eid- 
genossenschaft lautenden Postvertrage von 1847 mit dem österreichischen 
Geschäftsträger Odelga in Bern zu vollziehen. Am 31. Juli 1849, dem 
Tage seiner Entlassung, trat dieser erste Postvertrag der geeinten Schweiz 
mit dem Ausland in Kraft. 

In dem ehrenvollen Abschied, den ihm der Bundesrat mit gleichem 
Datum erteilte, wurde das Anerbieten LaRoches zu weiteren Diensten 
fürs eidgenössische Postwesen dankend angenommen und wenige Tage 
darauf, unterm 4. August 1849, ernannte und beglaubigte ihn der 
Bundesrat als eidgenössischen Kommissär für die Verhandlungen aller 
übrigen Postverträge mit dem Auslande, in der Meinung, daß er nach- 
einander mit den Postverwaltungen der Grenzländer Frankreich, Baden, 
Bayern, Sardinien und mit derjenigen von Thurn und Taxis in Verbindung 
treten sollte. 

Die ersten Monate nach seiner Heimkehr aus Bern war LaRoche 
vermutlich durch geschäftliche Angelegenheiten stark in Anspruch ge- 
nommen. Als er dann seinem neuen Auftrage näher trat, wuchs ihm 
derselbe bald weit über das ursprünglich vorgesehene Maß hinaus, haupt- 
sächlich dadurch, daß er im Gegensatz zu der bisherigen Übung die 
Überzeugung gewann, daß für die Schweiz weit mehr zu erreichen sei, 
wenn auch mit den nichtangrenzenden Ländern der direkte Briefschluß 
vereinbart werden könnte. 

Von Paris, wo er im Oktober 1849 die ersten Verhandlungen be- 
gann, um sie schon nach wenigen Wochen zu gutem Ende zu führen, 
begab er sich deßhalb nach Brüssel und schloß daselbst unterm ı2. No- 
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vember den ersten Postvertrag der Schweiz mit Belgien ab. Die Kor- 
respondenz mit England wurde im französischen Vertrage, diejenige mit 
Holland, soweit sie nicht über preußisches Gebiet gieng, in dem mit 
Belgien geregelt. 

Anfangs 1850 folgten zunächst briefliche Verhandlungen mit Preußen 
und Sachsen über direkte Verträge. Die meiste Zeit und Mühe aber 
nahmen im Laufe des Jahres die persönlichen Verhandlungen LaRoches 
in Turin mit Sardinien und in Bern mit dem spanischen Bevollmächtigten, 
Ritter von Nebiet, in Anspruch, welche am 2. November, beziehungsweise 
am 2t. Oktober gleichen Jahres zum Abschluß von Verträgen mit diesen 
Ländern führten. Nebenher liefen neue Verhandlungen mit Österreich 
zur Ergänzung des Vertrages von 1847/49 und solche mit den süd- 
deutschen Postverwaltungen und derjenigen von Thurn und Taxis, welche 
bis anhin wie Schaffhausen, so auch Württemberg umfaßt hatte. Aber 
auch in Berlin und in Dresden setzte man große Erwartungen auf 
LaRoches Thätigkeit und verhieß ihm das weitgehendste Entgegen- 
kommen. Bezeichnend dafür ist ein Brief des schweizerischen General- 
konsuls Hirzel in Leipzig vom 21. Januar 1850, der in seiner etwas über- 
schwänglichen und zugleich derb polternden Art u. a. schreibt: «Sie 
müssen durchaus auch die Augiasställe in Deutschland, deren sich im 
Postwesen soviele vorfinden, reinigen, gleichwie Sie dies mit so vielem 
Erfolg für unser Vaterland und auch anderwärts gethan.» LaRoche ver- 
schob jedoch diese Verhandlungen bis nach völliger Erledigung der Ver- 
träge mit den romanischen Ländern. 

Inzwischen glaubte er immer deutlicher inne zu werden, daß der 
Bundesrat, insonderheit sein früherer Departementschef Naeff den von 
ihm beantragten Anordnungen nicht prompt oder nicht exakt genug 
Nachachtung verschaffte, überhaupt seinen Mitteilungen nicht das in 
seinen Augen gehörige Gewicht beilegte.e Trotz gelegentlicher Be- 
schwichtigung dieser Bedenken durch Dr. Furrer wuchs die Kluft doch 
immer weiter, und als der Bundesrat ihn im Frühling 1851 wegen der 
Annahme eines sardinischen Ordens zur Rede stellte, vollzog LaRoche 
endgültig den Riß, indem er sich weigerte, weitere Verhandlungen in 
Postangelegenheiten mit dem Auslande zu übernehmen. Es handelte sich 
damals um den Postvertrag mit Thurn und Taxis, dessen Abschluß dann 
seinem Freunde Achilles Bischoff übertragen wurde. 
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Durch seine Wirksamkeit fürs eidgenössische Postwesen nach innen 
und nach außen hat Benedikt LaRoche dem Lande unzweifelhaft große 
Dienste geleistet. Überall hat er den Verkehr von überlebten Formen 
und lästigen Fesseln befreit und dem Grundsatze Geltung verschafft, daß 
die Postanstalten in erster Linie dem Verkehr zu dienen und ihren Ertrag 
durch Erleichterung und Mehrung desselben, nicht aber durch seine fis- 
kalische Belastung zu suchen haben. Der gewaltige Verkehrsaufschwung 
seit jener Zeit hat ihm darin vollkommen Recht gegeben. 

Die heimatlichen Funktionen LaRoches als Basler Ratsherr seit 
1853, als Präsident des Handelskollegiums und Mitglied des Staatskolle- 
giums, fallen als nicht eidgenössischer Natur außerhalb des Rahmens dieser 
Darstellung. 


II. DIE ZOLLABLÖSUNG 
DURCH NATIONZERAT "ACHIEEBEESZBISCHOF 


Viel bekannter als die Verdienste Benedikt LaRoches sind diejenigen 
seines älteren Fachgenossen und Freundes Achilles Bischoff um die wirt- 
schaftliche Einigung der Schweiz, insonderheit um die Zollablösung von 
den Kantonen. 

Wenn die aristokratische Natur LaRoches dessen eidgenössische 
Wirksamkeit hauptsächlich den ausländischen Verwaltungen gegenüber 
zur Geltung kommen ließ, dagegen nach Innen an der thatsächlichen 
Herrschaft der demokratischen Ideen in der Schweiz ihre notwendige 
Schranke fand, so war es dagegen Achilles Bischoff (1795— 1867) gegeben, 
allen Verhältnissen zu Stadt und Land, bei Hoch und Nieder mit gleicher 
Leichtigkeit und Sicherheit gerecht zu werden und mühelos sich anzu- 
passen. Mit seiner überlegenen Geisteskraft, seinem stets schlagfertigen 
und überzeugungskräftigen Worte, seiner bezwingenden Liebenswürdig- 
keit, seinem unverwüstlichen Humor und seiner sehr weitgehenden Freiheit 
von jedem Vorurteil war der joviale Basler Ratsherr nicht nur in der 
Bundesstadt und in der ersten Bundesversammlung, sondern vorher schon 
durch seine vielen Reisen in öffentlichem Auftrag im ganzen Lande umher 
eine der bekanntesten und populärsten Figuren unter den damaligen 
schweizerischen Staatsmännern. 

Wenn daher der Bundesrat die heikelste aller Aufgaben des neuen 
Bundes, die finanzielle Fundierung des schweizerischen Bundesstaates auf 
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den Ertrag der neuen eidgenössischen Grenzzölle, gerade ihm über- 
trug, so geschah dies nicht allein in Würdigung seiner großen Rutine 
in Geld- und Geschäftsangelegenheiten, sondern auch in der richtigen 
Erkenntnis, daß zum Loskauf der einträglichsten fiskalischen Hoheits- 
rechte der Kantone mehr als das gehörte, daß dazu ein außerordent- 
liches Maß rein menschlicher Eigenschaften erforderlich war, die sich 
in dem gewinnenden Wesen dieses Mannes in seltener Weise vereinigt 
fanden. 

In Basel geboren und erzogen, hatte Achilles Bischoff vom zwan- 
zigsten bis zum sechsundvierzigsten Lebensjahr als Kaufmann und Tuch- 
fabrikant in Italien (Livorno und Como) gelebt, um alsdann, nach 
Basel zurückgekehrt, eine ausgedehnte öffentliche Wirksamkeit zu ent- 
falten. Schon von Como aus hatte er die beginnende Umwälzung im 
schweizerischen Verkehrswesen lebhaft verfolgt und bei den zürcherischen 
Eisenbahnbestrebungen am Ende der Dreißiger Jahre mitgemacht. Mit 
J. J. Speiser und Karl Geigy war er bei der Gründung der Bank in 
Basel beteiligt. Als Mitglied der Eisenbahnkommission nahm er an den 
schwierigen Unterhandlungen betreffend die Einmündung der elsässischen 
und der badischen Bahnlinien nach Basel teil. Das Arrangement der 
Eröffnungsfeier des französischen Bahnhofs am ı1. Dezember 1845 war 
sein persönlichstes Werk, und donnernden Beifall fand bei diesem Anlaß 
sein Trinkspruch auf die Einheit im schweizerischen Eisenbahnwesen. 
Selbstverständlich, daß er auch bei den ersten Anläufen zur Gründung 
der schweizerischen Centralbahn dabei war. In der Postkommission fand 
sein lebendiger Thatendrang in zahllosen Missionen und Verhandlungen 
im In- und Auslande Gelegenheit, sich zu üben, wobei ihm seine intime 
Kenntnis italienischer Sprache und Volksart trefflich zu statten kam. 
Auch im Handelskollegium entfaltete er eine rege Thätigkeit. In der 
kurzen Zeit seiner öffentlichen Wirksamkeit von 1840— 1852 gelangte er 
rasch zu großem Einfluß. 1846 war er eines der Häupter jener Mittel- 
partei, welche damals, über alte Kränkungen und neuere Ausschrei- 
tungen der schweizerischen Fortschrittspartei hinweg, die Verhältnisse 
so nahm, wie sie nun einmal lagen, und auf dem Boden eidgenössischer 
Realpolitik auch für Basel-Stadt festen Fuß zu fassen suchte. Bei der 
Durchführung der neuen Basler Verfassung wurde er Mitglied der Re- 
gierung, und als es nach Annahme der Bundesverfassung galt, einen — 
nach der damaligen Volkszahl von 26—30,000 Seelen den einzigen — 
Vertreter von Basel-Stadt für den neu begründeten Nationalrat zu be- 
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zeichnen, ‘wurde Achilles Bischoff zu dieser damals um so viel wich- 
tigeren und verantwortungsvolleren Stellung auserkoren. 

Auch in diesem weiteren Wirkungskreise verschaffte ihm seine 
Tüchtigkeit und Sachkenntnis sofort den größten Einfluß. Mehrfach ist 
er mit seiner Familie für längere Zeit ganz nach Bern übergesiedelt. 

Allzufrüh hat dann im Dezember 1852, mitten aus einer Sitzung des 
Centralbahnkomites heraus, ein Schlaganfall, von dem er sich nie mehr 
ganz erholte, seinem öffentlichen Wirken, und ganz speciell seiner glän- 
zenden Beredsamkeit durch eine Zungenlähmung ein plötzliches, unerbitt- 
liches Ende bereitet. Im Nationalrat trat an seine Stelle auf 22 Jahre 
hinaus der bisherige Vertreter Basels im Ständerat, Oberst J. J. Stehlin, 
der seinerseits im Ständerat ersetzt wurde durch Rudolf Merian und 
Anfangs 1855 durch August Stähelin-Brunner. — Bis an sein Ende 
im Jahre 1867 hat Achilles Bischoff allen öffentlichen Dingen sein Inter- 
esse bewahrt, ohne jedoch mehr selbstthätig in dieselben eingreifen zu 
können. Eine um so größere Fülle erfolgreichen Schaffens drängt sich 
in die wenigen Jahre seiner eidgenössischen Thätigkeit zusammen. Wir 
können daraus an dieser Stelle nur zwei der wichtigeren Seiten be- 
leuchten. 

Dem Gegenstand des vorigen Abschnittes schließt sich am engsten 
an die Mitwirkung Achilles Bischoffs bei der Ordnung des schweizerischen 
Postwesens, namentlich beim Abschluß der deutschen Postverträge, deren 
Fortführung ihm nach der Ablehnung Benedikt LaRoches im Frühjahr 
1851 zufiel. Die Annahme dieses Mandates wurde ihm zwar, seines 
persönlichen Verhältnisses zu LaRoche wegen, nicht leicht. Doch über- 
wand er seine Bedenken und führte den Auftrag, der sich zunächst nur 
auf Verhandlungen mit Thurn und Taxis bezogen hatte, in viel weiterem 
Umfang aus. Unterm 23. April 1852 brachte er einen allgemeinen Post- 
vertrag der Schweiz mit den Staaten des deutsch-österreichischen Post- 
vereins und im Anschluß daran Separatverträge mit den einzelnen Gliedern 
dieses Postvereins, Österreich, Bayern und Württemberg, Thurn und 
Taxis und Baden, zum glücklichen Abschluß, welche probeweise schon 
im Oktober gleichen Jahres in Kraft traten und in der Folge mit einigen 
Modifikationen allseitig ratificiert wurden. 

Noch hervorragender als im Postwesen hat sich Achilles Bischoff an 
der Durchführung der Zollhoheit des Bundes beteiligt. 

Durch die Gründung des deutschen Zollvereins sah sich die Schweiz 
seit Mitte der Dreißiger Jahre noch mehr als bis dahin vor die zwingende 
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Notwendigkeit gestellt, sich von der selbstmörderischen Last ihres er- 
drückenden Binnenzollpanzers zu befreien und sich zu einem einheitlichen 
Wirtschaftsgebiete zusammenzuschließen. 

Nach vergeblichen Anregungen Zürichs an der Tagsatzung von 1838 
und 1840 gieng Bern mit dem Beispiel voran, indem es mit Aargau, 
Solothurn und beiden Basel Fühlung suchte zur Bildung eines Zollvereins. 
Basel verhielt sich ablehnend, da die Kumulierung der bisherigen Binnen- 
zölle an der Grenze seiner Bevölkerung eine empfindliche Konsumver- 
teuerung bringen und seinem blühenden Zwischenhandel einen argen 
Hemmschuh anlegen mußte. Baselland konnte in diesem Punkte nicht 
ohne die Stadt handeln. Zwischen den drei andern Kantonen gedieh das 
Projekt nach fünfjährigen Verhandlungen zur Reife, und als es anfangs 
1847 der Tagsatzung zur Genehmigung angekündigt wurde, zeigte auch 
die Ostschweiz Geneigtheit zum Anschluß. 

Das führte zu der denkwürdigen Aarauer Zollkonferenz vom 27. Sep- 
tember 1847, an der sich die Basler Regierung, trotz den schweren Be- 
denken ihrer Kaufhauskommission und ihres Handelskollegiums (Referent 
VonderMühll), durch Achilles Bischoff vertreten ließ. Soviel sich aus dem 
schlecht redigierten Protokoll dieser Verhandlungen ersehen lässt, hat 
Achilles Bischoff daselbst für möglichst niedrige Zölle plädiert und infolge 
dessen gegen die Abschaffung der Weggelder, die um so höhere Grenz- 
zölle zur Folge gehabt hätte, gesprochen, inbetreff der Beseitigung der 
Ohmgelder aber das Protokoll offen gehalten. 

Obgleich mit dieser Konferenz eine Einigung noch nicht erzielt war, 
trug sie doch viel zur Abklärung der Lage bei. Zunächst wurde zwar 
der Fortgang der Arbeiten gehemmt durch den Ausbruch des Sonder- 
bundskrieges. Unmittelbar nachher aber lud Bern unterm 23. Februar 
1848 die beteiligten Kantone auftragsgemäß zur Mitteilung ihrer Zoll- 
einnahmen in den Jahren 1840— 1844, eventuell bis 1846 ein. Von Seite 
Basels wurden diese Angaben namens der Kaufhauskommission durch 
die Ratsherren Karl Geigy und Achilles Bischoff für die Jahre 1840 bis 
1847 besorgt. Dieses Material hat dann, neben den Arbeiten der Revi- 
sionskommission in Zoll- und Handelsfragen, die Grundlage für das ganze 
weitere Vorgehen gebildet. | 

Im Bundesrate kam die Zollfrage sofort nach den ersten Postver- 
fügungen (s. o. S. 166) am 6. Dezember 1848 zur Sprache. Der Vorsteher 
des Handels- und Zolldepartements, Bundesrat Frei-Herosee von Aarau, 
konnte direkt an die Aarauer Konferenz anknüpfen. Seinem Antrage 
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gemäß wurde eine Kommission bestellt, die unter seiner Leitung die 
grundlegenden Vorschläge zur Durchführung der schweizerischen Zoll- 
einheit vorzubereiten hatte. Ihre Hauptaufgaben waren die Organisation 
des Zollwesens, die Aufstellung und Instruktion der erforderlichen Auf- 
sichts- und Rechnungsbeamten, die Bestimmung der Grenzbureaux, die 
Festsetzung eines Zolltarifs, sowie die Untersuchung der Frage, welche 
von der Tagsatzung anerkannten Gebühren der Kantone fortbestehen 
dürfen und wie lange. Die Kommission wurde bestellt aus Christian 
Beyel von Zürich, Regierungsrat Dr. Schneider von Bern (beziehungs- 
weise nach dessen Absage Oberst Anderegg von St. Gallen), Zollintendant 
LaHarpe von Lausanne und Achilles Bischoff. Der letztere wurde für 
das Handels- und Zolldepartement in dieser wie in vielen anderen Fragen 
der maßgebendste Berater, zeitweise geradezu die Seele desselben. Im 
Einzelnen lässt sich sein Anteil an der Vorbereitung der Zollgesetzgebung 
kaum mehr umgrenzen. Zweifellos war aber nach dem Worte Andreas 
Heuslers d. ä. «die Organisation des eidgenössischen Zollwesens großen- 
teils sein Werk». An dem Kampf um den Zolltarif war Achilles Bischoff 
aufs persönlichste engagiert durch einen der Vorlage des Bundesrates 
diametral entgegengesetzten, sehr niedrigen Tarifentwurf, den er mit Re- 
gierungsrat Schneider von Bern verfaßt hatte und der in den Verhand- 
lungen der Bundesversammlung seinen Namen trug. Angenommen wurde 
ein Vermittlungsvorschlag. 

Die schwierigste Aufgabe, die seiner harrte, war indessen die Ab- 
findung der Kantone für den Entgang ihrer Zollhoheit durch die Aufhebung 
aller innern Zölle und die Beseitigung der verbindlichen Kaufhaus-, Weg- 
und Brückengelder. 

Die vier Batzen pro Kopf, welche Artikel 26 der Bundesverfassung 
jedem Kanton vorweg aus dem Ertrage der künftigen eidgenössischen 
Grenzzölle zusprach, reichten nur bei sechs ganzen und drei bis vier 
halben Kantonen zur vollständigen Deckung ihrer finanziellen Einbuße 
hin. Bei allen übrigen war der durchschnittliche Zollertrag der fünf norm- 
gebenden Jahre 1842—1846 höher. Mit diesen zwölf ganzen und zwei 
halben Kantonen war nun eine Verständigung über das Ausmaß ihrer 
jährlichen Zollentschädigung durch den Bund herbeizuführen, und unserm 
Achilles Bischoff fiel die Aufgabe zu, diese Summen zu beidseitiger Zu- 
friedenheit zu vereinbaren. 

Über das Einzelne mag in übersichtlicher Form die nachfolgende 
Tabelle orientieren, welche zugleich die schließlich ausbedungenen Betreff- 
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nisse der Zollentschädigung, wie sie mit geringen Abweichungen bis zu 
ihrer vollständigen Beseitigung durch die Verfassungsrevision von 1874 
zu Recht bestanden, aufweist. 


I 2 5 4 5 

Volkszahl mal Zollertrag Definitive Zoll- 

Kantone. im Jahre 4 Batzen 1842-46 entschädigung, jährlich 

1838. — Hr: Fr. a.W. Ersta. W. 
DZ. 232 0422231,576 92,630 ca. 25,000 92,630. 40 
DBerw 0. 2.0. 402,013 163,165 211,407 175,000. — 
Ruzerna. 2. 124,321 49,808 ca. 19,000 49,808. 40 
AN 13,319 5,408 64,655 54,000. — 
Sonya 40,650 16,260 ca. 8,000 16,260. — 
"Obwalden . . 12,368 4,947 ‚947. 20 
"Nidwalden . . 2 an nn 20 
Glarus Sn 29,348 11739 ca. 500 11,739.420 
9270 RD RER 15,322 129. 7.00: 6,000 6,128. 80 
Breburg.. 8. 91,145 36,458 45,830 37,000. — 
Solothurn =. 63,196 25,278 34,897 32,000. — 
Basel-Stadt . . 24,321 9,728 114,263 104,000. — 
DBasel-Band... ®. 41,103 16,441 46,872 45,400. — 
Schaffhausen '!. . 32,582 13,033 50,828 46,000. — 
* Appenzell A.Rh. 41,080 16,432 ca. 5,200 16,432. — 
* Appenzell I. Rh. 9,796 9182.00. 800 3,918. 40 
StrGallenı 0. 02158,853 63,541 128,420 118,000. — 
Graubünden. . 84,506 33,802 325,289 210,000. — 
Margau re nn 182,755 73,102 132,229 107,000. — 
ihursan, el) 84,124 33,650 49,829 45,000. — 
Dessen 2 6E8,023 45,569 323,250 190,000. — 
NMaades 2 20 72.20193,582 73,433 168,990 152,000. — 
Wallis 2%. 76,590 30,636 115,224 70,000. — 
* Neuenburg . . 58,616 23,446 ca. 12,000 23,446. 40 
Gent ran 58,666 23,466 47,239 30,000. — 
2,190,258 876,100 1,949,722 

Hauensteinzölle ERROR Per ER LERN, 25,982. gI!/s 
Emntchzolleue rn ae. es 10,600. — 

Schneebruch am Gotthard 2 . 2. 18,628. 8a 
1,700,000. — 


*) Kantone, mit welchen nicht verhandelt werden mußte, weil ihr bisheriger Zollbezug die 


Norm von 4 Batzen pro Kopf nicht erreicht hatte. 


‚ Eine Vergleichung der Spalten 4 und 5 dieser Tabelle zeigt, daß es 
Achilles Bischoff ausnahmslos fertig gebracht hat, im Interesse des Bundes 
niedrigere Entschädigungsannuitäten auszuwirken, als der bisherige Ertrag 
der kantonalen Zölle und Weggelder gewesen war. 
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Als wegleitende Instruktion war ihm gemäß der bindenden Vorschrift 
der Bundesverfassung aufgegeben: unbedingte Ablösung der Transitzölle, 
wobei jedoch nicht nur internationale, sondern auch schon interkantonale 
Transporte als Transit gedeutet wurden. Überdies sollte es dem Departe- 
ment freistehen, nach stattgehabten Unterhandlungen auch die Ablösung 
anderer Zölle zu beantragen. Ausgeschlossen von der Entschädigungs- 
pflicht des Bundes blieben die von der Tagsatzung nicht ausdrücklich 
bewillisten Zölle, sowie die in Form von Zöllen erhobenen Verbrauchs- 
steuern der Kantone. Die Herausschälung der letztern aus dem, was 
sich Zoll nannte und als solcher auf volle Entschädigung Anspruch 
erhob, bildete, wie leicht verständlich, die schwierigste Klippe der ganzen 
Verhandlungen. 

Achilles Bischoff nahm die Aufgabe von vornherein in ihrem weite- 
sten Umfang, unter Ausdehnung auf die Weg- und Brückengelder, in 
Angrif. Mit den von ihm selbst in Aarau und in der Bundesversamm- 
lung vertretenen Tendenzen seiner engeren Heimat trat er damit in 
Widerspruch. Denn je mehr kantonale Rechte abgelöst wurden, um so 
höhere Entschädigungen und Grenzzölle wurden dadurch notwendig. Die 
daherigen Befürchtungen brachte er aber wieder zum Schweigen durch 
die starken Reduktionen auf den ursprünglichen Forderungen, zu welchen 
er die Kantone vermochte und durch welche er die gesamte Auskaufs- 
summe von 2,135,000 auf 1,700,000 herunterbrachte, d. h. annähernd auf 
denjenigen Betrag, welcher für die Ablösung der Transitzölle allein in 
Aussicht genommen worden war. 

Während der Frühjahrssession 1849 der Bundesversammlung setzte 
er gleich bei dem schwierigsten und kompliciertesten Teile der Aufgabe, 
im Südosten, ein, wo der Transit über die Alpenpässe seit Jahrhunderten 
die Bildung und Häufung von Zöllen und Transportrechten ausnehmend 
begünstigt hatte. Die Forderung Graubündens wurde von 345,289 Frs. 
durch Abzug der von der Tagsatzung nicht bewilligten Zölle (112,727 Frs.), 
sowie der versteckten Holz- und Ohmgelder auf 210,000 Frs. zurück- 
geschnitten, mit dem Geding, daß der Kanton nach wie vor selbst seine 
Straßen und Brücken in gehörigem Stand halte. — Tessin mußte sich 
von den beanspruchten 323,250 Frs. einen Abstrich von 133,000 Frs. 
hauptsächlich für versteckte Konsumsteuern gefallen lassen. Zu den 
schwierigsten Verhandlungen gehörten die mit Uri, das bei starken 
Ansprüchen für die Tilgung seiner Straßenbauschuld, den Abzug von 
seiner Annuität für den hinfort vom Bunde übernommenen Schneebruch 
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am Gotthard viel zu tief bemaß. Erst auf ausdrückliche Verfügung 
des Bundesrates kam hier Achilles Bischoff von 50,000 auf 54,000 Frs. 
anstatt der geforderten 64,000 Frs. entgegen. 

Inzwischen hatten die eidgenössischen Räte am 30. Juni 1849 Zoll- 
gesetz und Zolltarif nach hartem Kampf in vermittelndem Sinne als 
gemäßigtes Fiskalzollsystem erledigt. Auf den ı. September wurden 
die fünf neu ernannten Zolldirektoren, aus Basel Theodor Hoffmann- 
Merian, zur Ausarbeitung der Zollverordnungen und Instruktionen nach 
Bern einberufen. Anfangs Oktober waren sie damit im Reinen. Es 
fehlte zur Durchführung der vollen Zolleinheit nur noch der Haupt- 
und Schlußstein, die Erledigung des Ablösungsgeschäftes, dem im Zoll- 
gesetz bereits, nach den von Achilles Bischoff gemachten Erfahrungen, 
die weitergehende Ausdehnung auf die Weg- und Brückengelder gegeben 
worden war. 

Zur Vollendung dieser Arbeit benützte nun Achilles Bischoff den 
Zusammentritt der eidgenössischen Räte im August 1849. Neben und 
nach einander wurden da Bern und die Hauensteinkantone, nebst dem 
Aargau, die welsche Schweiz und schließlich die drei ostschweizerischen 
Ablösungskantone St. Gallen, Thurgau und Schaffhausen abgewandelt, 
während den übrigen Ständen nur die geschäftsmäßige Anzeige zugieng, 
daß ihre bezüglichen Intraden vom Tage der Vollziehung des Zollgesetzes 
an nicht mehr erhoben werden sollten. 

Die Verhandlungen mit Solothurn und beiden Basel führte Bundesrat 
Frei selbst, um jeden Verdacht der Parteilichkeit auszuschließen. Solo- 
thurn und Baselland erhielten bis zur Tilgung ihrer Straßenbauschuld, 
d. h. für etwa 12 Jahre, über ihre sonstige Zollloskaufssumme hinaus 
Amortisationsannuitäten von 15,560 Frs. für den oberen und 10,423 Frs. 
für den unteren Hauenstein zugesichert. 

Basel-Stadt hatte nach Freis Bericht außerordentlich niedrige Zoll- 
ansätze. Der Bezug war sogar unter dem Maße, zu dem es die Berech- 
tigung vorweisen konnte. Wenn trotzdem die Loskaufssumme pro Kopf 
neben der von Uri die höchste ist, so erklärt sich das «durch die außer- 
ordentliche kommerzielle Rührigkeit und Thätigkeit seiner Einwohner und 
die für den Handel äußerst günstige geographische Lage». 

Durch die Verlegung der Zölle an die Grenze trat für Basel fortan 
freilich eine wesentlich höhere Zollbelastung ein. Kein anderer Kanton 
hatte in dieser Sache ein so tief einschneidendes Opfer an den Grund- 
lagen seiner Existenz zu bringen. 


179 


Gleichzeitig mit diesen Verhandlungen Freis führte Achilles Bischoff 
diejenigen mit den übrigen Kantonen in wenigen Monaten so weit, daß 
in der Wintersession der Bundesversammlung die sämtlichen Zollaus- 
lösungsverträge außer demjenigen mit Bern vorgelegt werden konnten. 
Mit dem Berner Bevollmächtigten, Regierungsrat Revel, hatte sich Achilles 
Bischoff zwar gleichfalls geeinigt, und zwar, — nach Abzug der Tabakzölle 
und verdeckten Konsumgebühren von der bernischen Forderung von 
211,407 Frs., — auf die Kopfquote von vier Batzen, d. h. auf 163,165 Frs. 
Die Berner Regierung aber versagte diesem Abkommen ihre Genehmigung 
und wollte sich überhaupt keinen Abzug von ihrer Forderung gefallen 
lassen, auch nicht den im Zollgesetz ausdrücklich sanktionierten und von 
allen andern Kantonen anerkannten Abstrich für versteckte Konsumsteuern. 
Achilles Bischoff blieb indessen gleichfalls hart und zäh und setzte wirk- 
lich am Tage vor Weihnachten eine Reduktion auf 175,000 Fr. durch, 
welcher schließlich auch der Große Rat von Bern seine Genehmigung 
nicht versagen konnte. 

Damit war das Ablösungsgeschäft zu einem im ganzen weit über 
Erwarten guten und befriedigenden Ende geführt. Dem geschickten 
ÖOperateur war, nach seinem eigenen Scherzwort, keiner seiner Patienten 
auf dem Seciertisch unter dem Messer verschieden. Allgemein war viel- 
mehr die Anerkennung, daß derselbe mit ebensoviel Unparteilichkeit als 
Takt und Sicherheit seiner schwierigen Aufgabe gerecht geworden war. 
Zum größten Danke aber hat er sich das Finanzwesen des Bundes ver- 
pflichtet. 

In der Nacht vom 31. Januar auf den ı. Februar 1850 fielen im 
ganzen Lande die innern Zollschranken, und es werden an ihrer Statt 
seither die eidgenössischen Grenzzölle erhoben. Nur wenige Brücken- 
gelder der welschen Schweiz und der Kantone Bern und Aargau, lauter 
Amortisationsgebühren für kostspielige Neubauten und Meliorationen, 
sowie der untere Urner Straßenzoll, haben der Überredungskunst des 
Basler Abgeordneten Stand gehalten und seine Ablösungsverhandlungen 
überdauert. Unberührt blieben instruktionsgemäß die sämtlichen Ohm- 
gelder von fünfzehn ganzen und zwei halben Kantonen, nebst den Octrois 
von Genf und Carouge. Jene letzten Brückengelder fielen nach einander 
im Laufe der Jahre 1853—1ı865, der Urner Zoll gegen Ende 1864 und 
die Ohmgelder bekanntlich im Jahre 1890 dahin. 
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III. DIE SCHWEIZERISCHE MÜNZREFORM 
DURCEHZBNNKDIREKTOR JOHANN JAKOB: SPEISER. 


Von der Münzverwirrung der Schweiz bis zur Mitte des XIX. Jahr- 
hunderts kann man sich unter den heutigen, einfach und klar geordneten 
Verhältnissen kaum mehr annähernd eine richtige Vorstellung machen. 
Nicht weniger als 297 einheimische Sorten, darunter manche recht 
schlechte, und dazu «beinahe jedwede fremde Münze: alles, was rund 
ist, lief in der Schweiz um» zu teilweise stark überwerteten Kursen. 
«Jeder an der Grenze neu auftauchende Münzfuß erwirbt sich das Bürger- 
recht, und je schlechter er ist, um so schneller verdrängt er naturgemäß 
den bessern.» (Speiser 1849.) Außer dem effektiven in Metall geprägten 
Gelde bestanden mindestens sechs oder sieben Arten bloßen Rechnungs- 
geldes. Für den gemeinen Mann war ein Überblick beinahe unmöglich. 

Redliche Bemühungen zur Besserung dieser Zustände waren zwar 
seit den Einheitsbestrebungen der Helvetik nie mehr ganz zur Ruhe ge- 
kommen. Sie hatten aber nur die Einstellung der Neuprägungen und 
eine gewisse Einschränkung des übermäßigen Umlaufs einheimischer 
Scheidemünzen zur Folge. Der Einwirkung der fremden Valuten blieb 
die Schweiz durch ihre Systemslosigkeit nach wie vor schutzlos preis- 
gegeben. Dem deutschen Zollverein (1825—1835) folgte auf dem Fuße 
der süddeutsche Münzbund. Dadurch neu befestigt, verdrängte der 
deutsche Reichsgulden (1 Fr. — ı119°?/, Gran f. Silber) den französischen 
Fünflivre (1 Fr. — 121 Gran) aus dem großen Verkehr teilweise und 
aus dem Kleinverkehr vollständig. Von 1825—1849 betrug die Entwer- 
tung der schweizerischen Valuta aus diesem Titel allein nahezu 5°/.. 

Andrerseits schuf Genf durch seinen Übertritt zum französischen 
Frankenfuß im Jahre 1838 für die kommende schweizerische Münzeinheit 
ein folgenschweres Präcedens.. Im Februar 1839 tagten noch einmal 
neun westschweizerische Stände, darunter beide Basel, über die Einführung 
des französischen Münzsystems, aber ohne greifbares Resultat. Seither 
stockten alle Verhandlungen. 

Erst die Verfassungsrevision von 1848 erweckte auch die Münzfrage 
zu neuem Leben. Zwar mußte in Artikel 36 der neuen Bundesurkunde, 
mehrfacher Anregung zuwider, die Wahl des Münzfußes offen gelassen 
und der Gesetzgebung anheimgestellt werden. Dagegen wurde der Grund- 
satz der Centralisation des Münzwesens mit ı8 Standesstimmen ohne 
Opposition angenommen. Nur über die Fassung des Auftrags an die 
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Bundesbehörde, «den Münzfuß» festzusetzen, entbrannte wieder der alte 
Hausstreit. Zürich sah darin ein Präjudiz zugunsten der strengen Münz- 
einheit, während es der eigentümlichen Lage des Landes vielleicht besser 
entsprechen würde, zwei Systeme anzunehmen, das Franken- oder Deci- 
malsystem für die westlichen Kantone und den Guldenfuß für die 
Ostschweiz. 

Zu einem derartigen Sonderbund im schweizerischen Münzwesen 
sollte es indessen nicht kommen. Dafür war der Einheitsdrang auf allen 
Gebieten denn doch zu mächtig. Am 23. Juni 1848 wurde jener Antrag 
Zürichs von der Tagsatzung verworfen. Artikel 36 der Bundesverfassung 
legt in die Hand des Bundes die Festsetzung des schweizerischen Münz- 
fußes nebst den Maßnahmen für Tarifierung, Einschmelzung und Um- 
prägung der vorhandenen Münzsorten. Damit war die volle Einheit im 
schweizerischen Münzwesen verfassungsmäßig gesichert. | 

An die Ausführung wurde zunächst noch nicht sofort nach dem In- 
krafttreten der neuen Verfassung Hand angelegt. Post und Zoll hatten 
den Vortritt. Aber. gerade diese beiden Verwaltungszweige drängten 
von Anfang an mit besonderer Deutlichkeit auf die Münzeinheit als Vor- 
bedingung jedes geordneten Geschäftsganges hin. Die Tarifierungsanträge 
Naeffs und Freis verwarf teils der Bundesrat, teils die Bundesversamm- 
lung. Im Geben und Nehmen sollte jede Münze vorerst noch weiter nach 
ihrem lokalen Kurse gelten. Jede Tarifierung hätte den Status quo in 
Permanenz erklärt und den vorläufigen Verzicht auf die Münzeinheit, ihre 
Vertagung auf unabsehbare Zeit bedeutet. Das aber lag nicht in der 
Absicht der Mehrheit, weder in den Räten noch im Volke. Statt dessen 
lud der Bundesrat am 2ı./22. Februar 1849 das Finanzdepartement zur 
Vorbereitung eines Gesetzesentwurfs über das Münzwesen ein. 

In Ausführung dieses Auftrags richtete das Finanzdepartement zu 
seiner sichern Orientierung über die bestehenden Münzverhältnisse unterm 
26. Februar 1849 eine Umfrage an die Kantone, die vom April bis in den 
Herbst hinein sehr ungleich beantwortet wurde. Und am 29./30. Juni 
beauftragten die eidgenössischen Räte den Bundesrat, «bis zum nächsten 
Zusammentritt der Bundesversammlung» — gemeint war laut Vertagungs- 
dekret: bis zum ı2. November 1849 — «geeignete Anträge über Ein- 
führung eines allgemeinen schweizerischen Münzfußes» vorzulegen. 

Bei der obwaltenden Sachlage war die Ausführung dieses Auftrages 
kein Leichtes. Mußte doch jede Entscheidung im Osten oder im Westen 
wirkliche oder vermeintliche Interessen, liebgewordene und festgewurzelte 
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Gewohnheiten und Anschauungen verletzen. Dazu kam die eigenartige 
Schwierigkeit und Dunkelheit des Gegenstandes in ökonomischer, finan- 
zieller und technischer Hinsicht. All das verbot dem Bundesrat eine 
direkte Entscheidung und wies ihn auf den Weg der Begutachtung durch 
erfahrene Fachmänner. 

Als erste Autorität der Schweiz in Münzsachen galt zu jener Zeit 
der Zürcher Leonhard Pestalozzi, der sich schon seit Anfang der Dreißiger 
Jahre durch seine «Beiträge zur schweizerischen Münzgeschichte» und 
eine Reihe münzpolitischer Schriften einen Namen gemacht hatte. Tüch- 
tige Fachmänner wiesen auch St. Gallen und Genf auf. Aber von all 
diesen Seiten war eine unparteiische Prüfung der Frage, die auf das 
allgemeine Vertrauen Anspruch gehabt hätte, kaum zu erwarten. 

Dagegen lenkte sich die Aufmerksamkeit des Vorstehers des eidge- 
nössischen Finanzdepartements, Bundesrat Josef Munzinger, durch eine 
—r gezeichnete Abhandlung über das Münzwesen, die am 16. Juni 1849 
im «Wochenblatt des schweizerischen Industrievereins» zu erscheinen 
begann, auf deren Autor, den Basler Bankdirektor ]J. J. Speiser, mit 
welchem er ohnehin Anfangs Juli durch den Abschluß der ersten eidge- 
nössischen Kriegsanleihe von 400,000 französischen Franken zur Deckung 
der Grenzbesetzungskosten beim Eindringen des badischen Insurgenten- 
heeres in persönliche Berührung getreten sein muß. 

Sowohl die Stellung Basels, auf der Grenzscheide und unter dem 
gleichmäßigen Einfluß der beiden in Frage stehenden fremden Währungs- 
gebiete, als auch die strengsachliche, tiefgründige Art der Erörterungen 
Speisers, sowie überhaupt seine persönliche Tüchtigkeit und geschäftliche 
Sicherheit ließen von dieser Seite am ehesten eine versöhnende und be- 
friedigende Lösung erwarten. In dem peinlichen Ordnungssinn. Speisers 
fand Bundesrat Munzinger etwas kongeniales, in seiner Klarheit und 
Schärfe, verbunden mit meisterhafter Beherrschung der Geschäfte, eine 
willkommene Ergänzung seines eigenen Wesens. 

Johann Jakob Speiser stand damals im 37. Lebensjahre. Zu Basel 
geboren am 27. Februar 1813, hatte er sich nach wohlangewandter Lehr- 
und Wanderzeit in der Schweiz, in Frankreich und in England im Jahre 
1838 zunächst als Agent französischer und englischer Häuser in der 
Heimat niedergelassen, trat aber bald auch schon an größere, allgemeinere 
Aufgaben heran, und wurde binnen kurzem der eigentliche spiritus rector 
für die epochemachendsten Fortschritte im Basler Wirtschaftsleben der 
1840er und 1850er Jahre. Seiner unermüdlichen Gewandtheit und Be- 
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harrlichkeit gelang zunächst im Jahre 1844 die Gründung der «Bank in 
Basel», als deren Direktor er nun zu einem gründlichen und überaus 
fruchtbaren Studium der Nationalökonomie die nötige Muße fand. Seiner 
eminenten Veranlagung nach dieser Richtung, seinem geschäftlichen und 
politischen Scharfblick, verbunden mit einer seltenen Uneigennützigkeit, 
ist es zu verdanken, daß sich ihm sein ernstes Studium je und je un- 
mittelbar in schöpferische Thaten fortschrittlicher Wirtschaftspolitik um- 
setzte. Mächtig gespornt und gefördert wurde er dabei durch den äußeren 
Umstand, daß die Jahre seiner besten Kraft gerade in jene Periode der 
politischen, wirtschaftlichen und verkehrstechnischen Neugestaltungen 
fielen. Speiser war es, der in bewegter Zeit durch lange und mühsame 
Arbeit die Basler Ersparniskasse zweckmäßig umgestaltete und in der 
Krisis vom Frühjahr 1848 durch den Zusammenschluß der hervorragend- 
sten Handelsfirmen zum «Kreditverein» den Platz Basel vor schweren 
Verlusten bewahrte. Aus dem Freundeskreise, in dem er die wirtschaft- 
lichen Dinge gerne besprach, erwuchs im Jahre 1849 der «schweizerische 
Industrieverein», dessen Organ, das in Basel und Zürich unter der Re- 
daktion von Dr. W. Schmidlin erscheinende «Wochenblatt», seinen ge- 
diegensten Inhalt aus Speisers Feder erhielt, und nach einander die 
jeweilen brennendsten wirtschaftlichen Tagesfragen und Landesinteressen 
im Sinne liberaler volkswirtschaftlicher Grundanschauungen erörterte. In 
kurzem errang sich Speiser so den Ruf einer ersten Autorität in Sachen 
der schweizerischen Wirtschaftspolitik. 

Das waren die Vorgänge Speisers, als ihn der Bundesrat auf Antrag 
Munzingers unterm 17. August 1849 als eidgenössischen Experten für 
die Münzreform einberief. 

Eines gleichzeitigen Auftrags zur Ordnung der eidgenössischen 
Staatsbuchhaltung, beziehungsweise zur Aufstellung einer Norm für 
Büdget und Staatsrechnung des Bundes, entledigte sich Speiser rasch 
und leicht, indem er die mehr oder weniger zufälligen Posten des ersten 
Bundesbüdgets, so wie es von der Bundesversammlung in der Junisession 
festgestellt worden war, unter allgemeinere Rubriken von voraussichtlich 
dauernder Geltung brachte und überhaupt eine zweckmäßig und einheit- 
lich geordnete Buchführung im eidgenössischen Finanzdepartement und 
in der Bundesverwaltung im allgemeinen empfahl. 

Unendlich viel schwieriger war der Auftrag zur Münzreform. Aber 
es war eine Aufgabe, die seiner Kraft entsprach, und er hat sich ihr 
vollauf gewachsen gezeigt. 
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Als «eidgenössischer Experte in Münzsachen» hatte Speiser zunächst 
ein Gutachten über die Verwirklichung der schweizerischen Münzeinheit 
abzugeben, und zwar laut ausdrücklicher Weisung des Bundesrates im 
Sinne der Westschweiz, durch Anlehnung an den französischen Franken- 
fuß, im Gegensatz zu dem süddeutschen Guldensystem. 

Allerdings gab es noch ein drittes Ideal, das seit 1832 immer von 
neuem seitens der Ostschweiz und des Kantons Aargau vertreten wurde. 
Das war der Schweizer Franken von 121 Gran fein Silber, welcher nicht 
geprägt werden sollte, sondern lediglich ein ideales Rechnungsgeld mit 
relativ fester Wertrelation zu den einheimischen Münzsorten sowohl, als 
zu den französischen Franken und den deutschen Gulden und Thalern 
gebildet haben würde. 

Dieser patriotischen Idee hatte sich Speiser eben noch in der ersten 
Serie seiner Münzartikel im «Wochenblatt» nicht abgeneigt gezeigt. 
Aber eine nähere Prüfung der Sache erlaubte ihm wenige Monate später 
mit voller Überzeugung dem Auftrage des Bundesrates gemäß für den 
Übergang zum französischen Frankenfuß einzutreten. 

Die Gründe, die ihn dabei leiteten, sind zum Teil solche der Op- 
portunität und rein praktischer Natur gewesen. Er sah deutlich, daß eine 
Umkehr Genfs und eine Bekehrung der Westschweiz von dem einfachen 
und klaren, dabei zugleich jährlich höher gewerteten Frankengeld zum 
süddeutschen Gulden gänzlich aussichtslos gewesen wäre. Gegen die 
Annahme des Guldenfußes schien ihm sodann die politische Erwägung 
zu sprechen, der er klaren und bestimmten Ausdruck verlieh: daß es in 
Deutschland nicht bei dem Zwiespalt der süddeutschen Gulden und der 
norddeutschen Thaler bleiben könne, daß vielmehr die Bewegung auf die 
deutsche Einheit siegreich fortschreiten und zuerst in einer deutschen 
Münzunion, aber auf Grund des Thaler- und nicht des Guldensystems 
zur Geltung kommen werde. Vor allem schien ihm die alte kölnische Mark 
als schweizerisches Münzgrundgewicht anstatt des metrischen Franken- 
systems ganz unannehmbar, umsomehr als fünf verschiedene Kölner 
Marken sich gegenseitig die Echtheit streitig machten, sodaß Speiser 
auch für die deutsche Währung der Zukunft mit aller Bestimmtheit auf 
das metrische System glaubte abstellen zu sollen. 

Damit im engsten Zusammenhang steht als ein Hauptargument 
Speisers zugunsten des Frankens und gegen den Gulden: die weite Ver- 
breitung und Beliebtheit des französischen Fünffrankenthalers in aller 
Welt und infolge dessen seine hohe Geltung. Fünffrankenstücke waren 
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für 3—4 Milliarden Franken unter 50 Millionen Menschen in Umlauf, 
süddeutsche Gulden nur für wenige 100 Millionen bei circa ro Millionen 
Menschen. Wegen seines beschränkten Umlaufsgebietes und der damaligen 
Inferiorität der deutschen Volkswirtschaft gegenüber der französischen 
stand der süddeutsche Gulden trotz seines besseren Metallgehaltes fort- 
während unter seiner Münzparität und diese Entwertung hat sich stets 
nur noch fortgesetzt. 

Das entscheidende sachliche Motiv Speisers gegen das vermittelnde 
Projekt eines idealen Schweizer Rechnungsfrankens als autonomen schwei- 
zerischen Münzfußes war aber die praktische Notwendigkeit der gleich- 
zeitigen Auseinandersetzung mit dem Gulden- und dem Frankenfuß. 
Gulden und Franken hätten tarifiert werden müssen. Jede Tarifierung 
hätte aber nur annähernd richtig sein können, da die beiden Währungen 
auf ganz verschiedener Basis beruhten. Von vornherein hätte also 
das schweizerische Münzsystem auf einem unsichern Boden gestanden. 
Faktisch hätten die bisherigen schadhaften Münzzustände fortgedauert, 
nur mit dem allerdings nicht unwesentlichen Unterschiede, daß an die 
Stelle mehrerer Dutzende von Währungen und Tarifierungen eine einzige 
getreten wäre. Speiser aber forderte die vollkommene Einheit als oberstes 
und einziges Prinzip der Ordnung im schweizerischen Münzwesen. 

Es konnte nicht fehlen, daß sofort nach dem Bekanntwerden seines 
Gutachtens von der Östschweiz her ein Sturm der Entrüstung über 
Speiser hereinbrach. Der hervorragendste Wortführer dieser Opposition 
war Lh. Pestalozzi. Aber Speiser parierte mit vollendeter Sicherheit 
jeden Hieb. Heiß wogte alsdann namentlich der Kampf in den Münz- 
kommissionen der Eidgenössischen Räte und in der Bundesversammlung 
selbst. Allen Ernstes suchte die Ostschweiz unter Vortritt St. Gallens 
den idealen Schweizerfranken auf der Basis der Kölnischen Mark im Volk 
und in den Räten durchzusetzen. Versammlungen wurden gehalten und 
Unterschriften gesammelt, und mit Emphase proklamierten die Gulden- 
freunde in der Bundesversammlung die autonome Schweizer Rechnungs- 
währung als die der Ehre und der Selbständigkeit des Landes einzig 
würdige Lösung der Münzfrage. 

Trotz alledem wurde aber die Vorlage des Bundesrates im November 
1849 vom Ständerat und im Frühjahr 1850 vom Nationalrat angenommen. 
Nur in der Stückelung der Scheidemünzen brachte die Bundesversamm- 
lung entschiedene Verbesserungen an, indem sie sich noch weiter als 
Speiser von der französischen Einteilung entfernte, die Ausprägung von 
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Kupfer auf die Ein- und Zwei-Rappenstücke beschränkte und statt der 
von Speiser ersonnenen Nickelmünze zu 25 Rappen, solche von 5, 10 
und 20 Rappen einführte. 

Das Bundesgesetz vom 7. Mai 1350 setzte allem Hader über die 
Grundlagen der Münzreform ein Ende: Fünf Gramm Silber °/,, fein bilden 
seitdem die schweizerische Münzeinheit, den Franken von 100 Rappen, 
genau entsprechend dem französischen Frankenfuß. 

Damit war aber erst die eine Hälfte, die theoretische und politische 
Seite der Münzreform erledigt. Berge von administrativer Arbeit waren 
noch zu bewältigen, bevor wirklich an die Ausführung geschritten werden 
konnte, und das meiste davon hat Speiser selbst besorgt mit einem staunens- 
werten Aufwande von Umsicht und Ausdauer, mit einem praktischen Ge- 
schick und einer Sicherheit, wie sie eben nur dem Organisationsgenie dieses 
Mannes, verbunden mit seiner vollendeten, allseitigen Ergründung der 
Sache möglich war. 

Für die Ausführung der Prägungen hatte Speiser schon anfangs 
ı850o Offerten der Münzstätten von München, Paris und Brüssel einge- 
holt. Nach vergeblichen Unterhandlungen mit Brüssel und Genf-Chaux- 
defonds wurde Anfangs 1851 der ganze Auftrag der französischen Münze 
übergeben, und zwar sollte das Kupfer und das Silber in Paris, das neue 
Nickelgeld in Straßburg geprägt werden. Die regelmäßigen Ausmünzungen 
sollten, auf der ganzen Linie gleichmäßig fortschreitend, im Juni 1851 
beginnen. 

Unmittelbar auf das Bundesgesetz vom 7. Mai 1850 folgte das Preis- 
ausschreiben für das schweizerische Münzbild, woran sich gegen Ende 
des Jahres die Verträge mit den Stempelschneidern in Paris und München 
anschlossen. 

Für das Einlösungsgeschäft wurde dem eidgenössischen Finanz- 
departement auf Speisers Antrag unterm 24. Juni 1850 eine dreigliedrige 
Münzkommission mit Dr. Custer aus St. Gallen als Münzwardein oder 
Essayeur beigegeben. Gegenüber der ursprünglichen Absicht, das bis- 
herige Schweizergeld in dreien Malen je nach dem Münzmetall und Ge- 
halt einzuziehen, setzte Speiser das weit praktischere und wohlfeilere 
Verfahren durch, von dem frankenfreundlichen Südwesten nach Nord- 
osten vorgehend, in jedem Kanton den gesamten Bestand an Schweizer 
Münzen aller Art auf einmal einzuziehen. — Ihm lag sodann die Prüfung 
und Begutachtung der sämtlichen Reduktionsdekrete der Kantone zu 
Handen des Bundesrates, sowie die Vorbereitung der gesamten weiteren 
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Organisation der Münzkommission und der ganzen Münzreform ob. Er 
stellte die Bücher und Formulare für das Rechnungswesen der Münz- 
kommission, die vorläufige Berechnung der Verlustbetreffnisse der einzelnen 
Kantone aus der Einschmelzung ihrer unterwertigen Münzbestände, das 
Einschmelzungs- und das Einlösungsreglement, sowie den Einlösungstarif 
auf, welch letzterer freilich nicht durchaus nach seinem Sinne durch- 
gieng. Sein ganzer, umfassender Organisationsentwurf vom 28. Februar 
1851 erhielt am ıı. März gleichen Jahres die Genehmigung des Bundes- 
rates. 

Zur Finanzierung der Münzreform, als Betriebskapital zur Einleitung 
des Geschäfts, beantragte Speiser ein Anleihen von r'/, Millionen, welches 
er im Auftrag des Bundesrates mit dem Basler Bankhause Passavant & Cie. 
abschloß. Im übrigen trachtete er, soweit irgend möglich, mit dem 
Ergebnis der einzulösenden alten Münzbestände auszukommen und ver- 
lustbringenden Ankauf von neuem Münzmetall thunlichst zu vermeiden. 
Deshalb veranlaßte er schon im März 1351 die Anordnung eines vor- 
läufigen Einzugs von Billongut, welchem jedoch nur sehr schwach, von 
den öffentlichen Kassen hauptsächlich nur in Zürich, Folge gegeben 
wurde. Man war daher genötigt, sofort weitere Betriebsmittel zum An- 
kauf größerer Metallvorräte aufzunehmen, umsomehr als auch die Heran- 
ziehung französischer Silbersorten in stärkeren Mengen zur vorläufigen 
Stellvertretung der neuen Schweizermünzen auf ungeahnte Schwierigkeiten 
stieß. Statt der vom Bundesrate beabsichtigten Ausgabe einer Million 
Franken Münzbons erwirkte Speiser, auf Grund eines sorgfältig ausge- 
arbeiteten Betriebsbüdgets, wenigstens für 600,000 Frs. die Eröffnung 
eines Kontokorrentkredits bei den Basler Banken Le Grand & Riggen- 
bach, um an der Dauer und an den Zinsen dieses Betriebskapitals nach 
Möglichkeit zu sparen. Indessen mußten gleich beim Beginn der Ein- 
lösung im August 1851 weitere ı'/, Millionen Franken Münzbons aus- 
gegeben werden und am Ende des Jahres über den gesetzlich zulässigen 
Betrag von vier Millionen hinaus noch eine fünfte Million. 

Speisers strenger Geschäfts- und Ordnungssinn sträubte sich zwar 
aufs äußerste gegen dieses zinsvergeudende Wirtschaften. Unablässig 
wies er darauf hin, welch schlechten Eindruck dieses wiederholte Geld- 
suchen des Bundes am Kapitalmarkte hervorrufen müsse. Unaufhörlich 
drängte er darauf, daß mit den Betriebskapitalien besser hausgehalten 
werde, daß in erster Linie die Ausstände des Bundes bei den welschen 
Kantonen im Betrage von 1,206,000 Frs. eingetrieben und verwendet 
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würden, daß der Fortgang der Münzreform überhaupt beschleunigt und 
namentlich der Umsatz des jeweilen eingelösten alten Münzgutes in Neu- 
prägungen thunlichst rasch vollzogen werde. 

Trotz alledem ist es infolge verschiedener Hemmnisse nicht gelungen, 
das Einlösungsgeschäft, wie beabsichtigt, innert der acht Monate Juni 
1851 bis Januar 1852 abzuwickeln. Die lange Verzögerung des über- 
trieben peinlichen Pariser Reglements für die schweizerischen Aus- 
münzungen, die Unzulänglichkeit und die Notwendigkeit des Ersatzes 
der alten Straßburger Prägemaschinen und der Darmstädter Fünfcentimes- 
Stempel, sodann die schwierige technische Behandlung der ungewohnten 
und spröden neuen Nickellegierung, — all das brachte die Straßburger 
Billonprägungen von vornherein in Rückstand gegenüber der Pariser 
Kupfer- und Silberausmünzung, und verzögerte den Beginn der Einlösung 
um volle zwei Monate. Neue Stockungen traten alsdann ein durch die 
Ungleichmäßigkeit der Einlösungsbegehren in den verschiedenen Landes- 
teilen, und teilweise auch die nachlässige Leitung der Geschäfte durch 
den Waadtländer Druey während der Präsidentschaft Munzingers (1851), 
ein Umstand, der Speiser auf Ende 1851 veranlaßte, sich von der unge- 
heuren Verantwortlichkeit für die Durchführung der Münzreform loszu- 
sagen und dem Finanzdepartement seine Entlassung als Münzexperte 
einzureichen. Am ı. Januar 1852 übernahm jedoch Munzinger wieder 
das Finanzdepartement, um es mit der gewohnten Pünktlichkeit und 
Gewissenhaftigkeit weiter zu führen. Damit war auch für Speiser jeder 
Grund zum Rücktritt beseitigt. 

Vergegenwärtigen wir uns indessen in kurzen Zügen den Verlauf 
der eigentlichen Durchführung der Münzreform vom Sommer 1851 bis 
zum Sommer 1852. 

Nachdem die Pariser Prägungen schon im Juni, diejenigen von 
Straßburg im Juli in regelmäßigeren Gang gekommen waren, kündigte 
der Bundesrat am 23. Juli 1851 den Beginn der Einlösung in Genf und 
Waadt an: Mit dem ı. August trat daselbst der neue Münzfuß in Kraft. 
Die alten Münzen wurden während des ganzen Monats August an den 
Einlösungsstellen gegen neue umgetauscht. Während des Monats Sep- 
tember dagegen nahmen nur noch die eidgenössischen Post- und Zoll- 
kassen alte Schweizermünzen an Zahlung, vom ı. Oktober an überhaupt 
niemand mehr. 

Nach diesem selben Verfahren wurde nun gemäß dem Plane Speisers 
im Laufe eines Jahres das ganze Land von Südwesten nach Nordosten 
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in zehn Etappen von je zweimonatlicher Dauer, eine in die andere sich 
verschiebend, von den alten Münzvorräten gesäubert, das Schweizergeld ein- 
gezogen und umgetauscht, das fremde Geld mit Ausnahme der Franken- 
münzen gänzlich zum Lande hinausgefegt, wozu durch rechtzeitige Unter- 
tarifierung desselben wirksam nachgeholfen wurde. 

In der welschen Schweiz, die mit französischem Frankengelde bereits 
gesättigt war, blieben die Ablieferungen alten Geldes hinter den Erwar- 
tungen Speisers zurück. Je mehr sich dann aber die Einlösung von 
der Westgrenze entfernte, um so überraschender wuchsen die Umtausch- 
begehren. Im Kanton Bern verhielt sich das Publikum während des 
ganzen ersten Monats der Einlösung auffallend passiv, um erst im 
Dezember, dann aber mit um so ungestümeren Anforderungen zu 
erwachen. Da nun aber das für Bern vorsorglich aufgehäufte neue 
Münzgut teilweise bereits an Basel und Aargau weitergegeben war, und 
gleichzeitig auf den Staatsstreich Napoleons Ill. am 2. Dezember 1851 
hin die Pariser Münzprägungen eine Unterbrechung von vollen 14 Tagen 
erlitten, so trat im ganzen Fortgang der schweizerischen Münzreform eine 
empfindliche Stockung ein. 

Es blieb nichts anderes übrig, als eine Verlängerung der Berner 
Einlösungsfrist um einen vollen Monat, d. h. bis zum Schlusse derjenigen 
der ganzen Nordwestschweiz zu bewilligen. In Basel wurde diese Kol- 
lision um so unliebsamer fühlbar, als hier gleich von Anfang an weit 
mehr altes Geld zu den Schaltern drängte, als vorausgesehen war. Diese 
erste schwerere Komplikation des Einlösungsgeschäftes konnte Speiser aus 
nächster Nähe beobachten, und es ist natürlich von besonderem Reiz, 
ihren Verlauf in der Korrespondenz dieses kompetentesten und schärfsten 
Beobachters während der Monate Dezember und Januar zu verfolgen. 

Noch ganz anders kam es dann aber in der Ostschweiz. In Zürich 
wurden die Einlösungsstellen gleich in den ersten Tagen nach der Er- 
öffnung förmlich gestürmt. Statt der 1,915,000 Frs., welche Speiser dem 
Kanton Zürich zugedacht, und statt der drei Millionen, welche die dortige 
Regierung vor Beginn der Einlösung als ihr Erfordernis bezeichnet hatte, 
konzentrierten sich hier die Auswechslungsbegehren der ganzen Öst- 
schweiz, namentlich die der Kantone St. Gallen und Graubünden, im 
ganzen 5,2 Millionen Franken, über ein Drittel der gesamten Umtausch- 
summe der Schweiz. 

Aus dieser Ungleichmäßigkeit des Andrangs und aus seiner uner- 
warteten Stärke ım Norden und im Osten des Landes, sowie aus dem 
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starken Begehr nach ı- und 20-Rappenstücken ergab sich die Notwendig- 
keit beträchtlicher Nachprägungen sowohl dieser als aller Silbersorten. 
Silber wurde geradezu doppelt so viel geprägt, als im Münzgesetz vom 
7. Mai 1850 vorgesehen war. Außerdem bildete das früher erwähnte 
Zurückbleiben der Straßburger Billonmünzungen, hauptsächlich der Fünf- 
Rappenstücke, geraume Zeit einen argen Hemmschuh an dem regel- 
mäßigen Fortgang des Reformgeschäftes. 

Aus all diesen Gründen nahm die Einlösung statt der vorgesehenen 
acht Monate deren ı2'/, in Anspruch; sie dauerte vom ı. August 1851 
bis zum 15. August 1852, und es wurde dann noch eine letzte Frist für 
nachträgliche Ablieferungen eröffnet, welche im ganzen circa 70,000 Frs. 
einbrachte. 

Als direkte Folge dieser Verzögerung, sowie auch des verspäteten 
Massenandrangs in der Ostschweiz — etwa 6°/, Millionen Franken oder 
44°/, des gesamten alten Münzgutes liefen erst seit dem Frühjahr 1832 
ein —, ergab sich in finanzieller Hinsicht die Notwendigkeit, bis in den 
Mai 1852 hinein immer neue Prolongationen der ältern Münzanleihen 
vorzunehmen. Denn dieser starke Zufluß an altem Münzgute aus der 
letzten Einlösungszeit konnte für die Neuprägungen nicht mehr in Frage 
kommen. Schon am ı1. Mai 1852 konstatierte Speiser, daß die Aus- 
münzung in Straßburg beendigt sei; anfangs Juni war das auch in Paris 
der Fall. Für all jenes Metall mußte somit anderweitige Verwendung 
gesucht werden, und da hat nun Speiser wieder, allein durch seine 
unermüdlichen Arbitragerechnungen, der Eidgenossenschaft bedeutende 
Gewinne gesichert und Verluste erspart. Ein Teil wurde in Frankfurt, 
der andere in Vienne zu handen der Pariser Münze ausgeschieden. 

Trotz der höheren Auslagen für Kapitalzinse, sowie für Fabrikations- 
kosten und Transportspesen hat sich schließlich der von Speiser auf 
1,425,000 Frs. büdgetierte Voranschlag der Kosten und Verluste der 
Münzreform in Wirklichkeit auf 1,160,000 Frs. reduciert, einerseits durch 
Einschränkung der damals noch sehr teuren Nickellegierung der Billon- 
münzen von '/, auf '/, ihres Gehaltes, entsprechend einer Kostenerspar- 
nis von 450,000 Frs., und andrerseits durch ein günstigeres, als das von 
Speiser vorgesehene Verhältnis der besser rentierenden Silbermünzen 
(65 statt 44°/,) gegenüber den verlustbringenden Billon- und Kupfer- 
münzen (35 statt 56°/,) im bisherigen Münzumlauf der Schweiz. Der 
gesamte Einschmelzungsverlust, den Lh. Pestalozzi auf 4—5 Millionen 
Franken, Speiser auf 2,3 Millionen Franken veranschlagt hatte, betrug 
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in Wirklichkeit nur 2,265,000 Frs. auf ı5 Millionen Franken alter 
Schweizermünzen. 

Neuverprägt wurde für 15,793,303 Frs. Münzmetall zu 17,414,765 Frs. 
neuen Geldes, also mit einem Prägungsgewinn von 1,621,462 Frs., der 
nach Abzug der Unkosten der Münzreform im Belaufe von 501,590 Frs. 
den Kantonen mit circa 1,120,000 Frs. ausbezahlt, respektive an ihre 
Verlustbetreffnisse aus der Einschmelzung ihrer unterwertigen Münzen 
verrechnet wurde. 

Auf die Einzelheiten der Liquidation der Münzreform, die Ausrich- 
tung der sehr bedeutenden Gratifikationen an das französische Münzper- 
sonal und die Kontrollbehörde etc., die Deformation der meisten Dienst- 
stempel, die Ablieferung der Originalstempel, nebst 47 Straßburger 
Dienststempeln nach Bern, auf die mancherlei Funktionen Speisers in 
Basel, Paris und Bern bei all diesen Geschäften kann hier nicht im ein- 
zelnen eingegangen werden. Eine demnächst erscheinende Biographie 
Speisers, von Herrn Dr. Mangold verfaßt (Bd. II der Basler Biographien), 
wird über dies und vieles andere, was hier notwendig übergangen werden 
muß, erwünschtes Licht verbreiten. Das aber darf zusammenfassend 
auch an dieser Stelle ausgesprochen werden, daß Speiser mit staunen- 
erregender Klarheit und Vielseitigkeit die überaus mannigfaltig neben 
einander herlaufenden und in einander verschlungenen Fäden dieser ganz 
verschiedenartigen Geschäftsverrichtungen beherrschte, mit bewunderns- 
werter Sicherheit alles Nebensächliche und Entbehrliche entfernend und 
bei Seite lassend und überall auf das Zweckmäßige und Notwendige sich 
beschränkend. 

Eines stand nach all den gemachten Erfahrungen für Speiser fest, 
daß nämlich die Schweiz unbedingt ihre eigene Münzstätte werde zu 
errichten haben. Wiederholt hatte er persönlich Gelegenheit gehabt, von 
fremden Münzstätten Einsicht zu nehmen, 1850 hatte er diejenigen von 
Straßburg, Brüssel und Paris besucht, im September 1851 diejenigen von 
Karlsruhe, Stuttgart und München, wo er gleichzeitig einen Auftrag des 
Postdepartements betreffend den Druck von Briefmarken ausführte An- 
fangs Juli 1852 legte er dem Finanzdepartement nach wiederholten 
früheren Anregungen einen ausführlichen Bericht über die Errichtung 
einer schweizerischen Münzstätte vor. Der Bundesrat hat dann im Januar 
1853 wenigstens die Erwerbung des zu liquidierenden Werkzeugmaterials 
von der Münzreform beschlossen. Zur Gründung der eidgenössischen 
Münzstätte wurde erst im folgenden Jahre geschritten. 


192 


Im März 1853 endlich legte die Münzkommissien ihren Schlußbericht 
vor, der trotz der Verzögerung und Verteuerung der Münzreform doch 
mit Genugthuung konstatieren konnte, daß kaum ein anderes Land eine 
so großartige Operation so rasch und so befriedigend durchgeführt habe. 
«Über Erwarten schnell und leicht fand sich das Publikum in das neue 
System», und mit wenigen Ausnahmen «freut sich jedermann der dadurch 
erlangten Vorteile und Erleichterungen im Rechnungswesen und im Ver- 
kehr». Auch die finanziellen Opfer, welche die Münzreform einzelnen 
Ständen auferlegte, sind wesentlich unter dem Voranschlag geblieben. 

Am 9. April 1853 nahm Speiser kollegialen Abschied von der 
Münzkommission, als «gewesener eidgenössischer Experte in Münz- 
sachen». Aber bereits waren andere, noch größere Aufgaben an ihn heran- 
getreten, in denen er seine mit jedem neuen Wirkungskreise wachsende 
Kraft von neuem bewährte. Davon wird im folgenden Abschnitt zu 
reden sein. 


IV. BASELS ANTEIL AN DEN ANFÄNGEN DES 
SCHWEIZERISCHEN EISENBAHNWESENS. 


Als im ersten Viertel und Drittel des XIX. Jahrhunderts die Dampf- 
kraft dem Verkehr dienstbar gemacht wurde und dadurch alle Grund- 
lagen des Transportwesens die tiefgreifendste Umwälzung erfuhren, 
erfreute sich die Schweiz bereits ausgezeichneter Verkehrswege. Auf die 
stolzen Kunststraßen des Berner Patrizierregiments im XVIII. Jahrhundert 
und den Bau der ersten Alpenstraße über den Simplon durch Napoleon I. 
(1800 ff.), waren in den 1820er Jahren die großen Handelsstraßen über 
den Gotthard und den Bernhardin, den Splügen und den Julier gefolgt, 
und Hand in Hand damit giengen umfassende Meliorationen im Straßen- 
netz des schweizerischen Vorderlandes. 

Nun sollte mit einem Male all das mit so großem Aufwand Errungene 
. zu einer Zeit, wo es kaum erst begann, die ersehnten Früchte zu tragen, 
durch die Eisenbahnen in Frage gestellt, die übers ganze Land ver- 
breiteten Verkehrsgewerbe, welche auf eine mächtige Hebung glaubten 
rechnen zu dürfen, sollten schon wieder depossediert werden. — Dazu 
kamen weitverbreitete und wohlbegründete Befürchtungen des Landvolks 
vor der preisnivellierenden Konkurrenz der fremden Bodenfrüchte. Endlich 
mußten auch die eigentümlichen Schwierigkeiten, welche die schweizeri- 
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schen Bodenverhältnisse dem Straßenbau entgegenstellten, noch viel mehr 
dem Bau von Eisenbahnen sich hinderlich erweisen. 

Da ist es denn wohl zu verstehen, wenn man in der Schweiz vorerst 
eine zuwartende, in manchen, namentlich in agrikolen Gegenden geradezu 
ablehnende Haltung gegenüber dem neuen Verkehrsmittel einnahm. Zu- 
nächst wurde nur die Dampfschiffahrt auf den Schweizer Seen und auf 
dem Rheine eingeführt, für welche die Fahrbahn nicht erst durch einen 
kunstgerechten Unterbau geebnet werden mußte und welche zugleich 
weit weniger bestehende Interessen verletzte. 

Bei der lebendigen Wechselwirkung der Schweiz mit dem Weltver- 
kehr durch ihre hochentwickelte Exportindustrie, durch ihren starken 
Bedarf an ausländischen Nahrungsmitteln und Rohstoffen und durch den 
lebhaften Transit über ihre Bergpässe konnte es indessen dabei nicht 
sein Bewenden haben, wenn das Land nicht in der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung zurückbleiben wollte. Bereits hatten außer England und Nord- 
amerika im Laufe der Dreißiger Jahre die sämtlichen vier Grenzländer, 
nebst Belgien und Rußland, das neue Verkehrsmittel sich zu eigen ge- 
macht, und von Jahr zu Jahr näher und näher rückten die Schienen- 
stränge der Nachbarn an die Schweizergrenze heran, Frankreich und 
Deutschland namentlich gegen Basel, das Haupteingangsthor der Schweiz. 

Der erste, zunächst resultatlose Anstoß zum schweizerischen Eisen- 
bahnbau ist in den Jahren 1835 und 1836 von der Ostschweiz ausge- 
gangen, welche ihren Anschluß an das entstehende mitteleuropäische 
Eisenbahnnetz am zweckmäßigsten den Flußläufen entlang über Basel 
suchte, während Basel selbst durch seine geographische Lage am Abschluß 
der oberrheinischen Tiefebene dieses Anschlusses ohne sein Zuthun 
sicher sein konnte. Zwischen der ablehnenden Haltung des Landvolks 
und dem zuweilen etwas ungestümen Vorwärtsdrängen der industriellen 
Ostschweiz hat daher Basel eine ruhigere, besonnen abwägende Stellung 
bewahrt. 

Ende 1837 wurde den bisherigen sachverwandten Basler Behörden, 
dem Handelskollegium, der Kaufhaus- und der Postkommission, dem 
Finanz- und dem Baukollegium eine besondere Eisenbahnkommission an 
die Seite gestellt. Im Winter 1838/39 hielt Prof. Christoph Bernoulli 
vor einem auserwählten Kreise von Zuhörern eine Reihe von Vorträgen 
über das Eisenbahnwesen. In Zeitungen und in Vereinen wurde die 
Frage erörtert und so das Verständnis dafür in immer weitere Kreise 
getragen. 


194 


BLATT XV 


Außer den Interessen der Ostschweiz an dem Verkehr über die 
Bündnerpässe konnten dabei auch diejenigen der weniger aktiven Central- 
schweiz, nebst Bern, Solothurn und den welschen Landesteilen zur Gel- 
tung kommen, und aus dieser allseitigen Prüfung entwickelten sich mit 
immer größerer Sicherheit die festen Grundlinien eines nationalen schwei- 
zerischen Eisenbahnnetzes, wie sie in der Folge nicht nur in den Räten 
durchweg den Sieg davontrugen, sondern zum Segen des ganzen Landes 
auch zur That geworden sind. 

Als erste Bedingung zur Aufschließung der Schweiz für den Bahn- 
verkehr ergab sich eine möglichst direkte Durchbrechung oder Überwin- 
dung des Jurawalles, senkrecht zur Aarelinie, von wo alsdann das natio- 
nale Bahnnetz nach allen Seiten über die gesamte innere Schweiz vom 
Genfer- bis zum Bodensee ausstrahlen sollte. 

Dieser Plan, auf dem das heutige Bahnnetz der Schweiz wesentlich 
beruht, ist keineswegs erst der Einsicht Robert Stephensons im Jahre 
1850 entsprungen, wie gewöhnlich angenommen wird. Er wurde viel- 
mehr schon im Jahre 1845, auf Grund einer umfassenden Würdigung 
der Stellung und des Berufes der Schweiz im ganzen des eben ent- 
stehenden mitteleuropäischen Bahnnetzes durch Georg Stehlin-Dobler in 
Schönthal, den Bruder des spätern Bürgermeisters, einen der hervor- 
ragendsten Basler Industriellen auf der Landschaft, festgestellt und vor- 
gelegt. Ausführliche Pläne und Ausmessungen für die Linie nach Olten 
wurden durch Andreas Merian, «gewesenen Straßen- und Wasserbau- 
inspektor in den Kantonen Basel und Zürich», in der Folge Oberingenieur 
des Kantons Neuenburg, den Erbauer der neuen Hauensteinstraßen (1824 
bis 1833) und daher jedenfalls den gründlichsten Kenner des Geländes 
der Landschaft, ausgeführt. Georg Stehlin schließt seine meisterhaften 
Ausführungen mit den Worten: «Wenn die Ortsinteressen den vater- 
ländischen sich unterordnen, wenn die Überzeugung lebendig wird, daß 
wir nur etwas vermögen durch Einigkeit: dann ist das Gelingen der 
großen Unternehmung und mit ihr eine mächtige Beförderung des allge- 
meinen Wohlstandes gesichert. » 

Nächstdem traten in dieser Frage, außer den früher genannten Basler 
Wirtschaftspolitikern, hauptsächlich drei Männer hervor: die Ratsherren 
Karl Geigy und August Stähelin, sowie Dr. Wilhelm Schmidlin. 

Ein ansprechendes Lebensbild Schmidlins (1810— 1872) hat Prof. 
F. Burckhardt entworfen und mit gutem Porträt im Basler Jahrbuch von 
1893 veröffentlicht. Den Aufwand der gemeinnützigen Gesellschaft und 
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privater Gönner für seine gründliche akademische Durchbildung hat 
Schmidlin dem Gemeinwesen durch sein mannigfaltiges fruchtbares Wirken 
in Wort und Schrift, als ausgezeichneter Redner und gewandter Publicist, 
als Lehrer der Mathematik, seit 1852 als Rektor des neugegründeten 
Realgymnasiums und der Gewerbeschule, seit 1846 im Großen Rate und 
in zahlreichen andern öffentlichen und gemeinnützigen Funktionen, be- 
sonders eben auch im Eisenbahnwesen, reichlich wieder heimgezahlt. 
Seit 1853 war er Beisitzer und seit 1857 ständiges Mitglied des Direk- 
toriums der Centralbahn. 

Karl Geigy (1798—1861), in der Realschule von Christoph Ber- 
noulli, dann in dem väterlichen Droguengeschäft und in dem größeren 
Handelsgetriebe von Marseille zum tüchtigen Kaufmann herangebildet, 
hat es in jüngeren Jahren verstanden, die Firma Joh. Rud. Geigy, an- 
fangs nur mit bescheidenen Mitteln, mehr und mehr aber mit wachsender 
Kraft, zu einer Großhandlung ersten Ranges emporzuheben. «Was immer 
auf dem Gebiete von Industrie, Handel und Verkehr die Zeit verlangte, 
erkannte er mit scharfem Blick und suchte diesem Verlangen nach 
Kräften entgegen- oder zuvorzukommen.» Unmittelbar nach dem An- 
schluß Badens an den deutschen Zollverein hat er mitgewirkt bei der 
Begründung der mechanischen Baumwollspinnerei seines Bruders Oberst 
Wilhelm Geigy im Wiesenthal. 

Mit den Vierziger Jahren beginnt seine reiche, öffentliche Wirksam- 
keit. Mit Speiser war er einer der Begründer der Bank in Basel und 
beim Zustandekommen des Kreditvereins von 1848 stand seine Firma in 
der vordersten Reihe. In der Kaufhauskommission, im Finanzkollegium, 
seit 1847 in der Regierung, dem sogenannten Kleinen Rate, war er 
neben Achilles Bischoff wohl der thätigste und einflußreichste Vertreter 
des Basler Handelsstandes. 

Bei den Bahnbestrebungen Basels war er von Anfang an in hervor- 
ragendem Maße beteiligt. An ihn wandte man sich sowohl 1845, als 
dann wieder 1852, als den gegebenen Repräsentanten Basels zur obersten 
Leitung des Centralbahnunternehmens, und nach Speisers frihem Tode 
übernahm er neben dem Präsidium des Verwaltungsrates auch dasjenige 
der Direktion. Er war denn auch der Mann, den der Bundesrat im 
Jahre ı850 neben dem Topographen Ziegler aus Winterthur mit der 
grundlegenden kommerziellen und finanziellen Begutachtung der schwei- 
zerischen Eisenbahnfrage betraute, worüber sofort mehr zu sagen sein 
wird. 
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Während Ratsherr Geigy die Ausführung eines nationalen schweize- 
rischen Eisenbahnnetzes durch seine persönliche Mitwirkung ermöglichte 
und in seinen Anträgen an den Bundesrat verfocht, war es neben Speiser 
und Schmidlin hauptsächlich August Stähelin (1812—1886), der als 
Mitglied der Eisenbahnkommission (seit 1843) und des Großen Rates 
(1844— 1884), als Basler Ratsherr (1848—1853) und als Ständerat (1855 
bis 1866) der Einsicht in die Bedeutung des Eisenbahnwesens überhaupt 
und den nationalen Eisenbahnplänen Basels im besondern bei den Be- 
hörden und namentlich im Großen Rate die Bahn brach. 

Wie wenige andere repräsentiert August Stähelin den idealen Typus 
eines schweizerischen Technikers und Großindustriellen, Volkswirtschafters 
und Staatsmannes, wie ihn jene Zeit gewaltiger verkehrstechnischer Neu- 
gestaltung nötig hatte. Aus der realistischen Abteilung des Basler Päda- 
gogiums und einer fünfjährigen gründlichen Lehr- und Studienzeit im 
In- und Auslande, hauptsächlich an der polytechnischen Schule zu Paris 
und in der englischen Baumwollspinnerei, hatte er reiche Kenntnisse und 
Erfahrungen in technischen Dingen erworben. Schon anfangs der 1840er 
Jahre befaßte er sich eingehend mit der Elektrizität. Für die bedeutende 
Baumwollspinnerei F. Sarasin & Heußler, welcher er seit 1838 vorstand, 
besorgte er in erster Linie die Generaldirektion in technischer Hinsicht, 
in der Folge aber auch, seit dem Tode des ältesten Teilhabers, Bürger- 
meister Felix Sarasin, die gesamte geschäftliche Oberleitung. Und darüber 
weit hinaus hatte er offenen Sinn und gründliches Verständnis für allge- 
meinere, volkswirtschaftliche Dinge. 

Schon als Pariser Student benützte er unfreiwillige Ferien, die er 
im Jahre 1832 der Cholera wegen in Basel zubrachte, zum Studium der 
Staatswissenschaften, und von neuem warf sich der inzwischen zur vollen 
Erfahrung des Mannesalters Ausgereifte im Jahre 1853 auf das Studium 
der Nationalökonomie. 

Zehn Jahre lang hat er alsdann, als Nachfolger J. J. Stehlins und 
Rudolf Merians, Basel mit Auszeichnung im Ständerat vertreten (1855 
bis 1860 und 1861—1866), im Dezember 1857 wurde er Präsident 
dieser Behörde. Im August 1860 nahm er teil an der Zollenqu£te 
in Paris, im Frühjahr 1865 war er mit Landammann Heer und Konsul 
Hirzel aus Leipzig Delegierter des Bundesrates zu den Handelsvertrags- 
verhandlungen mit Deutschland in Stuttgart, im Frühjahr 1868 des- 
gleichen in Berlin. Von 1871—1886 war er Präsident des Verwaltungs- 
rates der Centralbahn. 
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In allen Lagen zeichnete er sich durch große Selbständigkeit und 
sachliche Sicherheit des Urteils, durch unbedingte Freiheit von jeder 
persönlichen oder parteipolitischen Rücksicht aus. 

Durch die Vielseitigkeit seiner Durchbildung und die Weite seines 
Horizontes in technischer und volkswirtschaftlicher Hinsicht war er aber 
insonderheit wie kaum ein anderer zur lebendigen Mitarbeit an der großen 
Umwälzung der Verkehrsmittel seiner Zeit befähigt und berufen. Seine 
öffentliche Wirksamkeit begann er im Jahre 1843 als Mitglied der Eisen- 
bahnkommission, welche er in der Folge als Ratsherr präsidierte. In 
dieser Stellung hat er neben Achilles Bischoff an der Regelung des An- 
schlusses der ausländischen, namentlich der badischen Bahnlinien hervor- 
ragenden Anteil genommen, und die Wiesenthalbahn verdankt neben 
Oberst Wilhelm Geigy hauptsächlich ihm ihr Zustandekommen. Anfangs 
der Fünfziger Jahre hat er die Hereinführung des badischen Telegraphen 
von Haltingen nach Basel bewirkt und die Ausführung der Hauptlinien 
des entstehenden schweizerischen Telegraphennetzes von Basel nach 
Chiasso und von Genf nach dem Bodensee durchsetzen helfen. 

An dieser Stelle kommt hauptsächlich sein Anteil an der Begründung 
des schweizerischen Eisenbahnwesens in Frage. Sein Eintritt in die 
Eisenbahnkommission und in den Großen Rat fällt genau zusammen mit 
der Abklärung der nationalen Eisenbahnpläne Basels durch die entschei- 
denden Vorarbeiten Andreas Merians und Georg Stehlins.. Gegenüber 
der zürcherischen Nordbahn, welche den Schwerpunkt des gesamten 
schweizerischen Eisenbahnverkehrs unverhältnismäßig weit nach Osten 
(Turgi) verschoben haben würde, wurde das Basler Projekt einer direkten 
centripetalen Oltenbahn, mit Verzweigung von Olten nach Zürich, nach 
Luzern, nach Solothurn (Bern) und Biel (Westschweiz), nicht nur in der 
Mittel- und Westschweiz, sondern auch von unbefangener und kom- 
petenter Seite in der Ostschweiz, als das eigentlich nationale rückhaltlos 
anerkannt und mit warmen patriotischen Worten eindringlich empfohlen. 

Auf dieses Projekt konzentrierten sich nunmehr alle Bahnbestrebungen 
Basels. Mit Dr. Schmidlin als Sekretär kam eine Gesellschaft zustande, 
an deren Spitze im Herbst 1845 Karl Geigy trat. Der Große Rat erteilte 
ihr nach einer ausgezeichneten Darlegung Stähelins als Sprecher der 
Eisenbahnkommission die Konzession. Desgleichen der Kanton Solothurn. 
Bei den übrigen beteiligten Kantonen dagegen stieß die Konzessionierung 
vorerst auf unüberwindliche Schwierigkeiten. Während Zürich die erste 
Teilstrecke seiner Nordbahn bis Baden wirklich ausführte und dieselbe 
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im Sommer 1847 eröffnete, mußte die Ausführung der Oltenbahn vor- 
läufig unterbleiben. 

Die Wirren der Sonderbundszeit und die darauf folgende Konstituie- 
rung der neuen Eidgenossenschaft brachten alle kantonalen und lokalen 
Eisenbahnbestrebungen zum völligen Stillstand. Denn allgemein erwartete 
man nunmehr vom geeinten Bunde eine neue große Wendung, ein ent- 
scheidendes Eingreifen in der Eisenbahnfrage. 

Artikel 21 der Bundesverfassung vom 12. September 1848 ermächtigt 
den Bund ausdrücklich zur Errichtung und zur Unterstützung öffentlicher 
Werke im allgemeinen Interesse. Nach der Geschäftsverteilung des 
Bundesrates vom 29. November 1848 wäre es nun Sache des Verkehrs- 
departements unter Bundesrat Naeff gewesen, die Eisenbahnfrage energisch 
in die Hand zu nehmen. 

Indessen stand die Bundesverwaltung und auch die Bundesversamm- 
lung, insonderheit in ihren ostschweizerischen Gliedern, der Sache vorerst 
mit großer Scheu und Zurückhaltung gegenüber. Zwar begannen die 
verkehrspolitischen Besorgnisse und die agrarischen Widerstände allmäh- 
lich zu schwinden. Um so stärker trat das finanzielle Bedenken, ob und 
wie weit sich der junge Bund auf Unternehmungen von solcher Trag- 
weite einlassen dürfe, ohne seinen Bestand zu gefährden, in den Vorder- 
grund. Noch lag ja überhaupt keine Erfahrung über die Gestaltung der 
Bundesfinanzen vor, und weit verbreitet war die Besorgnis, ob die ver- 
fassungsmäßigen Einkünfte des Bundes auch nur für den allernächsten 
Bedarf der Verwaltung hinreichen würden. Dazu kamen nicht unbe- 
gründete politische Bedenken über die Opportunität einer raschen Erle- 
digung gerade dieser Frage durch den Bund. Denn mehr als auf jedem 
andern Gebiete war hier eine Lösung gar nicht möglich, ohne zahlreiche 
lokale und regionale Interessen zu verletzen. 

So beschränkte sich denn die Bundesverwaltung ein volles Jahr hin- 
durch auf die Centralisation und Neuordnung der bereits bestehenden 
Verkehrsrechte, Post und Zoll, deren Regelung, wie wir sahen, in erster 
Linie im ganzen Lande ersehnt und vom Bunde gefordert wurde, und 
welche zugleich das finanzielle Fundament des Bundes zu liefern bestimmt 
waren. Sobald dies aber endgiltig eingeleitet und gesichert war, erteilte 
die Bundesversammlung unterm 18. Dezember 1849 dem Bundesrate den 
Auftrag, unter Zuziehung unbeteiligter Experten den Plan für ein allge- 
mein schweizerisches Eisenbahnnetz auszuarbeiten, ferner den Entwurf zu 
einem Expropriationsgesetz, und endlich Gutachten und Anträge betreffend 
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die Beteiligung des Bundes, beziehungsweise im Falle des Privatbaus, 
betreffend die Konzessionsbedingungen vorzulegen. 

Am raschesten fertig war das Expropriationsgesetz, das schon am 
ı. Mai 1850 zur Annahme gelangte. 

Als technischen Experten berief der Bundesrat den Engländer Robert 
Stephenson, den Sohn des Erfinders der Lokomotive, Georg Stephenson, 
welcher «unter der thätigen und sachkundigen Mitwirkung und auf Grund 
sorgfältiger Studien seines Gehilfen, des Londoner Ingenieurs Henry 
Swinburne», zu demselben Plane gelangte, wie fünf Jahre zuvor Georg 
Stehlin. Sein Gutachten vom ı2. Oktober 1850, übersetzt von Dr. Schmid- 
lin, mißt die größte Bedeutung für das schweizerische Bahnnetz einem 
Schienenstrange zu, welcher «Basel, den großen Markt der Schweiz, mit 
den Alpenpässen und mit Zürich, dem Hauptsitze der Industrie, ver- 
bindet». Diese Linie sei aber nicht, wie Zürich wollte, den Flußläufen 
des Rheines, der Aare und der Limmat entlang zu führen, sondern durch 
den untern Hauenstein. Die Linie von Basel zur Aare mit Fortsetzung 
nach Luzern bilde den Schlüssel des ganzen schweizerischen Bahnnetzes, 
und da Luzern das westliche Thor zum Gotthard sei, so müsse sich auch 
diese Zufahrtslinie so viel wie möglich westlich halten. — Als sicher 
rentierende Linien empfehlen die Experten sofort in Angriff zu nehmen 
die Strecken Basel-Olten und die Aarelinie Solothurn-Zürich, eventuell 
auch Zürich-Rorschach. Bern-Thun wäre über Lyß an die Wasserstraße 
nach Solothurn und nach Yverdon oder an eine spätere Bahnlinie Solo- 
thurn-Yverdon-Genfersee anzuschließen. 

Für die Prüfung der Eisenbahnfrage in kommerzieller und finanzieller 
Hinsicht wandte sich der Bundesrat an den Basler Ratsherrn Karl Geigy 
und an den Ingenieur Melchior Ziegler von Winterthur, welche im 
Sommer 1850 längere Zeit in Bern darüber berieten und in der Folge, 
am 4. September, als die Experten des Bundesrates in Eisenbahnsachen 
bezeichnet wurden. Als Sekretär, allerdings mit sehr selbständigem 
Denken und Wollen, war ihnen Dr. Schmidlin beigegeben, der neben 
der Redaktion des Protokolls als tüchtiger Mathematiker auch die damals 
überaus schwierigen Frequenz- und Rentabilitätsberechnungen besorgte, 
und sich überdies an den mündlichen Erörterungen der beiden Experten 
ausgiebig beteiligte. 

Aus der Privatkorrespondenz Schmidlins mit Speiser ist zu ersehen, 
daß die Sache im Bundesrate recht mangelhaft vorbereitet war. Schmid- 
lin hatte geradezu den Eindruck, die Frage sei noch gar nicht studiert 
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worden. In Basel war allerdings ganz anders vorgearbeitet, zumal durch 
das Wochenblatt, und als die Seele dieser Erörterungen erscheint neben 
Schmidlin wiederum Bankdirektor Speiser. 

Die grundsätzliche Frage, ob Eisenbahnen für die Schweiz wünschens- 
wert seien, wurde von beiden Experten im Interesse der nationalen Pro- 
duktion und der geistigen und materiellen Wohlfahrt des Landes unbe- 
dingt bejaht. Der besonders im Kanton Bern verbreiteten Besorgnis für 
den Fremdenverkehr begegnen sie damit, daß desto mehr Leute sich 
den Genuß des Reisens verschaffen können, je weniger Zeit und Geld 
dasselbe beansprucht. Wenn dann auch bei größerer Schnelligkeit des 
Verkehrs der Gewinn auf dem einzelnen Reisenden kleiner wird, so 
fällt doch der Gesamtgewinn wegen der größeren Zahl der Besucher 
höher aus, was in der Schweiz durch Extraposten und Dampfschiffe be- 
reits bewiesen sei. Die Behauptung, daß die Eisenbahnen den Verkehr 
einseitig nur in den End- und Hauptpunkten steigern, dagegen die 
Zwischenstationen lahmlegen und die bestehenden Straßenzüge der Ver- 
ödung preisgeben, wird anhand der belgischen Verkehrsstatistik wider- 
legt: «Die Bahnen heben das Gewerbe der Fuhrleute nicht auf, sondern 
verändern nur die Richtung seiner Thätigkeit.» Dagegen wird das Be- 
denken der Agrarier, «daß wir durch den erleichterten Transport wohl- 
feileres Brod erhalten werden», unumwunden zugegeben, zugleich aber 
auch als entschiedener Fortschritt, als Sicherung gegen Mißwachs und 
Teurung begrüßt: denn «es giebt mehr Leute, die Brod essen, als 
solche, die Getreide verkaufen». 

Viel zaghafter traten die Experten an die finanzielle Seite der Sache 
heran. Eine Finanzierung des Eisenbahnbaus in der Schweiz durch 
Privatgesellschaften ohne Beteiligung des Staates hielten sie zur Zeit für 
aussichtslos. Denn auf dem internationalen Geldmarkte sei an die Stelle 
der früheren Vorliebe für Eisenbahnen ein tiefes Mißtrauen getreten, die 
meisten Bahnaktien seien entwertet, das Kapital entmutigt. Die Schweiz 
zumal werde wegen ihrer dem Bahnbau ungünstigen Bodengestaltung bei 
der Aufbringung der Baugelder besonders schweren Stand haben. Nur 
bei staatlicher Zinsgarantie werden sich die Kapitalien finden. Eine solche 
sei aber auch wohl gerechtfertigt. So gut wie der Straßenbau mit großen 
Opfern vom Staate gefördert werde, und noch mehr, verdiene diese 
«vollkommenste Straße» die Unterstützung des Staates. Die Finanzen 
der Kantone sind dazu freilich nicht stark genug. Der Bund muß sich 
beteiligen und er hat hier die beste Gelegenheit, für die größern Vorteile 
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der Gebirgsgegenden aus der Übernahme der Posten ein gewisses Äqui- 
valent zu schaffen und das gestörte Gleichgewicht wieder herzustellen 
durch Ermöglichung des Bahnbaus zunächst im schweizerischen Vorder- 
lande. Dem Bunde wird '/,, den Kantonen °/, des von Dr. Schmidlin 
auf jährlich höchstens 1'/,—2’/, des Anlagekapitals berechneten Ertrags- 
ausfalles zugedacht. Von einer stärkeren Beteiligung des Bundes und 
von direktem Bau und Betrieb durch den Bund sahen beide Experten 
ab, teils aus Rücksicht auf die noch nicht genügend abgeklärte Finanz- 
lage der Eidgenossenschaft, hauptsächlich aber aus politischen föderalisti- 
schen Rücksichten. 

Diese letztern waren auch maßgebend für Geigys Finanzierungsplan. 
Im Gegensatz zu seinem Kollegen Ziegler, welcher, abgesehen von der 
3'/,°/, Zinsgarantie des Bundes und der Kantone, alles übrige der Privat- 
thätigkeit und den kommunalen und kantonalen Leistungen überlassen 
wollte, trat Geigy für den Staatsbau ein. Während aber Speiser und 
Schmidlin direkte Staatsanleihen befürworteten, und Achilles Bischoff, der 
unerschütterliche Optimist und Centralist, den Bau und Betrieb durch 
den Bund, mit andern Worten also die reinen Bundesbahnen im vollsten 
Sinn des Wortes forderte, war die Scheu vor einer so gewaltigen Aus- 
dehnung der Centralgewalt des Bundes bei Geigy entscheidend für eine 
starke Beteiligung der Kantone. In vollkommen richtiger Würdigung 
des in dieser Hinsicht damals Zuträglichen und Möglichen suchte Geigy 
einen Mittelweg einzuschlagen, eine Verbindung der unverkennbaren 
Vorteile der Privatunternehmung mit dem öffentlichen und allgemeinen 
Charakter des Bahnbaus und -Betriebs herzustellen. Sein Plan war 
folgender. 

Für jede beschlossene Bahnlinie bestellt der Bundesrat mit den be- 
teiligten Kantonsregierungen einen Verwaltungsrat, der das nötige Kapital 
namens des Bundes gegen Ausgabe von «Eisenbahnpartialen» aufbringt. 
Abweichend von einer festen Anleihe haben diese Partialen, außer dem 
staatlich garantierten Zinsminimum von 3'/,°/,, nach Art von Aktien An- 
spruch auf Anteil an einem eventuellen Reingewinn der Unternehmung. 

Es verdient beachtet zu werden, mit welch hohem Grade patrioti- 
scher Unbefangenheit Geigy die Intervention des Staates auf diesem 
Gebiete als Schutz gegen kapitalistische Monopolwirtschaft anruft, und 
überhaupt die praktischen Vorzüge der Privatunternehmung mit der 
Wahrnehmung der allgemeinen Interessen durch den Staatsbetrieb zu 
vereinigen, die Nachteile beider Systeme zu vermeiden trachtet. 
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Für den Staatsbau ist ihm die Auffassung wegleitend, daß die Eisen- 
bahnen vollkommenere Straßen und Posten sind. Wenn diese beiden 
schon bisher in das unbestrittene Gebiet der Fürsorge des Staates fallen, 
warum sollten sie auf ihrer höheren Stufe derselben entbehren? Nach- 
drücklich macht er darauf aufmerksam, daß sich das wohlverstandene 
Interesse einer Privatgesellschaft durchaus nicht immer mit dem allge- 
meinen Interesse deckt. Nachdrücklich warnt er davor, Monopole, wie 
es Eisenbahnkonzessionen sind, auf Jahre hinaus an Privatgesellschaften 
auszuliefern. Gegenüber den zahlreichen Beispielen des Rückkaufs von 
Privatbahnen durch den Staat sei kein einziges in umgekehrtem Sinne 
bekannt. 

Gegen eine staatliche Eisenbahnanleihe führt er hauptsächlich das 
siel’zu hohe. Zinserfordernis von 4), bis: 5'/, ins‘ Feld... Mehr als 3'/,; 
höchstens 4°/, Zins dürfe das Anlagekapital keinesfalls kosten, eher wäre 
auf den Eisenbahnbau ganz zu verzichten. Bei einem garantierten Zins von 
3'/,°/, aber würde die Aussicht auf Anteil am eventuellen Reingewinn 
unfehlbar ihre Zugkraft auf breite Kreise des Mittelstandes ausüben und 
die ganze Sache zu einer Art Nationalunternehmen stempeln. Gerade 
aber in der Beteiligung aller Volksklassen erblickt er den größten Vorteil 
für das Gelingen und Gedeihen desselben. 

Wie richtig Geigy die Stimmung im Lande beurteilte, indem er 
diese Kombination zwischen Staats- und Privatbetrieb forderte, hat die 
Folge gezeigt. Die Versuche Achilles Bischoffs und Dr. Schmidlins, ihn von 
seinem «Aktienmittel» abzubringen und für eine staatliche Eisenbahnanleihe 
zu gewinnen, verfiengen nicht. Schmidlin trat infolge dessen als Sekretär 
der Expertenkommission zurück. Der letzte Abschnitt des Gutachtens 
ist nicht mehr von ihm verfaßt. 

So große Anerkennung die Selbständigkeit und durchgreifende Kon- 
sequenz des Urteils bei Schmidlin und Speiser verdient, so war doch auf 
Seite Geigys in diesem Fall das größere Maß von Weisheit und Einsicht 
in das zur Zeit Erreichbare. Weder für eine so große Staatsschuld und 
die damit verbundene Gefahr der Abhängigkeit von fremden Geldmärkten, 
noch für die Übernahme des gesamten Bahnwesens war der junge Bund 
damals finanziell stark genug oder politisch hinlänglich gefestigt. Dazu 
kam die wachsende Feindschaft des Zeitgeistes gegen jede Einmischung 
des Staates in wirtschaftliche Unternehmungen, welche, von England aus- 
gehend, wie in Basel, so auch in der Ost- und Westschweiz mehr und 
mehr Schule machte. 
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Nahezu zwei Jahre lang wogte nun der Kampf der Meinungen über 
das Für und Wider der Staats- und der Privatunternehmung, ohne zu 
einer Einigung zu führen. Wesentlich gemäß den Anträgen Geigys 
und der technischen Experten stellte der Bundesrat im Frühling 1851 
Gesetzesentwurf und Botschaft über das Eisenbahnwesen fest. Zur Auf- 
klärung des Volkes, namentlich des nicht industriellen Mittellandes, ließ 
er in deutscher und französischer Sprache populäre Flugschriften erstellen. 
Die deutsche, von Dr. Schmidlin verfaßt, widerlegt ähnlich dem ersten 
Teile des Expertengutachtens die Besorgnis vor Verödung der Land- 
straßen und der kleineren Orte infolge des Bahnverkehrs, wägt dessen 
Nachteile und überwiegende Vorzüge für die Landwirtschaft und die 
ganze nicht industrielle Produktion der Schweiz sorgfältig gegeneinander 
ab und setzt die allgemeine Verkehrserleichterung der Eisenbahnen in 
ein helles Licht. 

Ein Jahr darauf kam die Sache in der Bundesversammlung zum 
Austrag. Wie schon die beiden kommerziellen Experten des Bundes- 
rates von 1850, so vertraten die beiden Fraktionen der nationalrätlichen 
Eisenbahnkommission vom Mai 1852 widerstreitende Standpunkte. Die 
Mehrheit, darunter Achilles Bischoff und Stämpfli, trat in einem von 
Peyer im Hof mit hinreißendem Schwung der Gedanken und berauschen- 
dem Glanz der Rede abgefaßten Berichte nur allzu entschieden für 
reine Bundesbahnen ein, — die wesentlich ostschweizerische Minderheit 
unter Alfred Eschers Führung für Überlassung der ganzen Sache an 
die Kantone und damit an die Privatunternehmung, d. h. an die Zer- 
splitterung und den gegenseitigen, Kräfte aufreibenden Kampf der Sonder- 
bestrebungen. 

Entgegen der numerischen Gruppierung für und wider in der Kom- 
mission, fiel die Entscheidung im Rate zugunsten der Privatunternehmung 
aus, hauptsächlich infolge der Haltung der welschen und der Central- 
schweiz, sowie der bernischen Konservativen. Alles, was die Freunde 
der Staatsbahn retten konnten, war der Artikel ı2 des Eisenbahngesetzes, 
der dem Bunde wenigstens die Fürsorge für Sicherung der technischen 
Einheit im schweizerischen Eisenbahnwesen übertrug. Im Nationalrat 
war es Peyer im Hof, im Ständerat der Vertreter Basels, J. J. Stehlin, 
der diese Bestimmung durchsetzte, wie denn überhaupt zu konstatieren 
ist, daß eine positive Lösung der schweizerischen Eisenbahnfrage nach 
nationalen Gesichtspunkten unzweifelhaft in Basel ihren stärksten Rück- 
halt hatte. Wenn es nach dem Sinne der damaligen Vertreter und Bahn- 
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fachmänner Basels gegangen wäre, so hätte die Schweiz ihre Bundesbahnen 
schon 50 Jahre früher erhalten. 

Durch den Entscheid der Bundesversammlung vom 26. und 28. Juli 
1852 ist das scheinbar bereits im Angesicht des sichern Hafens vor 
Anker liegende Schiff der nationalen Eisenbahnpolitik der Schweiz für 
Jahrzehnte weit hinaus geschleudert worden in die wogenden Stürme 
finanzieller Spekulation und regionaler Interessenpolitik. Nur dem raschen 
Handeln und der äußersten Energie der Basler Wirtschaftspolitiker, haupt- 
sächlich Speisers und Geigys, in der ersten Zeit auch Achilles Bischoffs 
und Georg Stehlins, ist es gelungen, es flott zu erhalten. Unter ihrer 
kraftvollen Führung ist schon im Jahre 1852 eine neue Centralbahn- 
gesellschaft ins Leben getreten, die Finanzierung und zwei Jahre darauf 
die Rekonstruktion der Unternehmung trotz aller Hindernisse geglückt, 
und alsdann eine Teilstrecke der Bahn nach der andern in Betrieb gesetzt 
worden, bis schließlich im Jahre 1858 unter ungeheuren Opfern auch das 
schwerste Stück Arbeit, die Durchbohrung des Hauensteins, gelang. Damit 
war das große Werk gekrönt: Bern und Luzern waren direkt, die West- 
schweiz über Biel und Solothurn, die Ostschweiz über Aarau an die 
deutschen und französischen Rheinlinien angeschlossen, und die nationalen 
Eisenbahnpläne Andreas Merians, Georg Stehlins und Robert Stephensons 
zum entscheidenden Siege geführt. 

Der weitere Ausbau der schweizerischen Centralbahn, die Erhebung 
der Linie nach Luzern zu einem der wichtigsten internationalen Schienen- 
stränge durch den Bau der Gotthardbahn und damit zugleich die Erhebung 
der Schweiz zu einem Transitlande ersten Ranges, ist schon in den vier- 
ziger Jahren von den Brüdern Stehlin klar ins Auge gefaßt, und nach 
dem Entscheide vom Juli 1852 von Ingenieur Koller, Direktor Speiser 
und in der Folge von Dr. Schmidlin gründlich durchgearbeitet worden. 
1853 fand in Luzern eine erste Gotthardbahnkonferenz statt, zu welcher 
hauptsächlich Speiser das Material geliefert hat. Aber erst in den sechs- 
ziger und siebziger Jahren gewann das Unternehmen festere Gestalt, 
und unter den Männern, welche seine Ausführung gesichert und einer 
glücklichen Vollendung entgegengeführt haben, stehen neben dem Zürcher 
Dr. Alfred Escher die Basler: Bürgermeister J. J. Stehlin und Direktor 
Schmidlin in der vordersten Reihe. 
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V. BÜRGERMEISTER JOHANN JAKOB STEHLIN, 
EIDGENÖSSISCHER KOMMISSÄR AN DER NORDGRENZE 1849 
UND 
OBERST .HANS WIELAND, 
EIDGENÖSSISCHER OBERINSTRUKTOR DER INFANTERIE. 


Bisher war von Werken des Friedens die Rede, in denen Basler 
Bürger dem ganzen Lande den Weg zur Einheit geebnet haben. Auf 
politischem und militärischem Gebiete treten die Leistungen Basels bei 
der Begründung der heutigen Eidgenossenschaft hinter denjenigen anderer 
Kantone zurück. Man brauchte in Basel Zeit, um sich in den neuen 
Verhältnissen zurechtzufinden und ihnen anzupassen. Unter den Männern, 
welche von vornherein entschlossen waren, mit der Vergangenheit zu 
brechen und mit den regenerierten Kantonen energisch vorwärts zu 
marschieren, war der nachmalige Bürgermeister J. J. Stehlin (1803 bis 
1879) der hervorragendste. Er war zugleich bis auf Wilhelm Klein 
unter den Führern der Linken der einzige, welcher zum eidgenössischen 
Staatsmanne größeren Stiles ausgewachsen ist. 

Der Vater, Zimmermeister J. J. Stehlin, von Benken auf der Land- 
schaft, war um das Jahr 1800 seinem Bruder Hans Georg Stehlin (s. o. 
S. 145) nachgefolgt und nach der Stadt übergesiedelt. Seit seinem frühen 
Tode sorgte der Oheim in vorzüglicher Weise für eine tüchtige Ausbil- 
dung der Kinder. Jakob Stehlin ergriff den väterlichen Beruf und durch- 
zog nach bestandener Lehrzeit als wandernder Zimmergeselle und zugleich 
als lernbegieriger Schüler der Baukunst die Länder deutscher Zunge bis 
nach München und Wien, nach Berlin und Hamburg, um sich alsdann 
in der Heimat als Baumeister aufzuthun. Schweren Herzens hat er im 
Sommer 1833 den Auszug gegen die Landschaft mitgemacht. Aber mit 
seltener Geistesgegenwart deckte er am 3. August als Artillerieoffizier 
mit seinem Geschütz den Rückzug der Basler durch die Hard. Seit jener 
Zeit gehörte er dem Großen Rate an, von 1834 bis zu seiner Bürger- 
meisterwahl, 1858, dem Baukollegium und seit 1837 dem Militärkollegium. 
Den Vorschlägen zur Basler Verfassungsänderung von 1846, welche dem 
Großen Rate anstatt des Amtsbürgermeisters ein eigenes Präsidium 
und dadurch viel mehr Selbständigkeit gegenüber der Regierung verlieh, 
hat Stehlin sehr nahe gestanden. Er selbst wurde 1847 zugleich mit 
Karl Geigy und Achilles Bischoff Mitglied der Regierung und übernahm 
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darin das Militärwesen, das eine stramme Leitung längst bedurfte. 
Zugleich trat er kräftig für eine eidgenössische Politik Basels in die 
Schranken. Zur Tagsatzungsinstruktion vom Sommer 1847 stellte er 
die Forderung, daß der Sonderbund als verfassungswidrig erklärt werde. 
Und wie er 1845 seine Truppe an der gewaltsamen Befreiung des 
wegen politischen Preßvergehens inhaftierten Redaktors der National- 
zeitung, Dr. Karl Brenner, nicht verhindert, sondern sie nur vor Aus- 
schreitungen in der Uniform gewarnt hatte, so half er jetzt durch seine 
eindringliche Verwendung im Großen Rate das Aufgebot der Basler 
Milizen im Sonderbundskriege durchsetzen. Im Jahr darauf wurde er 
eidgenössischer Oberst, und als es nun Ernst wurde mit der Verwirk- 
lichung des schweizerischen Bundesstaates, da war Stehlin unter den 
Basler Staatsmännern der bedeutendste Vertreter des eidgenössischen 
Gedankens und einer der wenigen, welche sich von Anfang an ganz 
auf gleichem Boden mit den regenerierten Ständen befanden. Bei der 
erstmaligen Bestellung der Bundesversammlung wurde er als Abgeordneter 
Basels in den Ständerat entsandt, wo ihm seine Tüchtigkeit von vorn- 
herein besonderes Ansehen verschaffte und ihm den Zutritt zu den meisten 
wichtigeren Kommissionen öffnete. 

In den praktischen Aufgaben der großen Politik richtete der Bundes- 
rat gleich beim ersten Anlaß sein Augenmerk auf Oberst Stehlin, indem 
er ihn unterm 28. November 1848 an Stelle von Bundesrat Munzinger 
als eidgenössischen Kommissär im Tessin zur Regelung der Sache der 
italienischen Flüchtlinge gegenüber Radetzky ernannte. Stehlin hat diesen 
Auftrag, ebenso wie seine Wahl (5. Februar 1849) zum Experten des 
Bundesrates für die Untersuchung und Schätzung der vom Bunde zu 
erwerbenden kantonalen Pulvermühlen, amtlicher und privater Geschäfte 
halber abgelehnt. Doch sollte bald ein neuer und zwingenderer Anlaß 
zur Übernahme einer ähnlichen Aufgabe eintreten. 

Wie vordem die badischen Legitimisten, so fluteten im Juli 1849 
die Revolutionsscharen, durch die deutschen Exekutionstruppen unter 
dem Prinzen von Preußen, dem nachmaligen Kaiser Wilhelm I., zu Paaren 
getrieben, nach der Schweiz herein, wo sie nicht nur Verständnis und 
warme Sympathien, sondern bewaffneten Zuzug zu finden hofften. 

Da hatte nun der neue Schweizerbund seine politische Feuerprobe 
zu bestehen. Der Bundesrat hatte zu beweisen, ob er gewillt und auch 
gegen die Gunst des Volkes staatsmännisch sicher und stark genug sei, 
die neutrale Stellung der Schweiz inmitten der Staaten Europas zu 
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wahren. Gegenüber dem blinden Drängen zur allgemeinen Völker- 
befreiung bedurfte es ein außerordentliches Maß von Weisheit und 
Mäßigung, um das noch unerprobte Schifflein des schweizerischen Bundes- 
staates durch die hochgehenden Wogen des Völkermeeres richtig zu 
steuern. Dem allverehrten Bundespräsidenten Dr. Furrer ist es gewiß 
sehr schwer geworden, die Ausweisung der Revolutionsführer und der 
Rückfälligen, welche im ganzen Lande als demütigende Verleugnung des 
Asilrechtes gebrandmarkt wurde, zu bewilligen. Nicht umsonst bezeichnet 
er Ende 1849 in einem Brief an LaRoche, dieses Jahr seiner ersten Prä- 
sidentschaft als «jedenfalls das unglücklichste seines Lebens». Wenn die 
Verhältnisse sich nicht bedeutend ändern, so wäre es ihm unmöglich, 
lange mehr auszuhalten. 

Zur Entwaffnung und Internierung der 10— 11,000 Flüchtlinge war 
eine Grenzbesetzung unerläßlich. Mit der Oberleitung derselben wurde 
zunächst Nationalrat Oberst Hanauer von Baden i. A. betraut, der jedoch 
gerade zu der Zeit, wo sich die Schwierigkeiten am höchsten zu türmen 
begannen, seinen Rücktritt erklärte. 

An seiner Stelle ernannte der Bundesrat unterm 7. Juli 1849 zum 
eidgenössischen Kommissär an der nördlichen Schweizergrenze mit Sitz 
in Schaffhausen Oberst Stehlin, der am ı1. Juli die Geschäfte von 
Hanauer übernahm. Diese Wahl wurde überall mit Einmut begrüßt, 
als die eines ganzen Mannes von echtem Schrot und Korn, von festem 
Charakter und durchgreifender Energie, der seiner schwierigen Aufgabe 
vollkommen gewachsen sei und die Schweiz würdig vertreten werde. 

Stehlin hat diese Erwartungen nicht getäuscht und er sollte sofort 
Anlaß finden, sich darüber auszuweisen. Als eidgenössischem Kommissär 
lag ihm ob, zu handen des Bundesrates über die politischen Ereignisse 
und namentlich über die Truppenbewegungen in den Nachbarländern 
möglichst zuverlässige Berichte zu verschaffen und im Notfall, bei An- 
näherung fremder Truppen oder stärkerem Andrang von Flüchtlingen, die 
nötigen Mannschaften aus den nächsten Kantonen einzuberufen; sodann 
alle Flüchtlinge zu entwaffnen, Namen und Herkunft derselben zu kon- 
statieren und sie, möglichst getrennt, auf acht Stunden Distanz von der 
Grenze zu internieren. 

Bei seinem Amtsantritt galt es zunächst, in den argen Wirrwar 
der willkürlichen Zu- und Abschiebungen der Flüchtigen von einem 
Kanton zum andern Klarheit und Ordnung zu bringen, desgleichen in die 
Behandlung der den Flüchtigen abgenommenen Waffen und Wertsachen, 
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und in die Auslieferung der von denselben im Badischen requirierten 
Pferde und Fuhrwerke. Bald aber drohte ein viel ernsterer Konflikt, 
welchem zwar, nach seiner befriedigenden Lösung durch Oberst Stehlin, 
heute kaum mehr besondere Bedeutung beigelegt wird, der aber im 
Sommer 1849 das ganze Land und namentlich die Bundesregierung in 
Bern eine kurze Zeit hindurch in atemlose Spannung versetzt hat. 

Am 21. Juli besetzte eine Kompagnie Hessen per Dampfschiff von 
Konstanz her die badische Enklave Büsingen. Damit war durch Be- 
nützung des schweizerischen Stromgebiets des Rheines die Schweizer- 
grenze verletzt. 

Sofort wurde die Enklave samt dem Schiff durch Oberstbrigadier 
Müller von Zug gesperrt und der Kommandant jener deutschen Abteilung 
auf sein eigenmächtiges Vorgehen aufmerksam gemacht. Dem badischen 
Civilkommissär, dem Grafen Hennin, der darauf in Schaffhausen bei 
Oberst Stehlin vorsprach, erklärte Stehlin den anerbotenen Rückzug der 
deutschen Truppen nur unter der Bedingung gestatten zu können, 
daß dieselben bei ihrem Marsch durch Schweizergebiet die Waffen ab- 
legen und dieselben unter eidgenössischer Bedeckung sich vor- oder nach- 
führen lassen würden. Diese Bedingung erklärte Graf Hennin als unver- 
einbar mit der militärischen Ehre. Stehlin aber beharrte darauf. 

In bedrohlicher Weise wurden nun größere deutsche Truppenmassen 
in der Umgebung zusammengezogen, und Tags darauf erschien eine 
zweite Abordnung mit der schriftlichen Erklärung, daß bei der Besetzung 
von Büsingen keinerlei Verletzung des Schweizergebietes beabsichtigt 
worden sei. «Auf der freien Wasserstraße des Rheines» sei jede Ver- 
letzung von Hoheitsrechten ausgeschlossen. Stehlin möge daher jener 
Truppe freien Abzug gewähren. 

Damit kamen aber die deutschen Vertreter an die unrechte Adresse. 
Stehlin war nicht nur im Falle, die thatsächliche Verletzung des Schweizer- 
gebietes in staatsrechtlicher Hinsicht, sondern zudem das Bewußtsein 
davon bei der Leitung jener hessischen Abteilung nachzuweisen. Er 
beharrte auf der Entwaffnung der Hessen bei ihrer Rückkehr, erklärte 
sich aber damit einverstanden, daß der Entscheid des Bundesrates darüber 
eingeholt werde. 

Der Bundesrat genehmigte unterm 24. Juli Stehlins Verhalten und 
bestätigte seine Anordnungen, so lange bis von der andern Seite Vor- 
schläge gemacht werden, die nach Stehlins Überzeugung ebenso geeignet 
seien, die Rechte und die Ehre des "Landes zu wahren. Unverzüglich 
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wurden zwei Divisionen aufgeboten, das ganze übrige Bundeskontingent 
nebst der Landwehr der Nordostschweiz auf Piket gestellt und Stehlin 
ermächtigt, im Notfall auch über andere Truppen zu verfügen. Zum 
Oberbefehlshaber ernannte der Bundesrat gleichzeitig General Dufour, 
der am 28. Juli in Bern eintraf. Auf den ı. August wurde die Bundes- 
versammlung einberufen. 

Eine Abordnung aus dem deutschen Hauptquartier, welche am fol- 
genden Morgen, den 25. Juli, beim Bundespräsidenten Furrer in Bern 
vorsprach, um ohne weitere Vollmachten mündlichen Aufschluß zu erteilen, 
wurde vom Bundesrate «wegen unveränderter Sachlage» an den Kom- 
missär verwiesen. 

Gleichzeitig wurde dem letztern angedeutet, wie der Bundesrat 
glaube, daß der Konflikt auf eine für beide Teile ehrenhafte Weise gelöst 
werden könne: Es dürfte dem Wesen der von ihm aufgestellten For- 
derung gleichkommen, wenn eine schriftliche Erklärung abgegeben würde, 
daß die Verletzung des Schweizergebietes ohne Wissen und Willen des 
Militärkommandos stattgefunden habe und die bestimmte Zusicherung 
erfolge, daß künftig derartige Gebietsüberschreitungen ohne Bewilligung 
der schweizerischen Behörden nicht mehr vorkommen werden. Übrigens 
werden die Bedingungen des Abzugs ganz in Stehlins Ermessen gestellt. 

Dem deutschen Bevollmächtigten zu den weitern Verhandlungen 
erklärte Stehlin zunächst, «es könne über die Art des Abzugs der hessi- 
schen Truppen nicht unterhandelt werden, bis eine förmliche Erklärung 
von seite des Generalkommandos abgegeben sei, welche der Schweiz 
über die stattgefundene Verletzung ihres Gebietes Aufklärung, Genug- 
thuung und Beruhigung zu verschaffen geeignet sei». Darauf wurde 
namens des deutschen Generalkommandos die formelle Erklärung zuhanden 
des eidgenössischen Kommissärs abgegeben, daß die Besetzung von Bü- 
singen ohne Wissen und Willen des Generalkommandos der Reichstruppen 
geschehen sei, daß dabei keinerlei Absicht der Gebietsverletzung oder 
des Rechtseingriffs obgewaltet habe, und daß damit keinerlei Präjudiz für 
die Benützung des Schweizer Rheines als Militärstraße geschaffen werden 
wolle, daß vielmehr das Generalkommando schon früher die gemessensten 
Befehle erteilt habe, mit aller Strenge und Umsicht jedwede Verletzung 
des neutralen Schweizerbodens zu vermeiden, und daß es sich feierlich 
verpflichte, auch ferner an diesem Grundsatze festzuhalten. 

Nachdem diese Erklärung von, den deutschen Bevollmächtigten unter- 
zeichnet war, wurde über den Abzug der Hessen aus dem Dorfe Büsingen 


210 


unterhandelt, und «als maßgebend festgesetzt, daß derselbe nun mit Waffen 
und Gepäck erfolgen könne, jedoch nicht zur Nachtzeit und nicht zu 
Wasser». 

Zwei Tage darauf, am Sonntag den 30. Juli mittags ı Uhr, fand 
dann der Abzug der Hessen, überwacht von dem schweizerischen Brigade- 
kommandanten Oberst Müller, statt. Das gesperrte Dampfschiff Helvetia 
wurde auf Gesuch seines Kapitäns gleichfalls unter schweizerischen 
Schutz genommen und kehrte unter eidgenössischer Flagge, von zwei 
schweizerischen Offizieren begleitet, nach dem Untersee zurück. Die 
eidgenössische Bedeckung erwies sich bei der Durchfahrt unter der Brücke 
in Stein als sehr notwendig. Denn in der ganzen Bevölkerung hatte 
diese Grenzverletzung eine tiefgehende Entrüstung hervorgerufen. 

Die Festigkeit, mit welcher Oberst Stehlin dieser ersten Verletzung 
des Schweizerbodens unter der neuen Staatsform entgegentrat, hat ihre 
Wirkung nicht verfehlt. Die Schweiz hatte nach dem Divisionsrapport 
Oberst Gmürs eine ehrenvolle Genugthuung erlangt und war vor ähn- 
lichen Eingriffen nunmehr sicher, «zumal sich unsre Nachbarn sattsam 
überzeugen konnten, wie eifersüchtig die Schweiz auf die Unantastbarkeit 
ihres Gebietes haltet, und daß sie keine Opfer scheut, die Integrität ihres 
Gebietes aus allen Kräften zu handhaben und zu wahren». 

Die ganze Angelegenheit der badischen Flüchtlinge ist für die 
Schweiz ohne weitere kriegerische Verwicklungen abgelaufen. Das Auf- 
gebot der bedeutenden Truppenmacht und die Berufung Dufours erwies 
sich als unnötig. General Dufour trat im Grunde nur noch zur Ent- 
lassung der Truppen in Funktion (am 4., 7. und 9. August). 

Am Tage nach dem Abzug der Hessen von Büsingen begab sich 
Stehlin nach Basel, um die dortigen Kommissariatsgeschäfte, welche bis- 
her Oberstbrigadier Kurz besorgt hatte, an den Basler Polizeivorstand 
Dr. Gottlieb Bischoff, den diplomatischen Teil an den Staatsschreiber 
Felber zu übertragen. Unterm 10. August beantragte er dem Bundesrate 
die Verlegung des Kommissariates von Schaffhausen nach Basel, eventuell 
seine vollständige Aufhebung. Der Bundesrat stellte die Wahl des Sitzes 
seinem Ermessen anheim, ersuchte ihn aber vorerst, «seine Funktionen 
in der bisherigen anerkennenswerten Weise fortzusetzen». Am 15. Au- 
gust ernennt er ihn zum Oberst im Generalstab. 

Im Frühjahr 1853 sandte ihn sein Heimatkanton an Stelle des un- 
heilbar erkrankten Achilles Bischoff in den Nationalrat, wo er als einer 
der einflußreichsten «Bundesbarone» eine hervorragende Stellung einnahm. 


Wiederholt hat er den Nationalrat präsidiert, und als es sich nach dem 
Tode Munzingers (am 6. Februar 1855) um eine Vertretung der Nord- 
westschweiz in der obersten Vollziehungsbehörde handelte, wurde Stehlin 
anfangs Juli 1855 zum Bundesrat gewählt. Auf seinem Landsitz bei 
Bipp hat er das Für und Wider im Beisein von Bundespräsident Furrer 
und andern Freunden allseitig erwogen. Sein «republikanisches Pflicht- 
gefühl und etwelche persönliche Neigung» hätten ihm, seinen eigenen 
Worten zufolge, die Annahme der Wahl sehr nahe gelegt. Doch wurde 
der sonst stahlharte Mann in diesem Fall «durch die zarteren Pflichten 
gegen seine Familie» zum Verzicht auf die hohe Würde bestimmt. Seinen 
Platz im Bundesrat nahm dann der Luzerner Schultheiß Knüsel ein. 

Dem Nationalrat hat Stehlin bis anfangs 1875, also bis zum Inkraft- 
treten der revidierten Bundesverfassung angehört, zunächst als einziger 
Vertreter Basels, seit 1863 neben Wilhelm Klein, den ihm die äußerste 
Linke schon bei der Erneuerungswahl von 1857 gegenübergestellt hatte. 

Um die engere Heimat hat sich Stehlin gleichzeitig als Bürgermeister, 
von 1858 bis 1873, hohe Verdienste erworben. Insonderheit ist die 
Niederlegung der Mauern und Wälle und die Stadterweiterung seit dem 
Ende der Fünfziger Jahre großenteils sein Werk. 


* + 


Die Verdienste Basels um das schweizerische Militärwesen waren in 
der ersten Zeit des Bundes ziemlich spärliche. Bezeichnend für die Sach- 
lage ist, daß noch in dem ersten Etat des eidgenössischen Generalstabs 
vom Februar 1849 unter den zahlreichen Obersten und Oberstlieutenants 
kein einziger Basler und als Major nur einer figuriert. Jakob Stehlin 
war dann der erste Basler Oberst im Generalstab. Ebensowenig war 
Basel vertreten in den militärischen Expertenkommissionen des Bundes- 
rates vom 12. Januar 1849 zur allgemeinen Militärorganisation und zur 
Organisation des Unterrichts der Specialwaffen. 

Aber gerade in dieser Zeit patriotischer Erhebung, zum Teil direkt 
genährt durch die Kriegsereignisse im badischen Nachbarlande und die 
Grenzbesetzung von 1849, hat eine lebendigere Teilnahme an der Pflege 
des schweizerischen Wehrwesens auch in Basel Boden gefaßt. 

Als ein Vorläufer der Centralisation auf diesem Gebiete ist der be- 
kannte schweizerische Militärschriftsteller Johannes Wieland (1791— 1832), 
Sohn des Basler Bürgermeisters Johann Heinrich Wieland (s. o. S. 153) 
zu nennen, der nach kurzer, ruhmgekrönter Offizierslaufbahn unter 
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Napoleon (1808&—1814) Basler Polizeidirektor wurde und nun statt des 
Degens um so eifriger die Feder für die Verbesserung der schweizeri- 
schen Wehrkraft und für die Anbahnung einer einheitlichen Oberleitung 
derselben führte. Sein militärisches Handbuch sollte nach Heinrich 
Zschokkes Wort jedem schweizerischen Wehrmann als zweite Bibel in 
den Tornister gesteckt werden. 

Zur That und Wahrheit wurden ‘die Absichten Johannes Wielands 
nach vollzogener Einigung des Landes durch seinen Neffen, den eidge- 
nössischen Obersten und ersten Oberinstruktor der Infanterie, Hans W ie- 
land (1825— 1864). 

Der Vater, August Wieland, Inhaber der Schweighauserschen Buch- 
handlung und Druckerei, sowie der Oheim, Oberst Lukas Landerer, 
waren am 3. August 1833 im Kampf mit der Landschaft gefallen. Der 
wackern Witwe half ein Bruder des Vaters in der Erziehung der sieben 
Waisen. 

' Anfänglich eifriger Student der Theologie und begeisterter Tübinger 
Burschenschafter, wurde Hans Wieland durch den frühen Tod seines 
Bruders gezwungen, sich dem Buchhandel zu widmen, um das ererbte 
Geschäft weiter führen zu können. In Frankfurt zog er sich durch eine 
Turnfestrede die Ausweisung aus dem Herzogtum Nassau zu. Er wandte 
sich nach Genf und erlebte dort die Oktoberrevolution von 1846 und das 
radikale Regiment James Fazys. Im Jahre 1847 übernahm er das väter- 
liche Geschäft. Im Basler Intelligenzblatt, das er selbst verlegte und 
durch eigene Mitarbeit in die Höhe brachte, hat er die Genfer Ereignisse 
lebendig geschildert. 

Als Rekrut 1845 faßte er zunächst einen ausgesprochenen Wider- 
willen gegen die seinem lebhaften und ideal veranlagten Naturell stracks 
zuwiderlaufende Einzwängung von Körper und Geist in den militärischen 
Drill. Als gemeiner Soldat gedachte er seiner Dienstpflicht zeitlebens zu 
genügen. Dem unablässigen Drängen befreundeter Offiziere gelang es 
indessen doch, ihn zur Annahme der Korporalsschnüre zu bewegen, und 
von dem Augenblick an warf er sich mit demselben Eifer auf das Studium 
der Kriegswissenschaften, wie vordem auf das der Theologie. Der Basler 
Oberinstruktor Lukas von Mechel, nachmals General in neapolitanischen 
Diensten, entdeckte bald seine hohe Befähigung und suchte ihn auf jede 
Weise zu fördern. Im Sonderbundskriege wäre Wieland gar zu gerne 
in der Linie gestanden, mußte sich aber zu seinem großen Verdruß, gleich 
der übrigen Basler Infanterie, mit dem Garnisonsdienst in Basel begnügen. 
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Auch seine Bemühungen, zum Examen für den kantonalen Geniestab 
zugelassen zu werden, blieben trotz tüchtiger mathematischer Studien 
ohne seine Schuld erfolglos. 1848 wurde er Lieutenant, und Mechel zog 
ihn bereits zur Instruktion der Truppen bei. Rasch avancierte er dann 
zum Hauptmann, zum Major, zum Kommandanten und zum Instruktor 
der Basler Infanterie, als welcher er sich ausgezeichnet bewährte. «Mit 
Beseitigung alles überflüssigen und lästigen Kamaschentums wußte er 
die jungen Milizen rasch in allen Zweigen, welche der Dienst im Felde 
hauptsächlich erfordert, zu tüchtigen Soldaten zu machen... . Die Mann- 
schaften wurden wohl tüchtig herumgeworfen, vom ersten Tage des Ein- 
rückens an fehlte es nicht an Strapatzen, aber die Leute erhielten nicht 
bloß eine mechanische Dressur, sondern ein Verständnis ihrer Aufgabe... . 
Auch der Urteilsloseste mußte instinktiv fühlen, daß auf diesem Wege 
etwas aus ihm werden könne.» Der wohlverdiente Ruf, den das Basler 
Auszügerbataillon unter Mechels Instruktion erlangt hatte, stieg noch 
höher unter Wielands Leitung. 

Inzwischen hatte sich Wieland auch litterarisch hervorgethan. Neben 
der Redaktion des Intelligenzblattes (s. 0.) gab er bereits im Jahre 1850 
eine Schrift heraus «über Organisation und Taktik der schweizerischen 
Infanterie». Seit 1852 redigierte er im eigenen Verlage die schweizerische 
Militärzeitung. «In frischer, kecker Sprache griff er darin Veraltetes und 
sonstige Übelstände mutig an, schlug Zweckmäßiges vor, prüfte fremdes, 
und brachte altes und neues, was die militärische und patriotische Bildung 
des jungen Wehrmanns zu fördern imstande war. Es konnte nicht fehlen, 
daß er durch seine körnige und unerschrockene Schreibart hie und da 
anstieß; aber die Anregung und der wirkliche Gehalt waren zu augen- 
fällig, um nicht diese Mißtöne allmälig verklingen zu machen in dem 
lauten Beifall der allgemeinen Anerkennung.» (Th. Meyer-Merian, 1865.) 

1853 wurde er zum ersten Mal in eidgenössischem Dienste verwendet 
bei der Instruktion der Cadres zum Truppenzusammenzug an der Kreuz- 
straße. 1858 leitete er den Unterricht beim Truppenzusammenzug an 
der Luziensteig, und im Dezember gleichen Jahres berief ihn der Bundes- 
rat auf den damals neu kreierten Posten eines Oberinstruktors der In- 
fanterie und Chefs des Personellen. 

Durch Artikel 20 der Bundesverfassung vom 12. September 1848 
war die Instruktion der Truppen in die Hand des Bundes gegeben. Mit 
der Centralisation des Unterrichts suchte Bundesrat Stämpfli 1854— 1863, 
als Vorsteher des eidgenössischen Militärdepartements, ganzen Ernst zu 


machen. Indem er Wieland mit der obersten Leitung der Instruktion 
der Offiziere betraute, hat er den wichtigsten Schritt zur Erfüllung dieses 
Zweckes vollzogen. Die gründliche Umgestaltung des schweizerischen 
Wehrwesens, welche gemeinhin mit Stämpflis Namen verknüpft wird, 
ist gar nicht zu denken ohne Wielands organisatorisches Genie, seine 
aufopfernde Hingebung, seinen begeisterten Patriotismus und Idealismus. 

Der leitende Grundgedanke Wielands bei der Lösung seiner großen 
und neuen Aufgabe war auf eine möglichst gleichmäßige Durchbildung 
des gesamten schweizerischen Offiziersstandes gerichtet, und als letztes 
Ziel schwebte ihm die gänzliche Centralisation des Unterrichts der In- 
fanterie vor. 

Dieses Ziel suchte er hauptsächlich zu erreichen durch die Begründung 
einer eidgenössischen Instruktorenschule und durch die Schaffung der 
Offiziersaspirantenschulen. Letztere lagen ihm ganz besonders am Herzen. 
Nicht nur Körper und Geist, sondern Herz und Gemüt suchte er zu 
erziehen, Ehrgefühl und patriotische Erhebung zu pflegen, vor allem 
durch das eigene Beispiel. Die körperlichen Anstrengungen, die er der 
Mannschaft zumutete, teilte er selbst mit ihr. Tagsüber gleich uner- 
müdlich zu Pferd wie zu Fuss, konnte er noch bis tief in die Nacht 
hinein administrativen Arbeiten obliegen. «Ohne sichtliche Anstrengung 
beschäftigte er sich mit mehreren Aufgaben, deren jede allein die volle 
Geisteskraft eines andern in Anspruch genommen hätte. Voller Initiative 
organisierte er mit der grössten Leichtigkeit und übersah auch bei den 
verwickeltsten Aufgaben, die ihm namentlich die Truppenzusammenzüge 
zu lösen gaben, kein Detail.... Seine Vorträge und Berichte an das 
Militärdepartement atmeten den gleichen frischen Geist wie seine Tages- 
Derchle wear ererteilte in den. Infanterieschulen. mit. gleichem Eifer 
Theorie über Soldatenschule, wie in Generalstabsschulen über Kriegs- 
geschichte eter, 2... : Eine reiche Phantasie und volle Gewalt über 
die Sprache, machten ihm möglich, alles, was er sagte, frisch und 
anregend vorzubringen. Er verstand, die Soldaten zu gewinnen mit 
wenigen Worten, die in gewaltiger, klartönender Stimme über die 
Bataillone hindrangen. » 

Aber bei dem Übermass körperlicher und geistiger Anstrengung 
vermochte seine Konstitution dem idealen Schwung und der mächtigen 
Willenskraft doch nicht lange zu folgen. Im Sommer 1863 machten sich 
bei dem erst Achtunddreissigjährigen körperliche Leiden geltend, die er 
beharrlich ignorierte bis zum Schlusse sämtlicher Militärkurse jenes Jahres. 
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Die Erholung, welche er sich alsdann gönnte, führte keine gründliche 
Heilung herbei, und nachdem er trotzdem im Februar 1864 seine Thätig- 
keit als Kommandant der Basler Infanterie-Rekrutenschule wieder auf- 
genommen, trat anfangs März eine akute Erkrankung ein. Nach 
wenigen Wochen machte ein Herzschlag seinem Leiden, zugleich aber 
auch dem hoffnungsvollen Adlerfluge seiner reichgesegneten, patriotischen 
Laufbahn ein Ende. 

Sein Name hat dem Stande Basel auch im schweizerischen Wehr- 
wesen eine ehrenvolle Stellung gesichert. Sein glühender, opferfreudiger 
Patriotismus, sein lebendiges Wort und sein persönliches Vorbild aber 
haben in den Herzen vieler jungen Basler gezündet und sie zur Nach- 
eiferung nicht auf militärischem Gebiet allein, sondern zur ganzen Hin- 
gabe an das geeinte Vaterland begeistert. 
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